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Novembersession 2020 des Kantonsrates 
 
Präsidium: Präsident: Bruno Cozzio, Uzwil 
 Vizepräsidentin: Claudia Martin, Gossau 
 1. Stimmenzählerin: Eva B. Keller, Kaltbrunn 

2. Stimmenzähler: Jens Jäger, Vilters-Wangs 
3. Stimmenzähler: Markus Wüst, Oberriet 

  
 Fraktionspräsidentin und -präsidenten: 
 Christoph Gull, Flums (SVP-Fraktion) 
 Andreas Widmer, Mosnang (CVP-EVP-Fraktion) 
 Thomas Ammann, Waldkirch (FDP-Fraktion) 
 Bettina Surber, St.Gallen (SP-Fraktion) 
 Meinrad Gschwend, Altstätten (GRÜNE-Fraktion) 
  
Protokoll: Lukas Schmucki, Leiter Parlamentsdienste 
 Beat Müggler, Leiter Ratsdienst 
 Matthias Renn, Unterstützung Ratsbetrieb 
  
 Protokollführerinnen: 
 Simone Durrer, Leiterin Kantonsratsprotokoll 
 Leandra Cozzio 
 Gerda Göbel-Keller 
 Susanne Keller 
 Biondina Muslii 
 Sandra Stefanovic 
  
Montag, 
30. November 2020 
Nrn. 068 bis 079 

Vorsitz: Cozzio-Uzwil 
am Nachmittag anwesend: 115 Mitglieder 
entschuldigt: Dobler-Oberuzwil, Gartmann-Mels, Heim-
Andwil, Müller-Lichtensteig, Sarbach-Wil 

  
 Dauer der Sitzung: 13.15 bis 16.45 Uhr 
  
Dienstag, 
1. Dezember 2020 
Nrn. 080 bis 088 

Vorsitz: Cozzio-Uzwil 
am Vormittag anwesend: 115 Mitglieder 
entschuldigt: Bühler-Bad Ragaz, Dobler-Oberuzwil, Heim-
Andwil, Müller-Lichtensteig, Sarbach-Wil 

  
 am Nachmittag anwesend: 116 Mitglieder 

entschuldigt: Dobler-Oberuzwil, Heim-Andwil, Müller-
Lichtensteig, Sarbach-Wil 

  
 Dauer der Sitzung: 08.30 bis 18.00 Uhr 
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Mittwoch, 
2. Dezember 2020 
Nrn. 089 bis 095 

Vorsitz: Cozzio-Uzwil 
am Vormittag anwesend: 117 Mitglieder 
entschuldigt: Dobler-Oberuzwil, Heim-Andwil, Müller-
Lichtensteig 

  
  am Nachmittag anwesend: 116 Mitglieder 

entschuldigt: Dobler-Oberuzwil, Heim-Andwil, Müller-
Lichtensteig, Wüst-Oberriet 

  
 Dauer der Sitzung: 08.30 bis 17.50 Uhr 
  
Nr. 096 Inhaltsverzeichnis 
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02.20.01 Beginn und Eröffnung der Session 

Cozzio-Uzwil, Präsident des Kantonsrates: Sehr geehrte Damen und Herren von Rat 
und Regierung, ich begrüsse Sie herzlich zur Novembersession, die ich hiermit er-
öffne. 
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03.20.02 Mitteilungen 

Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Zum vierten Mal versammelt sich der Kantonsrat hier in 
der Olma-Halle 2.1. Leider ist es noch nicht an der Zeit, in den Kantonsratssaal zu-
rückzukehren. Auch die Februarsession 2021 wird extra muros auf dem Olma-Areal 
stattfinden. Dies hat das Präsidium bereits entschieden. Die Rückkehr in den Kan-
tonsratssaal ist frühestens für die Aprilsession 2021 vorgesehen. Es gibt eine kleine 
Zahl von Mitgliedern von Rat und Regierung, die der Session in Folge einer Covid-19-
Erkrankung fern bleiben müssen. Ich wünsche ihnen im Namen des Kantonsrates 
einen milden Verlauf der Ansteckung und rasche Besserung. Beschluss und Hand-
lungsfähigkeit von Rat und Regierung sind durch die Abwesenheiten nicht beeinträch-
tigt. Uns alle bitte ich, weiterhin die Eigenverantwortung wahrzunehmen und die uns 
bekannten Hygiene- und Distanzregeln auch im parlamentarischen Betrieb einzuhal-
ten. Ich mache Sie zudem auf die wertvollen Informationen in der «Anleitung zum Rats-
betrieb extra muros» aufmerksam, die Sie letzte Woche zugestellt erhalten haben. 
Bitte lesen Sie diese Anleitung sorgfältig durch. Auf zwei Punkte möchte ich speziell 
hinweisen. Zum einen gilt an diesen drei Sessionstagen für alle Anwesenden eine 
generelle und ständige Maskentragepflicht. Es gibt eine Ausnahme: Zum Essen und 
Trinken darf die Maske abgenommen werden, wobei die Konsumation stets am Tisch 
sitzend erfolgen muss. Ein Ratsmitglied verfügt im Übrigen über einen Dispens und 
ist deshalb von der Maskentragpflicht befreit. Zuletzt bitte ich Sie, darauf zu achten, 
dass bei Sitzungsende nicht alle den Saal gemeinsam verlassen. Damit es keinen 
Stau gibt, bitte ich Sie, den Saal vielmehr reihenweise zu verlassen, angefangen bei 
der hintersten Reihe. Ich danke Ihnen für die Disziplin und das Verständnis. 

Präsidium SVP-Fraktion: Die grösste Fraktion in unserem Rat hat ihr Präsidium 
neu gewählt. Neuer Präsident der SVP-Fraktion ist ab heute Kantonsrat Christoph 
Gull-Flums. Er löst in dieser Funktion Kantonsrat Michael Götte-Tübach ab, der in sei-
nen mehr als elf Jahren als Fraktionspräsident nicht nur seine Fraktion, sondern den 
ganzen Kantonsrat massgeblich mitgeprägt hat. Ich danke Michael Götte für sein 
langjähriges engagiertes Wirken an der Spitze seiner Fraktion, und ich freue mich auf 
die ebenso gute Zusammenarbeit mit Christoph Gull, der ab heute auch Mitglied des 
Präsidiums des Kantonsrates ist. 
 
 
03.20.03 Erklärungen (nach Art. 82 Abs. 3 GeschKR) 

Güntzel-St.Gallen: Ich hätte eine persönliche Bemerkung zu den einleitenden Bemer-
kungen des Ratspräsidenten, insbesondere zu den Informationen extra muros, nicht 
aber zu den Kommissionsbestellungen. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Sie haben das Wort für eine persönliche Erklärung von 
höchstens drei Minuten. 
 
Güntzel-St.Gallen: Bitte nehmen Sie zur Kenntnis – und das mag überraschend sein –, 
dass ich mich von der Art und Weise, wie das Präsidium beschlossen hat, ausge-
schlossen fühle von den weiteren Behandlungen des Rates in dieser Session. Offen-
bar geht man davon aus, dass man zu Hause oder im Büro nicht nur über einen PC, 
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sondern selbstverständlich auch über einen Laptop verfügt. Ersteres habe ich im 
Büro; doch wenn man keinen Laptop besitzt, frage ich Sie, wie ich in dieser Session 
bei den Vorstössen und Anträgen reagieren soll oder kann, wenn Verschiedenes nicht 
mehr in gedruckter Form verteilt wird. Ich stelle keinen Antrag, ich nehme zur Kennt-
nis, dass es für Sie offenbar selbstverständlich ist, dass man heutzutage einen Laptop 
hat. Ich warte darum auf Weihnachten, bis ich vom Kanton St.Gallen einen Laptop 
erhalte. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Wir nehmen Ihr Votum sehr gerne auf und werden das 
an der heutigen Präsidiumssitzung besprechen. 
 
 
03.20.05 Nachrufe 

Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Nur wenige Tage vor ihrem 70. Geburtstag ist am 28. Ok-
tober 2020 Mafalda Hostettler verstorben. Sie politisierte für die Christlichdemokrati-
sche Volkspartei und vertrat den damaligen Bezirk Gossau während acht Jahren von 
1984 bis 1992 im Grossen Rat. Mafalda Hostettler wirkte als Kantonsrätin in zahlrei-
chen Kommissionen mit. Dabei setzte sie sich besonders für sozial- und umweltpoli-
tische Themen ein. Sie war u.a. am Gesetz über Mutterschaftsbeiträge und an zwei 
Nachträgen zum Kinderzulagengesetz beteiligt. Auch wirkte sie am Energiegesetz, 
dem Grossratsbeschluss über umweltgefährdende Stoffe und sogar an der Schaffung 
des kantonalen Umweltamtes mit. Mafalda Hostettler war auch in ihrer Wohnge-
meinde aktiv als Mitglied des Gemeinderates von Gaiserwald und als Mitglied der 
Vormundschaftsbehörde. 

Am 11. Oktober 2020 ist Emil Hermann im Alter von 87 Jahren verstorben. Er 
war während 16 Jahren von 1968 bis 1984 Mitglied des Grossen Rates und vertrat 
die Christlichdemokratische Volkspartei sowie den damaligen Bezirk Sargans. Wäh-
rend seiner Amtszeit wirkte Emil Hermann in einer Vielzahl an Kommissionen zu ver-
schiedenen Themen mit. Der Landwirt aus Bad Ragaz brachte sein Wissen über land-
wirtschaftliche Themen im Rat ein. So war er u.a. an den baulichen Erweiterungen 
und Erneuerungen der landwirtschaftlichen Schulen in Flawil und Sennwald sowie am 
Nachtragsgesetz zum Veterinärgesetz und am Forstgesetz beteiligt. Neben seiner 
Tätigkeit im Grossen Rat engagierte sich Emil Hermann in diversen weiteren öffentli-
chen Ämtern: Er war u.a. Mitglied des Gemeinderates, Präsident der landwirtschaftli-
chen Schätzungskommission und Vorstandsmitglied der Bauernpolitischen Vereini-
gung. 
 
 
Dienstag, 1. Dezember 2020 
 
22.20.XX Gesetz des Kantons St.Gallen über Härtefallmassnahmen für Unter-
nehmen in Zusammenhang mit der Covid-19-Epidemie (Arbeitstitel) 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Diskussion zur Information der Regierung vom 24. No-
vember 2020 zum noch nicht vorliegenden Geschäft 22.20.XX Gesetz des Kantons 
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St.Gallen über Härtefallmassnahmen für Unternehmen in Zusammenhang mit der 
Covid-19-Epidemie (Arbeitstitel). 
 
Thalmann-Kirchberg: Herzlichen Dank, dass wir die Möglichkeit bekommen, zur In-
formation der Regierung vom 24. November 2020 im Zusammenhang, wie die Härte-
fallmassnahmen im Kanton St.Gallen umgesetzt werden sollen, Stellung zu nehmen. 
Das Tempo der Umsetzung wurde erheblich erhöht, weil die Notwendigkeit erkannt 
wurde. Grundsätzlich bin ich kein Freund von Dringlichkeitsrecht ohne parlamentari-
sche Behandlung. In der Umsetzung dieser Härtefallmassnahmen ist dies aber ange-
sagt. 

Mit den Härtefallmassnahmen sollen Reisebüros, Carunternehmen, Marktfahrer, 
Schausteller aber auch Firmen aus der Eventbranche unterstützt werden. Dies ist 
wichtig, sehr wichtig, weil diese seit dem Frühjahr 2020 stillstehen und dringend auf 
Unterstützung angewiesen sind. Neu haben der Bundesrat und die St.Galler Regie-
rung auch die Hotellerie und Gastronomie in die Liste der zu unterstützenden Betriebe 
aufgenommen. Dies ist gut. Die zweite Welle trifft unsere Branche, die Gastronomie 
und Hotellerie, monetär mindestens so hart, wie der Lockdown im Frühjahr. Ich bin 
überzeugt, dass ich mit dem nachfolgenden Beispiel von meinem Betrieb ein reprä-
sentatives Bild für die ländliche Gastronomie abgeben kann. 

Wir verzeichneten bei uns im Betrieb im November einen Umsatzrückgang von 
58 Prozent. Diese tiefen Umsatzzahlen haben wir während den normalen Öffnungs-
zeiten erzielt. Auch wenn ein Teil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Kurzarbeit 
ist, gehen uns aktuell die Personalkosten durch die Decke. Betriebe, die im Sommer 
alles unternommen haben, um einen guten Umsatz zu erzielen, werden durch die 40-
Prozent-Regelung mit Umsatzeinbussen bestraft, weil sie über das ganze Jahr diese 
40 Prozent Umsatzeinnahmen oder Umsatzeinbussen nicht erreichen. Grundsätzlich 
ist unsere Gewinnmarge in der Hotellerie/Gastronomie sowieso tief und mit dieser 40-
Prozent-Regelung trifft es teils Betriebe hart, weil diese scharf an dieser Marke vor-
beigehen. Aus diesem Grund die erste Frage an die Regierung, ob sie eine Möglich-
keit sehen würde, von dieser 40 -Prozent-Umsatzregelung abzusehen oder eine an-
dere Regelung einführen könnte, damit Betriebe, die knapp an dieser Regelung 
vorbeigehen, ebenfalls mit den Härtefall-Massnahmen unterstützt werden könnten. 

Die zweite Frage diesbezüglich: Es ist ja vorgesehen, dass die Berechnungs-
dauer dem Kalenderjahr entspricht, und Januar 2020 bis Dezember 2020 als Berech-
nungsgrundlage gilt. Wir konnten im Januar und Februar dieses Jahres noch gute 
Umsätze erzielen. Würde man als Berechnungsgrundlage ein sogenanntes «Corona-
Jahr» – dieses Wort habe ich erfunden – als Basis nehmen, sprich März 2020 bis 
Februar 2021, würden die Zahlen auch wieder ganz anders aussehen. Eine andere 
Möglichkeit wäre, dass nur März 2020 bis Dezember 2020, also zehn Monate, als 
Berechnungsgrundlage gelten würden. 

Betriebe aller Branchen, die mit Härtefallmassnahmen unterstützt werden, haben 
im Frühjahr den Covid-Kredit beantragt. Viele Betriebe haben diesen Kredit aufge-
braucht oder werden diesen in den nächsten Monaten, speziell Anfang des Jahres, 
wenn die grossen Versicherungsleistungen für 2021 vorausbezahlt werden müssen, 
aufgebraucht haben. Diese Betriebe brauchen alle kein zusätzliches Darlehen mehr. 
Aus diesem Grund eine weitere Frage an die Regierung: Kann sie schon sagen, wel-
che Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit es zur Auszahlung von A-fonds-
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perdu-Beiträgen kommt? Und dazu auch gleich die Frage, ob allfällig das Abrech-
nungsmodell, das man in der Kultur kennt und bereits im Einsatz ist und wenn ein 
Betrieb die Einnahmen und die Ausgaben offenlegt, ob diese Differenz als Grundlage 
genommen werden könnte für die Auszahlung von A-fonds-perdu-Beiträgen? 

Zum Schluss komme ich noch auf die Kurzarbeit zu sprechen: Kurzarbeit ist ein 
gutes Instrument und schützt vorwiegend die Arbeitnehmerinnen und Arbeitgeber 
aber auch die Betriebe, damit sie den Mitarbeitenden nicht kündigen müssen und 
nicht zu viel Know-how verloren geht. Es ist eine Tatsache, dass der Arbeitgeber für 
die Versicherungen sämtliche Arbeitgeberbeiträge selbst bezahlen muss, er erhält 
keine staatliche Unterstützung. Es gibt noch einen Punkt, die Ferienentschädigung. 
Wenn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach zwei bis drei Monaten aus der Kurzarbeit 
zurückkommen, haben sie für diese Zeit einen Anspruch auf Ferien. Der Arbeitgeber 
muss diesen Ferienanspruch ausbezahlen oder er kann die letzten zwei bis drei Wo-
chen der Kurzarbeit als Ferien abrechnen. Aber d.h., dass der Betrieb selbst 100 Pro-
zent Lohn für diese Ferien bezahlt. Aus diesem Grund die letzte Frage an die Regie-
rung: Sieht sie die Möglichkeit, dass man den Ferienanspruch während der Kurzarbeit 
aussetzen würde, so wie wir es bei längerer Krankheit kennen? Wenn ein Mitarbeiter 
längere Zeit krankgeschrieben ist, wird der Ferienanspruch auch ausgesetzt. 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Wir danken der Regie-
rung für die Informationen zur angekündigten kantonalen Härtefallregelung. Vorge-
hen und Stossrichtung der Regierung sind überzeugend dargelegt. Es ist uns wohl 
allen klar, dass umgehendes Handeln angesagt ist Die Not in Teilen der Wirtschaft 
ist unermesslich, und dies vollkommen unverschuldet. Das ist eine wichtige Feststel-
lung. 

So sehr es aber eilt und so gross die Not auch ist, gilt es gerade bei diesem 
Programm sehr genau hinzuschauen. Mit den in Aussicht gestellten A-fonds-perdu-
Beiträgen öffnen wir die Tore für Strukturerhaltung, Subventionswirtschaft, Wettbe-
werbsverzerrungen, Fehlanreize und Fehlallokationen – Thalmann-Kirchberg hat ein 
entsprechendes Beispiel angeführt. Die Regierung weist transparent auf diese Prob-
lematik hin und dafür sind wir sehr dankbar. Wir sind aber auch gespannt, welche 
Lösungsvorschläge sie uns konkret präsentieren wird. Diese Bedenken teilt übrigens 
auch die Bevölkerung. Die CVP-EVP-Fraktion, und das möchte ich klarmachen, be-
vorzugt daher ganz klar Darlehen gegenüber A-fonds-perdu-Beiträgen. 

Die Herausforderung wird sein, beherzt zu handeln, die nötigen Mittel rasch be-
reitzustellen, die wirklichen Härtefallfälle präzise zu benennen, den leidenden Unter-
nehmen wieder eine Perspektive zu geben, dabei aber keine Fehler zu machen, die 
uns später schmerzhaft einholen und den Aufschwung über Jahre hinaus bremsen 
würden, der auf diese hoffentlich bald zu Ende gehende schlimme Krise einsetzt. 
 
Ammann-Waldkirch (im Namen der FDP-Fraktion): Wir unterstützen in dieser beson-
deren Lage einer Pandemie Dringlichkeitsrecht im Rahmen einer Härtefallregelung, 
denn Verzögerungen könnten für gewisse Branchen fatal sein. Aber es ist klar: Un-
ternehmen mit gutem Zukunftspotenzial, technischem Know-how und grosser Wirt-
schaftsleistung, die gut aufgestellt sind und bis zu Beginn der Corona-Krise profitabel 
waren, sind mit Darlehen und Bürgschaften durch den Staat zu unterstützen, wenn 
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nötig ergänzend zur Kurzarbeit. A-fonds-perdu-Beiträge sehen wir nur in wirklichen 
Härtefällen, bei zuvor gesunden Unternehmen, mit intakten Zukunftsaussichten. 

Alles und jeden können wird nicht retten. Zur Marktwirtschaft gehört neben dem 
Erfolg auch ein mögliches Scheitern. Was heute ausgegeben wird, muss irgendwann 
wieder eingespart werden. Strukturelle Probleme gibt es nicht nur in der Wirtschaft, 
sondern auch im Staat; es muss weiterhin gelten: privat vor Staat, erwirtschaften vor 
verteilen, Freiheit vor Gleichheit. 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Wir befinden uns in dieser Pandemie 
und müssen solidarisch durch diese hindurch. Es braucht Massnahmen, es braucht 
Einschränkungen und diese treffen die Wirtschaft hart. Wir haben deshalb, als der 
Bundesrat Ende September bekanntgegeben hat, dass es die Härtefallregelung ge-
ben wird, die Regierung umgehend aufgefordert, aktiv zu werden und eine Härtefall-
lösung für den Kanton zu erarbeiten. Anlässlich der Pfalzgespräche konnten wir dies 
gemeinsam mit der Regierung besprechen und ich glaube, sämtliche Fraktionen und 
Parteien waren sich einig, dass es eine rasche Lösung braucht. Die Betriebe, die 
Unternehmen müssen wissen, dass man ihnen finanziell beispringt. 

Es wurde vorhin ausgeführt, dass primär und in erster Linie Darlehen gesprochen 
werden sollen. «Privat vor Staat», auch das wurde ausgeführt. Meiner Meinung nach 
können Sie nicht einfach sagen, dass wir der Wirtschaft helfen müssen – die Wirt-
schaft ist in der Krise wegen der Krise und der Massnahmen – und gleichzeitig auf 
die Bremse treten. Die Branchen, von denen wir sprechen, um die es hier geht, das 
sind keine Branchen, die hohe Gewinne einfahren, z.B. die Gastronomie. Die Perso-
nalkosten, wie von Thalmann-Kirchberg ausgeführt, sind der ganz grosse Ausgaben-
posten. Da fällt nicht mehr so viel ab für diese Betriebe, ansonsten müssten wir bereit 
sein, in einem Restaurant für alles weit mehr zu bezahlen. 

Auch die weiteren von der Regierung genannten Branchen sind keine, die sehr 
viel Gewinn einfahren. Sie sind deswegen ganz dringend auf staatliche Unterstützung 
angewiesen. Wenn wir das nicht leisten, wenn wir ihnen jetzt nicht das Signal geben, 
dass wird ihnen auch als Kanton beispringen, werden die Betriebe, die vorher renta-
bel waren, an die Wand gefahren, gehen sie Konkurs, mit allen Folgen: Es kommt zur 
Arbeitslosigkeit und weniger Betrieben, ja zu einer ganz schwierigen Zeit. Wenn wir 
jetzt bereit sind, auch etwas zu investieren, bin ich überzeugt, dass die St.Galler Be-
triebe, die St.Galler Gastronomie mit ihrer ganzen Innovationskraft, die sie haben, 
aus dieser Krise herausfinden und wir Arbeitsplätze retten können. 

Deshalb ist unserer Meinung nach gefordert, dass dort, wo die Gewinnmarge 
sehr tief ist und man davon ausgehen muss, dass ein Darlehen in der Folge nicht 
bedient werden kann, sondern dass dieses nachgelagert in den Konkurs führt, man 
mit A-fonds-perdu-Beiträgen arbeiten muss. Diesbezüglich unterstütze ich die Frage 
von Thalmann-Kirchberg, ob es dazu seitens der Regierung schon gewisse Ausfüh-
rungen gibt. Zudem habe ich eine weitere Frage. Hier werden verschiedene Betriebe, 
verschiedene Branchen aufgelistet. Es mag aber auch noch Branchen geben, die 
nicht erfasst sind, ich denke dabei etwa an die Kinos. Diese können zum Teil über die 
Kultur unterstützt werden. Es stellt sich aber die Frage vom Kulturbegriff. Ich denke 
aber auch an die Fitnessstudios. Der Bundesrat war jedoch der Meinung, dass es 
primär um die vergessenen Branchen gehen muss, jene, die in der ersten Welle ver-
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gessen gegangen sind und deshalb hat man diese Härtefallregelung geschaffen. Un-
serer Meinung nach sollte diese möglichst umfassend Geltung haben für jene Be-
triebe, die besonders betroffen sind. Deshalb die Frage an die Regierung, ob die Liste 
abschliessend ist oder es allenfalls die Möglichkeit gibt, dass noch weitere Branchen 
hinzukommen. 
 
Wüst-Oberriet: Ich habe gespannt zugehört und sehe die einzelnen aufgeführten 
Branchen. Es war immer wieder zu hören, dass diese Branchen kleine Gewinne ma-
chen. Aber wir haben auch andere Branchen vergessen, die wir nicht auf dem Radar 
haben, z.B. die Maschinenindustrie. 

Das ist auch eine wichtige Branche und dort ist das Problem ein bisschen anders 
gelagert. Die hier aufgeführten Branchen sind solche mit sehr hohen Personalkosten. 
Selbstverständlich kann diesen Branchen geholfen werden, zum Teil mit Kurzarbeit. 
Aber in der Maschinenindustrie haben wir ein anders Problem. Die Personalkosten 
sind bezogen auf den Umsatz nicht so hoch. Wir haben viele Investitionskosten und 
hohe Fixkosten durch Leasing. In der Maschinenbranche müssen wir aber auch in 
der Krisenzeit mehr denn je innovativ bleiben, sonst verlieren wir den Anschluss. Man 
sagt immer, das Komplexe bleibe in der Schweiz und das «08/15» gehe aus der 
Schweiz hinaus. Das ist so, aber vergessen wir nicht: Das, was in unsere Branche 
vor fünf Jahren komplex war, ist heute «08/15». Auch unsere Branche leidet extrem. 
Wenn wir schon 10 oder 15 Prozent Umsatzeinbussen haben, wird es sehr, sehr eng, 
weil wir in neue Technologien und in neue in Infrastrukturen investieren müssen. 

Ich möchte von der Regierung wissen, ob solche Branchen vergessen gegangen 
sind. 
 
Regierungsrat Tinner: Sie haben sehr viele Fragen gestellt. Ich versuche, Ihnen auch 
anhand der künftigen Botschaft der Regierung ein paar Eckwerte weiterzugeben. Ich 
werde zum Schluss konkret auf die Fragestellungen von Thalmann-Kirchberg, Sur-
ber-St.Gallen und Wüst-Oberriet eingehen. 

Zuerst möchte ich festhalten, dass der Kanton St.Gallen in den vergangenen Mo-
naten bereits etliche Entscheide gefällt hat, auch dank Ihrer Unterstützung. Ich denke 
an die Solidarbürgschaften des Bundes, wo wir ein Anschlussprogramm aufgestellt 
haben, dem die Bürgerschaft am letzten Sonntag mit einem deutlichen Mehr zuge-
stimmt hat, wenn auch nachträglich. Wir haben ein Stabilisierungspaket im Bereich 
des Leistungs- und Breitensports. Wir haben in der Kultur Massnahmen getroffen. Ich 
denke aber auch an die Unterstützung der Olma Messen und weiterer Sporteinrich-
tungen, die je nachdem noch Mittel erhalten können. Dann gibt es weitere Massnah-
men wie den Verzicht auf die Erhebung der Gastwirtschafts- und Beherbergungsab-
gabe aber auch auf Recovery-Massnahmen im Bereich des Tourismus. 

Nun gibt es weitergehende Überlegungen – da kommen wir zum Kern –, dass 
den von Ihnen auf dem Informationsblatt der Regierung genannten Branchen in erster 
Linie bis 50'000 Franken à fonds perdu ausbezahlt werden. Darüber hinausgehende 
Beträge werden einzelfallweise beurteilt, ob es z.B. in Kombination zu Darlehensge-
währungen bzw. zu einer Erhöhung des A-fonds-perdu-Beitrages kommen kann. 

Zu Surber-St.Gallen: Wenn Sie die Kinobranche erwähnen, da ist es tatsächlich 
so: Jene Kinos, die Schweizer Filme präsentieren, erhalten Mittel. Ich würde mich nicht 
dagegen wehren und mich in der Regierung auch entsprechend einbringen, dass die 
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übrigen rund vier Kinos, die im Kanton St.Gallen noch davon betroffen sein könnten, 
ebenfalls berücksichtigt werden –wohlverstanden, es geht immer um Unternehmen 
mit Sitz im Kanton St.Gallen. Auch bei den Fitnessstudios müssen wir keinen Heiligen 
Krieg führen. Es sind rund acht Betriebe betroffen, die noch unter dieses Regime des 
Härtefalls fallen können. 

Nun aber zum Mengengerüst, damit Sie das auch ein bisschen herausspüren. 
Wenn wir von diesen Branchen sprechen, reden wir total von 2'800 Betrieben, die in 
die Branchenkategorien gemäss Information der Regierung vom 24. November 2020 
fallen. Wir haben auch Überlegungen angestellt, ob wir ausserdem eine Mindestan-
zahl Beschäftigte von 300 Stellenprozenten vorsehen sollen. Damit würden die an-
spruchsberechtigten Betriebe auf rund 700 fallen. Es gibt im Bereich der Gastronomie 
2'000 Betriebe, davon weisen rund 600 Betriebe 300 Stellenprozente auf. Wir wollen 
jene Betriebe unterstützen, die einerseits im Kanton St.Gallen gemeldet sind, ande-
rerseits gleichzeitig wenigstens einen mehrwertsteuerpflichtigen Umsatz von 100'000 
Franken erzielen. Es scheint auch sehr entscheidend zu sein, dass Mehrfachunter-
stützungen nicht möglich sind bzw. entsprechend berücksichtigt werden. Ebenfalls 
werden wir bei der Gesuchsprüfung kontrollieren, ob per Stichtag 15. März 2020 die 
Sozialabgaben bzw. Steuern bezahlt wurden. 

Zur Umsatzberechnung komme ich in der konkreten Beantwortung der Frage-
stellung von Thalmann-Kirchberg: Sie fragen an, ob es bei der 40-Prozent-Umsatz-
einbusse noch andere Lösungen gibt. Wie ausgeführt, wollen wir aufgrund der Ver-
ordnung des Bundesrates an dieser Lösung festhalten und diese nicht durch kan-
tonales Recht unterschreiten. Wir beabsichtigen jedoch, die Kurzarbeitsentschädi-
gung nicht dem Umsatz anzurechnen. Das ist zumindest ein kleines Entgegenkom-
men. Zur Bemessungsgrundlage: Da werden wir uns auch gemäss Härtefallkonzept 
und Bundesverordnung auf die durchschnittlichen Umsatzzahlen der Jahre 2018 und 
2019 stützen. Dann wird geprüft, wie sich die Umsatzentwicklung im Jahr 2020 ent-
wickelt hat, daraus ergibt sich letztlich der Härtefallanspruch. Die Kurzarbeitsentschä-
digung habe ich bereits erörtert und die Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, 
bereits dargelegt. Zur Abrechnung nach «Ansatz Kultur» habe ich das Formular noch 
angeschaut, dabei handelt es sich um projektbezogene Auszahlungen, aber hier kon-
zentrieren wir uns wirklich auf die Umsatzeinbussen. Zur letzten Frage von Thalmann-
Kirchberg, ob der Ferienanspruch während der Kurzarbeit ausgesetzt werden kann: 
Diese Frage betrifft das Bundesrecht; wir sind lediglich im Vollzug und können Bun-
desrecht nicht brechen bzw. weiter entgegenkommen. 

Wie gesagt, die Regierung wird im Dringlichkeitsrecht ein Volumen von rund 
22 Mio. Franken vorsehen. Es wurde auch richtigerweise von der Sprecherin der 
CVP-EVP-Fraktion erwähnt, dass wir versuchen, diese Massnahmen mit Augenmass 
umzusetzen, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Wir müssen uns auch be-
wusst sein, dass wir nicht in die Fläche gehen können. Das betrifft auch die Frage 
von Wüst-Oberriet: Müssten wir für alle Branchen öffnen, dann können Sie selbst 
ausrechnen, reichen keine 22 Mio. Franken. Auch wenn der Bundesrat oder das Par-
lament die Härtefallgelder auf 1 Mrd. Franken erhöhen würden, könnten wir im Kan-
ton St.Gallen mit einem Einsatz von rund 17,6 Mio. Franken rund 55 Mio. Franken 
ausrichten. Sie können selbst ausrechnen, wie viele Betriebe ein Gesuch um 50'000 
oder 100'000 Franken stellen müssten und wie vielen Gesuchen wir wirklich entspre-
chen könnten. 
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Wenn ich von der Limitierung der Mittel spreche, wird es auch sehr entscheidend 
sein, dass die Gesuche, die ab Januar 2021 eingereicht werden können, vollständig 
und die notwendigen Unterlagen gemäss Formular vorhanden sind. Dann werden wir 
die Mittel im «Windhund-Verfahren» bzw. «Der Schnellere ist der Geschwindere» 
ausrichten. Es liegt aber auch an Ihnen, und hier können Sie Ihre parlamentarische 
Einflussnahme geltend machen – im zweiten Paket können Sie, sofern wir Erfahrun-
gen aus dem ersten Paket haben, entsprechende Nachjustierungen oder Anpassun-
gen vornehmen. 

Dies in aller Kürze zu den vom Volks- und Finanzdepartement geplanten Mass-
nahmen. Sie haben immer wieder angefragt, was die Regierung macht. Da möchte 
ich darauf hinweisen, meine Ausführungen stützen sich auf die ersten Erkenntnisse 
aus der Arbeit von Finanz- und Volkswirtschaftsdepartement. Es ist an der Regierung, 
hier allenfalls noch Justierungen vorzunehmen, aber – zu Surber-St.Gallen – ich kann 
Ihnen versichern, die Kinos und Fitnesscenter nehme ich noch mit. 

Ich danke Ihnen für Ihr Verständnis und auch dafür, dass Sie die Überlegungen 
der Regierung ebenso den Betroffenen gegenüber in aller Sachlichkeit zu erklären 
versuchen – auch wenn die Sachlage, und ich kann das im Einzelfall sehr gut nach-
vollziehen, vielleicht nicht immer verstanden wird. 
 
 
Mittwoch, 2. Dezember 2020 
 
03.20.03 Erklärungen (nach Art. 82 Abs. 3 GeschKR) 

Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Wir kommen zum Zwischengeschäft bzw. den Frakti-
onserklärungen zum Entscheid der Regierung, der besondere Unterrichtsveranstal-
tungen ausserhalb des Gebiets der Primar- oder Oberstufenschulen der jeweiligen 
Klasse sowie der kantonalen Mittel- und Berufsfachschulen bis zu den Frühlingsferien 
2021 untersagt. 
 
Frei-Rorschacherberg (im Namen der FDP-Fraktion): Heute Morgen durften wir im 
«St.Galler Tagblatt» lesen, dass die Skilager wackeln und empfohlen wird, auf Win-
tersportlager zu verzichten. Und heute um zehn Uhr nehmen wir eine Medienmittei-
lung zur Kenntnis, in der steht, dass es in eine andere Richtung geht. Wir erachten 
es als richtig und nachvollziehbar, dass die Wintersportlager verboten werden. Dies 
macht aus medizinischer Sicht durchaus Sinn. Zu diesem Schluss kommen gemäss 
Rückfragen auch die verschiedenen Schulverbände, die in der Covid-Task-Force 
sind. Dass nun aber Schlittelausflüge, Winterwanderungen, Ausflüge zu Schwimm-
bädern, Schlittschuhlaufen, Tagesausflüge und alles andere, was sonst nicht auf Ge-
meindegebiet liegt, bis zu den Frühlingsferien verboten wird, das führt zu weit. In den 
Stadtgebieten ist alles möglich, in vielen Gemeinden nichts mehr. Das schafft auch 
eine nicht nachvollziehbare Ungleichheit zwischen einzelnen Gemeinden und schränkt 
die Autonomie der Schulträger erheblich ein. Die Ausführungen des Vorstehers des 
Bildungsdepartementes zu diesem Punkt haben wir am Mittag gehört, er sprach von 
Massentransporten. Dann wäre die Frage, ob Schülerinnen und Schüler, die mit dem 
öV zum Unterricht anreisen, auch nicht mehr so zur Schule kommen dürfen. Am Mor-
gen reisen diese aus allen Richtungen zum Teil per öV an und am Tag darf man mit 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
30. November 2020 Nr. 069 / 9 
    
    
  
 
einer Klasse keinen Schulausflug an den Schlittelhang in der Nachbargemeinde ma-
chen. 

Störend ist auch die Tatsache, dass es sich bei der Weisung, die den Titel «Ent-
scheid des Präsidenten des Bildungsrates» trägt, wohl nicht um einen Beschluss des 
Bildungsrates handelt, sondern um einen einsamen Entscheid des Präsidenten. Auf 
welcher Grundlage ist das möglich? Wir verstehen, dass der Kanton im Sinn von 
Corona-Massnahmen Wintersportlager verbietet, aber alle Tagesaktivitäten bis zu 
den Frühlingsferien zu verbieten, führt zu weit. Dies ist ein empfindlicher Eingriff in 
die Autonomie der Schulgemeinden, ist unverhältnismässig und beschneidet deren 
Eigenverantwortung sehr. Der Staat muss ich auf seine zentralen Aufgaben konzent-
rieren. 
 
Gull-Flums (im Namen der SVP-Fraktion): Erst gestern hat die SVP die dringliche 
Interpellation 51.20.82 «Keine unnötigen Einschränkungen im Wintertourismus» ein-
gereicht. Weil uns die Regierung versichert hat, dass sie alles daran setzen werde, 
um sich gegen unnötige Einschränkungen zu wehren, haben wir unseren Vorstoss 
wieder zurückgezogen. Bereits heute überrascht oder viel mehr enttäuscht uns die 
gleiche Regierung mit einem Verbot von Skilagern und insbesondere von Skitagen in 
der Schule. Wir haben kein Verständnis für dieses unnötige Vorpreschen mit zusätz-
lichen Verboten und Einschränkungen, insbesondere nicht für das Verbot von Skita-
gen. Insbesondere ist es ein sehr schlechtes Signal für den Wintertourismus und es 
ist aus gesundheitspolitischer Sicht zumindest fragwürdig, denn die Basis einer guten 
Gesundheit ist ein starkes Immunsystem und dieses wird v.a. in den Wintermonaten 
durch Bewegung an der frischen Luft gestärkt. Die Begründung, nicht das Skifahren, 
sondern der Transport in die Skigebiete sei das Problem, ist nicht ganz nachvollzieh-
bar. Dann wäre der Transport der Schülerinnen und Schüler in die Schule und nach 
Hause genauso problematisch, ja selbst der Schulunterricht und die Pausen sind 
nicht mit weniger Risiken behaftet. 

Die ständigen Anpassungen der Regeln und Massnahmen rund um das Corona-
Virus sind für die Betroffenen sehr schwierig. Im konkreten Fall haben sich die Leis-
tungserbringer im Wintertourismus vorbildlich und mit grossem Aufwand auf eine si-
chere Wintersaison vorbereitet, z.B. mit zusätzlichen Bauten und Einrichtungen für 
die Verpflegung, mit zusätzlichen Abschrankungen vor den Bahnen und mit Sonder-
beauftragten, um die Einhaltung der geltenden Regeln sicherzustellen. Und nun, nur 
wenige Tage vor der Saisoneröffnung, stehen alle diese Unternehmen noch immer 
vor der Ungewissheit, ob sie den Betrieb aufnehmen können und wenn Ja, mit wel-
chen Einschränkungen. Zunehmend schränken die Massnahmen die persönliche 
Freiheit unserer Bürgerinnen und Bürger und zunehmend auch unserer jungen Bür-
gerinnen und Bürgern ein, und dagegen wehren wir uns. 
 
Broger-Altstätten (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Grundsätzlich haben wir Ver-
ständnis, dass in der aktuellen Situation diese schulischen Anlässe hinterfragt werden 
müssen. Aus unserer Sicht darf es aber nicht sein, dass der Hauptgrund für das Ver-
bot dieser Ausflüge das Nichteinhalten der Abstandsvorschriften im öV oder der Inf-
rastrukturen oder auch der Kontakt mit Dritten ist. 

Die Kinder sind fünf Tage in der Woche im Schulhaus und in den entsprechenden 
Klassen, die Kinder bis zwölf Jahre ohne, die älteren mit Maske. Sie gehen auch 
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gemeinsam in den Turnunterricht oder in die Bibliothek. Wieso soll ein solcher Klas-
senzug, oder ein halber, nicht auch einen Tagesausflug in ein Skigebiet oder sonst 
einen Ausflug machen dürfen? Ist es nicht möglich, einen Ausflug mit Beizug der so-
wieso mit den Kindern arbeitenden Erwachsenen zu unternehmen? 

Weiter ist auch erwähnt, dass in vielen Schulgemeinden in unserem Kanton die 
Kinder mit Schultaxis oder Bussen in die Schule und wieder zurück transportiert wer-
den. In diesen Verkehrsmitteln sind die Kinder bunt gemischt und je nach Alter auch 
ohne Maske. Zusammengefasst ist dieser Entscheid aus unserer Sicht sehr ober-
flächlich und nicht gründlich ausgearbeitet oder zumindest – da wir nur die Medien-
mitteilung kennen – wirkt dies so. Zugutehalten kann man, dass nun ein Entscheid 
vorliegt und die Schulen eine Planungssicherheit haben. Spät, aber immerhin noch 
vor Weihnachten. 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Mit grosser Sorge betrachten wir die 
Entwicklung der Fallzahlen im Kanton. Während die Zahlen im Rest der Schweiz sin-
ken, stagnieren sie bei uns und stiegen in den letzten Tagen sogar wieder an. In der 
Zwischenzeit ist der Kanton St.Gallen auf dem unrühmlichen zweiten Platz in der 
Rangfolge der meisten Corona-Zahlen. Nur im Kanton Tessin hat es je 100'000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner noch mehr Ansteckungen. Uns bereitet diese Situation 
grosse Sorge. Wir befürchten, dass wir eine Überlastung des Gesundheitssystems, 
eine Überlastung unseres Personals in den Gesundheitseinrichtungen und in den 
Heimen riskieren. 

Wir möchten die Regierung daher an dieser Stelle bitten und ermutigen, weitere 
Massnahmen zu prüfen, um der Ausbreitung dieses Virus entschlossen entgegenzu-
treten. Es braucht – und darüber haben wir am Montag diskutiert – auch Härtefallre-
gelungen für die besonders betroffenen Betriebe. Auch diese sind mit grosser An-
strengung voranzutreiben. 

Zur Medienmitteilung der Regierung: Wir nehmen zur Kenntnis, dass es sich um 
Regelungen, insbesondere für Skitage und besondere Unterrichtsveranstaltungen 
handelt. Die besonderen Unterrichtsveranstaltungen sind nicht kleinere Ausflüge, die 
man mit einer Klasse macht, sondern das sind wenigstens einen Tag dauernde Ver-
anstaltungen, oft auch der ganzen Schule. Diese werden untersagt. Wir können – und 
da kann ich meinen Vorrednern zustimmen – nicht abschätzen, ob diese Regelung 
der Weisheit letzter Schluss ist und ob es notwendig ist, diese Einschränkung so zu 
treffen, wie sie vorliegt. Vielleicht ist da auch noch einiges anzupassen. Auch für uns 
ist es ein grosses Anliegen, dass die Kinder nach draussen gehen, dass sie sich be-
wegen, insbesondere in dieser Corona-Zeit, weil draussen die Ansteckungsgefahr 
geringer ist als in Innenräumen. Und dies ist wiederum die Begründung der Regie-
rung, weshalb sie weite Anfahrtswege im öV oder in Cars, die vielleicht auch mehrere 
Stunden oder über eine Stunde dauern, vermeiden möchte. Vielleich kann man ir-
gendwo noch stärker fokussieren, nachjustieren, sodass gewisse Freiheiten für die 
einzelnen Schulen bestehen bleiben. Im Grundsatz möchten wir die Regierung auf-
fordern, aktiv zu werden und die notwendigen Massnahmen im Kampf gegen diese 
unglaubliche Pandemie zu beschliessen. 
 
Gschwend-Altstätten (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Auch wir Grünen finden, 
dass diese Massnahme sehr weit geht. Aber angesichts der Fallzahlen unterstützen 
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wir sie. Wir empfehlen aber, dass man sorgfältiger vorgeht, das ist eine «überfallar-
tige» Massnahme, v.a. auch, wie die Information erfolgt ist. Angesichts der Ernsthaf-
tigkeit fordern wir die Verantwortlichen auf, dass man sorgfältiger vorgeht, gerade 
auch mit den Informationen. Aber die Massnahmen sollen tatsächlich umgesetzt wer-
den, denn jetzt geht es nur darum, dass wir keine weiter ansteigenden Fallzahlen 
haben und wir diese schwierige Situation einigermassen sauber und gesund überste-
hen. Das nützt allen und der Verzicht auf einen Skitag ist ein Übel, ein Nachteil, eine 
Einschränkung, die auch vertretbar ist. 
 
Cavelti Häller-Jonschwil (im Namen der GLP): Bildungsrat und Regierung haben 
heute informiert, dass Skilager sowie Skitage bis im Frühling verboten sind und die 
Maskenpflicht auf der Oberstufe bestehen bleibt. Wir begrüssen grundsätzlich die 
Klarheit der Aussage, dies hilft den einzelnen Schulträgern. Es ist gut nachvollzieh-
bar, dass klassenübergreifende Skilager angesichts dieser Sachlage nicht möglich 
sind. Nicht nachvollziehen können wir jedoch, dass klassenweise Ausflüge mit dem 
öV an einen Skiort nicht möglich sein sollen. Da Skifahren vor der Haustüre – z.B. für 
eine Schulklasse aus Wildhaus – möglich ist, erachtet der Bildungsrat nicht den 
Schneesport an sich als problematisch, sondern den Transport mit dem öV. Das Bun-
desamt für Gesundheit (BAG) sieht allerdings das Benutzen des öV mit Schutzmas-
ken weniger problematisch. Kinder und Jugendliche bezahlen in der Pandemie und 
mit den Schulschliessungen im Frühling bereits einen hohen Preis. Jetzt nehmen wir 
ihnen auch die einzelnen Ski- und damit Bewegungstage, die gerade in der dunklen 
Jahreszeit wichtig sind. Dies ist aus Sicht der GLP schade und wir hätten uns eine 
differenzierte Betrachtung zwischen Skilagern und Skitagen gewünscht. 

Die Weiterführung der Maskenpflicht an Oberstufen erachten wir als notwendiges 
Übel, das einer Schulschliessung auf jeden Fall vorzuziehen ist. 
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02.20.05 Kommissionsbestellungen und Ersatzwahlen 

Unterlagen: Anträge des Präsidiums vom 26. Oktober und 11. November 2020 
 
 
Klass. Nr. Titel Dep. Grösse Fraktion 

Präsident/in 

22.20.09 XVIII. Nachtrag zum Steuergesetz FD 15 CVP-EVP-
Fraktion 

22.20.●● IV. Nachtrag zum Jagdgesetz VD 15 SP-Fraktion 

22.20.●● 

Gesetz des Kantons St.Gallen über 
Härtefallmassnahmen für Unterneh-
men in Zusammenhang mit der  
Covid-19-Epidemie1 

FD 

15 SVP-Fraktion 

33.20.09E 

Kantonsratsbeschluss über den 
Ausgleich von Ertragsausfällen der 
Spitäler und Kliniken aufgrund der 
COVID-19-Pandemie 

GD 

36.20.01 
XII. Nachtrag zum Kantonsratsbe-
schluss über den Kantonsstrassen-
plan 

BD 15 FDP-Fraktion 

36.20.02 

Kantonsratsbeschluss über den  
Ersatz der Brücke Luteren Ennet-
bühl der Kantonsstrasse Nr. 55 in 
Nesslau 

 
 
  

 
1  Arbeitstitel. 
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Ersatzwahlen in vorberatende Kommissionen  
 
Der Ratspräsident traf seit der letzten und während dieser Session folgende Ersatz-
wahlen in vorberatende Kommissionen: 
 
24.20.01 Kantonsratsbeschluss über die Genehmigung des Regierungsbeschlus-

ses über den Beitritt zur Interkantonalen Universitätsvereinbarung aus 
dem Jahr 2019 

 
 Frei-Rorschacherberg anstelle von Noger-St.Gallen 
 Pool-Uznach anstelle von Frei-Rorschacherberg 
 
 
33.20.05B Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Beteiligung an der 

Innovationspark AG und zur Gewährung von Betriebsbeiträgen 
 
 Hasler-Balgach anstelle von Pappa-St.Gallen 
 
 
40.20.05 St.Galler Energiekonzept 2021–2030 
33.20.05A Kantonsratsbeschluss über einen Nachtragskredit zum Sonderkredit 

Förderungsprogramm Energie 2021–2025 
 
 Blumer-Gossau anstelle von Jans-St.Gallen 
 Schmid-St.Gallen anstelle von Gähwiler-Buchs 
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12.20.02 Ersatzwahl in die Rechtspflegekommission 

Unterlagen: Wahlvorschlag der SVP-Fraktion vom 30. November 2020 
 
 
Der Kantonsrat wählt als Mitglied der Rechtspflegekommission für den Rest der Amts-
dauer 2020/2024: 
Bühler René, Schmerikon. 
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12.20.04 Ersatzwahl in die Finanzkommission 

Unterlagen: Wahlvorschlag der CVP-EVP-Fraktion vom 30. November 2020 
 
 
Der Kantonsrat wählt als Mitglied der Finanzkommission für den Rest der Amtsdauer 
2020/2024: 
Scherrer Monika, Degersheim. 
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 Weiterentwicklung der Strategie der St.Galler Spitalverbunde 

22.20.02 IV. Nachtrag zum Gesetz über die Spitalverbunde 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 16. und 17. Sep-
tember 2020 

 
35.20.01 Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Erneuerung und 

Erweiterung des Spitals Altstätten 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 17. September 2020 
(unveränderter Entwurf der Regierung) 

 
35.20.02 Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Erneuerung und 

Erweiterung des Spitals Wattwil 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 17. September 2020 
(unveränderter Entwurf der Regierung) 

 
33.20.09A Kantonsratsbeschluss über die Erhöhung des Eigenkapitals der 

Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland in Form einer 
Umwandlung von Kontokorrent-Darlehen 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 17. September 2020 
(unveränderter Entwurf der Regierung) 

 
33.20.09C Kantonsratsbeschluss über die Erhöhung des Eigenkapitals der 

Spitalregion Fürstenland Toggenburg in Form einer Bareinlage 
und einer Umwandlung von Kontokorrent-Darlehen 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 17. September 2020 
(unveränderter Entwurf der Regierung) 

 
34.20.09 Kantonsratsbeschluss über die Gewährung von Beiträgen für die 

Notfallversorgung 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 17. September 2020 
 
 
Güntzel-St.Gallen, in Vertretung des Präsidenten der vorberatenden Kommission: 
Die vorberatende Kommission verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergeb-
nisses der ersten Lesung des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter 
Lesung einzutreten. 
 
  



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
30. November 2020 Nr. 073 / 2 
    
    
  
 
22.20.02 IV. Nachtrag zum Gesetz über die Spitalverbunde 

 
Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
 
 
35.20.01 Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Erneuerung und Erwei-

terung des Spitals Altstätten 

 
Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
 
 
35.20.02 Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Erneuerung und Erwei-

terung des Spitals Wattwil 

 
Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
 
 
33.20.09A Kantonsratsbeschluss über die Erhöhung des Eigenkapitals der Spi-

talregion Rheintal Werdenberg Sarganserland in Form einer Umwand-
lung von Kontokorrent-Darlehen 

 
Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
 
 
33.20.09C Kantonsratsbeschluss über die Erhöhung des Eigenkapitals der Spi-

talregion Fürstenland Toggenburg in Form einer Bareinlage und einer 
Umwandlung von Kontokorrent-Darlehen 

 
Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung ein. 
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Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
 
 
34.20.09 Kantonsratsbeschluss über die Gewährung von Beiträgen für die Not-

fallversorgung 

 
Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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22.20.04 IV. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 15. September 2020 
 
 
Götte-Tübach, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kommis-
sion verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten Lesung 
des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutreten. 

Die Kommission hat nicht mehr getagt, aber im Nachgang gab es eine fundierte 
Recherche zu diesem IV. Nachtrags zum Finanzausgleichsgesetz durch Medien-
schaffende. Da wurde richtigerweise festgestellt, dass in Kapitel 3.3 in der Abbil-
dung 8 teils Fehler abgebildet sind, dasselbe betrifft in Anhang 3 das Gutachten vom 
Institut für Finanzwissenschaft, Finanzrecht und Law and Economics der Universität 
St.Gallen (IFF-HSG). Diese Information wurde der Kommission wie auch dem Präsi-
dium mitgeteilt, es gibt aber materiell keine Korrekturen oder Anpassungen mehr. Es 
ist lediglich eine Information, es gab eine entsprechende Berichterstattung im 
«St.Galler Tagblatt» und das Generalsekretariat des Departementes des Innern hat 
dazu Stellung genommen und die entsprechenden falschen Abbildungen bzw. fal-
schen Interpretationen richtig gestellt. 
 
Etterlin-Rorschach (im Namen der SP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Ich möchte noch eine Ergänzung zu diesen beiden fehlerhaften Grafiken ma-
chen, sowohl im Gutachten der Universität als auch in der Botschaft der Regierung. 
Wir teilen die Beurteilung der Staatskanzlei und des Präsidenten der vorberatenden 
Kommission, dass es substanziell keine wesentliche Änderung in der politischen Be-
urteilung gibt. Ich möchte Sie aber daran erinnern, dass es bereits in der ersten Le-
sung in der Detailberatung eine heillose Aufregung über die Diskrepanzen bei den 
hohen und tiefen Steuerfüssen gab. Einzelne Mitglieder des Parlamentes haben den 
Steuerkalkulator bemüht und da hat es Differenzen gegeben. Ich bin diesen nicht 
weiter nachgegangen, jetzt aber sind zwei weitere Grafiken zum Vorschein gekom-
men, die, wenn auch nicht gravierend, fehlerhaft sind. Wir bitten sehr darum, dass die 
Regierung darauf achtet, dass die Qualität der abgelieferten Arbeit entsprechend hin-
terfragt wird, wenn sie Gutachten an renommierte aussenstehende Institutionen gibt. 
Das Gleiche gilt für das Zahlenmaterial der Regierung. Ich glaube, es ist für alle von 
uns von Bedeutung, dass wir dem abgegebenen Zahlenmaterial in den Vorlagen ver-
trauen dürfen. Wir danken Ihnen, wenn Sie das beherzigen. 
 
Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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22.20.05 II. Nachtrag zum Gemeindegesetz 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 15. September 2020 
 
 
Huber-Oberriet, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kom-
mission verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten Lesung 
des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutreten. 
 
Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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22.20.08 V. Nachtrag zum Gesetz über die Pflegefinanzierung 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 17. September 2020 
 
 
Warzinek-Mels, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kom-
mission verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten Lesung 
des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutreten. 
 
Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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33.20.05B Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Beteiligung an 

der Innovationspark AG und zur Gewährung von Betriebsbeiträgen 

Unterlagen: – Botschaft und Entwurf der Regierung vom 18. August 2020 
– Anträge der vorberatenden Kommission vom 8. Oktober 2020 
– Anträge der Redaktionskommission vom 30. November 2020 
– Antrag aus der Mitte des Rates vom 30. November 2020 

 
 
Broger-Altstätten, in Vertretung des Präsidenten der vorberatenden Kommission: Auf 
die Vorlage ist einzutreten. 

Ich erstatte Ihnen Bericht zum Geschäft 30.20.05B des Kantonsratsbeschlusses. 
Zur Beratung des Geschäfts tagte die vollständige beratende Kommission am 8. Ok-
tober 2020 im Startfeld in St.Gallen. Es waren anwesend: 

vonseiten des zuständigen Departementes: 
– Regierungsrat Beat Tinner, Vorsteher Volkswirtschaftsdepartement;  
– Karin Jung, Leiterin Amt für Wirtschaft und Arbeit, Volkswirtschaftsdepartement; 
– Monika Beck, Leiterin Fachstelle für Innovation, Amt für Wirtschaft und Arbeit, 

Volkswirtschaftsdepartement. 
weitere Teilnehmende: 

– Alex Dommann, Mitglied der Direktion / Departementsleiter «Materials meet Life», 
Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt (Empa). 

Geschäftsführung / Protokoll: 
– Sandra Stefanovic, Geschäftsführerin, Parlamentsdienste; 
– Biondina Muslii, Stv. Geschäftsführerin, Parlamentsdienste. 

Zu Beginn der Sitzung gewährte Professor Dr. Alex Dommann (Empa) Einblick 
in den Innovationspark aus Sicht eines gewichtigen Projektpartners. Nebst der Empa 
sind die Universität St.Gallen und das Kantonsspital St.Gallen die Forschungspartner. 
Hinzu kommen die Umsetzungspartner Ostschweizer Fachhochschule (OST), Rhy-
Search und Startfeld. Im Weiteren gewährte er Einblicke in ganz konkrete Innovati-
onserfolge aus der Zusammenarbeit, die bereits heute besteht. Er identifizierte kon-
krete Erfolgsfaktoren für Innovationen in und um die Empa und erläuterte die vielfäl-
tigen Innovationsnetzwerke. 

Im Anschluss übernahm Regierungsrat Tinner die Aufgabe, das Geschäft aus 
Sicht der Regierung vorzustellen. Der Innovationspark ist eingebunden in die Schwer-
punktplanung der Regierung 2017 bis 2027. Mit dem Innovationspark Ost soll die 
Lücke bei den Innovationsparks in der Ostschweiz geschlossen werden. Diese Lücke 
besteht auch, weil bereits zwei frühere Eingaben gescheitert sind. Die Lehren daraus 
wurden gezogen. Die Verantwortlichen sind zuversichtlich, dass die Eingabe erfolg-
reich verläuft. Es sollen in und um den Kanton St.Gallen hervorragende Rahmenbe-
dingungen zur Stärkung des Innovationsprozesses geschaffen werden. Dabei ist 
wichtig, dass der Innovationspark auf die hiesige Industrie zugeschnitten ist. Die Ost-
schweiz hat im Vergleich mit anderen Regionen einen ausgeprägten Industriesektor 
– darauf soll aufgebaut werden. Nebst der Unterstützung der Maschinen-, Elektro- 
und Metallindustrie soll sich der Innovationspark dem stark wachsenden Gesund-
heitsmarkt widmen. 
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Innovationszusammenarbeit soll auf höchstem Niveau erfolgen. Dafür braucht es 
eine moderne und leistungsfähige Infrastruktur, die vorliegend geschaffen werden 
soll, und dies nicht nur für den Kanton St.Gallen, sondern für die ganze Ostschweiz. 
Der Innovationspark kann vielfältige Aufgaben übernehmen, z.B. Organisation und 
Management grosser nationaler Forschungsprojekte oder die Ansiedlung nationaler 
Kompetenzzentren. Als Trägerin des Innovationsparks wird eine privatrechtliche AG 
aufgebaut. Daran beteiligt sind Private und die öffentliche Hand. Nebst dem Kanton 
St.Gallen sind dies u.a. die Kantone Thurgau, Appenzell Ausserrhoden, Appenzell 
Innerrhoden, die Stadt St.Gallen und das Fürstentum Liechtenstein. Hauptaktionär ist 
der Kanton St.Gallen mit Fr. 500'000.– bei einem Eigenkapital von 3,05 Mio. Franken. 
Hinzu kommt ein A-fonds-perdu-Beitrag von 10 Mio. Franken für den Aufbau des In-
novationsparks. Hier ist der Kanton St.Gallen der alleinige Finanzgeber. Dies löste in 
der Kommission auch die grösste Diskussion aus. 

Ganz allgemein zeichnete sich bei den Fraktionsdelegationen aber ein positives 
Bild des Innovationsparks ab. Bei den Eintretensvoten wurde auf die Wichtigkeit die-
ses Geschäftes für unsere Wirtschaft hingewiesen. Es werden darin grosse Chancen 
für den Kanton, aber auch die ganze Ostschweiz gesehen. Es geht um die Schaffung 
und Sicherung von Arbeitsplätzen mit hoher Wertschöpfung. Dafür braucht es Inno-
vation. In der Fokussierung auf einige Schwerpunkte sieht die Kommission die besten 
Anerkennungschancen als Innovationspark. Mit dem Innovationspark wird zukünftig 
die Chance erhöht, dass innovative Produkte entstehen, die international bestehen 
können. Forschungsresultate sollen künftig noch besser und rascher erreicht werden 
können. Der Park schliesst nach Ansicht der vorberatenden Kommission eine Lücke 
zwischen der Grundlagenforschung und einer raschen Produktentwicklung. Der Stand-
ort im Lerchenfeld wird als ideal angesehen. Dort gibt es genügend Raum, der ge-
mietet werden kann, und auch die Nähe zu wichtigen Partnern wie dem Startfeld, der 
Empa und weiteren Akteuren ist gegeben. Begrüsst wird auch der Einbezug der 
Nachbarkantone, womit der Innovationspark zu einem Ostschweizer Projekt wird. Mit 
der Schaffung einer gemeinnützigen AG wird der passende rechtliche Rahmen ge-
schaffen. 

Intensiv diskutiert wurde in der Kommission das finanzielle Engagement des Kan-
tons St.Gallen. Dies beinhaltet das bereits erwähnte Aktienkapital von Fr. 500'000.– 
sowie den A-fonds-perdu-Beitrag von 10 Mio. Franken. Insbesondere beim A-fonds-
perdu-Beitrag hätten sich verschiedene Vertreter in der Kommission ein Engagement 
von Privaten und anderen Kantonen gewünscht. Auch wurde diskutiert, ob die An-
schubfinanzierung als Höchstbeitrag verstanden werden sollte. Es wurde ein Antrag 
gestellt, dass A-fonds-perdu-Beiträge nur ausgelöst werden, sofern diese nicht durch 
andere Träger gewährleistet sind. Letztlich setzte sich aber die Meinung durch, dass 
das von der Regierung vorgeschlagene Finanzierungsmodell passend ist. Der Betrag 
von 10 Mio. Franken wird als Investition in den Wirtschaftsstandort Ostschweiz und 
auch in den Wirtschaftsstandort St.Gallen betrachtet. Die Unternehmen werden sich 
im Anschluss im Rahmen der Betriebskosten am Innovationspark beteiligen, indem 
sie z.B. Mitgliederbeiträge leisten, Dienstleistungen buchen oder Räume mieten. Der 
Kanton St.Gallen ist nach der Anschubfinanzierung nicht mehr mit jährlichen Beiträ-
gen in der Pflicht. 

Diskutiert und beschlossen wurde von der Kommission noch eine Kleinigkeit: Es 
wurde ein Antrag gutgeheissen, den Begriff «Aktienkapital» in Ziff. 1 und Ziff. 3 des 
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Beschlusses durch «Eigenkapital» zu ersetzen. Mit dieser Begriffsanpassung erfolgt 
eine Angleichung an die Botschaft. Gemäss Botschaft ist vorgesehen, dass ein Teil 
des Eigenkapitals nicht als Aktienkapital, sondern als Reserve einbezahlt werden soll. 
Dies ist mit dieser Anpassung nun möglich. 

Nochmals zusammengefasst sieht die vorberatende Kommission grosse Chan-
cen in der Schaffung des Innovationsparks Ost und unterstützt das Vorhaben. Einzi-
ger Kritikpunkt bleibt der A-fonds-perdu-Beitrag über 10 Mio. Franken. Letztlich be-
schloss die vorberatende Kommission in der Gesamtabstimmung mit 10:0 Stimmen 
bei 5 Enthaltungen Eintreten auf die Vorlage. Ich bitte Sie im Namen der vorberaten-
den Kommission, auf das Geschäft einzutreten. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Das Präsidium sieht eine Eintretensdiskussion vor. 
 
Lippuner-Grabs (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Wir sind aufgrund des vorliegenden Konzepts und der Erläuterungen in der vor-
beratenden Kommission davon überzeugt, dass der Innovationspark Ost eine Lücke 
zwischen der Grundlagenforschung und einer raschen Produktentwicklung in den Un-
ternehmen der Ostschweiz und insbesondere im Kanton St.Gallen schliessen wird. 
Das Ziel sind mehr Forschungsinvestitionen, mehr Arbeitsplätze und mehr Start-ups. 
Am letzten Mittwoch informierte die Stiftung Switzerland Innovation in einer Medien-
mitteilung darüber, dass sie die Prüfung des Ostschweizer Bewerbungsdossiers ab-
geschlossen hat. Sie wird dem Bundesrat beantragen, St.Gallen als sechsten Stand-
ortträger ins nationale Innovationsnetzwerk aufzunehmen. Diese in Aussicht gestellte 
Aufnahme wird St.Gallen auf dem Innovationsradar der Schweiz erscheinen lassen 
und somit der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaftsregion dienen. Der Standort 
Lerchenfeld in der Stadt St.Gallen scheint optimal zu sein und bietet ein beachtliches 
Wachstumspotenzial, das auch raumplanerisch abgesichert ist. 

Die Nähe zu und die Zusammenarbeit mit dem Inkubator Startfeld macht Sinn 
und ist ein eigentlicher Glücksfall. Der ausbaufähige Aussenstandort Buchs mit dem 
Forschungs- und Innovationszentrum Rheintal RhySearch wird inskünftig eine aus-
gezeichnete Basis zur Einbindung der hauptsächlich im Rheintal domizilierten Ma-
schinen-, Elektronik- und Metallindustrie bilden. 

Die vorgesehenen Beteiligungen der Nachbarkantone, der Stadt St.Gallen und 
des Fürstentums Liechtenstein zeigen die breite Unterstützung des Projekts auf. 
Überaus erfreulich sind auch die bereits zugesagten Beteiligungen namhafter Privat-
unternehmen. 

Der heutige Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit stellt einen Startschuss 
dar. Die für die kommenden zehn Jahre vorgesehene finanzielle Beteiligung ist eine 
Anschubfinanzierung. Nach erfolgter Gesellschaftsgründung ist es Aufgabe des Ver-
waltungsrates, der Geschäftsleitung und der Regierung, die privatwirtschaftliche Be-
teiligungsbasis stark auszuweiten, die Aufbauarbeit voranzutreiben und das neue 
Institut wirklich zum Fliegen zu bringen. Wir sehen im Innovationspark Ost eine grosse 
Chance, eine Vernetzungs- und Beschleunigungsplattform zu lancieren und somit zu-
kunftsfähige Branchen zu fördern. Es geht um die Schaffung und Sicherung von Ar-
beitsplätzen mit hoher Wertschöpfung. Ein Ziel, das wir gerade in Krisenzeiten im 
Blick haben und verfolgen sollten. Dass eine gemeinnützige steuerbefreite Aktienge-
sellschaft als Rechtsform gewählt wurde, erachten wir als gute Lösung, da dieses 
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Set-up die unkomplizierte Beteiligung weiterer Aktionäre erlaubt. Ordnungspolitische 
Probleme im Sinne eines marktverzerrenden Eingriffs der öffentlichen Hand in den 
Privatsektor sehen wir keine. Die zu gründende Aktiengesellschaft leistet einen Bei-
trag zur intensivierten Vernetzung von Forschung und Wirtschaft, bietet aber keine 
Dienstleistungen an, die Unternehmen des privaten Sektors konkurrenzieren würden. 

Kurzum, die FDP nimmt das vorliegende Projekt zur Gründung der Innovations-
park AG sehr positiv auf. Wir unterstützen es mit Überzeugung und hoffen auf einen 
Ruck in der Ostschweiz und eine breite Begeisterung für dieses vorwärts gerichtete 
Projekt. 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Es war, wir wissen es alle, eine zähe Geschichte mit diesem Innovationspark Ost. 
Wir haben es auch aus den Ausführungen des Vertreters des Kommissionspräsiden-
ten gehört. Zwei Anläufe haben es nicht geschafft, jetzt haben wir hier dieses Projekt 
vorliegen. Dass wir nun diese Vorlage beraten können, begrüssen wir sehr. Wir haben 
eine Stärkung der Forschung und der Innovation im Netzwerk Switzerland Innovation 
stets unterstützt. Den Schwerpunkt auf bereits vorhandene Stärken der Ostschweizer 
Wirtschaft zu legen, macht Sinn. Dies und die Zusammenarbeit aller Ostschweizer 
Kantone hat nun mit Sicherheit auch dazu geführt, dass der Stiftungsrat Switzerland 
Innovation dem Bundesrat einstimmig die Aufnahme des Innovationsparks Ost emp-
fohlen hat. Dafür auch den ausdrücklichen Dank an die Regierung, dass dies nun so 
zustande gekommen ist, dass es in Bundesbern Akzeptanz findet. 

Wir hoffen, dass der neben dem Empa-Areal geplante Park zum Fliegen kommt 
und dass die erwarteten Impulse für die Ostschweizer Wirtschaft geschaffen werden 
können. Die Mittel, die wir investieren, sind gemessen an anderen Parks vergleichs-
weise, bescheiden und wir hoffen, dass es am Ende nicht doch nur eine sehr kleine 
Innovation wird, die daraus resultiert. Auch wenn die gesprochenen Mittel bescheiden 
sind, insbesondere auch die Anschubfinanzierung, bringen wir bezüglich der Art der 
Finanzierung aber dennoch einen Kritikpunkt an: Wir finden es nicht richtig, dass der 
Kanton St.Gallen die gesamte Anschubfinanzierung alleine zu tragen hat. Wir hätten 
es richtig gefunden, wenn sich auch die anderen Kantone und allenfalls auch die 
Wirtschaft daran beteiligt hätten. Vielleicht ist es möglich, hier seitens Regierung noch 
etwas mehr Engagement der anderen Kantone, vielleicht auch der Wirtschaft, im Be-
reich dieser Anschubfinanzierung oder für allfällige weitere Finanzierungen zu errei-
chen. 

Diese Kritik hindert uns nicht daran, diese Vorlage zu unterstützen. Wir begrüs-
sen diesen erwarteten Innovationsschub für die Wirtschaft und auch die Stärkung der 
Forschung. Wir hoffen sehr, dass dieses Projekt nun zum Fliegen kommt. Unser Kan-
ton kann ein vorwärts gerichtetes Verhalten sehr gut gebrauchen.  
 
Hess-Rebstein (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Wir danken der Regierung für die Botschaft, den Entwurf zum Sonderkredit sowie 
für die Beitragsgewährung. Die CVP-EVP befürworten das Eintreten auf dieses zu-
kunftsträchtige Geschäft. Wir alle wissen, als Kanton, als Region Ostschweiz, hilft uns 
kein Jammern. Wer sich wirtschaftlich nicht abhängen lassen will, muss etwas dage-
gen unternehmen. Vor diesem Hintergrund ist es nicht mehr als richtig, dass sich 
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St.Gallen erneut für einen Innovationspark im Rahmen des Netzwerks Schweizeri-
scher Innovationsstandorte beworben hat. Ein weiteres Mal darf uns die betreffende 
Stiftung bzw. der Bundesrat nicht ablehnen. 

Es liegt nun allein an uns, dass alle politischen und ökonomischen Kräfte gemein-
sam am gleichen Strick in die gleiche Richtung ziehen. Die CVP-EVP-Fraktion ruft 
daher auch alle anderen Fraktionen und Parteien dringend dazu auf, geeint aufzutre-
ten und einen klaren Willen zur Innovation, auch in der nationalen Peripherie, zu be-
kunden. Laut und deutlich soll in Bern unser Ruf nach gleich langen Spiessen mit 
anderen Landesregionen ertönen, so dass auch dem letzten Entscheidungsträger in 
Bern klar wird, wir stehen in St.Gallen hinter diesem Projekt, das eine wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Weiterentwicklung sowie eine prosperierende Zukunft für un-
sere Nachkommen ermöglicht. Nun muss endlich wieder einmal ein Ruck durch die 
Ostschweiz gehen und wir alle zusammen geeint und stark auftreten. Wann, wenn 
nicht jetzt? 

Wir haben es bereits gehört, die Stiftung hat uns dem Bundesrat zur Annahme 
empfohlen. Das ist mehr als erfreulich und soll uns noch mehr diesen Schub verlei-
hen. Klar ist damit aber auch, dass wir als Staatsvertreterinnen und -vertreter zusam-
men mit der Privatwirtschaft, die uns in einer erfreulichen Art und Weise zum Teil 
bereits ihre Unterstützung zugesichert hat, unseren Beitrag zum Gelingen leisten 
müssen. Dies bedeutet letztlich nebst Willensbekundungen auch das Sprechen von 
Geldbeträge in namhafter Höhe. In welcher Höhe und Form wollen oder können wir 
uns diese Investitionen leisten? Welche möglichen Risiken gehen wir damit allenfalls 
ein? Es gilt gerade in den heutigen herausfordernden Zeiten solche und ähnliche Fra-
gen sorgfältig zu prüfen. Vielleicht ist die Zeit aber genau jetzt reif dafür. Somit ist die 
CVP-EVP-Fraktion einmal mehr überzeugt, dass eine ängstliche Zurückhaltung klar 
fehl am Platz wäre. Dennoch werden wir die weiteren Entwicklungen mit konstruktiver 
Kritik jederzeit aufmerksam begleiten, denn eines dürfen wir in diesem Zusammen-
hang ebenfalls nicht vergessen: Auch Innovation darf nicht bloss ein schönes Wort, 
ein Selbstzweck oder ein «Nice-to-have» bleiben, sondern muss uns, der St.Galler 
und Ostschweizer Bevölkerung, der Wirtschaft und gerade im Hinblick auf die hohen 
Investitionskosten im Endeffekt einen ausgewiesenen Mehrwert liefern und den Auf-
wand rechtfertigen. 
 
Bisig-Rapperswil-Jona (im Namen der Grünliberalen): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Der Osten ist innovativ, Spitzenunternehmen bestehen mit ihren Produkten und 
Dienstleistungen auf dem Weltmarkt. Unsere Universität gehört zu den besten welt-
weit. Mit dem Innovationspark Ost rücken Wissenschaft und Wirtschaft noch etwas 
näher zusammen. Es wird eine Plattform geschaffen, damit Unternehmerinnen und 
Unternehmer und Forscherinnen und Forscher gemeinsame Ressourcen nutzen und 
Ideen entwickeln können. So kann die «Time-to-Market» für Innovation reduziert wer-
den – ein entscheidender Wettbewerbsvorteil im heutigen Marktumfeld. 

Der Innovationspark Ost schafft eine Win-win-Situation. Unternehmen profitieren 
vom Zugang zu neuem Wissen, Forschende können ihre Ideen auf ihre Praxistaug-
lichkeit testen. Letztlich wird das ganze Wirtschaftsökosystem gestärkt. Daher freut 
es uns, dass auch eine breite Trägerschaft von der öffentlichen Hand über Verbände 
und Unternehmen bis zur Wissenschaft hinter diesem Projekt stehen. Die GLP ist 
überzeugt, dass diese Investition sich für alle ausbezahlt machen wird. Nicht weniger 
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wichtig finden wir, dass das Projekt den Ruf der Ostschweiz als innovative Region im 
In- und Ausland stärkt. Es ist wichtig, dass sich die Ostschweiz mit ihren Unterneh-
men und Institutionen als Innovationsplatz positionieren kann, gerade auch in Zu-
kunftsbranchen wie z.B. der Medizinaltechnik. Wir sind überzeugt, dass der Innovati-
onspark ein Teil dazu leisten wird, dass Schweizer Spitzenunternehmen und Talente 
in der Ostschweiz gehalten werden und in Zukunft auch vermehrt anziehen kann. 

Die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen, auch die Forschungsexzellenz 
St.Galler Institutionen wie der HSG oder des Kantonsspitals werden gestärkt und ins-
gesamt wird die Standortattraktivität der Region verbessert. Wir hoffen, dass der Kan-
tonsrat und auch der Bundesrat diesem wichtigen und gelungenen Projekt für die 
Ostschweiz zustimmen werden. Wir unterstützen die formellen Anpassungen der vor-
beratenden Kommission. 
 
Oberholzer-St.Gallen (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Heute ist es besonders erfreulich, zu diesem Thema sprechen zu können, haben 
wir doch gerade die Zusage des Stiftungsrats von Innovation Switzerland erhalten, 
dass dieser Projektvorschlag des Innovationsparks Ost dem Bundesrat vorgelegt 
werden kann. Damit hat dieses Projekt eine sehr wichtige, möglicherweise die wich-
tigste Hürde genommen. 

Wir haben mit diesem Innovationspark die Chance, hochwertige Arbeitsplätze zu 
schaffen durch Innovation, zusätzliche Arbeitsplätze auch in den vor- und nachgela-
gerten Sektoren zu generieren, und wir sehen unserer Meinung nach damit auch, 
dass eine aktive Industriepolitik für die Arbeitsplätze, wie es dieser Vorschlag bzw. 
diese Vorlage repräsentiert, dem Wirtschaftsstandort letztlich mehr bringt als die 
Steuern zu senken oder bspw. neue Strassen zu bauen. 

Eine exzellente Forschung funktioniert nicht von alleine, kommt nicht von selbst 
in die Gänge, es braucht den Kanton. Und dass der Kanton es nun geschafft hat, die 
Initiative zu ergreifen, zusammen mit anderen Kantonen, und es auch gelungen ist 
verschiedenste private Akteure ins Boot zu holen, ist sehr erfreulich. Es ist auch klar, 
dass wir als Kanton Geld einwerfen müssen, weil es sonst nicht funktioniert. In diesem 
Zusammenhang möchte ich noch einmal daran erinnern, dass der Staat durchaus 
etwas für die Wirtschaft tut: Er investiert, er leistet einen grossen A-fonds-perdu-Bei-
trag; und daran sollten wir uns erinnern, wenn nächstes Mal die Senkung der Unter-
nehmenssteuern zum Thema wird. 
 
Schmid-Grabs (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Die SVP-Fraktion steht einem Innovationspark in St.Gallen grundsätzlich positiv 
gegenüber. Es ist auch als positiv zu werten, dass die Bewerbung durch die Stiftung 
Innovation Switzerland gutgeheissen wurde. Zudem begrüssen wir die regionale Ver-
netzung des Projekts. 

Der SVP-Fraktion ist und war es schon immer ein grosses Anliegen, dass der 
Wirtschafts- und Forschungsstandort St.Gallen in Zusammenarbeit mit den privatwirt-
schaftlichen Leistungsträgern gestärkt wird. So haben wir uns auch in der Vergan-
genheit immer wieder für bessere Rahmenbedingungen für Wirtschaft und Forschung 
eingesetzt, etwa mit gezielten Steuerentlastungen und der IT-Bildungsoffensive. Die 
SVP-Fraktion sieht es aber auch als ihre Aufgabe, Ausgaben im Namen der Steuer-
zahler kritisch zu prüfen. Dies gilt insbesondere in dieser schwierigen Situation, da wir 
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mit erheblichen Ausfällen auf der Einnahmenseite zu rechnen haben. Einen A-fonds-
perdu-Beitrag von 10 Mio. Franken ist in diesem Licht als Luxus-Investition zu be-
trachten. Die SVP-Fraktion kritisiert, dass das Parlament mit der Vorlage vor vollen-
dete Tatsachen gestellt wird. Eine Kürzung des A-fonds-perdu-Beitrags würde ge-
mäss der Regierung das Ende des Innovationsparks bedeuten. Eine bedingungslose 
Zustimmung nach dem Motto «Friss oder stirb» kommt für die SVP-Fraktion jedoch 
nicht in Frage. Insbesondere vermisst die SVP-Fraktion die Beteiligung der privatwirt-
schaftlichen Träger an den Betriebskosten. Dass der Kanton St.Gallen alleine im Um-
fang von 10 Mio. Franken für die Aufrechterhaltung des Betriebs aufkommen soll, 
erachten wir als unbefriedigend. Wir sind überzeugt, hätte die Regierung besser ver-
handelt und hätte man sich mehr Mühe bei der Suche nach Investoren gegeben, wä-
ren weitere private Mittel und auch Mittel von anderen Kantonen möglich gewesen. 

Aufgrund der oben genannten Punkte ist der SVP-Fraktion wichtig, dass nur die 
Mittel an den Innovationspark Ost ausgeschüttet werden, die zwingend benötigt wer-
den. Wir werden Ihnen daher beantragen, dass die A-fonds-perdu-Beiträge nur aus-
bezahlt werden, sofern das Betriebsergebnis des Innovationsparks Ost nicht aus-
reicht, um die Kosten des Betriebs zu decken. Wir werden dazu in der Spezialdis-
kussion Stellung beziehen. 
 
Regierungsrat Tinner: Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Ich möchte mich für die sehr gute Aufnahme der Vorlage bedanken, auch im 
Sinne und im Interesse unseres Wirtschafts- und Forschungsstandorts St.Gallen. Die 
Freude ist bei der St.Galler Regierung tatsächlich gross über den Antrag von Switzer-
land Innovation. Die Freude ist aber nicht nur bei der St.Galler Regierung gros, nein, 
sie ist auch gross bei den übrigen Ostschweizer Regierungen, die dieses Projekt zu-
sammen mit uns in den vergangenen Monaten bearbeitet haben. Ich möchte an die-
ser Stelle den Kantonen Thurgau, den beiden Appenzell, aber auch dem Fürstentum 
Liechtenstein und ebenso der Stadt St.Gallen wie allen übrigen Geldgebern aus der 
Privatwirtschaft herzlich danken. 

Den Hinweis, die Betriebskostenbeiträge hätten zumindest auch durch andere 
Trägerkantone mitunterstützt oder abgefedert werden können, habe ich entgegenge-
nommen. Ich bin auch überzeugt, und das zeigen zumindest Signale aus Gesprächen 
mit Regierungsvertretern der übrigen Trägerkantone, dass vermutlich, wenn der In-
novationspark auch operativ zum Fliegen kommt, darüber durchaus diskutiert werden 
kann. Es ist aber so, dass der Kanton St.Gallen der Standortkanton des Innovations-
parks ist – und als Standort ist es so, dass man auch den Hauptteil der Finanzie-
rungskosten trägt. Ich denke z.B. an die Universität St.Gallen, an die Fachhochschule 
OST usw. Surber-St.Gallen, Schmid-Grabs, wir haben Ihre Kritikpunkte aufgenom-
men und werden daran arbeiten. Wie wir auch daran arbeiten werden, und davon bin 
ich auch überzeugt, dass wir noch weitere Aktionärinnen und Aktionäre gewinnen 
können. Auch hierfür setzen wir die Gespräche fort. Ich nutze auch immer wieder die 
Gelegenheit, bei Betrieben, die im Fokus des Innovationsparks stehen – seien es 
Gesundheit oder Medizintechnik, aber auch im Bereich der Digitalisierung sowie der 
traditionellen MEM-Industrie – darauf hinzuarbeiten, dass wir bis zur Gründung der 
Aktiengesellschaft noch weiteres Aktienkapital generieren. 

Ein weiterer Aspekt, und das wird auch sehr entscheidend für die weitere erfolg-
reiche Ausgestaltung des Innovationsparks sein: Es braucht nicht nur Ideen, sondern 
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es braucht auch Personen für die Besetzung des VR-Präsidiums wie auch für die 
Geschäftsführung. Das werden sicher zwei weitere Schlüsselpositionen sein, die 
massgebend zum Ausbau beitragen. 

Und letztlich, davon bin ich auch überzeugt, schaffen wir mit dem Innovationspark 
direkt Arbeitsplätze. V.a. aber müssen wir indirekt Arbeitsplätze schaffen und wir müs-
sen diesen Personen genügend attraktiven Wohnraum bieten, damit sie auch in 
St.Gallen wohnen. Ich freue mich auf die Spezialdiskussion. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
 
Spezialdiskussion 
 
Schmid-Grabs: beantragt im Namen der SVP-Fraktion, Ziff. 2 Abs. 3 (neu) wie folgt 
zu formulieren: «Die A-fonds-perdu-Beiträge werden nur ausbezahlt, sofern das Be-
triebsergebnis der Innovationspark AG (in Gründung) nicht ausreicht, um die Kosten 
des Betriebs zu decken.» 

Die A-fonds-perdu-Beiträge werden nur ausbezahlt, sofern das Betriebsergebnis 
des Innovationsparks Ost nicht ausreicht, um die Kosten des Betriebs zu decken. Wie 
bereits erwähnt, befindet sich der Kanton St.Gallen in einer finanziell herausfordern-
den Lage und die SVP-Fraktion möchte damit lediglich sicherstellen, dass diese 
10 Mio. Franken als Höchstbetrag verstanden werden und nur die Mittel an den Inno-
vationspark ausgeschüttet werden, die zwingend für die Aufrechterhaltung des Be-
triebs notwendig sind. 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzu-
lehnen. 

Ich habe es eingangs erwähnt, auch wir sind mit der Ausgestaltung der Finanzie-
rung nicht ganz glücklich, mit dieser starken Belastung des Kantons St.Gallen im Ver-
gleich zu den anderen Kantonen und im Vergleich zur Wirtschaft, die jedoch sicherlich 
im Laufe der Zeit auch weitere Beiträge leisten wird. Was dabei unser Problem ist: 
Wir hatten in der Kommission einen Antrag gestellt, dass diese 10 Mio. Franken nur 
insoweit ausgeschöpft werden sollen, als dass sie nicht durch andere Trägerinnen 
und Träger finanziert würden. Dieser Antrag hat in der Kommission keine Mehrheit 
gefunden und ich habe es gesagt, wir stellen dafür heute keinen Antrag mehr. Wir 
vertrauen auf die Regierung, dass sie in Zukunft gut mit den anderen Kantonen ver-
handeln wird. 

Dieser Antrag schränkt die Möglichkeit der Finanzierung des Innovationsparks zu 
stark ein. Wenn diese A-fonds-perdu-Beiträge per sofort nicht mehr ausgeschüttet 
werden, wenn das Betriebsergebnis einmal ein bisschen positiver ausfällt, finden wir 
das nicht richtig. Man weiss auch nicht genau, wie dieser Antrag zu verstehen ist bzw. 
ab wann wirklich keine Beiträge mehr ausgeschüttet werden dürfen. Das würde uns 
die Sache zu sehr einschränken, das möchten wir nicht. Daher noch einmal die Bitte 
an die Regierung zu schauen, dass sich die Wirtschaft in angemessener Weise be-
teiligt und auch die anderen Kantone. 
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Lippuner-Grabs (im Namen der FDP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion ist ab-
zulehnen. Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Die SVP-Fraktion stellt sich mit ihrem Antrag auf den Standpunkt, dass die Gelder 
nicht bezahlt werden sollen, wenn sie nicht benötigt werden. Das ist im Allgemeinen 
eine durchaus zu begrüssende Haltung, wenn es um die Verwendung von Steuergel-
dern geht. Die FDP-Fraktion erachtet es allerdings als falsches Signal, den Kantons-
ratsbeschluss mit einer derartigen Formulierung zu ergänzen. Sollte die gemeinnüt-
zige Innovationspark AG früher als geplant selbsttragend werden, sind die gespro-
chenen Gelder immer noch zweckentsprechend zu verwenden. 

Wir geben zu bedenken, dass der heute zu sprechende Kredit lediglich eine An-
schubfinanzierung darstellt und die zu gründende gemeinnützige Aktiengesellschaft 
ohnehin gezwungen sein wird, zusätzliche Mittel zu generieren durch Gewinnung von 
Partnern und Erbringung von Dienstleistungen. 
 
Hess-Rebstein (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion ist 
abzulehnen. Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Ich möchte mich meiner Vorrednerin der SP-Fraktion und meinem Vorredner von 
der FDP-Fraktion anschliessen und Ihnen im Namen der CVP-EVP-Fraktion empfeh-
len, diesen Antrag abzulehnen. Warum? Es wurde vieles schon gesagt; grundsätzlich 
haben wir grosses Verständnis dafür, wenn mit steuerlichen Mitteln haushälterisch 
umgegangen wird. In diesem Zusammenhang muss man allerdings auch berücksich-
tigen, dass es für dieses Projekt eine gewisse Planungssicherheit braucht. Es bedarf 
keiner unnötiger Einschränkungen bereits im Vorfeld. Wir haben insofern auch ein 
grosses Vertrauen in den zukünftigen Verwaltungsrat. 
 
Regierungsrat Tinner: Ich möchte auf S. 8 der Botschaft hinweisen. Da sehen Sie 
bereits aus der Planerfolgsrechnung, dass der Beitrag des Kantons St.Gallen nicht 
die einzige Umsatz- oder Einnahmenposition darstellt, sondern aus der Bereitstellung 
der Infrastruktur wie auch aus Erträgen der Infrastruktur werden zusätzliche Einnah-
menanteile generiert. Ich kann Ihnen auch versichern, es steht auch im Kantonsrats-
beschluss, dass die Regierung die Einzelheiten der Ausrichtung der A-fonds-perdu-
Beiträge durch Vereinbarungen regelt. Wir haben diese Erfahrungen auch schon bei 
RhySearch gesammelt. Wir wissen, wie wir mit Innovationspartnern umgehen müs-
sen. Ich möchte verhindern, dass wir mit einem solchen Antrag, wie er von der SVP-
Fraktion formuliert worden ist, bereits zu Beginn die Innovationsfreudigkeit und die 
Innovationskraft der Betroffenen des Innovationsparks herunterbremsen. Ich glaube, 
das wäre sehr schade. Es geht auch darum, dass wir heute ein Zeichen setzen: Wir 
wollen, dass man sich in der Ostschweiz, im Kanton St.Gallen, niederlässt und an 
Innovationsprojekten arbeitet. Damit schaffen wir Arbeitsplätze, das ist unser Bestre-
ben. Ich will als Volkswirtschaftsdirektor Arbeitsplätze und Jobs. Und solche benöti-
gen wir in den nächsten Monaten dringendst, denn ich gehe davon aus, und darüber 
werden wir in dieser Session auch noch diskutieren, dass die derzeitige Pandemie 
noch sehr viele Arbeitsplätze kosten wird. Deshalb müssen wir, und das scheint mir 
sehr zentral zu sein, auch in die Zukunft investieren, dafür die notwendigen Mittel 
bereitstellen, aber mit diesen sorgsam umgehen. 
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Broger-Altstätten, in Vertretung des Kommissionspräsidenten: Ein ähnlicher Antrag 
mit gleicher Bedeutung wurde in der vorberatenden Kommission gestellt und mit 
7:6 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt.  
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Der Kantonsrat lehnt den Antrag der SVP-Fraktion mit 72:22 Stimmen bei 2 Enthal-
tungen ab. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in erster Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der zweiten Lesung zurück an die vorberatende Kommission. Das 
Präsidium beantragt, die zweite Lesung morgen Dienstag durchzuführen. Der Antrag 
wird nicht bestritten. Der Kantonsrat berät die Vorlage morgen Dienstag in zweiter 
Lesung. 
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40.19.04 Massnahmen zur Prävention von Radikalisierung und gewalttäti-

gem Extremismus 

Unterlagen: – Bericht der Regierung vom 3. Dezember 2019 
– Antrag der vorberatenden Kommission vom 18. Juni 2020 
– Anträge aus der Mitte des Rates vom 30. November 2020 

 
 
Broger-Altstätten, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kom-
mission beantragt, auf die Vorlage in einziger Lesung einzutreten. 

Am 18. Juni 2020, traf sich die vorberatende Kommission zum Geschäft 40.19.04 
«Massnahmen zur Prävention von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus» 
zu ihrer gemeinsamen Sitzung. Dies nachdem coronabedingt der Sitzungstermin seit 
der Kommissionsbestellung in der Februarsession 2020 mehrmals verschoben wurde 
und die Kommissionszusammensetzung aufgrund des Wechsels auf die neue Amts-
dauer ebenfalls fünf Änderungen verzeichnete. Anwesend waren: 
vonseiten des Sicherheits-und Justizdepartementes: 
– Regierungsrat Fredy Fässler, Vorsteher; 
– Judith Widmer, Stv. Generalsekretärin,  
– Esther Luder, Leiterin Fach- und Anlaufstelle Radikalisierung und Extremismus 

(FAREX). 
Geschäftsführung: 
– Sandra Stefanovic, Geschäftsführerin, Parlamentsdienste; 
– Gerda Göbel-Keller, Stv. Geschäftsführerin, Parlamentsdienste. 

Vorkommnisse wie das Grosskonzert von Rechtsradikalen im Jahr 2016 im Tog-
genburg schockierten die Schweiz und liessen Forderungen nach Massnahmen ge-
gen Radikalisierung und Extremismus laut werden. Der Bund reagierte mit einem na-
tionalen Aktionsplan zur Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und 
gewalttätigem Extremismus (NAP). Auf kantonaler Ebene verlangt ein Postulat einen 
Bericht über die bestehenden Präventionsmassnahmen sowie über diejenigen, die im 
nationalen Aktionsplan vorgesehen sind. 

Die Regierung hat bereits im Jahr 2018 entschieden, eine Präventionsmass-
nahme des Nationalen Aktionsplans umzusetzen. In der Folge wurde im September 
2019 die Fach- und Anlaufstelle Radikalisierung und Extremismus (FAREX) gegrün-
det. Die Fachstelle dient der Prävention. Sie ist Anlaufstelle für das Umfeld von sich 
radikalisierenden Personen und bietet Beratung sowie Unterstützung für die Angehö-
rigen. Ziel dieser Präventionsarbeit ist, mit einer frühen Intervention einen möglichen 
Radikalisierungsprozess zu stoppen. Die vorberatende Kommission begrüsste die 
Präventionsarbeit von FAREX als Anlaufstelle für Eltern, Angehörige, Freunde und 
Arbeitgeber. Die Kommission vermisste jedoch einen spezifisch kantonalen Überblick 
zu den konkreten Problemen im Bereich von Radikalisierung und Extremismus und 
über die konkreten kantonalen Massnahmen, die dagegen angezeigt sind. Sie möchte 
aus diesem Grund nach Abschluss der Pilotphase einen Bericht mit diesen spezifi-
schen Daten. Diesbezüglich verweise ich auf den Antrag der vorberatenden Kommis-
sion.  
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Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Das Präsidium sieht eine Eintretensdiskussion vor. 
 
Schöb-Thal (im Namen der SP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Der Fokus des Berichts ist extrem eng gefasst. Die Definition, die auf S. 6 des 
Berichts verkürzt wiedergegeben wird, entstammt einem Themenheft des Kantons, 
dass diese sehr ausdrücklich als eine von verschiedensten Formen des Extremismus 
festhält, deren Beziehungen untereinander enorm komplex und vielschichtig sind. 

Wir verstehen unter Extremismus nicht nur, Gedankenwelten zu fassen, die mit 
gewalttätigen Mitteln ihre politischen oder gesellschaftlichen Ziele durchsetzen wol-
len, sondern durchaus auch all jene Strömungen, die mit ihrer fundamentalistischen 
Haltung den unumstösslichen Grundsätzen der Verfassung sowie der europäischen 
Menschenrechtskonvention widersprechen. 

Nicht zuletzt gehören dazu, sowohl gemäss der zitierten Broschüre des Kantons 
als auch nach Ansicht der SP-Fraktion, der zahlenmässig grösste und medial am 
meisten beachtete Bereich der gewalttätigen Gruppierungen im Sport. Dass der Kan-
ton dazu nichts sagen will, leuchtet nur vor dem Hintergrund ein, dass sich der Kanton 
an bestehenden Präventionsprojekten in diesem Bereich in keiner Art und Weise fi-
nanziell beteiligen wollte. 

Die im Bericht angeführten Modelle zur Radikalisierung erscheinen relativ simpel 
und zeigen symptomatisch auf, dass die Forschung wie auch die Kriminalprävention 
gerade in der Schweiz noch relativ am Anfang stehen. So fehlen in den aufgezeigten 
Modellen jegliche Zusammenhänge zwischen sozialen Netzwerken und Radikalisie-
rung, die insbesondere innerhalb von geschlossenen Gruppen und «social bubbles», 
seien dies reale Orte (religiöse Treffpunkte, private Schulen, Parallelgesellschaften) 
oder aber virtuelle (soziale Medien, Chatgruppen), stattfinden. Eine offene Gesellschaft 
ist nur schon aufgrund des Austauschs von Ideen, Wertehaltungen und Meinungen 
resilienter gegen Radikalisierung. 

Forschung in diesem Bereich, und zwar nicht Grundlagenforschung, die an den 
Universitäten geschieht, sondern angewandte Forschung an einem konkreten For-
schungsfeld, also die Kernkompetenz der Fachhochschulen, würde gerade im Kanton 
St.Gallen dringend Not tun. In der Diskussion haben wir festgestellt, dass der Kanton 
St.Gallen alleine wohl zu klein für ein solches Forschungsfeld ist. Dazu müsste min-
destens national ein Auftrag erteilt werden können. 

Wer behauptet, wir hätten im Kanton St.Gallen kein offenkundiges Problem, ins-
besondere mit Rechtsextremismus, verschliesst die Augen vor Fakten. Die Tatsache, 
dass die schweizweit grösste Versammlung von Rechtsextremen im Kanton St.Gallen 
stattfand, war kein Unfall, sondern sie war symptomatisch für die Verbandelung von 
lokalen Gruppen mit internationalen Netzwerken. 

FAREX: Es fehlen zum jetzigen Zeitpunkt noch Aussagen bzw. Kennzahlen über 
die bisherige Tätigkeit der FAREX. Dies ist insofern verständlich, als dass die Stelle 
sich noch im Pilotbetrieb befindet, wobei sich jedoch die Frage stellt, inwiefern der 
Kantonsrat über den Abschluss dieser Pilotphase unterrichtet und informiert wird. 
Grundsätzlich gilt es festzuhalten, dass etwas gar viele Massnahmen der FAREX zu-
geteilt werden, womit sich die Frage stellt, ob nicht sehr hohe Erwartungen bei relativ 
bescheidenen personellen Ressourcen bestehen. Um diesbezüglich künftig detaillier-
tere Informationen zu erhalten, hat die vorberatende Kommission einem Antrag der 
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SP-Delegation zugestimmt, in dem wir die Regierung einladen, dem Kantonsrat über 
die Arbeit der FAREX Bericht zu erstatten. Ich bitte Sie, diesem Antrag zuzustimmen. 

Fazit: Es gilt festzuhalten, dass grosse Fragezeichen bezüglich des Ist-Zustands 
herrschen. Weder religiöser noch politischer Extremismus werden in effizienter Form 
beobachtet und/oder bekämpft. Der zahlenmässig und medial bedeutsamste Bereich, 
nämlich gewalttätige und/oder rechtsextreme Gruppierungen im Sport, wird im ge-
samten Bericht nicht mit einem Wort erwähnt. Vor diesem Hintergrund erachtet die 
Fraktion die Arbeit von FAREX als notwendig, aber weder die dafür zur Verfügung 
gestellten Ressourcen noch die Einbettung in andere Strukturen als ausreichend. 
Aufsuchende Arbeit, Monitoring von sozialen Gruppen, insbesondere im Onlinebe-
reich, spezifische Präventions- und Ausstiegsprojekte, an denen auch der Kanton 
St.Gallen in irgendeiner Form beteiligt ist, sind nicht zu finden. 
 
Frei-Rorschacherberg (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Vorweg ein paar grundsätzliche Anmerkungen: Rassismus darf keinen Platz in 
einer toleranten und liberalen Gesellschaft haben. Extremismus, ob links oder rechts 
oder aufgrund sonstiger Einstellungen, gefährdet die Sicherheit des Staates und sei-
ner Bewohnerinnen und Bewohner. Wir wollen in einem Kanton und in einem Land 
leben, wo sich alle ohne Wenn und Aber innerhalb des geltenden Rechtsstaates zu 
bewegen haben. Die FDP-Fraktion steht für die freie Meinungsäusserung ein. Aber 
auch da gibt es Grenzen, seien sie rechtlich oder aus purem Anstand. Die FDP-Frak-
tion will eine liberale, tolerante Gesellschaft. Wir schätzen die freie Meinungsäusse-
rung, aber sie toleriert keine Gefährdung der Sicherheit, die ein grosses Gut für uns 
alle ist. 

Aufgrund der einleitenden Worte ist für die FDP-Fraktion klar, dass die Präven-
tion von Radikalisierung in der Bildung, Religion, im Sozialwesen und in den Integra-
tionsbemühungen wichtig ist. Sie trägt ihren Teil zur Erhaltung des sicheren Staates 
bei. Der vorliegende Bericht zeigt auf, was der Bund und der Kanton St.Gallen für 
Pläne haben, um eine Radikalisierung präventiv zu verhindern, und dass bei einer 
Vermutung einer Radikalisierung eine professionelle Fachstelle, die neu geschaffene 
FAREX, als Ansprechpartnerin und Triageinstanz helfen kann. Selbstverständlich 
geht die FDP-Fraktion davon aus, dass man mit der nationalen Koordinationsstelle 
zum NAP möglichst effektiv zusammenarbeitet und Massnahmen auch umsetzt. Im 
vorliegenden Bericht wird aus unserer Sicht zu wenig auf die tatsächlichen Gründe, 
auf die Wurzel des Problems einer möglichen Radikalisierung eingegangen. Dies gilt 
auch für die erwähnten Massnahmen. Diese werden erst ergriffen, wenn eine Radi-
kalisierung erkannt oder gemeldet wurde. Ist es dann nicht zu spät? Ist das wahre 
Prävention? 

Das Bedrohungs- und Risikomanagement der Kantonspolizei St.Gallen erscheint 
uns hingegen wirkungsvoll und sollte weiterhin verstärkt werden. Die neugeschaffene 
Fachstelle FAREX ist an die Kriseninterventionsgruppe angegliedert, was wir begrüs-
sen, da so Ressourcen und Synergien gebündelt und genutzt werden können. Die 
Fachstelle FAREX ist seit dem September 2019 operativ und daher sind noch keine 
konkreten Aussagen über deren Wirkung möglich. Gerne hätten wir dazu Auskünfte, 
ob es schon Fälle von Meldungen gegeben hat, und falls ja, wie man konkret vorge-
gangen ist. Es fehlt uns im Bericht insbesondere eine konkrete Bestandesaufnahme 
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zur Lage im Kanton St.Gallen bezüglich aktueller Vorfälle im Risiko- und im Radikali-
sierungsbereich. Deshalb folgen wir dem Antrag der vorberatenden Kommission, der 
genau eine solche Bestandesaufnahme fordert.  
 
Böhi-Wil (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Ich bin der Auslöser des Berichts, dessen Erstellung an der Februarsession 2018 
gutgeheissen wurde. Die Gutheissung kam aufgrund einer Änderung des Wortlauts 
zustande. Das Postulat 43.16.05 «Massnahmen zur Prävention von religiöser Radi-
kalisierung» habe ich an der Septembersession 2016 eingereicht, nachdem einige 
Monate zuvor der Sicherheitsverbund Schweiz, der für die Koordination aller Sicher-
heitsorgane des Bundes und der Kantone zuständig ist, einen Bericht über die Prä-
vention von religiöser Radikalisierung veröffentlicht hat. Der Bericht des Bundes ent-
stand unter dem Eindruck der sogenannten Dschihadreisenden. Meine Absicht war, 
dass sich auch der Kanton mit dieser Thematik beschäftigt. Ich habe mich aber mit 
der Änderung des Wortlauts einverstanden erklärt und damit auch mit der Verlage-
rung des Fokus des Berichts auf die Prävention von allgemeiner Radikalisierung und 
Extremismus. 

Die Ausarbeitung des Berichts, den wir heute beraten, hat viel Zeit beansprucht. 
Dies, obwohl der Bund schon im Dezember 2017 seinen Aktionsplan zur Verhinde-
rung und Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus veröffent-
licht hatte. Der Bericht der Regierung datiert vom Dezember 2019. Sie hat also zwei 
Jahre dafür gebraucht und der Bericht ist nun auch schon wieder ein Jahr älter. Drei 
Jahre sind vergangen, seit der Bund seinen Massnahmenkatalog zuhanden der Kan-
tone präsentiert hat. So gesehen wäre die Aufgabe für den Kanton St.Gallen eigent-
lich einfach gewesen, denn er hätte nur die im Aktionsplan aufgeführten Massnahmen 
übernehmen müssen. Das wurde zum Teil auch getan, v.a. in Bezug auf die, wie ich 
sie nennen will, weichen Massnahmen, die einfach umzusetzen sind und deren Wir-
kung ungewiss ist. 

Ich will aber nicht allzu negativ in meiner Beurteilung des Berichts sein und ich 
stelle mit Genugtuung fest, dass mit der Schaffung der FAREX eine niederschwellige 
Anlaufstelle geschaffen wurde für alle, die Fragen oder Hinweise bezüglich radikali-
sierten Personen haben. Eine solche Anlauf- oder Meldestelle ist notwendig, denn wir 
haben in den letzten Tagen und Wochen gesehen, dass nun auch die Schweiz von 
der neuen Taktik des Terrorismus betroffen ist. Es sind einzelne radikalisierte Perso-
nen, die Anschläge verüben. Sie suchen sich nicht gezielt staatliche oder andere Ein-
richtungen aus, sondern wollen Angst und Schrecken verbreiten, indem sie zufällig 
ausgewählte unbeteiligte Personen angreifen. 

Dass die in letzter Zeit geschehenen Terrorakte offenbar islamistisch geprägt wa-
ren, zeigt, dass die ursprüngliche Version meines Postulats mit dem Titel «Massnah-
men zur Prävention von religiösen Extremismus» korrekt war. Der religiöse Extremis-
mus ist die eigentliche Gefahr, mit der wir konfrontiert sind und weniger irgendwelche 
jugendliche Wirrköpfe, die auf politische Abwege geraten sind. Ich habe einen Antrag 
eingereicht, der zwei Aufträge an die Regierung enthält im Zusammenhang mit genau 
dieser Entwicklung. Der Antrag ist mittlerweile aufgeschaltet, ich werde später dazu 
Stellung nehmen. 
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Dürr-Gams (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Im ersten Teil werden ausführliche theoretische Grundlagen zum Thema Radi-
kalisierungs- und Extremismusprävention geliefert. Im zweiten Teil wird anhand des 
NAP die Umsetzung der Massnahmen im Kanton St.Gallen aufgezeigt. Besonders 
hervorzuheben ist die Schaffung der FAREX als Fach- und Anlaufstelle für die St.Gal-
ler Bevölkerung sowie für Fachleute aus Schule, Berufsbildung, Jugend und Sozial-
arbeit im September 2019. Die Regierung kommt zum Schluss, dass zu keiner Mas-
snahme des Bundes neue, eigene Projekte im Kanton St.Gallen nötig sind. Die 
Fachstelle FAREX ist aus der Kriseninterventionsgruppe des schulpsychologischen 
Diensts hervorgegangen. Sie ist 24 Stunden an 365 Tagen unter einer 0800er-Num-
mer zu erreichen. Seit der Inbetriebnahme Ende letzten Jahres bis zur Sitzung der 
vorberatenden Kommission am 18. Juni 2020 hat die Fachstelle neun Fälle bearbei-
tet, auf die an der Kommissionssitzung nicht weiter eingegangen wurde. Es handelt 
sich dabei um Verdachtsmeldungen von Angehörigen, Lehrern, Freunden usw., die 
geprüft und bei einem Verdacht auf einen Tatbestand an die Polizei weitergeleitet 
werden. Es wurde glaubhaft dargelegt, dass die Zusammenarbeit mit der Polizei und 
den weiteren Partnern reibungslos, schnell und unbürokratisch funktioniert. 

Die Fachstelle ist sowohl Anlauf- als auch Fachstelle und arbeitet neben der Po-
lizei auch mit der Staats- und Jugendanwaltschaft, den Schulen, der Schulsozialar-
beit, dem Kindesschutzzentrum und den weiteren Fachleuten zusammen. Die Fach-
stelle wirkt unabhängig von der Polizeiarbeit, arbeitet aber zur Verhinderung von 
Straftaten mit der Polizei zusammen. Der Erfolg dieser Fachstelle hängt massgeblich 
von ihrer Bekanntheit ab, dazu sind Anstrengungen in den Bereichen Kommunikation 
und Vernetzung notwendig. Die Frage, ob es im Kanton Ansätze von Extremismus 
gibt, konnte nicht abschliessend beantwortet werden. Die CVP-EVP-Fraktion unter-
stützt deshalb den Antrag der vorberatenden Kommission und fordert nach Ablauf der 
Versuchsphase eine Berichterstattung über die von der Fachstelle gemachten Erfah-
rungen. Gewünscht wird auch eine Einschätzung der Bedrohungslage im Bereich Ra-
dikalisierung und Extremismus in unserem Kanton. 
 
Mattle-Altstätten (im Namen der GLP): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Wir begrüssen die Auseinandersetzung mit dem Thema Radikalisierung und Ext-
remismus sowie die Massnahmen zur Prävention und Verhinderung möglicher uner-
wünschter Entwicklungen oder gar gewalttätiger Ereignisse. Soweit wir aus dem Be-
richt herauslesen können, wurde die FAREX aufgrund der durch die Regierung 
erachteten Dringlichkeit einer niederschwelligen Anlaufstelle vor Abschluss dieses 
Berichts im Rahmen eines Pilotprojekts geschaffen. Das erstaunt uns, da offensicht-
lich bisher keine Bestandesaufnahme zur Lage im Kanton verfügbar ist. Wir unter-
stützen deshalb den Antrag der vorberatenden Kommission zur Berichterstattung und 
Bestandesaufnahme der Lage im Kanton. 

Der Bericht orientiert sich weitgehend am NAP und stellte die heute im Kanton 
bereits bestehenden Instrumente in dessen Kontext. Die Grünliberalen hätten sich 
über diese doch recht oberflächliche Standortbestimmung hinaus gewünscht, dass 
zumindest für die wichtigsten Massnahmen des NAP konkrete Ziele definiert worden 
wären. Dies würde im Rahmen der künftigen Berichterstattung eine Bewertung der 
Zielerreichung erlauben, sodass daraus allfällige Korrekturen abgeleitet werden kön-
nen. Wir erwarten deshalb mit der nächsten Berichterstattung der Regierung, dass 
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dannzumal auch konkrete Ziele definiert werden. Wir erwarten den nächsten Bericht 
bereits mit Spannung. 
 
Schwager-St.Gallen (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Ganz im Sinne früherer Voten am heutigen Nachmittag mache ich es schnell und 
unbürokratisch: Wir begrüssen den Bericht und sind gespannt auf die Ergebnisse der 
weiteren Arbeit der neuen Fachstelle und unterstützen damit auch den Kommissions-
antrag, dass die Regierung unserem Rat in Zukunft regelmässig Bericht erstatten und 
bei Bedarf die notwendigen Ressourcen für Forschungsaufträge bereitstellen wird. 
Bezüglich der in Aussicht gestellten Anträge werde ich mich später nochmals zu Wort 
melden. 
 
Regierungsrat Fässler: Ich möchte herzlich für die zwar kritische aber doch im We-
sentlichen wohlwollende Aufnahme unseres Berichts danken. Mit den tragischen ter-
roristischen Übergriffen von Morges Ende September und letzte Woche nun in Lugano 
ist der Terror definitiv auch in unserem Land angekommen. Wir sind ein Teil von Eu-
ropa. Wir sind sicher nicht die primäre Zielscheibe für terroristische Angriffe als Staat 
als Ganzes, aber wir mussten immer davon ausgehen, dass die Hauptgefahr wahr-
scheinlich von Einzeltäterinnen und -tätern ausgehen wird, die nicht ganz so einfach 
zu erfassen sind und welche sich über die Zeit radikalisieren. Sie konnten unserem 
Bericht entnehmen: Radikalisierung geschieht nicht von heute auf morgen. Da schaut 
nicht jemand ein Video und denkt sich, das ist noch lustig, das mache ich auch, son-
dern es handelt sich um einen Prozess, der längere Zeit dauert. Sie können das in 
unserem Bericht nachlesen. Diese Zeit müssen wir nutzen, um in diesem Bereich 
auch präventiv tätig werden zu können. 

Es wurde nun gesagt, dass wir in diesem Bereich zu wenig tun. Wir haben die 
ganzen repressiven Massnahmen in diesem Bericht nicht beleuchtet. Das ist ein Be-
richt zur Prävention von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus, es ist kein 
Bericht zur Abwehr oder zur Strafverfolgung von Radikalisierung und gewalttätigem 
Extremismus. Da liegt zum Teil ein Missverständnis vor. Das Allerwichtigste in diesem 
Bericht: Prävention ist nicht ausschliesslich Aufgabe der Kantonspolizei. Selbstver-
ständlich hat die Kantonspolizei sofort reagiert, als die ersten Anschläge in Europa 
stattgefunden haben. Sie hat ihr Bedrohungsmanagement ausgebaut, wir haben bei 
der Kantonspolizei auch eine Abteilung Innere Sicherheit, das sind Nachrichten-
dienste, das sind Leute, die bei uns arbeiten, aber im Auftrag des Bundes. Die sind 
im Internet unterwegs und eruieren, was in diesem Kanton geschieht. Das ist Gefah-
renabwehr, aber nicht Prävention. Die Kantonspolizei hat das Bedrohungsmanage-
ment intensiviert, und das ist wiederum eine präventive Massnahme. 

Es wurde gesagt, es fehlen Zahlen. Ich habe auch in der vorberatenden Kom-
mission darauf hingewiesen, dass keine vollständige Statistik vorliegt über Leute, die 
in diesem Kanton wohnen und extremistische Haltungen haben. Wir haben rund fünf 
Personen, von denen man vermutet, dass sie allenfalls Dschihadrückkehrer sein 
könnten. Die Bundeskriminalpolizei hat zwar Verfahren geführt, die haben aber keine 
Verurteilungen nach sich gezogen. Ob die Personen wirklich im Dschihad waren und 
was sie dort allenfalls genau gemacht haben, das wissen wir leider nicht. Aber diese 
Leute werden von der Kantonspolizei angesprochen, das Umfeld wird sensibilisiert 
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und diese Leute werden auch beobachtet. Daneben gibt es im links- sowie im rechts-
extremen Bereich je rund drei Dutzend Leute, die von der Inneren Sicherheit und der 
Kantonspolizei als extremistisch eingestuft werden. Es gibt auch Mitläufer, die zu die-
sem Umfeld gezählt werden müssen, die aber nicht zum Kern gehören. Dies einige 
wenige Zahlen zur aktuellen Situation im Kanton. 

Wir werden selbstverständlich mit dem Projektabschlussbericht FAREX die Situ-
ation, soweit wir sie beurteilen können, ergänzend dokumentieren und zusätzliche 
Zahlen liefern. Der Aufbau dieser Fachstelle hat sich coronabedingt zwar nicht verzö-
gert, aber er wurde erschwert. Es geht v.a. auch darum, Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren auszubilden, zu sensibilisieren, sie zu befähigen, Entwicklungen selbst zu 
erkennen, die ungünstig sind und selbstverständlich auch 24 Stunden an sieben Ta-
gen für telefonische Auskünfte zur Verfügung zu stehen, wenn Leute, Eltern, Ausbild-
nerinnen und Ausbildner, Vereinspräsidentinnen und -präsidenten, Trainer, wenn ir-
gendjemand in diesem Kanton Wahrnehmungen macht, die er nicht abschliessend 
interpretiert werden können, die aber mit möglicher Radikalisierung in Verbindung 
gebracht werden, dass da Fachleute zur Verfügung stehen, welche die nötigen Ant-
worten geben und zusätzliche Abklärungen veranlassen und unterstützen können. 
Diese Stelle haben wir geschaffen, sobald wir wussten, dass wir da das grösste Loch 
haben. 

Im Bereich der Polizei war das nicht notwendig bzw. die Polizei hat von sich aus 
umdisponiert. Das haben wir tatsächlich beschlossen, bevor die Beratung in diesem 
Rat möglich wurde, weil wir die Massnahme als dringlich erachteten. Sie ist auf zwei 
Jahre befristet und selbstverständlich wird nach Abschluss dieser zwei Jahre ein 
Schlussbericht vorgelegt werden. Es wurde gesagt, wir täten bei Hooliganismus, bei 
Gewalt an Sportveranstaltungen, nichts. Wir würden uns auch nicht an der Finanzie-
rung von Projekten beteiligen – das stimmt nicht. Der FC St.Gallen hat eine eigene 
Fan-Sozialarbeit aufgebaut und die Kosten dafür teilen sich der Kanton St.Gallen, die 
Stadt St.Gallen und der FC St.Gallen. Ein vergleichbares Projekt gibt es auch in Rap-
perswil-Jona für die Lakers. Daneben betreibt die Konferenz der kantonalen Justiz- 
und Polizeidirektorinnen und Polizeidirektoren (KKJPD), die ich seit letzter Woche 
präsidieren darf, eine eigene Präventionsstelle, die Schweizerische Kriminalpräven-
tion (SKP). Sie erarbeitet im Bereich der Prävention Flyer, Informationsmaterial – und 
zwar für alle Formen der Kriminalität. Sie muss sich da selbstverständlich beschrän-
ken. Auch da läuft einiges und nicht einfach nichts. Und auch an den Universitäten 
auf der ganzen Welt wird intensiv geforscht im Bereich von Extremismus: Wie ent-
steht Extremismus? Bislang hat man kein allgemein gültiges Profil gefunden. Es gibt 
nicht den Terroristen, weil das und das in seinem Leben geschah, sondern diese 
Entwicklungen sind nicht abschliessend erkennbar und auch nicht abschliessend er-
forscht. Es gibt keine allgemein gültigen Rezepte. 

Auch auf Bundesebene läuft einiges. Aktuell ist ein Bundesgesetz über polizeili-
che Massnahmen und Terrorismus durch die Räte verabschiedet worden, das es er-
lauben wird, Gefährder auch speziell zu behandeln mit Kontaktverboten bis hin zu 
Hausarrest – das ist aber wieder Bekämpfung, nicht Prävention. Dazu läuft ein Refe-
rendum. Der Bundesrat hat auch eine Vorlage unterbreitet, das Geldwäschereigesetz 
zu verschärfen, um zu verhindern, dass auf diesem Weg Terrorismus finanziert wer-
den kann. Dieses Gesetz fand bislang beim Nationalrat keine und beim Ständerat 
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wenig Unterstützung. Es ging da v.a. darum, die Sorgfaltspflichten von Anwältinnen 
und Anwälten zu verstärken, aber das ist im Moment offensichtlich nicht so gewünscht. 

Es läuft einiges; es trifft nicht zu, dass nichts läuft und wir sind überzeugt, dass 
wir mit dieser Fachstelle nun ein wichtiges Loch gestopft haben. Für die übrigen Mas-
snahmen verweisen wir auf unseren Bericht gemäss NAP. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
 
Spezialdiskussion  
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Kenntnisnahme vom Bericht «Massnahmen zur 
Prävention von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus» fest. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Zur Diskussion steht der Antrag der vorberatenden 
Kommission für einen Auftrag. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der vorberatenden Kommission (Auftrag) mit 97:0 
Stimmen zu. 
 
Böhi-Wil beantragt eine neue Ziff. 2 der Aufträge mit folgendem Wortlaut: «die 
nächste Revision des Polizeigesetzes unverzüglich an die Hand zu nehmen und da-
bei zu prüfen bzw. die erforderlichen Rechtsgrundlagen zu schaffen, damit öffentliche 
Organe, die Kenntnis von möglichen sicherheitsrelevanten Gefährdungssituationen 
haben, dies trotz Amts- und Berufsgeheimnis der Polizei melden können;» 

Lassen Sie mich den Zusammenhang meines Antrags, der zwei Aufträge enthält, 
erklären: Als ich den Bericht zum ersten Mal gelesen habe, war ich ein bisschen ent-
täuscht, weil ich mehr und griffigere Massnahmen erwartet hätte. Schliesslich habe 
ich mich anlässlich der vorberatenden Kommission mit der Schaffung der Stelle 
FAREX zufriedengegeben, auch wenn ich ein ungutes Gefühl hatte. Leider hat sich 
mein ungutes Gefühl in Bezug auf Anschläge bestätigt, wie vorher erwähnt wurde: 
der erste in Morges im September und letzte Woche in Lugano. Abgesehen davon 
mussten wir auch erfahren, dass die Attentäter von Wien Verbindungen zu Leuten in 
Winterthur hatten. Darum habe ich mich relativ kurzfristig entschieden, einen Antrag 
einzureichen, der aus zwei Aufträgen besteht, weil man in Bezug auf Berichte nur 
Aufträge erteilen kann. 

Der erste Auftrag betrifft den Informationsaustausch zwischen den Amtsstellen in 
Bezug auf Gefährder. Ich beantrage, dass die Regierung eingeladen wird, bei der 
nächsten Revision des Polizeigesetzes die erforderlichen Rechtsgrundlagen zu 
schaffen, damit öffentliche Organe, die Kenntnis von möglichen sicherheitsrelevanten 
Gefährdungssituation haben, dies trotz Amts- und Berufsgeheimnis der Polizei mel-
den können. Was heisst das konkret? Konkret heisst das z.B., dass, wenn in einem 
Sozialdienst eine Person auffällt, die Gefährder sein könnte, der Sozialdienst diese 
Person informell und ohne grosse bürokratische Abläufe der Polizei melden kann. 
Diese Meldung betrifft das Amts- und Berufsgeheimnis. Darum habe ich in meinem 
Auftrag präzisiert, dass dies trotz Amts- und Berufsgeheimnis ermöglicht werden 
sollte. Ich weise auch darauf hin, dass es sich um ein Recht auf Meldung in Bezug 
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auf diesen Informationsaustausch bezieht und nicht um eine Pflicht. Gemäss Aus-
kunft des Sicherheits- und Justizdepartementes wäre eine Pflicht sehr schwierig um-
zusetzen. Zum nächsten Auftrag komme ich später. Lassen Sie uns die Aufträge ein-
zeln diskutieren. 
 
Frei-Rorschacherberg (im Namen der FDP-Fraktion): Die Anträge sind abzulehnen. 

Inhaltlich konnten wir beide Anträge noch nicht abschliessend diskutieren. Es ist 
aber zu sagen, dass es sich um einen massgeblichen Staatseingriff in das Berufsge-
heimnis und die Grundrechte handeln würde. Es ist unseriös, dass solche Vorschläge 
direkt im Rat eingebracht werden, ohne dass die Regierung bzw. die Kommission das 
diskutieren und dazu Stellung nehmen können. Gerade bei solch schwerwiegenden 
Entscheidungen wäre das zwingend Voraussetzung. Auch wenn es den einen oder 
anderen aufgrund der Vorkommnisse unter den Nägeln brennt und in solchen Situa-
tionen Populismus der einfachste Weg wäre – machen Sie keinen Schnellschuss. Der 
richtige Weg dafür wäre eine Motion. Zum zweiten Antrag werde ich nicht nochmals 
sprechen. 
 
Dürr-Gams (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Der Antrag ist abzulehnen. 

Unter Ziff. 2 wird die Regierung eingeladen, die nächste Revision des Polizeige-
setzes unverzüglich an die Hand zu nehmen. Wir unterstützen grundsätzlich das An-
liegen des Antragstellers, schlagen aber eine andere Vorgehensweise vor. Wir möch-
ten uns damit nicht nur auf das Polizeigesetz beschränken, sondern den Auftrag 
allgemeiner fassen. Unser Antrag folgt unter Ziff. 4. 
 
Schwager-St.Gallen (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Der Antrag ist abzulehnen. 

Im ersten Antrag von Böhi-Wil sollen öffentliche Organe vom Amts- und Berufs-
geheimnis entbunden werden, um der Polizei möglicherweise sicherheitsrelevante 
Gefährdungssituationen zu melden. Unsere Fraktion lehnt diesen Antrag ab. Zuerst 
gilt es, den möglicherweise neuen Bedrohungen mit bereits bestehenden polizeili-
chen Mitteln zu begegnen, und auch mit dem NAP, auf dem die kantonale Fachstelle 
FAREX aufbaut. Diesen Instrumenten der Prävention ist der Vorzug zu geben und 
abzuwarten, in welchem Umfang sie sich bewähren. Die grundsätzliche Entbindung 
von der Schweigepflicht öffentlicher Organe säht unnötiges Misstrauen, das nur neue 
Probleme schafft. Das Vertrauensverhältnis zwischen einzelnen Bürgerinnen und 
Bürgern würde untergraben, unabhängig der Religion. Für die einzelnen Mitarbeiten-
den wäre es zudem in den entsprechenden Einzelfällen eine untragbare Verantwor-
tung, ob sie nun Meldung machen wollen oder nicht. Mit dem Antrag von Böhi-Wil 
würden faktisch alle öffentlichen Organe zum Nachrichtendienst verpflichtet. Das ist 
der falsche Weg und hat in einem Rechtsstaat nichts zu suchen. 
 
Schöb-Thal (im Namen der SP-Fraktion): Die Anträge sind abzulehnen. 

Wir lehnen beide Aufträge zu Ziff. 2 und 3 ab. Wir finden es unseriös, es ist ein 
Schnellschuss. Wir wollen die Revision des Polizeigesetzes, das sowieso in der Ter-
minplanung vorhanden ist, sorgfältig vornehmen und uns nicht mit Schnellschüssen 
quer in die Landschaft stellen. 
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Böhi-Wil: Ich möchte Stellung nehmen zu den Voten, es sei unseriös. Immerhin habe 
ich meine Aufträge rechtzeitig auf die Fraktionssitzungen geschickt, die heute Morgen 
stattgefunden haben. Dabei handelt es sich nicht um extrem komplexe Aufträge, die 
wahnsinnig viel Abklärung bedürfen. Zudem habe ich sie mit dem Sicherheits- und 
Justizdepartement abgesprochen, und zumindest mit dem ersten Antrag könnte man 
im Sicherheits- und Justizdepartement leben. Ich glaube, es ist normal, dass man 
auch in der Politik manchmal auf gewisse Ereignisse sofort reagieren muss, und das 
versuche ich mit meinen Anträgen.  
 
Surber-St.Gallen: Der Antrag ist abzulehnen. 

Ich möchte noch einmal kurz unterstreichen, dieses Geschäft war bereits an der 
Septembersession traktandiert. Es ging damals kein Antrag ein und dazwischen 
wurde kein Antrag zugestellt. Wir haben dieses Geschäft schon sehr lange auf dem 
Tisch. Am heutigen Tag einen Antrag einzubringen, über den wir nun befinden, er-
achte ich wirklich als unseriös. 
 
Regierungsrat Fässler: Dem Antrag ist zuzustimmen. 

Böhi-Wil hat es angetönt, er hat uns diesen Vorschlag vorgängig zur Stellung-
nahme unterbreitet und wir haben daraufhin mitgeteilt, dass er mit diesem Auftrag 
offene Türen einrennt. Wir sind aktuell an der Erarbeitung eines XIV. Nachtrags zum 
Polizeigesetz. Dabei ist diese Schwäche unseres Rechtssystems, nämlich die Infor-
mationsrechte hin zu anderen Behörden und der Austausch wichtiger Informationen 
zwischen den Behörden, ein Teil dieser Vorlage. Wir sind diesbezüglich im Moment 
gesetzgeberisch nicht wahnsinnig überzeugend aufgestellt. Diese Arbeiten sind weit-
gehend abgeschlossen und liegen noch in der Schlussredaktion. Ich gehe davon aus, 
dass ich anfangs Januar diesen XIV. Nachtrag in die Regierung in eine Null-Lesung 
geben kann. Das ist alles schon geplant, und Sie werden im Rahmen von Vernehm-
lassung und Diskussion Gelegenheit haben, auch all die tatsächlich vorhandenen 
Grundrechtsbeeinträchtigungen und Fragen mitzudiskutieren. Diesem Antrag können 
Sie auch zustimmen, und wenn Sie es nicht tun, erhalten Sie unsere Botschaft den-
noch. 
 
Böhi-Wil zieht seinen Antrag zu Ziff. 2 der Aufträge zurück. 

Ich nehme mit Genugtuung Kenntnis von den Ausführungen von Regierungsrat 
Fässler. Ich habe in meinem Auftrag ausdrücklich den Begriff «unverzüglich» hinein-
geschrieben, weil das unverzüglich an die Hand genommen werden soll. Jetzt hören 
wir, dass die erste Lesung in der Regierung im Januar 2021 stattfinden wird, ich gehe 
davon aus, dass wir spätestens im Frühling eine entsprechende Vorlage haben wer-
den. Ich nehme das zur Kenntnis und unter Kenntnisnahme dieser neuen Entwicklung 
ziehe ich meinen Antrag zurück.  
 
Böhi-Wil beantragt eine neue Ziff. 3 der Aufträge mit folgendem Wortlaut: «die Ein-
führung einer öffentlich zugänglichen Liste zu prüfen, in der sämtliche Gebetseinrich-
tungen im Kanton St.Gallen von nicht staatlich anerkannten Religionsgemeinschaften 
aufgeführt werden.» 
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Beim zweiten Auftrag geht es darum, dass wir auch eine verbesserte Transpa-
renz schaffen sollten in Bezug auf die Existenz von Moscheen, Tempeln, freikirchli-
chen Gebetseinrichtungen usw. und ihren verantwortlichen Personen. Ich glaube, es 
ist Teil der Prävention von Extremismus, dass wir genau wissen, wo diese verschie-
denen Gebetsstätten sind. Immerhin sind katholische und evangelische Kirchen über-
all verfügbar mit den Adressen und Namen der verantwortlichen Personen. Somit 
kann man das auch von nicht anerkannten religiösen Gemeinschaften verlangen. Ich 
betone, das wäre eine freiwillige Meldung für eine Liste dieser Einrichtungen. Ich 
glaube, es wäre nützlich, wenn man diese Einrichtungen auflisten würde – nicht zu-
letzt auch für die betreffenden Religionsgemeinschaften. Auch sie haben sicher ein 
Interesse daran, dass ihre Gebetsstätten öffentlich bekannt gemacht werden. 
 
Dürr-Gams (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Der Antrag ist abzulehnen. 

Die St.Galler Kantonsverfassung bezeichnet vier öffentlich-rechtliche anerkannte 
Religionsgemeinschaften, nämlich die evangelisch-reformierte Kirche, die römisch-
katholische und die christkatholische Kirche sowie die jüdische Gemeinde. Daneben 
gibt es noch weitere christliche Gemeinschaften wie Methodisten, Pfingstgemeinde, 
neuapostolische Kirche usw. Im Kanton haben wir neben Muslimen auch praktizie-
rende Buddhisten, Hinduisten und Sikhs. Wir finden es unverhältnismässig, wenn alle 
diese sogenannten Gebetseinrichtungen im Zusammenhang mit einem Bericht zur 
Prävention von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus erfasst werden sol-
len. Laut Antrag soll die Mitteilung auf freiwilliger Basis erfolgen. Wir befürchten, dass 
sich Personenkreise, die tatsächlich gewalttätige extremistische Aktivitäten planen, 
nicht freiwillig registrieren lassen. 
 
Regierungsrat Fässler: Der Antrag ist abzulehnen. 

Böhi-Wil hat uns diesen Antrag ebenfalls vorgängig zur Stellungnahme unterbrei-
tet. In der ersten Fassung war er noch etwas fordernder und verpflichtender. Wir 
mussten ihn darauf hinweisen, dass wir Probleme sehen mit der Religions- und Ver-
sammlungsfreiheit und dem Gleichbehandlungsgebot. Die öffentlich-rechtlich aner-
kannten Religionsgemeinschaften sollen anders behandelt werden als andere. Böhi-
Wil hat das jetzt in eine freiwillige Plattform umgebaut. Ich gehe mit Dürr-Gams davon 
aus, dass, wenn das alles freiwillig ist, jemand, der Übles vorhat, das wahrscheinlich 
nicht melden wird. Daher würde eine solche Plattform herzlich wenig nützen. Wenn 
jede Gebetseinrichtung gemeldet werden muss, müssen alle, die z.B. einen Hausaltar 
pflegen – auch das ist eine Gebetseinrichtung –, dies melden. Dann wird es unüber-
sichtlich. Bei Buddhisten und Hinduisten ist das sehr üblich, dass man einen Hausal-
tar hat. Der Erkenntnisgewinn einer solchen freiwilligen Plattform wäre ausseror-
dentlich bescheiden. Wenn wir vom Staat her sicherstellen müssten, dass alle Ge-
betseinrichtungen gemeldet werden, haben wir ein fast unlösbares Problem, weil es 
auch ganz kleine Religionsgemeinschaften gibt, die sich in privaten Räumen treffen. 
Die Moscheen sind häufig in irgendwelchen Industriebauten. Es nützt auch nichts, 
wenn man durch die Lande fährt. Mit Minaretten bezeichnen darf man diese Instituti-
onen in der Schweiz nicht, sie sind von aussen nicht erkennbar. Eine Liste in dieser 
Form bringt nur Aufwand und für mich keinen erkennbaren Ertrag. 
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Broger-Altstätten, Kommissionspräsident: Ein solcher Antrag wurde in der Kommis-
sion nicht gestellt und entsprechend kann ich kein Abstimmungsergebnis mitteilen. 
 
Der Kantonsrat lehnt den Antrag Böhi-Wil mit 72:31 Stimmen ab. 
 
Dürr-Gams: beantragt im Namen der CVP-EVP-Fraktion eine neue Ziff. 4 der Auf-
träge mit folgendem Wortlaut: «zu prüfen, welche Rechtsgrundlagen zu schaffen sind, 
damit öffentliche Organe und Institutionen, welche die Kenntnis von möglichen sicher-
heitsrelevanten Gefährdungssituationen haben, dies trotz Amts- oder Berufsgeheim-
nis der Polizei melden können.» 

Die Bilder eines wahllos um sich schiessenden Extremisten in der Wiener Innen-
stadt von Anfang November sind uns eingefahren. Die nachfolgenden österreichi-
schen Ermittlungen führten in verschiedene österreichische Bundesländer, in die Slo-
wakei, nach Deutschland und auch in die Schweiz. Es konnte belegt werden, dass es 
einen regen Austausch zwischen bedeutenden Islamisten aus Wien und Winterthur 
gegeben hat. Die Anschläge von Morges und Lugano zeigen, dass es möglich ist, 
dass Personen mit extremistischem Gedankengut auch in der Schweiz zu einem Si-
cherheitsrisiko werden können. Für uns stellt sich die Frage, ob es im Vorfeld nicht 
bereits Verdachtsmomente gegeben hat und diese möglicherweise in Folge Amts- 
und Berufsgeheimnis nicht weitergeleitet wurden. Eine Überprüfung der Rechts-
grundlage ist nötig. Der Kanton muss in seinem Zuständigkeitsbereich die entspre-
chenden Massnahmen und die allenfalls gesetzlichen Regelungen schaffen. 
 
Regierungsrat Fässler: Leider liegt mir dieser Auftrag nicht vor. Es geht wahrschein-
lich darum, gesetzliche Grundlagen zu schaffen, um die Informationsflüsse dort, wo 
sie zur Abwehr drohender Gefahren notwendig sind, tatsächlich zu schaffen. Das 
werden wir tun mit dem XIV. Nachtrag zum Polizeigesetz. Sie können diesem Antrag 
zustimmen oder Sie können ihn auch zurückziehen, weil wir das ohnehin machen 
werden. Der Antrag ist etwas anders formuliert, aber im XIV. Nachtrag zum Polizei-
gesetz werden wir diese Informationsrechte im Einzelnen darlegen und auch die nö-
tigen gesetzlichen Grundlagen schaffen. 
 
Böhi-Wil: Der Unterschied zwischen meinem Antrag und dem Antrag der CVP-EVP-
Fraktion ist folgender: Bei meinem Antrag heisst es «unverzüglich» und es soll das 
Polizeigesetz entsprechend angepasst werden. Im CVP-EVP-Antrag heisst es ledig-
lich «Rechtsgrundlagen schaffen». Die beiden Anträge sind praktisch gleich. Ich habe 
meinen zurückgezogen, vielleicht sollte die CVP-EVP-Fraktion ihren auch zurückzie-
hen.  
 
Regierungsrat Fässler: Wir werden diesen Auftrag erfüllen, wenn wir mit dem XIV. Nach-
trag die notwendigen gesetzlichen Grundlagen schaffen. Das Problem ist allerdings 
noch weit vielschichtiger. Im Moment ist auch der Austausch unter den Polizeikorps 
nicht einfach. Auch da braucht es zusätzliche gesetzliche Grundlagen, und es braucht 
auch gesetzliche Grundlagen, um einen Austausch zwischen Polizei und dem Bun-
desamt für Polizei (Fedpol) rechtmässig zu gestalten. Unsere Kantonspolizei hat im 
Moment einen besseren Zugang zu Polizeidatenbanken im Schengen-Dublin-Raum 
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als innerhalb der Schweiz. Diese Arbeiten laufen auf Bundesebene. Dieses Problem 
wurde relativ spät erkannt, aber die Arbeiten dazu laufen.  
 
Widmer-Mosnang: Unser Anliegen ist eigentlich identisch, wir haben es bereits ge-
hört, mit dem Antrag Böhi-Wil: Wir wollen Regelungen und Regierungsrat Fässler hat 
diese auch versprochen. Der Unterschied: Wir sind nicht überzeugt davon, dass man 
mit der Anpassung des Polizeigesetzes wirklich alle gesetzlichen Grundlagen, die wir 
brauchen, auch schaffen kann. Wir möchten nicht, dass es nachher heisst, es hat 
keinen Platz im Polizeigesetz, wir können das nicht aufnehmen, es ist Bundesrecht. 
Darum wollen wir diesen Auftrag offenhalten und ziehen ihn auch nicht zurück. 
 
Broger-Altstätten, Kommissionspräsident: Dieser Antrag wurde im Rahmen der Kom-
mission nicht gestellt und somit auch nicht darüber abgestimmt. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion mit 51:50 Stimmen bei 
5 Enthaltungen zu. 
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Parlamentarische Vorstösse 

42.20.12 Für eine verwaltungsökonomische und sozialverträgliche Feuer-
wehrersatzabgabe: Änderung des Feuerschutzgesetzes 

Unterlagen: – Wortlaut der Motion vom 14. September 2020 
– Antrag der Regierung vom 3. November 2020 

 
 
Martin-Gossau, Vizepräsidentin des Kantonsrates: Die Regierung beantragt Nichtein-
treten auf die Motion. 
 
Lüthi-St.Gallen zieht die Motion von Lüthi-St.Gallen / Broger-Altstätten / Sulzer-Wil 
zurück. 

Wir danken der Regierung für die Klärung des Sachverhalts auf Verordnungs-
ebene. Inhaltlich ist dies aus meiner Sicht zwar nur mittelmässig befriedigend. Sach-
logischer wäre aus meiner Sicht gewesen, dass Gemeinden bei Personen ohne steu-
erbares Einkommen auf den Einzug der Abgabe verzichten können. Dies war aber 
konkret nicht Inhalt der Motion, es ging um die Klärung des Sachverhalts. Weil die 
Sachlage nun geklärt ist, ziehen wir unsere Motion zurück.  
 
 
42.20.13 Beteiligung an den Kosten des Polizeieinsatzes für Veranstalter 

von nicht bewilligten Demonstrationen 

Unterlagen: – Wortlaut der Motion vom 14. September 2020 
– Antrag der Regierung vom 3. November 2020 

 
 
Böhi-Wil (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten. 

Die Regierung beantragt Nichteintreten auf die Motion mit der Begründung, be-
reits heute könne ein Teil der Kosten eines Polizeieinsatzes den Veranstaltern in 
Rechnung gestellt werden. Das ist selbstverständlich und darum geht es in der Motion 
nicht. Die Motion bezieht sich nicht auf irgendwelche Veranstaltungen, sondern aus-
drücklich auf unbewilligte Demonstrationen wie z.B. diejenige vom 13. Juni 2020 in 
St.Gallen. Über 1'000 Personen nahmen daran teil, obwohl damals eine Beschrän-
kung auf 300 Personen in Kraft war. Die Innenstadt war praktisch lahmgelegt und die 
Polizei musste kurzfristig viele Einsatzkräfte aufbieten auf Kosten der Allgemeinheit. 

Vor zwei Wochen fand in St.Gallen eine bewilligte Demonstration von Gegnern 
der Corona-Massnahmen statt. Gleichzeit formierte sich eine unbewilligte Demonst-
ration von Gegnern der Gegner mit dem entsprechenden Aufwand für die Polizei. Im 
Gegensatz zur Aussage der Regierung in ihrer Antwort auf unsere Motion gibt es 
auch bei unbewilligten Demonstrationen immer Veranstalter oder Organisatoren. Be-
kanntlich erfolgt die Mobilisierung mittels der sozialen Medien, zu welchen die zustän-
digen Behörden wohl auch Zugang haben, wenn sie das wirklich wollen. Bei den un-
bewilligten Demonstrationen geht es oft nicht um eine Manifestation für oder gegen 
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etwas, sondern um eine Zusammenrottung von Randalierern oder Chaoten, und in 
solchen Fällen ist das Strafrecht anwendbar. 

Aber auch darum geht es in der Motion nicht, sondern um unbewilligte Demonst-
rationen, die aufgrund des immer notwendigen Einsatzes der Polizei Kosten verursa-
chen. Es gibt keinen sachlichen Grund, eine Demonstration nicht anzumelden, denn 
die Bewilligungspraxis ist bekanntlich sehr grosszügig. Die Bewilligungspflicht wurde 
nicht eingeführt, um etwa aus politischen Gründen Demonstrationen zu verbieten, 
sondern weil Demonstrationen oft Beschränkungen oder Störungen des öffentlichen 
Raums zur Folge haben, die auch Unbeteiligte betreffen. Deshalb ist es normal, von 
Veranstaltern einer Demonstration zu erwarten, dass sie ihre Veranstaltung anmel-
den, wenn sie den öffentlichen Raum für ihre Zwecke nutzen wollen. Die Ergänzung 
des Polizeigesetzes mit einer entsprechenden Bestimmung hätte präventive Wirkung 
gegen unbewilligte Demonstrationen und schafft einen Anreiz, eine Demonstration 
anzumelden. 
 
Locher-St.Gallen (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten. 

Die Begründung der Regierung zu ihrem Antrag auf dem roten Blatt mutet reich-
lich seltsam an. Man hat das Gefühl, nicht legiferieren zu müssen, weil bei unbewil-
ligten Demonstrationen erhebliche Tatsachen und Hindernisse einer Kostenauflage 
entgegenstehen. Insbesondere müssten die Verursacher oder der Verursacher der 
Kosten unzweifelhaft bekannt sein. Zudem bestehen noch grundrechtseinschrän-
kende Punkte gegen eine Kostenauflage. Wenn Sie so argumentieren, müssen Sie 
in diesem Staat nie mehr ein Unrecht verfolgen. Wir sehen das nicht ein. Jemand der 
unbewilligt Demonstrationen verursacht, muss identifiziert werden. Das ist eine Auf-
gabe der Polizei, das muss sie tun, sie muss sich durchsetzen, sie muss die Verur-
sacher einer solchen Demonstration, seien sie von links von rechts oder was es sonst 
noch gibt, abklären – das ist ihre Aufgabe. Das als Begründung zu nehmen, dass 
man keine Regelung will, noch verbunden mit der Bemerkung, solche Kostenauflagen 
seien sehr selten, das sind keine Gründe. Wenn man das liest, weiss man, dass man 
der Motion zustimmen soll. 
 
Schöbi-Altstätten (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten. 

Es gilt das Verursacherprinzip, auch wenn es etwas mühsam sein sollte, den 
jeweiligen Verursacher zu eruieren. Alles andere würde heissen, man nimmt die Auf-
gabe nicht wahr. Das sind nun mal Aufgaben an die Behörden, die schlichtweg zu 
lösen sind. Dafür sind sie eingesetzt, gewählt und auch besoldet. 
 
Hüppi-Gommiswald (im Namen der SP-Fraktion): Auf die Motion ist nicht einzutreten. 

Bereits heute ist im Gesetz geregelt, dass eine Kostenauferlegung sowohl bei 
bewilligten als auch bei unbewilligten Demonstrationen möglich ist. Dabei sind aber 
die Verhältnismässigkeit, das Willkürverbot und das Kostendeckungsgebot zu beach-
ten. Eine strafrechtliche Verfolgung der Verursacher von Sach- und Personenschä-
den ist bereits heute möglich und wird auch umgesetzt. Selbst die Motionäre attestie-
ren, dass bei den meisten Demonstrationen eine Bewilligung eingeholt wird und diese 
auch friedlich verlaufen. Ich frage mich da, wird nicht mit Kanonen auf Spatzen ge-
schossen? Die freie Meinungsäusserung ist das höchste Gut der freien Schweiz und 
gehört auch zu unseren Grundrechten im Kanton St.Gallen. Kundgebungen sind ein 
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wichtiges Element der Meinungsbildung für die breite Bevölkerung. Sach- und Perso-
nenbeschädigungen können, werden und sollen geahndet werden. Dazu braucht es 
keine Gesetzesänderung. 
 
Mattle-Altstätten (im Namen der GLP): Auf die Motion ist nicht einzutreten. 

Das von der SVP-Fraktion in ihrer Motion geäusserte Anliegen zur Beteiligung an 
den Kosten des Polizeieinsatzes für Veranstalter von nicht bewilligten Demonstratio-
nen mag auf den ersten Blick mit dem allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden überein-
stimmen, denn wer etwas Bewilligungspflichtiges ohne Bewilligung tut, ist damit zwangs-
läufig im Unrecht. In der logischen Konsequenz wäre diese Handlung, insbesondere 
wenn sie für die öffentliche Hand auch noch Kosten verursacht, zu bestrafen bzw. die 
Kosten zu verlegen. 

Die Antwort der Regierung zeigt, dass eine entsprechende Gesetzesgrundlage 
zur Verlegung von Kosten an die Verursacher polizeilicher Massnahmen grundsätz-
lich bereits vorhanden ist. Diese wurde in der Vergangenheit jedoch nie angewendet, 
insbesondere da einer Anwendung erhebliche rechtliche Hindernisse entgegenste-
hen. Es wird damit offensichtlich, dass die von der SVP-Fraktion geforderte Grund-
lage zur künftigen Kostenbeteiligung von Veranstaltern nicht bewilligter Demonstrati-
onen wohl nicht viel mehr als ein Papiertiger wäre, der bei den sowieso schon sehr 
seltenen Fällen unbewilligter Demonstrationen kaum je zur Anwendung kommen 
würde. 
 
Regierungsrat Fässler: Die Regierung beantragt Nichteintreten auf die Motion. 

Wir haben bereits eine gesetzliche Grundlage, um in krassen Fällen Polizeikos-
ten abzuwälzen. Bei bewilligten Demonstrationen werden die Kosten des polizeilichen 
Einsatzes indirekt mindestens teilweise über Gebühren erhoben. Der FC St.Gallen be-
teiligt sich an den Kosten von Polizeieinsätzen im Zusammenhang mit Spielen in der 
Arena und zwar zu Recht. Der FC St.Gallen trägt einen rechten Anteil dieser Kosten. 
Gratis ist nur das, was die Grundversorgung betrifft und alles, was darüber hinaus-
geht, ist auch für den FC St.Gallen kostenpflichtig. Es ist nicht so, dass nie Kosten 
verlegt werden. Das sind alles bewilligte Veranstaltungen. 

Es gibt unbewilligte Demonstrationen, die verlaufen aber regelmässig harmlos 
und ohne Ausschreitungen. Nicht jede unbewilligte Demonstration endet in tumultar-
tigen Ausschreitungen, Plünderungen und Sachbeschädigungen, sodass man die 
Kosten des Polizeieinsatzes verlegen muss. Ich bin als Sicherheitsdirektor und poli-
tisch Verantwortlicher für die Kantonspolizei wahrscheinlich nur in zweiter Linie durch 
die Auswirkungen einer allfälligen Überweisung tangiert. In erster Linie wäre das die 
Stadtpolizei, weil unbewilligte Demonstrationen insbesondere auch in Städten statt-
finden. Wenn eine unbewilligte Demonstration mit 1'000 Personen, wie von Böhi-Wil 
geschildert, in der Stadt stattfindet und Sie die Verpflichtung der Behörden sehen, 
dass all diese 1'000 Personen registriert werden müssen, schicke ich wenigstens 200 
Polizisten los, die während Stunden zum einen diese Demonstration an einem geeig-
neten Ort einkesseln müssen und dann mit der Identitätsaufnahme beginnen – ein 
gigantischer Aufwand, der die Kosten immens in die Höhe treibt, nur damit man diese 
Kosten auch auf die Einzelnen verteilen kann. Das ist nicht mehr verhältnismässig, 
da erwarten Sie von uns Sachen, die keinen vernünftigen Sinn machen. Wenn Sie 
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eine friedliche Demonstration mit 200 Polizistinnen und Polizisten einkesseln, besteht 
erhebliche Gefahr, dass sie alleine wegen des Polizeieinsatzes eskaliert. 

Ich muss Sie darum bitten, diese gut gemeinte Idee wieder zu verwerfen. Dort 
wo es wirklich krass ist, kann man schon heute Kosten verlegen, aber wenn Sie eine 
verbindliche Verpflichtung machen wollen, geht das nicht. Z.B. in Unterwasser, 25'000 
Personen, da müsste ich wahrscheinlich die gesamte Polizeilandschaft der Ost-
schweiz bis hin nach Bern einberufen, um diese Personen zu registrieren. Die Ver-
hältnismässigkeit sollte in den Überlegungen doch auch noch ihren Platz finden. 
 
Der Kantonsrat tritt mit 68:34 Stimmen auf die Motion ein. 
 
Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Der Kantonsrat heisst die Motion mit 71:35 Stimmen gut. 
 
 
43.20.06 Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

Unterlagen: – Wortlaut des Postulats vom 14. September 2020 
– Antrag der Regierung vom 20. Oktober 2020 

 
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung beantragt Nichteintreten auf das 
Postulat. 
 
Dudli-Oberbüren (im Namen der SVP-Fraktion): Auf das Postulat ist einzutreten. 

Die vom Bund wie auch vom Kanton St.Gallen veranlassten Hilfsmassnahmen 
zur Bewältigung der Corona-Krise verschlingen Milliarden an Steuergeldern. Auch 
wenn es sich im Kanton St.Gallen kumuliert nur um Millionen dreht, handelt es sich 
um einen beträchtlichen finanziellen «Hosenlupf». Ob diese teuren staatlichen Inter-
ventionen letztlich unter dem Strich eher positive oder negative Prädikate verdienen 
werden, wird sich zeigen. Jedenfalls müssen die ausgegebenen Hilfsgelder in irgend-
einer Form refinanziert werden. 

Ein Bonmot aus der Politik lautet stets, die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, 
für wen auch immer, zu verbessern. Dass solche Äusserungen von nicht wenigen 
Mitmenschen wie auch von juristischen Personen als blosse Worthülsen verstanden 
werden, ist leider Tatsache. Denn die von Bund und Kanton getroffenen Hilfsmass-
nahmen sind zwar schön und gut; aber sind sie auch nachhaltig? 

Mit gegenständlichem Vorstoss soll sich dies ändern. Eine Entschlackung der 
staatlich bedingten Verwaltungsbürokratie erhöht die Effizienz nachhaltig und hat in 
wirtschaftlicher Hinsicht positive Auswirkungen, sowohl für juristische als auch natür-
liche Personen, und letztlich auch für den Staat selber. Wenn die Regierung will, kann 
sie sehr wohl innert kürzester Zeit einen Bericht samt Botschaft und Entwurf präsen-
tieren, wie es z.B. der Olma-Notkredit und das kurzfristig auf die Beine gestellte Ge-
setz über die Gewährung von ergänzenden Krediten und Solidarbürgschaften zeigen. 

Im Unterschied zur bisher erfolgten Geldvergabe hat der gegenständliche Vor-
stoss den Zweck, die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu verbessern, indem die 
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staatlich bedingte Verwaltungsbürokratie für juristische und natürliche Personen ver-
ringert wird. In der Privatwirtschaft sind solche Fitnessprogramme weit verbreitet. 
Wenn die Regierung ein wirkliches Interesse an der Verbesserung der wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen und somit an positiven Entwicklungen der steuerzahlen-
den juristischen wie auch natürlichen Personen hat, wird sie auch das gegenständli-
che Postulat kurzfristig verarbeiten und sinnvolle Massnahmen beantragen. 

Wenn nun die Regierung unter Verweis auf das periodisch dem Kantonsrat vor-
zulegende Regulierungscontrolling verweist, ist dies aktuell ein wahres Feigenblatt – 
ein schöner Papiertiger. Die kürzlich erstmalig behandelte Botschaft bzw. der Entwurf 
zum Geschäft 32.20.05 «Kantonsratsbeschluss über das Prüfprogramm 2020 des 
Regulierungscontrollings» wurde von der Staatswirtschaftlichen Kommission nur um 
Haaresbreite nicht ins Pfefferland geschickt. Der Befund der Staatswirtschaftlichen 
Kommission: Die von der Regierung gelieferte Arbeit grenzt an Arbeitsverweigerung. 
Nicht von ungefähr wurde die Regierung – auf Antrag der Staatswirtschaftlichen Kom-
mission – per überaus klarem Kantonsratsentscheid zur Nachbesserung auf eine Eh-
renrunde geschickt. 

Auch die von der Regierung erwähnte Strategie «Wirtschaftsstandort 2025» 
weiss leider nicht zu überzeugen. Darin sind zwar – wie die Regierung festhält – 
Grundsätze für ein wirtschaftsethisches, lösungsorientiertes und bürgernahes Han-
deln des Kantons festgehalten. Nur leider hat dieses Papier etwa so viel oder wenig 
Fleisch am Knochen wie Regen in der Sahara. Ein paar Floskeln daraus: «Der Kanton 
St.Gallen ist ein vielseitiger, dynamischer und wirtschaftsfreundlicher Standort. Er 
trägt zur Förderung der allgemeinen Wohlfahrt bei. Er zeichnet sich aus durch ein 
vielfältiges Arbeitsplatzangebot und eine gute Sozialpartnerschaft. Ein innovations-
freundliches Klima und günstige wirtschaftliche Rahmenbedingungen tragen zu ei-
nem gesunden Wirtschaftswachstum bei. Sie stärken den Wirtschaftsstandort in sei-
ner Wettbewerbs- und Veränderungsfähigkeit und stellen seine Funktion als 
Wissens- und Werkplatz langfristig sicher. Dadurch ist der Kanton St.Gallen für Men-
schen und Unternehmen sehr attraktiv.» 

Immerhin wird man bei den Handlungsfeldern und Massnahmen einen Hauch 
konkreter. Beispiele daraus: 
– Kanton St.Gallen als Arbeitsstandort aktiv vermarkten; 
– Familienergänzende Kinderbetreuung bedarfsgerecht ausbauen; 
– Unternehmen unterstützen bei der Gewinnung von Fachkräften; 
– Interesse an MINT-Kompetenzen fördern; 
– Zusammenarbeit der Bildungseinrichtungen im Bodenseeraum vertiefen; 
– Gering qualifizierte Stellensuchende und Beschäftigte durch Weiterbildung in ihrer 

Arbeitsmarktfähigkeit stärken; 
– Beratungs- und Vermittlungsqualität in den RAV weiterentwickeln; 
– Stellensuchende 50+ mit gezielten Weiterbildungs- und Beschäftigungsangeboten 

in den Arbeitsmarkt zurückführen; 
– Ein Kompetenznetzwerk zur nachhaltigen Senkung der unternehmerischen Kos-

tenstrukturen einrichten; 
– Chancen der digitalen Produktion nutzen; 
– Vernetzung und Kooperation fördern; 
– Fachhochschulen und Universität mit dem ETH-Bereich vernetzen; 
– Innovationssystem mit regionalen Schwerpunkten bilden; 
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– Ausgründungen aus Fachhochschulen, Universität und Empa forcieren; 
– Internationale Partnerschaften aufbauen; 
– Internationales Serviceangebot für Unternehmen aufbauen; 
– Für eine integrale Positionierung der Ostschweiz als Wirtschafts-, Arbeits- und Tou-

rismusstandort einstehen; 
– Umfeld für «International Communities» attraktiv gestalten. 

Was auffällt: viel Oberflächliches, nichts Handfestes – ein zweiter Papiertiger. 
Keine Rede von konkreten Massnahmen zwecks Verringerung der staatlich beding-
ten Verwaltungsbürokratie für juristische und natürliche Personen, wie es das Postu-
lat fordert. 

Insofern ist das gegenständliche Postulat ein Gebot der Stunde, wie es auch An-
dreas Widmer namens der CVP/EVP-Fraktion am 15. September 2020 festhielt. Ich 
zitiere: «Das Anliegen der SVP-Fraktion mit dem Abbau wirtschaftsschädigender Bü-
rokratie können wir voll und ganz unterstützen. Es wäre jedoch falsch, aufgrund allein 
der Corona-Krise der verschiedenen Massnahmen jetzt einen Schnellschuss zu pro-
duzieren. Der Abbau wirtschaftsschädlicher Bürokratie ist ein relativ umfassendes 
Gebiet; es braucht Zeit, wir müssen der Regierung Zeit geben, dies mit einem umfas-
senden Bericht aufzuzeigen und die notwendigen Massnahmen auch umzusetzen. 
Schliesslich muss es ein Interesse des Kantonsrates sein, in dieser Amtsdauer ge-
rade im Bereich der Bürokratie Zeichen zu setzen.» Die Dringlichkeit wurde zwar ab-
gelehnt, aber das Postulat als solches fand – wie man hörte – klare Unterstützung. 

Sowohl die juristischen als auch die natürlichen Personen wurden v.a. dieses 
Jahr arg gebeutelt. Eine Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in 
der Form einer Verringerung der staatlichen Verwaltungsbürokratie für juristische und 
natürliche Personen ist ein Gebot der Stunde. Dies soll durch konkrete Massnahmen 
und nicht nur «lobhudlige», oberflächliche Papiertiger-Ankündigungen umgesetzt 
werden – v.a. angesichts der schäbigen Leistung beim Regulierungscontrolling und 
dem mit Floskeln durchtränkten Strategiebericht «Wirtschaftsstandort 2025». Viel-
leicht wäre auch nur schon ein «runder Tisch» – wie er bereits bei anderer Gelegen-
heit initiiert wurde – ein grosser Schritt. 
 
Schwager-St.Gallen (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Auf das Postulat ist nicht ein-
zutreten. 

Weniger Bürokratie zu fordern, ist sympathisch. Die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen verbessern zu wollen, selbstverständlich auch. Das selber aber auch zu 
leben, ist schon bedeutend schwieriger. Es geht nicht nur um die Rahmenbedingun-
gen zwischen der Wirtschaft und dem Staat, sondern auch zwischen den unterschied-
lichen Akteuren innerhalb der Wirtschaft, z.B. zwischen Liegenschaftsbesitzern und 
Geschäftsmietern. Der heute leider nicht anwesende Regierungspräsident Damann 
lobte die Vermieterschaft vor einigen Wochen für freiwillig getätigte und damit unbü-
rokratische Mieterlasse. Aus Sicht der St.Galler Regierung funktioniert die Partner-
schaft zwischen den unterschiedlichen wirtschaftlichen Akteuren in diesem Bereich. 
Entsprechend hat sich auch die St.Galler Regierung in ihrer Vernehmlassung gegen 
das Covid-19-Geschäftsmietegesetz ausgesprochen. Das enttäuscht mich nicht nur 
als Grüner, sondern auch als Geschäftsleiter des Mieterverbandes Ostschweiz. 

Regierungsrat Tinner hat im vorherigen Geschäft darauf hingewiesen, dass die 
Pandemie uns noch viele Arbeitsplätze kosten wird. Die St.Galler Regierung hat es 
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verpasst, einen Beitrag zu leisten, um im Rahmen der Vernehmlassung zum Covid-19-
Geschäftsmietegesetz Gegensteuer zu geben. Das Gesetz hätte einen Mieterlass 
von 60 Prozent für die betroffenen Betriebe während des Lockdowns gebracht. In 
meiner Tätigkeit als Geschäftsleiter des Mieterverbands sind mir keine Fälle von frei-
willigem Entgegenkommen seitens der Vermieterschaft gegenüber betroffenen Be-
trieben zu Ohren gekommen. Im Gegenteil, Restaurants und Coiffeur-Betriebe haben 
erfolglos um Mieterlasse gebeten, häufig haben sie nicht einmal eine Antwort von 
Vermieterseite erhalten. Das Gleiche gilt auch für den gesunkenen Referenzzinssatz 
seit März dieses Jahres. Viele Mieter warten noch immer auf die unbürokratische An-
passung und damit Reduzierung ihrer Miete, sowohl Wohnungsmieten wie auch Ge-
schäftsmieten. Statt vom Staat weniger Bürokratie und schnellere Verfahren für juris-
tische und natürliche Personen zu fordern, mögen die betroffenen Kreise mit gutem 
Beispiel vorangehen: Tragen Sie zur Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen bei, durch Mieterlasse bei vom Lockdown betroffenen KMU und durch 
schnelle und unbürokratische Weitergabe des gesunkenen Referenzzinssatzes für 
Wohnungs- und Geschäftsmietende. In diesem Sinne: «Mehr liefern, statt lafern.» 
 
Romer-Jud-Benken (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Auf das Postulat ist einzu-
treten. 

Die Verbesserung von wirtschaftlichen Rahmenbedingungen – wer will das 
nicht? Es gehört zu den Grundsätzen, dass Bund und Kantone im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeiten für günstige Rahmenbedingungen für die Privatwirtschaft sorgen. Das 
Thema ist aktuell, unabhängig von der Situation rund um die Covid-19-Pandemie. Die 
Postulanten sprechen von staatlich bedingter Verwaltungsbürokratie. Damit ist der 
Aufwand gemeint, dem Staat gegenüber seinen administrativen Verpflichtungen 
nachzukommen. Diese Verpflichtungen haben ihren Ursprung zugegebenermassen 
auch in Erlassen, die vom Gesetzgeber erlassen wurden. Der Gesetzgeber in unse-
rem Staat, die Legislativen, das Parlament – das sind wir. 

Die Regierung befasste sie schon einmal mit dem Bericht 40.05.05 «Belastende 
Administration für KMU», um Massnahmen für administrative Entlastungen der Un-
ternehmen aufzuzeigen. Dieser Bericht wurde in Zusammenarbeit mit der Industrie- 
und Handelskammer St.Gallen-Appenzell, dem kantonalen Gewerbeverband und der 
Vereinigung der St.Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepräsidenten erar-
beitet. Daraufhin wurden u.a. das KMU-Forum eingesetzt mit Personen aus Wirt-
schaftsverbänden, Unternehmen sowie Vertretern der kantonalen Volkswirtschaftsdi-
rektoren und des Staatssekretariats für Wirtschaft. Unter Berücksichtigung der 
vorstehenden Ausführungen bleibt festzuhalten, dass die Anstrengungen der Regie-
rung durchaus erkennbar sind und die entsprechenden Ausführungen im Antrag auf 
Nichteintreten eine gewisse Berechtigung haben. Trotzdem beinhaltet das Postulat 
der SVP-Fraktion eine Forderung, die angesichts der wirtschaftlich sehr anspruchs-
vollen Situation für die Zukunft an Bedeutung gewinnt. Der Staat wird in Anbetracht 
der finanziellen Prognosen und der angespannten Finanzlage jeden Spielraum nut-
zen müssen, um die Verschuldung zu reduzieren. Um diese Zielsetzung zu erreichen, 
wird auch eine permanente Auseinandersetzung über die Notwendigkeit von büro-
kratischen Massnahmen und Vorkehrungen wichtig sein. Das neu geschaffene In-
strument des Regulierungscontrollings, wie es die Regierung in ihrem Antrag er-
wähnt, mag dabei wertvolle Dienste leisten. Die kürzlich stattgefundene Auswahl der 
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Prüffelder hat aber deutlich gezeigt, dass sich die Regierung und die Departemente 
noch nicht in jeder Beziehung bewusst sind, wie ernst der Auftrag zur Reduktion des 
bürokratischen Verwaltungsaufwands tatsächlich ist. 

Daher macht der Postulatsinhalt mit seinen Forderungen durchaus Sinn. Jede 
Verringerung des Verwaltungsaufwands und jede Reduktion von bürokratischen Hür-
den steht im Zusammenhang mit einer Zielsetzung, die wir wohl alle im Saal teilen: 
die finanziellen Lasten für künftige Generationen so tief und erträglich wie möglich zu 
halten. Das ist unsere Pflicht und deshalb unterstützen wir den Postulatsinhalt. 
 
Pool-Uznach (im Namen der FDP-Fraktion): Auf das Postulat ist einzutreten. 

Die FDP, als klare Vertreterin der Wirtschaft, verfolgt seit langem das Ziel, der 
stetig wachsenden Bürokratie Gegensteuer zu geben. Der Kanton St.Gallen zählte 
im Jahr 2018 38'700 KMU. Sie sicherten ein Beschäftigungsvolumen von 237'100 
Vollzeitstellen. Für viele KMU ist der wachsende administrative Aufwand zu oft ein 
unberechenbarer und zeitlich hoher Aufwand. Deshalb unterstützen wir im Wesentli-
chen den Vorstoss der SVP. Für uns steht der Ansatz des verlangten Abbaus der 
Bürokratie jedoch nicht im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie. Vielmehr stel-
len wir fest, dass bei jungen Menschen im Arbeitsprozess das unternehmerische Den-
ken zunehmend weniger vorhanden ist. Unternehmertum, Eigeninitiative, wirtschaft-
liche Verantwortung tragen und Erfolg haben sind mit viel Zeit verbunden und 
konkurrenzieren sich mit Wertvorstellungen im privaten Leben. Das ist sicher keine 
falsche Entwicklung, aber es ist auch ein Zeichen dafür, das Unternehmertum nieder-
schwelliger sein muss. 

Aus der Sicht der FDP-Fraktion braucht es dazu keinen langen Bericht der Re-
gierung, sondern eine Umsetzung in unmittelbarem Zeitraum. Die Regierung schreibt 
in ihrer Antwort, dass Art. 16j des Staatsverwaltungsgesetzes (sGS 140.1; abgekürzt 
StVG) Wege für die nötige Handhabung aufzeige. Die FDP-Fraktion erwartet in die-
sem Zusammenhang von der Regierung, dass beim nächsten Controlling die Schwer-
punkte der Zweckmässigkeit diesbezüglich konkret gelegt werden. Mit einem konkre-
ten Controlling und entsprechendem Handeln erhoffen wir eine schnellere Umset-
zung zu besseren wirtschaftlichen Rahmenbedingungen als bei einem Postulat. So-
mit sehen wir keinen Anlass für einen grossen Bericht. 
 
Mattle-Altstätten (im Namen der GLP): Auf das Postulat ist nicht einzutreten. 

Die SVP-Fraktion nimmt mit ihrem Postulat ein Kernanliegen der Grünliberalen 
auf. Auch wir setzen uns für gute wirtschaftliche Rahmenbedingungen ein. Die Grün-
liberalen tun dies sogar laufend, unabhängig von Corona oder einer gemäss SVP-
Vorhersagen bevorstehenden Wirtschaftskrise, dafür aber unter dem Aspekt ökologi-
scher Nachhaltigkeit von Wirtschaft und Staat. 

Die Antwort der Regierung zeigt, dass es sich beim Anliegen des Bürokratieab-
baus um ein Dauerthema handelt, dessen Massnahmen jedoch offensichtlich im Kan-
tonsrat dem Rotstift ohne Weiteres auch wieder zum Opfer fallen können. Gerade 
deshalb anerkennen wir die laufenden Anstrengungen der Regierung und Verwaltung 
zur wirtschaftsfreundlichen Ausgestaltung des Rechts und gehen davon aus, dass 
diese Bestrebungen auch einem kontinuierlichen Verbesserungsprozess unterliegen. 
Weiter erwarten wir, dass mit einer forcierten Digitalisierung und geeigneten E-Govern-
ment-Lösungen gewisse bürokratische Aufwände reduziert werden können. Zu guter 
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Letzt verweisen wir auch darauf, dass es ebenso an uns, der Legislativen, liegt, keine 
unnötige Bürokratie aufzubauen. Die Grünliberalen unterstützen den Antrag der Re-
gierung auf Nichteintreten mit den eben gemachten Hinweisen, dass ein fortwähren-
des Hinterfragen und Verbessern bestehender Prozesse im Sinne der Kundenorien-
tierung unabdingbar ist und bleibt. 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Auf das Postulat ist nicht einzutreten. 

Wir bitten Sie, auf dieses Postulat nicht einzutreten. Selbstverständlich nicht des-
halb, weil wir Bürokratie so toll finden – ich glaube, alle im Saal sind sich einig: Es 
braucht keine übertriebene Bürokratie. Aber wir möchten auch, und gerade in dieser 
Zeit, in der die Verwaltung besonders gefordert ist, um gerade auch für die Wirtschaft 
die korrekten und guten Massnahmen zur Bewältigung dieser Krise zu erarbeiten, 
dieser Verwaltung nicht zusätzliche Arbeit aufbrummen mit der Verfassung eines sol-
chen Berichts, der – wir können es drehen und wenden, wie wir wollen – am Ende 
doch Gefahr läuft, ein Papiertiger zu werden. Die Überprüfung, ob es Bürokratie 
braucht und in welchem Umfang es diese braucht, muss laufend erfolgen. Es muss 
selbstverständlich, wenn man zum Ergebnis gelangt, dass man Prozesse einfacher 
gestalten kann, dem auch nachgelebt werden. Dies ist auch für uns ein Anliegen, wir 
brauchen dazu aber keinen ausführlichen Bericht, wie er nun gefordert wird. Ich bitte 
Sie, nicht einzutreten und dem Antrag der Regierung zu folgen.  
 
Regierungsrat Tinner: Auf das Postulat ist einzutreten. 

Ich nehme gerne Bezug auf einzelne Hinweise im Rahmen Ihrer Wortmeldungen. 
Das Fitnessprogramm oder zumindest der Versuch, die Prozesse den heutigen Ge-
gebenheiten anzupassen, diesem Umstand lebt die Regierung nach. Ich kann Ihnen 
auch versichern, dass das Volkswirtschaftsdepartement sehr stark versucht, Effi-
zienzsteigerungen zu erreichen. Hier hilft uns die Digitalisierung; Mattle-Altstätten hat 
auf diesen Umstand hingewiesen. Wir werden z.B. versuchen, die Landwirtschafts-
verordnung so anzupassen, dass künftig Tierhalterinnen und Tierhalter ihre Gesuche 
um Tierhalterbeiträge oder die Meldung ihres Tierbestandes nicht mehr auf einem 
Papier unterzeichnet einreichen müssen, sondern den gesamten Prozess digital ab-
wickeln können. Wir werden in einem ersten Schritt sicher die Landwirtschaft, rund 
3'500 Betriebe, entlasten können. Ein weiterer Versuch, aber da sind wir noch nicht 
so weit, sind die übrigen 3'500 Tierhalterinnen und Tierhalter, die Gänse, Hühner und 
andere Tierarten halten. Hier können wir mit einer bescheidenen Massnahme Effizi-
enzgewinne erreichen. 

Wir werden auch Effizienzgewinne erreichen, und wir sind in einem internen Pro-
jekt daran, indem wir auf die Erhebung der Tourismusabgaben insbesondere für 
Gastwirtschafts- und Beherbergungsabgaben verzichten. Für dieses und nächstes 
Jahr hat die Regierung entschieden, aufgrund der Corona-Pandemie auf die Erhe-
bung zu verzichten. Die Erhebung basiert auf Tischen, Stühlen und Betten. Es ist 
doch nicht mehr zeitgemäss, durch die Gemeinden vor Ort irgendwelche Tische, 
Stühle und Betten zu zählen und danach aufgrund der ermittelten Werte die Abgaben 
einzuziehen und an den Kanton weiterzugeben. Da geht schon sehr viel Arbeit und 
Zeit verloren, indem wir die Verwaltung beschäftigen. Hier wollen wir entsprechende 
Massnahmen einleiten. Aber wenn wir das umsetzen wollen, bin ich auch auf Ihre 
Unterstützung angewiesen, denn es braucht eine Anpassung des Tourismusgesetzes. 
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Ein weiterer Punkt, ich habe es in der letzten Session erwähnt – da wird vermut-
lich Surber-St.Gallen weniger Freude haben –, ist das Ladenschlussgesetz. Auch hier 
können wir bestimmte Entlastungen machen. Nicht, weil ich behaupten möchte, eine 
längere Ladenöffnungszeit entlaste die Verwaltung. Doch wenn wir das Laden-
schlussgesetz anpassen, können wir auch sehr viel Bewilligungsarbeit durch die Ge-
meinden oder den Kanton abbauen. 

Das Regulierungscontrolling wurde auch erwähnt, dazu meine Einschätzung: Ich 
war damals noch nicht Mitglied der Regierung, als dieses Geschäft verabschiedet 
wurde. Ich fand es auch ein bisschen mager, was da herauskam. Aber ich werde 
auch inskünftig versuchen, im Rahmen dieses Regulierungscontrollings Überlegun-
gen aus Sicht des Volkswirtschaftsdepartementes wie auch aus anderen Departe-
menten einzubringen. Wir werden heute sicher auch noch bei einer Interpellationsbe-
antwortung aufzeigen, wie wir versucht haben, in den Skigebieten Entlastungen 
administrativer Art zu erreichen – nämlich, indem bestimmte Vollzugsausgaben aus-
gesetzt wurden. 

Ich habe noch einen weiteren Vorschlag: Wenn wir wirklich die Strukturverbes-
serungen im Kantonshaushalt, aber auch in der Aufgabenerfüllung erreichen möch-
ten, stimmen Sie morgen Ziff. 12 der Finanzkommission im Rahmen des Budgets 
2021 zu. Da werden wir so oder so Aufgaben überprüfen, und ich bin gespannt, wenn 
wir auf Aufgaben verzichten, ob das auch dazu führen kann, dass irgendwo weniger 
Geld fliesst. Dessen müssen wir uns auch bewusst sein, auch das kann eine Konse-
quenz sein. 

Zu Schwager-St.Gallen betreffend die Mieterlasse: Es ist vielleicht ein Neben-
thema, aber ich möchte es zumindest erwähnt haben. Der Kanton St.Gallen und auch 
die Pensionskasse des Kantons, wie mir Regierungsrat Mächler sagte, haben Mie-
terlasse gewährt. Auch hier wurde wenig bürokratisch gehandelt, ohne auf die Sessi-
onen der eidgenössischen Räte zu warten. 

Ich bitte Sie, dem Antrag der Regierung zu folgen. Ich kann Ihnen versichern, ich 
werde bestrebt sein, Hürden abzubauen, Verbesserungen umzusetzen und dabei 
zähle ich gerne auf Ihre Unterstützung, für die ich mich bedanke.  
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Eintreten wird bestritten. 
 
Der Kantonsrat tritt mit 54:51 Stimmen auf das Postulat ein. 
 
Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Der Kantonsrat heisst das Postulat mit 55:48 Stimmen bei 1 Enthaltung gut. 
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51.20.23 Strengere Kriterien für Dublin-Überstellungen nach Italien – was 

bedeutet das für den Kanton St.Gallen? 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 19. Februar 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 3. November 2020 

 
 
Adam-St.Gallen (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Ant-
wort der Regierung zufrieden. 
 
 
51.20.59 Definitives Aus für Drittverkaufsstellen der SBB? 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 14. September 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 13. Oktober 2020 

 
 
Etterlin-Rorschach (im Namen der SP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort 
der Regierung nicht zufrieden. 

Zur Rechenaufgabe, die uns das Volkswirtschaftsdepartement in seiner Antwort 
übermittelt hat, möchte ich Regierungsrat Tinner eine Lösung vorschlagen. Die Re-
chenaufgabe lautete: Wenn ein Unternehmen Umsatz X macht und im ersten Jahr 16 
bis 38 Prozent Rückgang zu verzeichnen ist, im zweiten Jahr 3 bis 23 Prozent Rück-
gang und im dritten Jahr 9 bis 33 Prozent, wie viel Umsatz habe ich am Schluss? Ich 
tippe auf 50 Prozent und bin gespannt, wie viel Sie errechnet haben. Diese 50 Prozent 
sind vermutlich das Problem. In der Zwischenzeit sind zwei weitere Verkaufsstellen 
von der Bildfläche verschwunden und es werden tatsächlich nur noch diejenigen in 
eine solche Agentur gehen, die es wirklich nötig haben und nicht anders zu einem 
Billett kommen. Wir bedauern sehr, dass das Volkswirtschaftsdepartement nicht aus-
gewiesen hat, was für weitere Anstrengungen es für die Leute bedeutete, die Schwie-
rigkeiten haben werden, wenn sie nicht mehr an diesen Drittverkaufsstellen ihre Bil-
lette beziehen können. 

Was mich sehr gefreut hat: Auf S. 3 hat das Volkswirtschaftsdepartement eine 
0848er-Nummer zitiert. Da ich doch einige ältere Personen in meinem Umfeld habe, 
die nur darauf brennen, ein solches Angebot zu benützen, habe ich gestern Abend 
versucht, dort, wie es von der Regierung versprochen wurde, ein Billett telefonisch zu 
bestellen. Sie werden wenig überrascht sein: Ich habe die Nummer eingegeben, 
wurde dann während sechs Minuten von einem Computer bespasst, der mich um 
Geduld gebeten hat, der mir Ziffern angeboten hat, die ich auch noch drücken könnte 
und nach sechs Minuten war schliesslich ein Mensch am Ende der Leitung. Er hatte 
aber kein Verständnis dafür, dass ich bei ihm ein Billett kaufen wollte und notabene 
noch forderte, dass dies kostenfrei zu mir nach Hause geschickt werde. Da muss 
offensichtlich eine Kommunikationspanne vorliegen, und wir sind sehr gespannt da-
rauf, was Regierungsrat Tinner dazu ausführen kann. 
 
Regierungsrat Tinner: Es ist tatsächlich so, über Ihren Kaufvorgang haben Sie mich 
vorgängig informiert und ich habe auch die entsprechenden Abklärungen bei den SBB 
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getätigt. Ich hoffe, Sie haben meine E-Mail in der Zwischenzeit auch erhalten. Es liegt 
tatsächlich nicht bei uns eine Fehlinformation vor, sondern im Kontaktcenter, bei dem 
Sie angerufen haben. Vermutlich war dort derjenigen Person, die diesen Fall bear-
beitete, der Prozess nicht ganz klar. Anscheinend hat man sich auch gewundert, 
wieso jemand ein Billett von Rorschach nach St.Gallen kaufen möchte – das sei ja 
ein so unkomplizierter Vorgang. Wahrscheinlich hätten Sie ein Billett irgendwo in die 
Westschweiz lösen müssen, das wäre vielleicht einfacher herausgekommen – ich 
weiss es nicht. Aber zumindest kann man diese Billette, wie wir es in der Interpellati-
onsantwort geschrieben haben, bestellen und erwerben. Ein weiterer Aspekt ist auch, 
dass Sie heute in den Bussen immer noch Billette erwerben können. Das ist zumin-
dest noch eine Alternative, wenn Sie z.B. nicht die Möglichkeit haben, dies an einem 
Bahnhof zu tun. Und da gibt es immer noch solche, die diese Billette verkaufen. 

Hand aufs Herz, ich habe mich politisch damals, als es um die Auflösung der 
Drittverkaufsstellen vor Erlass des Moratoriums ging, auch dafür eingesetzt, dass 
diese bestehen bleiben. Aber wir müssen schon auch erkennen, dass die Umsätze 
dermassen klein sind, dass es nichts mehr bringt, eine solche Infrastruktur aufrecht-
zuerhalten. Ein anderer, auch wirtschaftlicher Aspekt: In Zukunft bekommen diese 
Drittverkaufsstellen keine Umsatzbeteiligung von den SBB mehr. D.h., sie müssen 
eine Beratungsdienstleistung erfüllen. Da können Sie noch lange in diese Drittver-
kaufsstelle gehen, die hat gar keinen wirtschaftlichen Anreiz, Ihnen ein Billett von 
Rorschach nach St.Gallen zu verkaufen, das keinen Umsatz generiert – es muss eine 
Beratung damit verknüpft sein. Früher oder später wären verschiedenste Anbieter – 
sei es die Post, die hört sowieso damit auf, aber auch andere Läden wie Migrolino – 
geschlossen worden oder hätten zumindest diese Verkaufsmöglichkeiten abbestellt. 
Deshalb haben wir uns im Rahmen des Möglichen dafür eingesetzt, auch Alternativen 
zu prüfen. Corona hat auch gezeigt, dass sehr viele Personen Billette digital kaufen 
können. Es ist mir klar, meine Eltern haben auch noch kein Handy, aber mein Vater 
hat kürzlich gesagt, er würde sich vermutlich gescheiter mit 83 Jahren noch eines 
anschaffen, dann wäre er vielleicht auch noch etwas mobiler unterwegs.  
 
 
51.20.64 Mit weniger Bürokratie gegen Corona 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 15. September 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 27. Oktober 2020 

 
 
Zoller-Quarten (im Namen von Zoller-Quarten / Kohler-Sargans / Brändle-Bütschwil-
Ganterschwil): Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung nicht zufrieden. 

Wir sind von der Antwort der Regierung sehr enttäuscht. Wenn es um Einschrän-
kungen in unserem Leben geht, um Einschränkungen, welche die Verfassung betref-
fen, sei es die Gewerbefreiheit, die Versammlungsfreiheit, das Recht auf Bildung, da 
kann man Einschränkungen machen unter dem Titel «Corona». Aber wenn es um 
Lockerungen von Gesetzen und nicht von Verfassungsrechten geht, da ist offenbar 
gar nichts möglich. Unterdessen haben einige Städte in der Schweiz Lockerungen 
gesprochen, wenn es darum geht, während Corona z.B. Zelte aufzustellen, aber im 
Kanton St.Gallen kann man nicht mehr machen als Wärmepilze.  
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Regierungsrat Tinner: Ich möchte schon noch etwas dazu sagen, wenn Sie ent-
täuscht sind. Wir müssen vielleicht die ganze Thematik auch etwas in eine Grosswet-
terlage stellen. Derzeit diskutieren wir über eine drohende Schliessung der Skige-
biete. Da kann ich Ihnen heute schon sagen, dass sich einerseits unser Departement, 
andererseits auch die Regierung im Rahmen des Austausches über die Volkswirt-
schaftsdirektoren Ost sehr stark dafür eingesetzt haben und sich immer noch dafür 
einsetzen, dass die Skigebiete im Dezember ordentlich eröffnen können. Ich bin über-
zeugt, die Leute sollen und müssen an die frische Luft gehen können. Die Schutzkon-
zepte wurden mit dem Kantonsarztamt und mit dem Amt für Wirtschaft und Arbeit 
aufgrund der neuesten Entwicklung adjustiert und sind sicher auch mit den künftigen 
Herausforderungen so sicher anzuwenden, dass Infektionen bestmöglich ausge-
schlossen werden können. 

Nun zu den Lockerungsmassnahmen, die Sie angesprochen haben: Die Regie-
rung hat solche im Rahmen ihrer Möglichkeiten vorgenommen. Wir können nicht Bun-
desrecht wie z.B. das Raumplanungsgesetz (SR 700; abgekürzt RPG) brechen. Ich 
bin aber überzeugt, mit kreativen Lösungen kommt man weiter. Und wenn man wei-
terkommen will, braucht es vielleicht nicht nur den Kanton, sondern auch Gemeinde-
behörden, die solche kreativen Lösungen zumindest beförderlich behandeln. Im Üb-
rigen haben wir in den letzten Monaten im Kanton St.Gallen zugunsten der Touris-
musindustrie doch sehr wesentliche Massnahmen ergriffen. Ich möchte dies noch 
kurz erwähnen: Wie bereits in einem vorangehenden Geschäft erwähnt, haben wir 
auf die Gastwirtschafts- und Beherbergungsabgaben verzichtet. Wir haben ver-
schiedenste Werbemassnahmen zugunsten des Tourismus ebenfalls finanziell unter-
stützt, das sind sogenannte Recovery-Massnahmen. Wir haben v.a. auch den Betrie-
ben im Tourismusbereich, die Neue-Regionalpolitik (NRP)-Darlehen beansprucht 
haben, entsprechende Stundungen der Rückzahlungen, die sie eigentlich Ende Jahr 
hätten leisten müssen, gewährt. Das sind massgebende Beträge, so u.a. auch für 
Betriebe nicht unerheblicher Art im Sarganserland. 
 
 
51.20.70 Biodiversitätskrise in der Landwirtschaft 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 15. September 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 10. November 2020 

 
 
Bisig-Rapperswil-Jona (im Namen von Bisig-Rapperswil-Jona / Cavelti Häller-Jon-
schwil): Die Interpellantin und der Interpellant sind mit der Antwort der Regierung nicht 
zufrieden. 

Der Bericht 40.20.02 «Perspektiven der St.Galler Landwirtschaft» hält klipp und 
klar fest, dass die Biodiversität im Kanton weiterhin abnimmt. Aus dem Bericht geht 
leider nicht hervor, wie der Kanton St.Gallen die Biodiversitätskrise in der Landwirt-
schaft stoppen will. In unserer Interpellation haben wird deshalb den Regierungsrat 
gebeten, nun die konkreten Massnahmen aufzuzeigen. Statt aufzuzeigen, wie der 
dramatische Rückgang der Artenvielfalt auf Kantonsgebiet, insbesondere auf Land-
wirtschaftsflächen, aufgehalten werden kann, verweist die Regierung auf vereinzelte 
Massnahmen. 
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Verstehen Sie mich nicht falsch, es ist gut, wenn in sechs Jahren z.B. 10'000 
Obstbäume hinzukommen, aber was ist deren Wirkung? Nimmt der Bestand von be-
drohten Gartenrotschwänzen wieder zu? Ohne verbindliche Ziele und Messgrössen 
kann die Wirkung solcher vereinzelten Massnahmen nicht überprüft werden. Die Re-
gierung nimmt sich bedenklich aus der Verantwortung, wenn sie in ihrer Antwort auf 
internationale und nationale Entwicklungen verweist. Immerhin ist der Kanton St.Gallen 
flächenmässig der sechsgrösste. Das ist doch auch eine Verantwortung, auf diesem 
Territorium die Artenvielfalt zu erhalten. Der Kanton verfehlt durch seine Untätigkeit 
auch seine eigenen Ziele, die er sich in der Biodiversitätsstrategie gegeben hat. Es 
ist zwar korrekt, dass der Bund und seine Instrumente in der Landwirtschaftspolitik 
keinen grösseren Einfluss auf die Biodiversität haben, nichtsdestotrotz könnte der 
Kanton St.Gallen seinen Spielraum aktiv nutzen und über die Bundesmassnahmen 
hinausgehen. Wir Grünliberalen erwarten von der Regierung, dass sie die Biodiversi-
tätskrise ernst nimmt. Es ist eine zentrale Staatsaufgabe, unser gemeinsames evolu-
tionäres Erbe zu erhalten und zu schützen. 

Wir erwarten, dass die Regierung ihren Spielraum in der Landwirtschaftspolitik 
aktiv nutzt und dass sie sich im Rahmen der Vernehmlassung der eidgenössischen 
Landwirtschaftspolitik für den Biodiversitätsschutz ausspricht. 
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Dringlicherklärung parlamentarischer Vorstösse 

42.20.20 Keine strategischen Standortentscheide für Berufsfachschulen 
ohne die notwendigen Grundlagen 

Unterlagen: Wortlaut der Motion vom 30. November 2020 
 
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit nicht. 
Wird die Dringlichkeit aus der Mitte des Rates bestritten? Das ist nicht der Fall. Damit 
stelle ich Dringlicherklärung der Motion fest. 
 
 
51.20.82 Keine unnötigen Einschränkungen im Wintertourismus! 

Unterlagen: Wortlaut der Interpellation vom 30. November 2020 
 
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit nicht. 
 
Regierungsrat Tinner: Ich erlaube mir, zu den einzelnen Fragen ein paar Hinweise 
anzubringen. Das würde vielleicht auch dazu führen, dass die Interpellation aufgrund 
der Beantwortung zurückgezogen werden könnte. Wir sind tatsächlich seit einiger 
Zeit in einem engen Austausch mit den Volkswirtschaftsdirektoren der Ostschweiz, 
v.a. auch unter Federführung der Kantone Graubünden und Wallis. Man muss sich 
vor Augen halten, dass der Bundesrat die Vernehmlassung durchgeführt hat und sich 
die Regierung heute Mittag zu dieser Vernehmlassung äussern wird. 

Der Bundesrat schlägt zwei Varianten vor, wie die Skigebiete über die Festtage 
betrieben werden könnten. Variante A sieht eine Beschränkung der Kapazitäten auf 
80 Prozent der höchsten Besucherzahlen der letzten drei Wintersaisons vor. Die Va-
riante B ist bedeutend einschneidender, nämlich eine Kapazitätsbeschränkung von 
praktisch 50 Prozent der bestehenden Kapazitäten – was faktisch einer Schliessung 
gleichkommt, da muss man ehrlich sein. Wir seitens des Volkswirtschaftsdeparte-
mentes setzen uns für die erste Variante ein, sprich, dass 80 Prozent der Kapazitäten 
genutzt werden können. Es ist auch unbestritten, dass die Seilbahnen und die Ver-
bände in den letzten Wochen und Monaten sehr umfangreiche Schutzkonzepte erar-
beitet haben. Bei der Erarbeitung dieser Schutzkonzepte wurden einerseits das Kan-
tonsarztamt aber auch das Amt für Wirtschaft und Arbeit konsultiert. Zumindest aus 
dieser Konsultation geht nicht hervor, dass diese Schutzkonzepte nicht genügen wür-
den. Ich stelle den Vergleich zum öffentlichen Verkehr an: Wenn wir wirklich so streng 
sein möchten über die Festtage und die Winterskigebiete in ihren Aktivitäten ein-
schränken möchten, dürften wir auch nicht mit dem öV fahren und müssten wahr-
scheinlich die Züge und Busse auch wieder schliessen oder massgebend reduzieren. 

Es gibt tatsächlich einen Aspekt und den werden wir auch in der Regierung zu 
berücksichtigen haben: Wir müssen stets dafür besorgt sein, dass auch genügend 
Bettenkapazitäten für die Intensivpflegeplätze in den Spitälern vorhanden sind, und 
zwar auch dann, wenn es z.B. zu Unfällen in Skigebieten kommt. Nicht, dass die In-
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tensivpflegeplätze besetzt sind und infolgedessen Knochen- oder Halswirbelbrüche 
nicht mehr behandelt werden könnten. Das werden wir sicher auch berücksichtigen 
müssen. Aber ich kann Ihnen versichern, die St.Galler Regierung setzt sich für eine 
sehr liberale Variante ein. Wir sind in sehr engem Austausch, so auch gestern Abend, 
mit Kollege Marcus Caduff vom Kanton Graubünden, und dieser wiederum mit Kol-
lege Darbellay aus dem Kanton Wallis, wo man auch über massgebende Skigebiete 
verfügt. Ich kann Ihnen versichern, dass wir uns einsetzen. Deshalb empfehle ich 
Ihnen, die Interpellation zurückzuziehen, da wir Ihnen auch zu einem späteren Zeit-
punkt keine besseren oder anderen Antworten geben können. 
 
Bonderer-Sargans zieht die Interpellation im Namen der SVP-Fraktion zurück. 

Wir begrüssen es sehr, dass sich die St.Galler Regierung so stark für den Win-
tertourismus einsetzt und v.a. auch die Zusammenarbeit mit den weiteren tragenden 
Kantonen zu diesem Thema pflegt und auch weiterhin gemeinsam gegenüber dem 
Bund auftritt. Die angekündigten Massnahmen waren sehr voreilig und es ist nicht fair 
gegenüber den Akteuren, wenn man die Spielregeln während des Spiels ändert, ob-
wohl es in den Skigebieten keine Fälle gab und dadurch auch kein Handlungsbedarf 
bestand. 

Die getroffenen Massnahmen sind sehr umfangreich. Man lernt jeden Tag dazu 
und wir begrüssen es, dass man auch diese Aktivitäten honoriert. Wir nehmen Re-
gierungsrat Tinner gerne beim Wort, dass er sich weiterhin mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln zugunsten des Wintertourismus und unserer Skigebiete einsetzt, 
damit es nicht zu einem Kollaps kommt, da diese Branche unter einem enormen 
Druck steht. 
 
 
51.20.85 Geplante Verlegung des Berufs- und Weiterbildungszentrums für 

Gesundheits- und Sozialberufe (BZGS) nach Rorschach: Wurden 
die erforderlichen strategischen Überlegungen gemacht? 

Unterlagen: Wortlaut der Interpellation vom 30. November 2020 
 
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit nicht. 
Wird die Dringlichkeit aus der Mitte des Rates bestritten? Das ist nicht der Fall. Damit 
stelle ich Dringlicherklärung der Interpellation fest. 
 
 
51.20.86 Fakten zu Corona/Covid-19 

Unterlagen: Wortlaut der Interpellation vom 30. November 2020 
 
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit. 
 
Haefele-Wittenbach (im Namen der SVP-Fraktion): Dem Antrag auf Dringlicherklä-
rung ist zuzustimmen. 
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Das Corona-Virus hat nicht nur unser Gesellschaftsleben im Griff, es wird inzwi-
schen auch hier im Rat oft darüber diskutiert. Auch wir von der SVP-Fraktion beschäf-
tigen uns mit dem Virus und seinen Folgen. Es liegt auf der Hand, dass sich zu die-
sem breiten kontrovers diskutierten Thema dringende Fragen ergeben. Damit die 
gewünschten Antworten auf die Fragen zeitnah und innert nützlicher Frist auf dem 
Tisch liegen, ist der Dringlichkeit zuzustimmen. Das Corona-Virus beschäftigt uns und 
wir alle haben das Recht, auf brennende Fragen zu diesem Thema möglichst prompt 
eine Antwort zu erhalten. 
 
Ammann-Waldkirch (im Namen der FDP-Fraktion): Der Antrag auf Dringlicherklärung 
ist abzulehnen. 

Wir haben heute bereits über die Information der Regierung vom 24. November 
2020 diskutiert und wissen deshalb, dass sie die notwendigen Massnahmen im Dring-
lichkeitsrecht und im Rahmen der Härtefallregelung vorantreibt. Ich sehe nicht ein, 
wieso man dazu nochmals die Verwaltung bemühen muss. 
 
Broger-Altstätten (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Der Antrag auf Dringlicherklä-
rung ist abzulehnen. 

Corona, für die einen ein Wort des Gefühls der Hilflosigkeit, für die anderen ein 
Wort, das Aggressionen auslöst, andere haben Angst vor dem Verlust des Arbeits-
platzes und weiter ist es ein spannendes, zu erforschendes Virus. Für alle aber ist es 
ein Virus, das unser Lebens seit dem Frühling dieses Jahres im Griff hat und die 
Rahmenbedingungen prägt. 

Nun folgen seitens der SVP sehr spannende, gut begründete Fragen zu diesem 
Virus und zu den Konsequenzen, teils betreffen diese Fragen das Virus in seiner 
Form, die Verfahren des Tests oder die behördlichen Massnahmen. Alle diese Fragen 
können sauber, detailliert und fundiert geprüft und beantwortet werden. Aus unserer 
Sicht ist das bis morgen nicht möglich, aber auch nicht nötig. 
 
Regierungsrätin Bucher: Ich empfehle Ihnen im Namen der Regierung, die Dringli-
cherklärung dieser Interpellation abzulehnen. Wir sehen es genauso, wie die CVP-
EVP-Fraktion. 

Die SVP-Fraktion hat einige interessante Fragen gestellt, die zurzeit in den Me-
dien diskutiert, die aber auch von der Bevölkerung – oder zumindest Teilen davon – 
gestellt werden. Wir möchten diese Fragen seriös beantworten und die nötigen Ab-
klärungen treffen, auch zusammen mit Fachleuten aus den Spitälern und der For-
schung. Das braucht Zeit. Hinzu kommt, dass das Personal der gesamten Staatsver-
waltung, insbesondere aber im Gesundheitsdepartement und im zuständigen 
Kantonsarztamt, im Moment, wie Sie sich sicher alle gut vorstellen können, sehr gut 
ausgelastet ist. 
 
Der Kantonsrat erklärt die Interpellation mit 76:34 Stimmen nicht dringlich. 
 
  



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
1. Dezember 2020 Nr. 080 / 4 
    
    
  
 
51.20.87 Gute Arbeitsbedingungen und angemessener Schutz für das 

Pflege- und Betreuungspersonal: Macht der Kanton genug für 
das Rückgrat der Pandemiebekämpfung? 

Unterlagen: Wortlaut der Interpellation vom 30. November 2020 
 
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit. 
 
Schöb-Thal (im Namen der SP-Fraktion): Dem Antrag auf Dringlicherklärung ist zu-
zustimmen. 

Die Corona-Krise spitzt sich zu. Sie konnten es gestern der Zeitung entnehmen: 
Der Kanton St.Gallen ist auf den unrühmlichen zweiten Platz vorgerückt. Es gilt daher, 
unser Personal bestmöglich zu schützen. Die anhaltend strengen Arbeitsbedingun-
gen und langen Arbeitstage, die das Personal aushalten muss, bergen ebenfalls Ri-
siken. Diese sollten unserer Meinung nach möglichst schnell verringert werden. 
 
Warzinek-Mels (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Der Antrag auf Dringlicherklärung 
ist abzulehnen. 

Ohne Zweifel befasst sich die Interpellation mit einem wichtigen Thema, der her-
ausragenden Rolle und der hohen Belastung der Pflegeberufe während der Pande-
mie. Gerade weil das Thema wichtig ist, scheint Dringlichkeit fehl am Platz. Es gibt 
zudem keinen wirklichen Grund für die Dringlichkeit – z.B. kann die Frage nach der 
Honorierung der hohen Arbeitsbelastung eines ausgewählten Teils in kantonalen An-
gestelltenverhältnissen arbeitenden Pflegenden, die im Rahmen der Pandemie ver-
mehrt gefordert sind und wirklich Grossartiges leisten, auch in wenigen Monaten aus-
reichend und zeitnah beantwortet werden. 

Die Frage nach weiteren Ausbildungsplätzen liegt auch uns am Herzen, wird aber 
in einem Tag vermutlich weniger fundiert beantwortet als im üblichen Modus einer 
Interpellationsbeantwortung. 

Wie Sie wissen, bewege ich mich viel in Spitälern. Es ist richtig, die Situation ist 
punktuell angespannt. Insbesondere das Personal auf der Intensivpflegestation, das 
Anästhesiepersonal sowie das Personal, das sich um die am Corona-Virus Erkrank-
ten in speziellen Abteilungen kümmert, verdient unsere ganze Anerkennung und Res-
pekt. Sie dürfen davon ausgehen, dass sich die Arbeitsbelastung des geforderten 
Personals nicht ins Unerträgliche gesteigert hat und dass das Ansteckungsrisiko 
durch sachgerechte Arbeitsweise so niedrig wie möglich liegt. Wir dürfen uns dabei 
auf die Sorgfalt unserer Spitäler als Arbeitgeber ebenso verlassen wie auf die Profes-
sionalität der Pflegenden. Der Umgang mit Infektionskrankheiten, mit dem Risiko, an-
dere wie auch sich selbst zu infizieren, ist fester Bestandteil unseres Berufs, egal ob 
es um pflegerische, ärztliche oder andere Bereiche im Gesundheitswesen geht. Wir 
können das: HIV, Hepatitis C, Grippevirus, der aggressive Norovirus, jetzt das Corona-
Virus. Wir kennen die Regeln im Umgang mit Infektionskrankheiten, das ist für uns 
keine neue Situation. 
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Zuletzt möchten wir an die hohe Arbeitsbelastung der entsprechend mit der Pan-
demie befassten Stellen im Gesundheitsdepartement erinnern; auch sie sind seit Mo-
naten stark gefordert und müssen nicht durch unnötige Dringlichkeit zusätzlich belas-
tet werden. 
 
Ammann-Waldkirch (im Namen der FDP-Fraktion): Der Antrag auf Dringlicherklärung 
ist abzulehnen. 

Wir alle schätzen die Arbeit des Pflege- und Betreuungspersonals im Spital sehr. 
Wir sehen keine Dringlichkeit bei den gestellten Fragen, denn sie sind ja grundsätzli-
cher und nicht dringlicher Art. Unsere Spitäler und auch die praktizierenden Ärztinnen 
und Ärzte sowie die Spitexorganisationen arbeiten auch in dieser Pandemie ausge-
zeichnet und haben ihre Aufgabe bisher tadellos erledigt. 
 
Gschwend-Altstätten (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Dem Antrag auf Dringlicher-
klärung ist zuzustimmen. 

Ich bin über meine Vorredner etwas erstaunt. Sie verstehen ja von Medizin relativ 
viel und sollten auch wissen, wie die Situation wirklich ist und wie die Leute, die in 
den Spitälern arbeiten, verunsichert sind. Es geht mir v.a. um die Wirkung nach aus-
sen. Was senden wir für Signale aus, wenn wir sagen, die Dringlichkeit sei nicht ge-
geben. Es geht darum, dass wir als Kanton sagen, die Ausbildung und die Wertschät-
zung gegenüber diesen Leuten, die dort arbeiten, seien uns sehr wichtig. 
 
Regierungsrätin Bucher: Der Antrag auf Dringlicherklärung ist abzulehnen. 

Die Regierung anerkennt die täglichen Leistungen des Pflegepersonals in den 
Spitälern, in den Altersheimen, in den Pflegeheimen, aber auch die Betreuungsarbeit, 
die in vielen weiteren Institutionen zurzeit in dieser ausserordentlichen Situation ge-
leistet wird sehr. Alle beteiligten Departemente, allen voran das Gesundheitsdeparte-
ment und das Departement des Innern, stehen in engem Austausch mit allen Institu-
tionen. Wir stehen auch in engem Austausch mit den Berufsverbänden und wir haben 
die Situation des Personals im Blick. Wir wollen dem Personal Sorge tragen und wir 
möchten auch unsere Anerkennung gegenüber diesem Personal zum Ausdruck brin-
gen, indem wir heute sagen: «Danke für Ihren grossen Einsatz.» 

Die Fragen, die sich mit dieser dringlichen Interpellation stellen, sind der Regie-
rung zu wichtig, als dass man sie in einem dringlichen Verfahren beantworten könnte. 
Wir möchten Sie bitten, uns, den beteiligten Departementen, mehr Zeit zu geben, 
damit wir diese Fragen seriös abklären können, um der Wichtigkeit dieser Fragen 
auch angemessen entgegentreten zu können. 
 
Der Kantonsrat erklärt die Interpellation mit 78:27 Stimmen bei 1 Enthaltung nicht 
dringlich. 
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33.20.05B Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Beteiligung an 

der Innovationspark AG und zur Gewährung von Betriebsbeiträ-
gen 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 30. November 2020 
(unveränderter Entwurf der Regierung vom 18. August 2020) 

 
 
Broger-Altstätten, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kom-
mission verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten Lesung 
des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutreten. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Der Kantonsrat tritt auf die Vorlage in zweiter Lesung 
ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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 Budget 2021 

33.20.03 Kantonsratsbeschluss über das Budget 2021 

Unterlagen: – Botschaft und Entwürfe der Regierung vom 22. September 2020 
– Anträge der Finanzkommission vom 12. November 2020 
– Anträge der Regierung vom 17. November 2020 
– Anträge aus der Mitte des Rates vom 30. November 2020 

 
33.20.05C Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Erstellung von 

Fotovoltaik-Anlagen auf kantonalen Hochbauten 

Unterlagen: Botschaft und Entwürfe der Regierung vom 22. September 2020 
 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Nach Art. 93 Abs. 4 GeschKR weise ich Sie auf die ge-
setzliche Pflicht hin, auf die Vorlage 33.20.03 einzutreten. 

Das Präsidium sieht eine gemeinsame Eintretensdiskussion für die Vorlagen 
33.20.03 und 33.20.05C vor. 
 
Hartmann-Walenstadt, Präsident der Finanzkommission: Auf die Vorlage ist einzutre-
ten. 

Die Finanzkommission hat auftragsgemäss am 11. und 12.November 2020 das 
Budget 2021 beraten, nachdem in den einzelnen Subkommissionen vertiefte und zum 
Teil intensive Diskussionen auf Stufe Departement mit den jeweiligen Generalsekre-
tären und weiteren Mitarbeitern aus der Verwaltung stattgefunden hatten. Auskünfte 
erteilten an diesen beiden Tagen sämtliche Mitglieder der Regierung, der Staatssek-
retär sowie der Generalsekretär der kantonalen Gerichte. Das von der Regierung vor-
gelegte Budget 2021 weist in der Erfolgsrechnung bei einem Aufwand von 5,403 Mrd. 
Franken und einem Ertrag von 5,371 Mrd. Franken einen Aufwandüberschuss von 
32,1 Mio. Franken aus. Klammert man die geplanten Bezüge aus dem besonderen 
und freien Eigenkapital von insgesamt 215,6 Mio. Franken aus, resultiert ein operati-
ves Ergebnis von minus 247,7 Mio. Franken – nahezu eine Viertelmilliarde Franken. 
Erfreulich ist die Tatsache – und das hat nichts mit dem Budget zu tun –, dass die 
mutmassliche Rechnung 2020 mit einem operativen Plus von 148,2 Mio. Franken an-
statt der budgetierten 26 Mio. Franken abschliessen wird. 

Weniger erfreulich ist jedoch die Tatsache – und ich komme wieder zum Budget –, 
dass der um Sonderfaktoren bereinigte Aufwand um 83,5 Mio. Franken oder 2,1 Pro-
zent steigt. Dieses Wachstum liegt einmal über dem erwarteten Wirtschaftswachstum 
und bedeutet, dass die Staatsquote steigt und die Regierung ihr Ziel einer Stabilisie-
rung der Staatsquote nicht erreicht. Ich zitiere aus meiner letztjährigen Berichterstat-
tung zum damaligen Budget 2020: «Ausgabenseitig fallen dynamisch wachsende, 
teilweise durch Bundesrecht weitgehend vorbestimmte Staatsbeiträge stark ins Ge-
wicht. Solange sich die Steuerkraft relativ konstant entwickelt und sich auf der Er-
tragsseite keine wesentlichen Veränderungen ergeben, kann der Haushalt mit einer 
zurückhaltenden Budgetierung im Gleichgewicht gehalten werden. Der Spielraum 
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des Kantonshaushalts ist sehr klein und dürfte mit den Massnahmen für die Umset-
zung der Unternehmenssteuerreform (abgekürzt STAF; Steuerreform und AHV-Fi-
nanzierung) sowie den zu erwartenden Mindereinnahmen aus der Reform des Bun-
desfinanzausgleichs ausgereizt sein.» Tief in die roten Zahlen drücken das Budget 
2021 einerseits hohe Mindererträge bei den kantonalen Steuern in Folge der Steuer-
vorlage STAF (115 Mio. Franken gegenüber dem Budget 2020) und tiefere Steuerer-
träge aufgrund der Corona-Pandemie (86 Mio. Franken gegenüber der mutmassli-
chen Rechnung 2020) sowie andererseits Mindererträge aus dem Nationalen Finanz-
ausgleich (NFA) (54 Mio. Franken). Nur mit einem Eigenkapitalbezug von 215,6 Mio. 
Franken können die Vorgaben der Schuldenbremse eingehalten werden. 

In der Beratung wurden die Effekte der Corona-Pandemie ausführlich behandelt. 
Ebenso wichtig war der Finanzkommission die Trennung der konjunkturellen Ein-
flüsse vom strukturellen Defizit. Die Entlastung der Unternehmen durch die STAF 
führte zu nachhaltigen Mindererträgen, die v.a. aufgrund der gewachsenen Steuer-
basis höher ausfallen, als ursprünglich erwartet. Auch die weiterhin steigenden 
Staatsbeiträge und der Anstieg der Staatsquote erhöhen das strukturelle Defizit. Als 
Konsequenz soll die Regierung eingeladen werden, die Höhe des strukturellen Defi-
zits aufzuzeigen. Zudem soll sie darlegen, wie und in welcher Zeit dieses strukturelle 
Defizit ohne Steuerfusserhöhungen und ohne jährliche Bezüge aus dem Eigenkapital 
abgebaut werden kann. 

Der von der Regierung beantragte höhere Personalaufwand führte zu einer in-
tensiven Diskussion. Insbesondere der Wunsch nach zusätzlichen Stellen, die nichts 
mit der Bewältigung der Corona-Pandemie zu tun haben, standen in der Kritik. Die 
Mehrheit der Finanzkommission ist der Meinung, dass aufgrund der derzeitigen 
schwierigen Wirtschaftslage und des hohen Defizits im Budget 2021 keine Mittel für 
zusätzliches Personal gesprochen werden sollen. Auch für den Aufgaben- und Fi-
nanzplan (abgekürzt AFP) 2022–2024 beantragt ihnen die Finanzkommission, die 
Pauschale für zusätzliche Stellen von 0,4 Prozent auf höchstens 0,2 Prozent der mas-
sgebenden Lohnsumme zu kürzen. Die Mittel für individuelle Lohnanpassungen von 
0,4 Prozent werden für das Budget sowie den AFP hingegen gutgeheissen. 

Der Kantonsrat hat anlässlich der Februarsession die Regierung eingeladen, im 
Budget 2021 den Steuerfuss um 5 Prozentpunkte auf 110 Prozent zu senken. Die 
Regierung hat diesen Auftrag nicht umgesetzt und mit einem unveränderten Steuer-
fuss budgetiert. Diese Nicht-Berücksichtigung wurde von Teilen der Finanzkommis-
sion deutlich kritisiert. Die Finanzkommission anerkennt, dass die Auswirkungen der 
Corona-Pandemie die Rahmenbedingungen seit dem Beschluss massiv negativ ver-
ändert haben. Ich bitte Sie, den Anträgen der Finanzkommission zuzustimmen. 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist ein-
zutreten. 

Das Budget 2021 ist ein schwieriges. Das Defizit von rund 250 Mio. Franken ist 
so riesengross, dass einem fast die Lust vergeht, genauer hinzuschauen. Rasch ist 
man versucht, die Gründe für das Defizit einfach auf die epochale Corona-Krise zu 
schieben. Verbunden damit ist das Prinzip Hoffnung, dass das Defizit wieder ver-
schwindet, wenn die Corona-Krise vorbei ist. Dabei wissen wir alle im Saal ganz ge-
nau, dass dem nicht so sein wird. 
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Und ebenso rasch ist man versucht, als Mitglied dieses Rates einfach den Kopf 
in den Sand zu stecken und gar nicht mehr den Anspruch zu haben, das Budget auch 
im Kleinen zu verbessern. Denn ein Defizit in dieser Grössenordnung bringt man oh-
nehin nicht weg – jedenfalls nicht in dieser letzten, der parlamentarischen Phase. 

Seitens der CVP-EVP-Fraktion sind wir bemüht, beides nicht zu tun. Wir schie-
ben die Verantwortung für das hohe Defizit nicht leichtfertig auf die Corona-Krise, die 
irgendwann wieder vorübergeht. Und wir schauen auch dort genau hin, wo wir den 
Staatshaushalt nicht auf einen Streich ins Lot klopfen können. In dieser Feststellung 
kommt auch eine leichte bis grössere Enttäuschung darüber zum Ausdruck, dass sich 
die Regierung nicht etwas mehr Mühe gegeben hat beim Budget. Weder werden So-
fortmassnahmen präsentiert, um der argen finanziellen Schieflage zu begegnen, 
noch wird aufgezeigt, wie die Regierung weiter vorzugehen gedenkt. 

Beides hätten wir erwartet. Die Regierung aber präsentiert über weite Strecken 
ein Courant-normal-Budget und hofft, dass sich die Finanzen schon einrenken, bevor 
unser Eigenkapitel ganz aufgebraucht ist. Hier erwarten wir von der Regierung mehr 
Führung, mehr zähe Diskussionen und definitiv mehr als nur den kleinsten Nenner 
von sieben Departementsvorsteherinnen und Departementsvorstehern. 

So sind wir denn froh, dass wenigstens die Finanzkommission einigermassen 
getan hat, was sie noch tun konnte. Sie bremst ein wenig beim unaufhörlichen Stel-
lenwachstum in der Verwaltung, sie bittet die Regierung, befristete Stellen auch wirk-
lich zu befristen, sie möchte wissen, welcher Teil des Defizits strukturell ist und sie 
möchte bei jenen Institutionen, die Subventionen vom Kanton erhalten, darauf ach-
ten, dass sie die Corona-Krise nicht dazu nutzen, um sich zu bereichern. Wenn Sie 
das hören, darf man sich zu Recht fragen, warum dies alles nicht schon von der Re-
gierung vorgeschlagen wurde. 

Zur Corona-Krise: Die Regierung hat hier vieles richtig gemacht. Sie hat rasch 
reagiert und dafür auch das Portemonnaie weit geöffnet. Stand heute wurden 80 Mio. 
Franken gesprochen – seien es Kredite, seien es – und das ist betreffend Fehlanrei-
zen weit problematischer – A-fonds-perdu-Beiträge. Wir haben damit v.a. die Spitäler 
und die Kultur unterstützt. Aber auch Gastgewerbe, Tourismus- und Hotelbranche, 
der öV oder die Olma konnten von den finanziellen Massnahmen des Kantons profi-
tieren. 

Das ist grundsätzlich richtig und wichtig – und es wird noch einiges hinzukommen 
müssen. Doch seien wir nicht blauäugig. Der staatliche Geldsegen schafft auch Prob-
leme, die uns später einholen werden. Dabei meine ich nicht nur, dass unsere Bevöl-
kerung dereinst einen happigen Cheque zur Deckung der Kosten präsentiert be-
kommt. Nein, es geht auch darum, dafür zu sorgen, dass nicht einfach Geld verteilt 
wird, sondern dass das viele Geld auch tatsächlich an den richtigen Ort gelangt. 

Seien wir deshalb bei aller Dringlichkeit auch vorsichtig. Handeln wir auch in der 
Krise bedacht, redlich und mit Augenmass. Lassen wir uns nicht durch gut vernetzte 
Lobbygruppen unter Druck setzen. Es darf nicht sein, dass es einfach darum geht, 
die Gelegenheit zu ergreifen, um Geld in die eigenen Kanäle zu lenken. 

In diesem Zusammenhang darf man sich auch fragen, ob z.B. die Gelder für die 
ohnehin schon defizitären Kantinen von Mittelschulen und Berufsfachschulen wirklich 
etwas mit Corona zu tun haben. Oder ob es sachgerecht ist, den EL-Bezügern, statt 
Masken gratis abzugeben, Geld zu verteilen – in der Hoffnung, dass sie es auch tat-
sächlich für Masken verwenden. Oder was, wenn sich tatsächlich bestätigen würde, 
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dass es Kulturinstitutionen gibt, die aufgrund der Corona-Massnahmen Gewinne in 
Millionenhöhe schreiben, während andere Institutionen um ihr wirtschaftliches Über-
leben kämpfen? 

Ich bin nicht sicher, ob die Regierung das Parlament und die Bevölkerung noch 
mit im Boot hat, wenn sie es übertreibt beim Verteilen der Corona-Gelder. Hier wer-
den wohl dereinst unsere Aufsichtskommissionen gefordert sein, ganz genau hinzu-
schauen. Denn eines ist klar: Wenn die Regierung in all diesen Fragen den Kantons-
rat draussen haben will, trägt sie auch die volle Verantwortung für ihre Entscheide – 
auch für ihre Fehlentscheide. 

Zurück zum Defizit von einer Viertelmilliarde Franken: Das Defizit lässt sich nur 
zum Teil durch die Corona-Krise erklären. Hinzu kommen die – vom Kantonsrat be-
wusst in Kauf genommenen – Einnahmenausfälle infolge der STAF-Umsetzung. Und 
da ist das Minus beim Bundesfinanzausgleich. Schliesslich aber das Aufwandwachs-
tum: Es ist ungebremst und beträgt auch diesmal wieder mehr als 2 Prozent. 

Klar, dass damit die Staatsquote einen ordentlichen Sprung machen wird. Klar, 
dass das nicht nachhaltig finanzierbar ist. Damit sind wir beim strukturellen Defizit, 
das uns noch viel Kopfzerbrechen bereiten wird. Auch die Staatsbeiträge steigen er-
neut. Die vom Kantonsrat beschlossene Bremse scheint nicht zu genügen. Beim Per-
sonalaufwand will die Regierung die Zeichen der Zeit schlicht nicht sehen. Und dabei 
spreche ich nicht von Nullrunden, wie sie reihum in anderen Kantonen beschlossen 
werden. 

Und zuletzt die Investitionen: Dass unser Kanton Investitionen braucht, ist klar. 
Doch die aktuelle Abschreibungslast droht uns finanziell schlicht zu überfordern. 
Schade, dass die Rufe aus Finanzkommission und Kantonsrat nach Priorisierung und 
Staffelung der Investitionen nicht gehört worden sind. Und kommen Sie mir bitte nicht 
mit dem Märchen von der «antizyklischen» Ausgabenpolitik. Noch nie hat die antizyk-
lische Ausgabenpolitik funktioniert, und noch nie haben jene, die das fordern, den 
Tatbeweis erbracht, dass sie in den Boomjahren finanzpolitische Zurückhaltung üben. 
Jene, die eine antizyklische Ausgabenpolitik fordern, wollen in Wahrheit nichts ande-
res als einen kontinuierlichen Staatsausbau – von «zyklisch» keine Spur. 

Die Folge ist, dass die Schuldenbremse mit dem vorliegenden Budget nur dank 
massiver Bezüge aus dem Eigenkapital eingehalten werden kann. Erstmals seit Jah-
ren beziehen wir Mittel aus dem Eigenkapital: 40 Mio. Franken aus dem besonderen, 
175 Mio. Franken aus dem freien Eigenkapital. Das in den letzten Jahren mühsam 
aufgebaute Finanzpolster des Kantons wird nun in atemberaubendem Tempo wieder 
heruntergefahren. 

Zum Schluss noch dies: Heute spreche ich zum letzten Mal als Mitglied der Fi-
nanzkommission zu Ihnen. Nicht alle werden unglücklich darüber sein, ich übrigens 
auch nicht. Zu gerne hätte ich nach sechs Jahren eine positivere Bilanz gezogen. 
Doch die Politik ist ja bekanntlich nichts für Schönwetterpiloten. 

Ich bitte Sie namens der CVP-EVP-Fraktion, den Anträgen und Aufträgen der 
Finanzkommission sowie den überfraktionellen Anträgen zuzustimmen. Mehr dazu in 
der Spezialdiskussion. 
 
Willi-Altstätten (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Zum vorliegenden Budget 2021, in welchem der bereinigte Aufwand gegenüber 
dem Vorjahr ein weiteres Mal um 83,5 Mio. Franken zugenommen hat, nehmen wir 
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wie folgt Stellung: Mit Ernüchterung nimmt die SVP vom Budget 2021 des Kantons 
St.Gallen mit einem operativen Defizit von rund 250 Mio. Franken und Nettoinvestiti-
onen von knapp 290 Mio. Franken Kenntnis. Trotz der Auswirkungen der Corona-
Pandemie können wir das uns vorgelegte Budget nicht nachvollziehen. Vor diesem 
Hintergrund zeigt die SVP Unverständnis über die Zunahme des bereinigten Aufwan-
des von 2,1 Prozent und die einmal mehr steigende Staatsquote. Dies ist angesichts 
der aktuellen Abschätzungsentwicklung inakzeptabel. Hier hätten wir ein klares Zei-
chen der Regierung erwartet, und zwar finanzpolitische Sofortmassnahmen. Die 
Nichtumsetzung der Steuersenkung sehen wir als klare Auftragsverweigerung. Die 
SVP fordert seit Jahren, dass die Ausgaben dringend gesenkt werden müssen, doch 
das Gegenteil ist geschehen. Es werden immer wieder zusätzliche Ausgaben be-
schlossen: Theater St.Gallen, Individuelle Prämienverbilligung (IPV), Pensionskasse, 
Personalkosten usw. Zudem hat die SVP in den letzten Jahren immer wieder darauf 
hingewiesen, dass sich die Steuererträge, die Gewinnausschüttung der Schweizeri-
schen Nationalbank und der Nationale Finanzausgleich nicht mehr in diesem Aus-
mass erhöhen werden. 

Die SVP fordert deshalb von der Regierung, dass sie nachhaltige Massnahmen 
aufzeigt, einbringt und umsetzt, um dem ungebremsten Ausgabenwachstum und der 
steigenden Staatsquote entgegenzuwirken. Denn so kann es nicht mehr weitergehen. 
Die von der Regierung angedeuteten Schritte zur Bewältigung der mittel- und lang-
fristigen finanziellen Herausforderungen und die Massnahmen zur Konsolidierung der 
Kantonsfinanzen müssen vorgezogen werden. 

Die SVP ist mit der Regierung einverstanden, dass strukturelle Defizite mittel- 
und langfristig nicht aus dem Eigenkapital finanzierbar sind. Wir möchten klar festhal-
ten, dass eine Steuererhöhung für uns keine Option darstellt. Auch ein derzeitiges, 
auf den ersten Blick komfortables, Eigenkapital von über 1,3 Mia. Franken darf nicht 
über die herausfordernde Zukunft hinwegtäuschen. Der Kanton ist gefordert, bei sich 
selbst zu sparen und eine Effizienzsteigerung umzusetzen und nicht einfach ein Spar-
paket auf Kosten anderer zu schnüren. Denn sehen wir, in welcher Situation sich die 
Spitäler befinden, kann das Eigenkapital schneller weg sein, als gedacht. 

Die SVP ist der Ansicht, dass es nun an der Zeit ist, aus Solidarität zur Bevölke-
rung ein Zeichen zu setzen. Im Antrag der Finanzkommission, die strukturellen Lohn-
massnahmen zu streichen, sehen wir einen Kompromiss, den wir unterstützen, denn 
aus unserer Sicht sollte bis auf Weiteres ein Verzicht auf jegliche individuelle und 
generelle Lohnmassnahmen gesprochen werden. Dies würde auch die Wirtschaft wi-
derspiegeln, denn kaum ein Betrieb, schon gar nicht ein Unternehmen mit hohem 
Defizit, wird in der heutigen Situation Lohnerhöhungen vornehmen oder ankündigen. 
Die SVP macht sich weiterhin sehr grosse Sorgen um die finanzielle Situation des 
Kantons St.Gallen und unterstützt die Anträge der Finanzkommission. Auf weitere 
Punkte gehen wir in der Detailberatung ein. 
 
Huber-Oberriet (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Freude herrscht bei uns in der Fraktion über den mutmasslich sehr guten Ab-
schluss der Rechnung 2020. Diese Freude wird jedoch schnell wieder getrübt und 
dunkle Wolken ziehen auf, wenn wir das Budget 2021 betrachten. Wir danken der 
Regierung, dem Finanzdepartement und der gesamten Verwaltung für die sehr um-
fangreiche Aufarbeitung der Kennzahlen und den dazugehörenden Informationen. 
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Obwohl sich die Regierung bei der Budgetierung an die Vorgaben des AFP gehalten 
hat, gerät unser Finanzhaushalt in eine schwierige, sehr schiefe Lage. Uns allen war 
bewusst, dass die Steuerreform Auswirkungen zeigen wird, jedoch fallen diese grös-
ser aus als prognostiziert. Nebst den Mindereinnahmen aus dem Bundesfinanzaus-
gleich sowie den verschiedenen aufwandseitigen Effekten hat sich das Corona-Virus 
unter uns gesellt und fordert uns allen sehr viel ab, nicht nur finanziell. Nicht in Ver-
gessenheit geraten darf auch die grosse finanzielle Schieflage unserer Spitalland-
schaft, die uns in Zukunft noch besonders fordern wird. Auf ein sofortiges Sparpaket 
hat die Regierung verzichtet. Nach der aktuellen Finanzplanung wird jedoch in den 
kommenden Jahren ebenfalls mit sehr hohen Defiziten gerechnet. Es liegt nun an uns 
– Kantonsrat, Regierung und Verwaltung –, das entfachte Strohfeuer sich nicht in einen 
Flächenbrand ausbreiten zu lassen, ansonsten wird unser Eigenkapital in Kürze in 
Rauch aufgehen. 

Die Folgen daraus wären Steuererhöhungen und Sparpakete. Das wollen wir alle 
nicht. Obwohl die Regierung eingeladen wurde, für das Budget den Steuerfuss von 
115 auf 110 Steuerprozent zu senken, ist sie diesem Auftrag nicht gefolgt. Auch die 
FDP-Fraktion war eine der Parteien, die diese Forderung an die Regierung stellte. 
Dieser Auftrag wurde jedoch erteilt, als von der Corona-Krise noch nichts zu spüren 
war. Mit einer Steuersenkung um 5 Prozent würde das Eigenkapital nochmals um 
zusätzlich 65 Mio. Franken sinken, was nicht tragbar wäre, bei diesem hohen Defizit. 
Seitens der FDP-Fraktion wird deshalb der Ungehorsam der Regierung in Bezug auf 
die Steuersenkung einmalig akzeptiert. Obwohl wir ein gewisses Verständnis gegen-
über der Regierung haben, verlangen wir, dass künftig seitens der Regierung dem 
Kantonsrat ein entsprechender Antrag um eine Nicht-Steuersenkung gestellt wird. 

Die finanzielle Situation des Kantons wird v.a. geprägt durch die strukturellen und 
konjunkturellen Defizite, beeinflussen können wir nur das strukturelle. Die Finanz-
kommission streicht deshalb den strukturellen Personalbedarf von 0,4 Prozent des 
Sockelpersonalaufwandes, was von der FDP-Fraktion grossmehrheitlich unterstützt 
wird. Die Finanzkommission hat die Zeichen der Zeit erkannt und der Regierung ver-
schiedene Aufträge mit finanzpolitischer Weitsicht erteilt, was seitens unserer Frak-
tion sehr begrüsst wird. Besonders wichtig ist der Auftrag im Hinblick auf den AFP 
2020–2024 und das Budget 2022, wo aufgezeigt wird, wie das strukturelle Defizite, 
das im Kanton sehr hoch ist, zukünftig abgebaut werden kann – ohne Steuerfusser-
höhungen und ohne jährliche Bezüge aus dem Eigenkapital. Die FDP-Fraktion folgt 
den Anträgen der Finanzkommission grossmehrheitlich. Weitere Inputs und Bemer-
kungen werden in die Spezialdiskussion eingebracht. 
 
Fäh-Neckertal (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Das Budget 2021 rechnet nach den Korrekturen in der Finanzkommission mit 
einem operativen Rechnungsergebnis von minus 242 Mio. Franken. Gegenüber dem 
Budget 2020 ist das eine Verschlechterung von rund 267 Mio. Franken und gegen-
über der mutmasslichen Rechnung 2020 von 452 Mio. Franken. Die Rechnung 2020 
wird wie in den Vorjahren erheblich besser ausfallen als budgetiert. Ich gehe davon 
aus, dass dies auch im nächsten Jahr so sein wird. 2020 können wir mit dem prog-
nostizierten Gewinn das Eigenkapital noch einmal erhöhen. Das verwendbare Eigen-
kapital beträgt per 31. Dezember mutmasslich 1,34 Mrd. Franken. In der Vergangen-
heit wurde immer betont, dass in guten Zeiten für schlechte Zeiten gespart werden 
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muss. Nun haben wir eine dieser schlechten Zeiten. Unserer Meinung nach macht es 
deshalb wie von der Regierung vorgeschlagenen Sinn, auf das Eigenkapital zurück-
zugreifen. Ein Sparpaket zulasten der schlechter Gestellten in unserem Kanton und 
des Personals ist nicht angesagt. Gerade in der jetzigen Zeit wäre das der falsche 
Weg und würde den Konsum noch mehr dämpfen. Vielmehr sollte der Staat vorge-
sehene Investitionen vorziehen. Es wäre auch ein schlechtes Zeichen nach den mas-
siven Steuersenkungen für Unternehmen, die uns gegenüber der mutmasslichen 
Rechnung 2020 Mindereinnahmen von 115 Mio. Franken bringen. In der Botschaft 
der Regierung und im AFP war noch von viel geringeren Ausfällen die Rede. 

Das Volumen der individuellen Prämienverbilligung (IPV) bewegt sich einmal 
mehr am unteren Rand der Vorgaben. Viele Familien in schwierigen Situationen sind 
auf zusätzliche Mittel angewiesen. Nicht nur Unternehmen sind betroffen und diese 
unterstützen wir, auch die Familien hätten dringend etwas zugute. Diese zusätzlichen 
Mittel könnten wir ihnen mit höheren IPV-Beiträgen auf einfache Weise zukommen 
lassen. Richtig ist aber v.a. auch, dass die Eckwerte für den Bezug des IPV so fest-
gelegt werden, dass das Budget auch ausgeschöpft wird. 

Wenn wir die wesentlichen Verschlechterungen gegenüber dem Budget 2020 an-
schauen, fällt auf, dass diese sich fast ausschliesslich auf der Einnahmenseite befin-
den. 175,7 Mio. Franken weniger Steuereinnahmen – ein wesentlicher Teil davon 
durch die STAF, wie wir schon vorher gehört haben, aber auch durch eine Entlastung 
bei der Grundstückgewinnsteuer und ein Teil auch aufgrund von Corona. 

Der Personalaufwand steigt gegenüber dem Budget 2020 um 2,1 Prozent bzw. 
knapp 16 Mio. Franken. Das tönt nach viel. Allein 9 Mio. Franken betreffen aber das 
Volkswirtschaftsdepartement und dort v.a. die Arbeitslosenversicherung. Ein grosser 
Teil dieser Kosten wird vom Bund zurückerstattet. Weitere 4,7 Mio. Franken fallen im 
Sicherheits- und Justizdepartement an, teilweise begründet durch den Korpsausbau 
der Polizei, der danach aber abgeschlossen sein wird. Weitere Erhöhungen haben 
ebenfalls mit der Corona-Krise zu tun, so z.B. beim Gesundheitsdepartement. Alles 
in allem ist es ein moderater Anstieg, der verkraftbar und auch nötig ist. Wir gehen 
davon aus, dass die Verwaltung mit den Steuergeldern verantwortungsvoll umgeht 
und mögliches Sparpotenzial auch ausnutzt. Wir werden uns gegen den Kürzungs-
antrag der Finanzkommission beim Personal wehren. 

Gerade heute haben wir über die Härtefallmassnahmen diskutiert. Es ist logisch, 
dass die Ausgaben in der Krise steigen werden und es ist ganz klar, dass die Staats-
quote steigt. Aber wenn wir um 30 Franken je EL-Bezüger diskutieren müssen und 
einen grossen administrativen Aufwand verursachen, wie von Suter-Rapperswil-Jona 
vorgeschlagen, wird die Verwaltung auch nicht weniger belastet. 

Ebenfalls Gegenstand dieser Eintretensdiskussion ist der Sonderkredit zur Er-
stellung von Fotovoltaikanlagen auf kantonalen Hochbauten. Wir nehmen von diesem 
Antrag erfreut Kenntnis. Da der überwiegende Teil des Stroms gleich selbst genutzt 
werden kann, sparen wir Energiekosten ein, sodass am Ende sogar mehr übrig bleibt, 
als wir investiert haben. So schlagen wir gleich mehrere Fliegen auf einmal. Der Kan-
ton nimmt seine Vorbildfunktion wahr und investiert in erneuerbare Energie und spart 
erst noch Geld dabei. Wir freuen uns auf weitere solche Projekte auf Neubauten, im 
Hochbau, aber auch an Strassen usw. Wir sind für Eintreten auf das Budget, behalten 
uns aber vor, dieses abzulehnen und uns zu enthalten, falls wesentliche Änderungen 
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gegenüber dem Vorschlag der Regierung gemacht werden. Zu den einzelnen Anträ-
gen werden wir uns zu gegebener Zeit äussern. 
 
Etterlin-Rorschach (im Namen der SP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Das Budget 2021 sieht gesamthaft kumuliert mit den Eigenkapitalbezügen einen 
Aufwandüberschuss von 250 Mio. Franken vor. Die wesentlichen Ursachen, die zu 
diesem vermutlich noch nie da gewesenen Defizit geführt haben, sind hausgemacht. 
Nur ein Drittel dieses Defizits, nämlich 86 Mio. Franken, ist auf damals nicht vorher-
gesehene Einnahmenausfälle aus der Corona-Krise zurückzuführen. Die restlichen 
zwei Drittel dieser Viertelmilliarde Franken sind im Wesentlichen auf den Ausfall aus 
dem Finanzausgleich des Bundes mit rund 53 Mio. Franken zurückzuführen – das 
war mindestens bekannt – und 115 Mio. Franken aus der STAF. Insgesamt kumulie-
ren diese Einnahmenausfälle auf 272 Mio. Franken. Wenn man das gegenüberstellt, 
sieht man, dass die Rechnung ohne diese Sonderfaktoren an und für sich im Lot 
wäre. Politisch brisant ist die Fehleinschätzung der Ausfälle in der damaligen Bot-
schaft zur STAF. Die Ausfälle wurden nämlich damals mit 77 Mio. Franken angege-
ben und betragen jetzt erstmalig tatsächlich 50 Prozent mehr, nämlich 115 Mio. Fran-
ken. Es ist aus heutiger Sicht nicht nachvollziehbar, wie die Regierung die Bemes-
sungsjahre 2012, 2013 und 2014 für diese Ausfallberechnungen heranziehen konnte. 
Es muss zwangsläufig interpretiert werden, dass die Ausfälle bewusst klein gerechnet 
wurden, um die Vorlage mehrheitsfähig zu machen. Das Argument, man habe stets 
die Vergleiche zur gescheiterten Unternehmenssteuerreform III (USR III) ziehen wol-
len, überzeugt wenig. Aus heutiger Sicht hätten in der Botschaft zur STAF diese Aus-
fälle korrekterweise mit wenigstens 100 Mio. Franken beziffert werden müssen. 

In den legendären Verhandlungen über die STAF verhandelten die Parteien und 
weiteren Beteiligten auf der Basis von prognostizierten Ausfällen von insgesamt 67 Mio. 
Franken mit einer Gegenleistung der Wirtschaft für die Bevölkerung von 52 Mio. Fran-
ken. Es waren damals Kompensationsmassnahmen vorgesehen und auch umgesetzt 
worden mit den höheren Kinderzulagen, dem Kredit über 5 Mio. Franken für die fami-
lienergänzende Betreuung und 10 Mio. Franken mehr für die IPV. Grundsätzlich be-
stünde aus diesen Vereinbarungen jetzt ein Anspruch auf zusätzliche Mittel für die 
Bevölkerung im zweistelligen Millionenbereich. Wir werden dazu in der Spezialdis-
kussion noch weitere Ausführungen machen. 

Aufgrund der umfassenden Berichterstattung und zahlreicher geänderter Para-
meter beantragt die Regierung richtigerweise einen Verzicht auf die Steuerfussreduk-
tion von 5 Prozent. Wir sind der Meinung, es wäre in dieser Situation sogar unverant-
wortlich. 2021 wird ein sehr anspruchsvolles Jahr sein, in vielen Belangen, und wir 
appellieren an alle Parteien, mit Besonnenheit finanzpolitische Beschlüsse zu fällen 
und auf extreme Forderungen zu verzichten. Es ist nicht der geeignete Zeitpunkt, um 
finanzpolitische Grundsatzdebatten zu führen und Sparpakete zu schnüren. Das ku-
mulierte Eigenkapital des Kantons wird dies verkraften können. Für einen allfälligen 
Antrag auf Steuersenkung zeigen wir kein Verständnis und werden diesen ablehnen. 

Zum Personal: Der Personalaufwand ist vereinbarungsgemäss mit der vorgege-
benen minimalen Pauschale von 0,8 Prozent gerechnet. Insgesamt macht dies 3,5 Mio. 
Franken aus. Die gesamthaft erhöhte Quote beträgt 2,1 Prozent und ist begründet 
mit den ausgewiesenen strukturellen Personalbedarfsrechnungen sowie mit dem 
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Korpsausbau der Kantonspolizei. Nach wie vor stellt die Rekrutierung von geeigne-
tem Fachpersonal in verschiedenen Departementen eine besondere Herausforde-
rung dar. Das wird den Druck auf die Lohnpauschale weiterhin hochhalten und auch 
beim Spitalpersonal sind wir dezidiert der Meinung, das Applaus für deren Sonder-
leistungen nicht ausreicht. Insbesondere möchten wir betonen, dass die SP-Fraktion 
und die Personalverbände auf weitergehende Forderungen verzichten, unter der Vo-
raussetzung, dass die 0,8 Prozent nicht bestritten werden. Nach unserem Dafürhalten 
stellen die eingestellten Mittel das Minimum dar, damit das neue Lohnsystem NeLo 
überhaupt funktionieren kann. Wir erinnern daran, dass mit der Einführung von NeLo 
die unsäglichen parlamentarischen Debatten über einzelne Stellen oder halbe Stellen 
beendet werden sollten und man wollte, dass die Personalaufwandsteuerung auf eine 
neue solide Basis gestellt werden. Dass seither nahtlos darüber debattiert wird, auf 
welchem Weg die minimalen Parameter für die Lohn- und Personalentwicklung weiter 
eingeschränkt werden sollen, betrübt und stellt NeLo grundsätzlich in Frage. Wir wer-
den in der Spezialdiskussion die Kürzung der strukturellen Lohnmassnahmen im 
Budget 2021 ablehnen, ebenso die Kürzung der Quoten für den strukturellen Perso-
nalbedarf um 0,2 Prozent im AFP. 

Zur IPV: Seit Jahren drängt die SP-Fraktion darauf, dass Familien und Alleinste-
hende mit tiefen bis mittleren Einkommen von der zu hohen Krankenkassenprä-
mienlast entlastet werden. Zentral war dabei die Vereinbarung zwischen den Parteien 
bei der STAF, dass der Kanton ab 2020 10 Mio. Franken mehr Mittel für die IPV be-
reitstellt. In der Spezialdiskussion werden wir dazu noch weitere Anliegen formulieren. 

Zur Covid-19-Pandemie und deren Kosten: Aktuell belaufen sich die kumulierten 
Ausgaben wegen der Pandemie zulasten des besonderen Eigenkapitals auf rund 
88 Mio. Franken. Dazu kommen nun noch die vom Finanzdepartement geschätzten 
Steuerausfälle über 86 Mio. Franken für 2021. In der Spezialdiskussion werden wir 
unsere Vorstellung für die Finanzierung dieser Ausfälle konkretisieren. Zusammen-
fassend plädieren wir dafür, das Budget 2021 in der Version der Regierung zu ge-
nehmigen. Zum in der Budgetvorlage integrierten Geschäft über den Sonderkredit für 
Fotovoltaik wird Schmid-St.Gallen das Wort ergreifen. 
 
Cavelti Häller-Jonschwil (im Namen der GLP): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Nach Jahren der Antragsüberschüsse, der Prosperität und der Konsolidierung 
steuern wir nicht nur in finanzieller Hinsicht in unsichere Gewässer. Das vorliegende 
Budget mit rund einer Viertelmilliarde Franken Defizit ist die Konsequenz aus corona-
bedingten Steuerrückgängen, den Mindererträgen durch die Unternehmenssteuerre-
form und durch die reduzierten Beiträge des Bundes aus dem Finanzausgleich. Die 
Regierung beantragt, teilweise gestützt durch die Finanzkommission, einen Ausbau 
der Lohnsumme. Auch wenn ein Teil dieser Summe als Lohnerhöhung einzusetzen 
ist, erachten wir einen gezielten Personalausbau, in Bereichen, wo ein ausgewiese-
ner Vollzugsrückstand zu bemängeln ist, als richtig. Die Kumulation der Negativef-
fekte führt zu tiefroten Zahlen in einer Zeit, in der wir uns in einer Gesundheitskrise 
und in einer wirtschaftlich äusserst angespannten Situation befinden. Wir Grünlibera-
len erachten es deshalb als richtig, dass die Regierung auf die gebildeten Reserven 
zurückgreift und im Budget 2021 kein Sparpaket vorsieht. 

Zum Glück verfügt der Kanton über Eigenkapital und auch über das besondere 
Eigenkapital. Man wird wohl nicht darum herumkommen, dieses in den nächsten zwei 
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Jahren anzuzapfen. Aus Sicht der Grünliberalen gilt es aber sicherzustellen, dass 
man anschliessend wohl nicht 20 Jahre Zeit hat, das Eigenkapital wieder zu äufnen. 
Die nächste Rezession kommt bestimmt. Niemand weiss, wann und was die Ursa-
chen dieser sein wird. In der Folge wäre es aus unserer Sicht wichtig, dass der Kanton 
spätestens 2024 wieder eine ausgeglichene Rechnung präsentiert und überdies z.B. 
die Nationalbankgelder zur Schuldentilgung bzw. Äufnung des Eigenkapitals einsetzt, 
damit man in der nächsten Rezession wieder Spielraum hat. In der Folge wird man 
aber trotzdem nicht darum herumkommen, alle Aufgaben bzw. deren Umfang genau 
und detailliert anzuschauen. 

Besonders begrüsst die GLP den Sonderkredit zur Erstellung von Fotovoltaikan-
lagen auf kantonalen Hochbauten. Ein solcher Sonderkredit bzw. die Realisierung 
von Fotovoltaikanlagen ist längst überfällig. Dies nicht nur wegen der kantonalen Vor-
bildfunktion, sondern auch, weil es wirtschaftlich sinnvoll ist, diese Investitionen zu 
tätigen. Etwas erstaunt sind wir über die Aussage, dass von den ursprünglich 53 Dä-
chern gerade einmal elf weiterverfolgt werden sollen. Im Bericht der Regierung wird 
dies insbesondere mit einer vertieften Prüfung der Eignungskriterien und der Objekt-
strategien begründet. Wir wären froh um weiterreichende Informationen seitens der 
Regierung. Der Kredit ist mit Installationskosten von 2'000 Franken je Kilowatt-Peak 
eher grosszügig bemessen. Es wäre deshalb wichtig, mit dem noch verbleibenden 
Geld weitere Anlagen zu realisieren. 
 
Schmid-St.Gallen: Ich spreche wie angekündigt zum Sonderkredit Fotovoltaikanla-
gen. Wir sind sehr erfreut, dass die Regierung zusätzlich rund 3,4 Mio. Franken für 
Fotovoltaikanlagen auf kantonalen Hochbauten zur Verfügung stellen möchte. Dies 
ist unbestritten ein Schritt in die richtige Richtung, wofür wir die Regierung gerne auch 
einmal loben möchten. Wir begrüssen es auch, dass sich der Kanton auf grössere 
oder grosse geeignete Flächen konzentriert. Es ist wichtig, dass der Kanton bei sei-
nen Gebäuden eine Vorbildfunktion wahrnimmt und damit erstens aufzeigt, dass die 
Produktion von Solarstrom auch auf bestehenden Bauten problemlos möglich ist, und 
zweitens, dass die privaten Investoren dadurch animiert werden, dem Beispiel des 
Kantons zu folgen. Bis ins Jahr 2030 sollen zusätzlich 2'000 Megawattstunden je Jahr 
zusätzlicher Solarstrom auf den bestehenden Hochbauten im Kanton produziert wer-
den. Das tönt nach viel, es sind aber nur gerade 2 Gigawattstunden je Jahr. Im Ener-
giekonzept, das wir heute noch beraten werden, wird in der Massnahme SG-14 ge-
fordert, dass auf grossen Dächern im Kanton jährlich zusätzlich 120 Gigawattstunden 
Solarstrom je Jahr produziert werden sollen, also ein Vielfaches davon. D.h., es bleibt 
bei einem kleinen Schritt in die richtige Richtung. Dass der Kanton auf ein Contracting 
mit Dritten verzichten möchte, verstehen wir. Voraussetzung dafür ist aber, dass er 
die nötigen Finanzen, wie mit dieser Vorlage, immer wieder zur Verfügung stellt – 
denn, da sind wir uns wohl alle einig, wenn wir die Ziele von Paris, Netto-Null bis ins 
Jahr 2050, erreichen wollen, werden noch viele zusätzliche Anstrengungen von uns 
allen nötig sein. 
 
Regierungsrat Mächler: Auf die Vorlagen ist einzutreten. 

Mit dem ersten Budget, dass ich Ihnen als Finanzchef vorlegen darf, zeichnet 
sich gegenüber den Vorjahren eine massgebliche Verschlechterung der finanziellen 
Grosswetterlage im Haushalt des Kantons St.Gallen ab. Für das Rechnungsjahr 2020 
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kann zwar noch mit einem sehr positiven Rechnungsergebnis gerechnet werden, das 
mit rund 150 Mio. Franken deutlich besser abschliesst als budgetiert, mit einem Über-
schuss von rund 26 Mio. Franken. Im Budget 2021 führen jedoch hauptsächlich di-
verse ertragsseitige, aber auch aufwandseitige Effekte zu einem geplanten Defizit, 
das Eigenkapitalbezüge unumgänglich macht. Das Budget 2021 weist bei einem Auf-
wand von 5,4 Mrd. Franken einen Ertrag von 5,37 Mrd. Franken und somit einen 
Aufwandüberschuss von 32 Mio. Franken aus. In diesem Ergebnis enthalten sind Be-
züge aus dem besonderen Eigenkapital von rund 40 Mio. Franken sowie ein Bezug 
aus dem freien Eigenkapital von 175 Mio. Franken. Unter Berücksichtigung dieser 
Eigenkapitalbezüge sind die Vorgaben der Schuldenbremse eingehalten. Klammert 
man die Eigenkapitalbezüge aus, resultiert aber ein erheblicher operativer Aufwand-
überschuss von rund 247,7 Mio. Franken. Diesem Ergebnis unterliegt ein unverän-
derter Steuerfuss von 115 Prozent. Dies entspricht zwar nicht dem Auftrag des Kan-
tonsrates aus der Genehmigung des Aufgaben- und Finanzplanes 2021–2023 (AFP) 
vom Februar 2020, den Staatssteuerfuss ab dem Budget 2021 auf 110 Prozent fest-
zusetzen. 

Aufgrund der nach der Beratung des AFP eingetretenen Corona-Pandemie und 
der damit vollständig veränderten wirtschaftlichen Situation beantragt die Regierung, 
auf eine Steuerfusssenkung zu verzichten. Dies heisst aber nicht, dass die St.Galler 
Steuerzahler nicht in den Genuss von steuerlichen Erleichterungen kommen. Auf-
grund der Steuerreform (STAF) und dem st.gallischen Steuerkompromiss kommen 
sowohl natürliche wie auch juristische Personen zu erheblichen Steuererleichterungen. 

Es ist auch nicht so, dass die Regierung den Auftrag des Kantonsrates nicht ernst-
genommen hat. Aber seien wir doch ehrlich: Die deutlich veränderte wirtschaftliche 
Ausgangslage seit diesem Februar, die hohen Forderungen an die öffentliche Hand 
zur Bewältigung der Corona-Krise und das operative Defizit von rund 250 Mio. Fran-
ken legen ziemlich eindeutig dar, dass eine Steuerfusssenkung von 5 Steuerfusspro-
zenten keine weitsichtige Massnahme für eine nachhaltige Finanzhaushaltspolitik 
darstellt. 

Lassen Sie mich auf einige wesentliche Aspekte des Budgets 2021 eingehen: 
Der bereinigte Aufwand nimmt gegenüber dem Budget 2021 um 83,5 Mio. Franken 
oder 2,1 Prozent zu. Die Hauptgründe dafür liegen in der Zunahme der Abschreibun-
gen von 46,6 Mio. Franken und im Anstieg der Staatsbeiträge um 37,8 Mio. Franken. 
Zudem ist auch der Aufwandanstieg beim Personalaufwand von 15,8 Mio. Franken 
für das bereinigte Aufwandwachstum verantwortlich. Zu beachten ist indessen, dass 
es sich teilweise um Sonderfaktoren bzw. für den Kantonshaushalt saldoneutrale Ef-
fekte handelt. 

Gemäss der Konjunkturprognose vom Oktober 2020 geht das Staatssekretariat 
für Wirtschaft (SECO) im Jahr 2021 von einem Wirtschaftswachstum von 3,8 Prozent 
aus. Gleichzeitig wird jedoch für das Jahr 2020 ein BIP-Rückgang in derselben Höhe 
prognostiziert. Betrachtet über beide Jahre muss somit im Budget 2021 von einem 
Anstieg der Staatsquote ausgegangen werden. Hier muss man sich aber bewusst 
sein, dass die Prognoseunsicherheit bezüglich Konjunkturverlauf je nach Entwicklung 
der Corona-Pandemie sowohl für das Jahr 2020 als auch für das Budgetjahr 2021 
aussergewöhnlich hoch ist. Zudem gilt es auch zu berücksichtigen, dass in wirtschaft-
lichen Krisen, wie wir sie heute haben, die öffentliche Hand die Aufgabe hat, antizyk-
lisch zu wirken, um die wirtschaftlichen Effekte abzudämpfen. Ich erinnere an die 
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heute zu Beginn geführte Diskussion zur Härtefallregel. Alle fordern vom Staat mehr 
Geld, was bedeutet, dass schliesslich in unseren Büchern eine Aufwandsteigerung 
besteht. Deshalb erstaunt es mich manchmal schon, wie hier diskutiert wird, und 
wenn es um die Zahlenwerte geht, will man nicht wahrhaben, dass momentan der 
Staat mehr ausgibt. Aber zwischen etwas zu fordern und die Realität in den Zahlen 
zu sehen, gibt es anscheinend immer einen Interpretationsspielraum. Verschiedene 
haben vielleicht auch die Konsequenzen nicht immer im Kopf oder man will die Kon-
sequenz schlichtweg nicht wahrhaben – auch das gibt es. In der Konsequenz haben 
wir in der Tat einen Anstieg der Staatsquote. Das ist auch ein Resultat von dem, was 
Sie gefordert und beschlossen haben. Schliesslich ist ein Budget immer die Konse-
quenz aus diesen Beschlüssen, aber in Franken und Rappen ausgedrückt – und nichts 
anderes. 

Die negativen Auswirkungen dieser dynamischen Aufwandentwicklung werden 
durch wesentliche Abnahmen bei den Erträgen noch verstärkt. Insgesamt resultiert 
ein Ertragsrückgang von 4,7 Prozent. Der Nettoertrag aus den kantonalen Steuern 
liegt im Budget 2021 um 175 Mio. Franken oder 9,8 Prozent unter dem Niveau des 
Budgets 2020. Grund dafür sind die im Jahr 2021 vollständig wirkenden Effekte aus 
der STAF sowie Mindereinnahmen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie. 
Beim Bundesfinanzausgleich nehmen die Netto-Ausgleichszahlungen zugunsten des 
Kantons St.Gallen im Budget 2021 gegenüber dem Vorjahr um rund 54 Mio. Franken 
oder 12 Prozent ab. Der Personalaufwand nimmt gegenüber dem Vorjahresbudget 
um 15,8 Mio. Franken oder 2,1 Prozent zu. Im Sockelpersonalaufwand beträgt die 
Zunahme 6,8 Mio. Franken oder 1,6 Prozent. Diese Zunahme ergibt sich zum einen 
aus der vom Kantonsrat vorgegebenen Pauschale von 0,8 Prozent für individuelle 
Lohnmassnahmen und dem strukturellen Personalbedarf, den Mehrkosten für den 
Korpsausbau der Kantonspolizei im Rahmen des Berichts «Polizeiliche Sicherheit» 
sowie der Zunahme der drittfinanzierten Stellen um 1,9 Mio. Franken und zum ande-
ren aus verschiedenen Sondereffekten. Unter Berücksichtigung sämtlicher Sonderef-
fekte wird die Vorgabe des Kantonsrates zum Sockelpersonalaufwand eingehalten. 

Erlauben Sie mir, auf die Aufteilung der Pauschale und die verschiedenen Ele-
mente darin kurz einzugehen: Gemäss Vorgabe des Kantonsrates im AFP 2021–
2023 wird das Budget 2021 mit einer Pauschale von 0,8 Prozent für individuelle Lohn-
massnahmen und strukturelle Personalmassnahmen gerechnet. Allgemeine Lohn-
massnahmen sind aufgrund der aktuellen gesamtwirtschaftlichen Situation sowie der 
Teuerungsprognose keine vorgesehen. Unter Berücksichtigung der kantonsrätlichen 
Vorgabe sieht die Regierung vor, 0,4 Prozent für individuelle Lohnmassnahmen zu 
verwenden. Damit stehen für die Finanzierung des strukturellen Personalbedarfs 
ebenfalls 0,4 Prozent bzw. rund 1,7 Mio. Franken zur Verfügung. Durch die Departe-
mente und die Staatskanzlei wurden insgesamt priorisierte Stellenbegehren im Um-
fang von 4,1 Mio. Franken eingereicht. Mit dem zur Verfügung stehenden Betrag kön-
nen somit nur rund 40 Prozent der eingereichten Stellenbegehren finanziert werden, 
was die Zuteilung und Priorisierung entsprechend herausfordernd gestaltete. 

Die von der Finanzkommission beantragte Streichung des strukturellen Perso-
nalaufwandes von 0,4 Prozent erachtet die Regierung als nicht richtig. Dies aus fol-
genden Gründen: 
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1. Gerade die aktuelle Corona-Krise zeigt, dass die öffentliche Hand enorme Auf-

gaben zu bewältigen hat, um die Krise zugunsten der Wirtschaft und der Gesell-
schaft zu meistern.  

2. Der Stellenbedarf wäre deutlich höher gewesen und die Regierung hat bereits 
eine erhebliche Priorisierung vorgenommen.  

3. Auch im Jahr 2021 werden auf den Kanton neue Aufgaben zukommen, die per-
sonelle Massnahmen erfordern. Deshalb unterbreitet Ihnen die Regierung zu die-
sem Antrag der Finanzkommission auch ein rotes Blatt mit einem Gegenantrag.  
Der mutmassliche Ertragsüberschuss für das laufende Jahr, der für das Jahr 

2021 budgetierte Aufwandüberschuss von 32,1 Mio. Franken sowie der Bezug aus 
dem freien Eigenkapital von 175 Mio. Franken haben einen direkten Einfluss auf den 
erwarteten Bestand des freien Eigenkapitals. Dieses nimmt per Ende 2021 voraus-
sichtlich auf rund 840 Mio. Franken ab. Das besondere Eigenkapital, das neu neben 
der Finanzierung von steuerlichen Entlastungen und der Förderung von Gemeinde-
vereinigungen auch für die Finanzierung von Corona-Massnahmen verwendet wer-
den kann, wird Ende 2021 voraussichtlich knapp 287 Mio. Franken betragen. Daraus 
ergibt sich ein verwendbares Eigenkapital von voraussichtlich 1,1 Mrd. Franken. 

Der Kantonshaushalt konnte in den vergangenen Jahren konsolidiert und das 
Eigenkapital zum Glück gestärkt werden. Ende 2020 wird der Kanton St.Gallen daher 
über einen robusten Eigenkapitalbestand verfügen. Dies ist von grosser Bedeutung, 
da sich die finanzielle Situation mit dem Budget 2021 und im Hinblick auf die kom-
menden Jahre deutlich verschlechtern wird. Wie eingangs erwähnt, sind insbeson-
dere die schwierig zu beziffernden finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie, 
die ab 2021 vollständig wirkenden finanziellen Effekte aus der Umsetzung der STAF, 
die Mindererträge aus dem Bundesfinanzausgleich und die diversen aufwandseitigen 
Effekte die Haupttreiber dieser Verschlechterungen. Mit dem Budget 2021 hat die 
Regierung auf ein sofortiges Massnahmenpaket verzichtet. Dies aufgrund der hohen 
Unsicherheiten bezüglich der wirtschaftlichen Erholung, der sich laufend verändern-
den, gesundheitspolitischen Einschränkungen und dem Umstand, dass der vorhan-
dene Eigenkapitalbestand einen gewissen finanzpolitischen Handlungsspielraum si-
cherstellt und die Finanzierung des Defizits im Budget 2021 erlaubt. 

Im Rahmen der Budgetbereinigung hat die Regierung gleichwohl verschiedene 
aufwandseitige Entlastungen in der Höhe von über 20 Mio. Franken vorgenommen. 
Sie unterstreicht damit die Wichtigkeit des haushälterischen Umgangs mit den Mit-
teln. Auch in der aktuellen Planung für die kommenden Jahre ist von weiteren hohen 
Defiziten auszugehen. Obwohl sich bei den Steuererträgen aufgrund der aktuell prog-
nostizierten wirtschaftlichen Erholung eine mittelfristige Verbesserung abzeichnet. 
Vor diesem Hintergrund ist der solide Bestand an verwendbarem Eigenkapital von 
wesentlicher Bedeutung. Zum einen dient es der Finanzierung von coronabedingten 
finanziellen Massnahmen aus dem besonderen Eigenkapital, zum anderen können 
für einige Jahre konjunkturelle Defizite aus dem freien Eigenkapital finanziert werden. 
Strukturelle Defizite sind mittel- bis langfristig jedoch nicht aus dem Eigenkapital zu 
finanzieren. Die Regierung wird deshalb mit dem AFP 2020–2024 das Vorgehen für 
die Bewältigung der mittel- und langfristigen finanziellen Herausforderung aufzeigen 
und allfällige Schritte zur Konsolidierung der Kantonsfinanzen einleiten. Dies mit dem 
klaren Fokus, ein mögliches strukturelles Defizit zu beseitigen, um ein nachhaltiges 
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Haushaltsgleichgewicht mittelfristig zu erwirken. Die Regierung unterstützt deshalb 
auch die Ziff. 12 der Aufträge der Finanzkommission.  
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Eintreten auf beide Vorlagen fest. 
 
 
33.20.03 Kantonsratsbeschluss über das Budget 2021 

 
Spezialdiskussion 
 
Phase 2 Budget der Erfolgsrechnung 2021 
 
3 Departement des Innern 
 
Suter-Rapperswil-Jona: Ich habe zwei Fragen zu den Corona-Hilfen im Kulturbereich. 
Bekanntlich werden Kulturinstitutionen und Kulturschaffende vom Kanton mit A-fonds-
perdu-Beiträgen unterstützt. Mein Wissensstand ist, dass von den 11,4 Mio. Franken, 
welche die Regierung dafür ursprünglich zur Verfügung stellte, lediglich 7,8 Mio. Fran-
ken in Anspruch genommen wurden. Dies nahm die Regierung offenbar zum Anlass, 
ein neues, erweitertes Unterstützungsprogramm zu beschliessen und die möglichen 
Geldempfänger ausdrücklich dazu aufzurufen, doch bitte dafür zu sorgen, dass die 
zur Verfügung gestellten öffentlichen Gelder auch tatsächlich abgeholt werden. Dies 
allein wäre eine Diskussion wert, doch meine beiden Fragen betreffen etwas anderes. 
Dies alles wurde ohne jeglichen Einbezug des Kantonsrates beschlossen. Es gab 
keine Vernehmlassung, keine Anhörung, keine Information und schon gar keine Vor-
lage, über die der Kantonsrat hätte befinden können. Ich möchte daher die Vorstehe-
rin des Departementes des Innern fragen, ob es statthaft ist, auch Monate nach Aus-
bruch der Krise mit Verweis auf Dringlichkeitsrecht dem Kantonsrat die Mitsprache zu 
verweigern. Wäre es im Zweifel nicht angemessen und richtig, dem Kantonsrat eine 
Vorlage zuzuleiten? Was ist die Begründung, dass das bis jetzt nicht geschehen ist? 

Allenthalben heisst es, dass das Konzert und Theater St.Gallen (KTSG) aufgrund 
von Corona-Massnahmen einen millionenschweren Gewinn einstreiche. Wäre dies 
wahr, käme dies einem gröberen Skandal gleich, denn das KTSG stünde als ohnehin 
extrem privilegierte Institution zusätzlich als Krisengewinnerin da, während vielen Kul-
turschaffenden das Wasser bis zum Hals steht. Deshalb frage ich die Vorsteherin des 
Departementes des Innern, ob etwas daran ist, an diesen Gerüchten. Wenn nein, 
warum schaffen wir nicht die nötige Klärung, um damit den Unmut zu beseitigen, den 
diese Gerüchte ständig verursachen? Sollten die Gerüchte allerdings stimmen, was 
ich nicht hoffe, verlange ich rasche und schonungslose Transparenz über die Zahlen 
und die Vorgänge, die zu dieser Situation geführt haben. Ich habe die Departements-
vorsteherin vorgängig über die Fragen informiert und danke bereits jetzt für die klä-
renden Antworten. 
 
Surber-St.Gallen: Ich habe keine Frage, sondern eine kurze Erwiderung auf meine 
Vorrednerin. Sie haben vorhin ausgeführt, es sei für Sie unverständlich, dass mittels 
des Dringlichkeitsrechts diese Möglichkeit der Entschädigung festgelegt und dass 
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das Parlament nicht einbezogen wurde. Wir haben selbstverständlich bei der Kultur 
eine vergleichbare Situation wie bei den Betrieben, die besonders betroffen sind von 
den Corona-Massnahmen. Es gab die erste Welle und dann kam der Lockdown. Nach 
dem Lockdown kamen die Lockerungen. Auch die Kultur konnte wieder arbeiten. Es 
war wieder möglich, Veranstaltungen durchzuführen. Und dann kam die zweite Welle 
und damit verbunden sehr einschneidende Massnahmen, auch für die Kultur, die ak-
tuell nur noch Veranstaltungen vor 50 Personen durchführen kann. In diesem Zusam-
menhang die Frage der Dringlichkeit zu bezweifeln erscheint mir nicht opportun. Es 
musste schnell gehen und es mussten Massnahmen durch die Regierung beschlos-
sen werden. 

Wenn Sie nun eingebracht haben, dass der Rat nicht einbezogen wurde, so muss 
ich Ihnen sagen, im Rahmen der geführten Pfalzgespräche mit der Regierung im Zu-
sammenhang mit der Härtefallregelung war dies ein Thema, ob der Rat vorgängig mit 
einbezogen werden muss: Braucht es eine dringliche Kommissionsbestellung? 
Braucht es vielleicht mindestens eine Anhörung dieser Corona-Kommission, bevor 
die Regierung mittels dringlicher Verordnung handelt? Da herrschte bei allen Frakti-
onen und Parteien unisono die Meinung: Nein, das braucht es nicht, es muss rasch 
gehandelt werden, es ist dringlich, die Regierung muss das machen und der Rat 
kommt dann hinterher. Ich glaube, die Kultur herauszubrechen und zu sagen, da sei 
es anders oder weniger dringlich als bei anderen Betrieben, ist nicht legitim. Ich 
möchte nicht vorgreifen, die Regierungsrätin wird dazu sicherlich auch noch Ausfüh-
rungen machen. Nur, dass das gesagt ist: Es haben sich sämtliche Parteien und Frak-
tionsvertreter für eine dringliche Umsetzung im Bereich der Härtefälle ausgespro-
chen, ohne Einbezug des Rates. 

Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann könnte noch Ausführungen zur KTSG machen, er 
wird dies vermutlich zu Ziff. 13 tun. 
 
Gemperli-Goldach: Ich möchte zu den Ausführungen von Suter-Rapperswil-Jona 
bzw. zur Frage 1 als Präsident der Staatswirtschaftlichen Kommission den Versuch 
einer Erklärung oder ergänzenden Präzisierung wagen. Die Staatswirtschaftliche 
Kommission des Kantonsrates prüft derzeit die Dringlichkeitsbeschlüsse der St.Galler 
Regierung im Zusammenhang mit der Covid-19-Strategie oder Covid-19-Krise. Im 
Rahmen dieser Prüfung hat sie ebenfalls ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben. 
Das Gutachten soll sich insbesondere zu folgenden Fragen äussern: Der Spielraum, 
den der Art. 75 der Kantonsverfassung der Regierung zum Erlass von Dringlichkeits-
recht einräumt, ist relativ hoch und die Formulierung «ohne Verzug» ist auch nicht 
näher definiert. In diesem Zusammenhang interessiert die Frage, wann die Regierung 
dem Kantonsrat einen Antrag auf Erlass gesetzlicher Bestimmungen stellen muss 
und was letztlich auch mit der Terminologie «unaufschiebbarer Regulierungsbedarf» 
tatsächlich verbunden bleibt. Diese und weitere staatspolitische, glaube ich, wesent-
liche und auch tragende Fragen sollen geklärt werden, auch und insbesondere an 
einem konkreten Anwendungsfall, nämlich konkret im Zusammenhang mit der Covid-
19-Gesetzgebung im Kulturbereich. 

Die gemachten Aussagen im Gutachten sollen aber, wie ich eingangs bereits er-
wähnt habe, einen allgemeinen Charakter haben und grundsätzlich auch zur Klärung 
der vorstehend genannten Fragestellungen dienen. Es soll auch die Frage beantwor-



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
1. Dezember 2020 Nr. 082 / 16 
    
    
  
 
tet werden, wo die dringlichen Kompetenzen der Regierung enden, und wo die Le-
giferierung des Parlamentes konkret beginnt. Die Erkenntnisse aus dieser Covid-19-
Krise sollen auch in einem anderen Kontext als Beispiel dienen können. 

Die Staatswirtschaftliche Kommission wird das Ergebnis des entsprechenden 
Gutachtens im Januar 2021 intern in der Kommission zur Kenntnis nehmen, und wir 
werden sicher zu gegebener Zeit im nächsten Sommer dem Kantonsrat entsprechend 
Bericht erstatten. 
 
Regierungsrätin Bucher: Ich beantworte sehr gerne die Fragen von Suter-Rapperswil-
Jona, die Sie mir freundlicherweise auch vorab schon zugestellt haben. 

Bei dieser Kulturunterstützung, das wurde schon korrekt ausgeführt, war von Be-
ginn weg das Ziel, dass Bund und Kanton die notwendigen Instrumente sehr rasch 
zur Verfügung stellen können. Dies wurde umso dringlicher, als der Bund Mitte Okto-
ber die neuen Kulturregelungen gestützt auf das Covid-19-Gesetz (SR 818.102) rück-
wirkend auf Mitte September in Kraft gesetzt hat. Die Instrumente der Ausfallentschä-
digung und die Beiträge an Transformationsprojekte müssen möglichst rasch zur An-
wendung kommen, da war sich die Regierung ganz klar einig, um die weiterhin be-
stehenden negativen wirtschaftlichen Auswirkungen der Covid-19-Pandemie für die 
Kulturunternehmen abzumildern und Kulturunternehmen auch bei der Anpassung an 
die veränderten Verhältnisse, die Covid mit sich gebracht hat, zu unterstützen. 

Viele Kulturunternehmen, wie Surber-St.Gallen erwähnt hat, haben wenig Ver-
mögen, können nicht lange überleben und die Situation ist wirklich sehr schwierig und 
sehr ernst. Deshalb hat sich die Regierung entschieden, den Weg dieser dringlichen 
Verordnung zu wählen. Dieser Weg ist im Recht auch so vorgesehen, und v.a. war 
dieser Weg möglich, weil wir keine neuen Ausgaben beschlossen haben, das hat 
Suter-Rapperswil-Jona ebenfalls schon korrekt ausgeführt. Es wurden keine zusätz-
lichen Mittel bereitgestellt, sondern es wird lediglich die Verwendung der bereits im 
Frühling gesprochenen Gelder über einen längeren Zeitraum erstreckt. Zudem wurde 
eine generell-abstrakte, materiell-gesetzliche Grundlage geschaffen, die für einen 
breiten Adressatenkreis die Voraussetzungen für gewisse staatliche Unterstützung 
schafft. Zudem sind die Massnahmen gestützt auf diese Verordnung klar befristet. 

Mir ist auch zu Ohren gekommen, und ich danke dem Präsidenten der Staats-
wirtschaftlichen Kommission, dass es dieses Gutachten gibt, und dass offensichtlich 
dieser gewählte Weg der Regierung auch gestern im Präsidium ein Thema war. Die 
Regierung wird sich mit dieser Frage auf Wunsch des Präsidiums noch einmal befas-
sen und darüber entscheiden, wie wir in dieser Frage weitergehen. 

Zu KTSG: Es ist richtig, dass KTSG für die Saison 2019/2020 einen Gewinn er-
wirtschaftet hat, wie übrigens andere hoch subventionierte Unternehmen in der 
Schweiz auch. Gerade letzte Woche hat die «NZZ» berichtet, dass u.a. auch das 
Opernhaus Zürich, das Schauspielhaus Zürich und das Theater diese paradoxe Situ-
ation haben, dass sie trotz des Lockdowns im Frühling einen Einnahmenüberschuss 
ausweisen. Wichtig zu sagen ist mir an dieser Stelle, dass KTSG keine Ausfallent-
schädigung erhalten und damit keine ausserordentlichen Kantonsbeiträge bean-
sprucht hat. KTSG hat Kurzarbeit beantragt, dazu waren sie auch verpflichtet, und sie 
haben diese Kurzarbeitsentschädigung erhalten, was lange Zeit nicht klar war. Der 
Gewinn rührt im Wesentlichen daher, dass einerseits Einsparungen im Betrieb wäh-
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rend des Lockdowns umgesetzt werden konnten, und andererseits aus dieser Aus-
zahlung der Kurzarbeitsentschädigung. KTSG hat sich richtigerweise dafür entschie-
den, diesen Gewinn sehr spezifisch für künftige coronabedingte Schäden und Aus-
fälle zurückzustellen. Es bleibt auch noch zu sagen, dass die Saison von KTSG je-
weils von Herbst bis Sommer läuft. Entsprechend wurde auch die Jahresrechnung 
2019/2020, auf die ich mich beziehe, kurz nach dem Lockdown abgeschlossen. Es 
werden aber auch in der aktuellen Saison 2021 zahlreiche coronabedingte Mehraus-
gaben und selbstverständlich auch Mindereinnahmen anfallen. Würde man die Jah-
resrechnung per Ende Dezember abschliessen, würde sich ein anderes Bild präsen-
tieren. 

Zusammenfassend: Die gemachte Rückstellung wurde für coronabedingte Mas-
snahmen gebildet und wird in der laufenden Saison auch dringend benötigt. Diese 
Rückstellungen erlauben es auch, dass KTSG bis auf Weiteres aus eigener Kraft die 
mit Covid-19 verbundenen Einbussen wettmachen kann.  
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Nur selten dürfen wir in dieser Zeit im Saal Besuch be-
grüssen, heute dürfen wir das. Wir dürfen die Spitzen unserer Gerichte begrüssen: 
– Jürg Diggelmann, Präsident des Kantonsgerichtes; 
– Stefan Zürn, Präsident des Verwaltungsgerichte; 
– Marie Löhrer, Präsidentin des Versicherungsgerichtes.  

Herzlich willkommen bei uns im Saal. Ich erlaube mir in Folge dieser Tatsache 
die kurzen Budgetposten der Gerichte jetzt zu beraten, so dass die Dame und Herren 
nachher wieder frei verfügen können. Ich hoffe, Sie sind damit einverstanden. 
 
Dürr-Widnau: Ich danke Regierungsrätin Bucher für die Ausführungen. Ich habe noch 
eine Zusatzfrage: Einerseits habe ich gehört, dass KTSG einen Gewinn schreibt, aber 
was ich nicht gehört habe, sind die Beträge, um welche es sich handelt. Ich würde 
gerne wissen, in welcher Grössenordnung sich dieser Gewinn befindet. Ich glaube, 
das ist auch wichtig zu wissen für diesen Rat.  
 
Regierungsrätin Bucher: Ich kann Ihnen das gerne mitteilen. KTSG hat für die Saison 
2019/2020, die Periodizität habe ich Ihnen vorhin bereits erklärt, einen Jahresgewinn 
nach Rückstellung von Fr. 203'473.– ausgewiesen. Es wurde eine Kurzarbeitsent-
schädigung von rund 3,4 Mio. Franken ausbezahlt. Davon hat man rund 400'000 
Franken gebraucht, um Löhne an Aushilfen weiter zu zahlen. Die restlichen 3 Mio. 
Franken wurden zurückgestellt für die coronabedingten Mehrausgaben. 
 
 
4 Bildungsdepartement 
 
Kto. 4053 (Sonderschulen). Etterlin-Rorschach: Ich spreche als Urheber der Motion 
42.18.19 «Kinder mit einer Sprachbehinderung zu ihrem Recht verhelfen». 

Mir fällt auf, dass in der Rechnung 2019 die Bruttokosten für alle Sonderbeschu-
lungen rund 118 Mio. Franken betragen im Budget 2020 bereits 124 Mio. Franken 
und im Budget 2021 gar 130 Mio. Franken. Netto verbleiben zulasten des Kantons im 
Budget 2020/2021 rund 80 Mio. Franken, weil die Gemeinden ab 1. Januar 2021 ins-
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gesamt 50 Prozent der Sonderschulkosten selbst tragen bzw. die Pauschale von bis-
her Fr. 36'000.– auf Fr. 40'000.– je Kind und Schuljahr wesentlich erhöht wurde. Den-
noch sind die Zuwachsraten aus meiner Beurteilung wenig plausibel. Im Falle der 
Sprachheilbeschulungen finanzieren die Gemeinden, weil die Gesamtkosten sehr tief 
sind, nahezu fast vollständig die Sprachheilbeschulungen. Es würde den Rahmen 
dieser Debatte sprengen, wenn wir jetzt über diese Quoten debattieren würden. Wir 
könnten diesen Zwiespalt effizient klären, wenn die Regierung die Botschaft zur Mo-
tion 42.18.19 «Kinder mit einer Sprachbehinderung zu ihrem Recht verhelfen» dem 
Parlament zuleiten würde. Es würde mich darum zuhanden des Bildungschefs inte-
ressieren, wann das tatsächlich geplant ist. 
 
Regierungsrat Kölliker: Dieser Vorstoss, der noch hängig ist, ist auf die Februarses-
sion 2021 geplant. Die Antwort wird bald zugeleitet und wir werden sie an der Febru-
arsession 2021 beraten können. Das Ganze im Zusammenhang bleibt, was ihre Fra-
gen betrifft, relativ klar. Ich wiederhole mich in diesen Ausführungen: Wenn wir das 
Sonderpädagogikkonzept, das wir aufgesetzt und Sie einstimmig verabschiedet ha-
ben, nicht umsetzen, müssen wir uns nicht wundern, wenn die Schülerinnen- und 
Schülerzahlen im Bereich der Sonderpädagogik steigen, steigen und steigen. Das 
erklärt die höheren Zahlen. Wir werden im Februar oder allenfalls später, wenn wir 
das Ganze evaluieren – wir wollen das evaluieren, das haben wir geplant, aber das 
sollte man seriös machen –, aufzeigen können, was die Effekte sind von dem, was 
wir im Zusammenhang mit Ihrem Vorstoss im Februar beraten werden. Aber ich kann 
nur einmal mehr beliebt machen, dass wir das, was wir ausgearbeitet haben, dieses 
Sonderpädagogikkonzept, vollziehen. Dann sollten wir den Effekt haben, dass diese 
Zahlen sich einpendeln und nicht stetig weiter steigen. Mehr kann ich Ihnen im Mo-
ment dazu noch nicht sagen.  
 
Kto. 423 (Amt für Hochschulen). Etterlin-Rorschach (im Namen der SP-Fraktion): Uns 
fällt im Konto 423 der Kantonsrechnung auf, dass im Rahmen der letztjährigen Bud-
get- und Rechnungsdiskussion – ich spreche von mehreren vergangenen Jahren – in 
der Finanzkommission verschiedentlich die Rede war von den stetig ansteigenden 
Eigenkapitalien, v.a. bei Instituten der Universität St.Gallen. Offensichtlich sind diese 
nun im Vergleich zum Vorjahr wiederum beträchtlich angestiegen. Damit stellt sich 
der SP-Fraktion die Frage nach Transparenz in diesen Finanzmitteln, zumal die Uni-
versität bzw. die Hochschulen im Wesentlichen öffentlich finanziert sind. Wir werden 
diesbezüglich einen separaten Vorstoss einreichen, trotzdem würde es interessieren, 
weil wir dieses Thema verschiedentlich thematisiert haben, was konkret allenfalls das 
Bildungsdepartement vorgekehrt hat, damit diese Eigenkapitalien nicht unnötiger-
weise noch weiter ansteigen. 
 
Regierungsrat Kölliker: Sie müssen nicht nochmals einen zusätzlichen Vorstoss ein-
reichen, denn es besteht der Auftrag des Parlamentes an die Regierung bzw. an das 
Bildungsdepartement, Bericht über den künftigen Umgang mit Kapitalien und Gewin-
nen der Hochschulen zu erstatten. Das ist eine bestehende Pendenz, die auch im 
Zusammenhang mit den mehrjährigen Leistungsaufträgen dannzumal noch nicht 
festgelegt wurde. 
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Ich kann Ihnen sagen, wo wir stehen: Das Bildungsdepartement hat anfangs Jahr 
von allen Hochschulen einen Bericht bestellt mit konkreten Fragen und Aufträgen, die 
zu erfüllen waren. Es gab ein bisschen Verzögerung seitens der Hochschulen infolge 
Corona. Das liegt dem Bildungsdepartement nun alles im Detail vor. Wir sind daran, 
das auszuwerten und werden es anschliessend in die Regierung bringen. Es wird 
nächstes Jahr dem Kantonsrat vorgelegt und dort werden wir darüber diskutieren 
müssen, wie der Umgang mit diesen Kapitalien und auch den Gewinnen ist. Was 
interessant sein wird, das kann ich Ihnen heute schon sagen, auch als Präsident des 
Universitätsrates: Was sind denn die Konsequenzen aus Corona auf diese Kapita-
lien? Die Universität hat immer gesagt, sie brauche diese Reserven für eine Notsitu-
ation. Es wird auch für mich interessant sein zu sehen, wie sich die Kapitalien im Jahr 
2020 entwickelt haben. Das werden wir Ihnen nächstes Jahr ebenfalls vorlegen und 
das auf dieser Grundlage beraten können. 
 
 
5 Finanzdepartement 
 
Kto. 5600.308 (Pauschale Besoldungskorrekturen). Suter-Rapperswil-Jona (im Na-
men der CVP-EVP-Fraktion): Dem Antrag der Finanzkommission ist zuzustimmen. 

Dass die Regierung mehr zusätzliche Stellen für die Verwaltung wünscht, mag 
mit Blick auf das gewaltige Defizit zwar befremden, dass sie sich dabei aber ausge-
rechnet auf die Planwerte im Vor-Corona-AFP beruft, ist doch etwas schwach. Ist das 
doch genau derselbe AFP, den die Regierung beim Steuerfuss mit Verweis auf 
Corona schlicht ignoriert. Liebe Regierung, beantragen Sie, was Sie nicht lassen kön-
nen, aber geben Sie sich das nächste Mal wenigstens bei der Begründung etwas 
mehr Mühe. 

Wichtig für diesen Rat zu wissen, scheint mir dies, und das war vielleicht bei den 
Ausführungen vom Vorsteher des Finanzdepartementes nicht ganz so präzise zu ver-
stehen: Mit dem Antrag der Finanzkommission beschliessen wir keineswegs ein Null-
wachstum bei den Stellen. Weder sind die Anstalten des Kantons betroffen noch die 
Stellen ausserhalb des sogenannten Personalsockels, also im Bereich Bildung oder 
Asyl, und auch die zur Bewältigung der Corona-Krise benötigten zusätzlichen Stellen 
sind ausdrücklich ausgenommen. Selbst innerhalb des Personalsockels bleibt der 
Regierung ein Spielraum für zusätzliche Stellen, wenn Sie z.B. die Mutationsgewinne 
entsprechend bewirtschaftet. 

Die Finanzkommission hat mit Blick auf die Umstände einen moderaten Antrag 
gestellt, der gerade auch angesichts der wirtschaftlichen Sorgen und Nöte der Bevöl-
kerung unsere Unterstützung verdient. 
 
Schöb-Thal beantragt im Namen der SP-Fraktion im Konto 5600.308 (Allgemeiner 
Personalaufwand / Pauschale Besoldungskorrekturen) festhalten am Entwurf der Re-
gierung. Der Antrag der Finanzkommission ist abzulehnen. 

Ich kann die Argumente von Suter-Rapperswil-Jona durchaus verstehen, sie be-
richtet aus ihrem Fokus heraus. Trotzdem möchte ich festhalten und nicht mehr er-
gänzend zu dem, was ich in der Antragsbegründung geschrieben habe: Diese 0,4 Pro-
zent strukturellen Wachstums, das ist ein Minimum, damit die Regierung die drin-
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gendsten personellen Bedürfnisse decken kann. Ein Minimum, um die wichtigsten 
Stellen zu besetzen. 

Sie haben es vorhin gehört, Regierungsrat Mächler hat eindrücklich geschildert, 
wie hoch das Begehren war. 4,1 Mio. Franken betrug der Umfang der Stellenbegeh-
ren im Kanton. 1,7 Mio. Franken können wir decken, also knapp 40 Prozent. Somit 
ist das mitnichten ein unaufhaltsamer Stellenausbau. Wir haben festgestellt, dass die 
0,8 Prozent, die wir im AFP eingestellt haben – Sie alle haben dem zugestimmt –, 
dass wir mit diesen 0,8 bzw. 0,4 Prozent für den strukturellen Stellenausbau ein Mi-
nimum an dringendsten Personalstellen besetzen können. 
 
Huber-Oberriet (im Namen der FDP-Fraktion): Dem Antrag der Finanzkommission ist 
zuzustimmen. 

Es wurde vorhin von Schöb-Thal erwähnt, wir haben alle dem AFP zugestimmt, 
das stimmt. Aber wir haben auch eine Steuersenkung beantragt, die von der Regie-
rung nicht umgesetzt wurde. Die wirtschaftlichen Voraussetzungen lassen es nicht 
zu, den Staatsbetrieb noch zu erhöhen und die Stellen auszubauen. 
 
Willi-Altstätten (im Namen der SVP-Fraktion): Dem Antrag der Finanzkommission ist 
zuzustimmen. 

Aus unserer Sicht hätten die individuellen Lohnmassnahmen von 0,4 Prozent 
ebenfalls gestrichen werden müssen. 
 
Fäh-Neckertal (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Den Anträgen der Regierung und 
der SP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Neue Aufgaben und Herausforderungen sowie grösserer Arbeitsumfang sind mit 
dem bestehenden Personal nicht zu bewältigen. Wie wir schon gehört haben, bereits 
die jetzt beantragten Stellen sind das absolute Minimum. Dazu kommt auch noch die 
aktuelle Corona-Situation. Das führt nicht nur zu Mehrarbeit im Gesundheitsdeparte-
ment, wo es ganz logisch ist, auch viele andere Stellen sind davon betroffen. Sie 
müssen neben der normalen Arbeit viel mehr Aufwand bewältigen. Wir alle wollen 
eine funktionierende Verwaltung, wir möchten schnelle und gute Antworten. Wir wol-
len Baubewilligungen innert angemessener Frist erhalten und die Aufträge des Par-
lamentes umgesetzt sehen. Das alles ist nur möglich, wenn das nötige Personal vor-
handen ist. Es ist die Verantwortung des Kantons, dass es nicht zu Überlastung und 
dadurch zu krankheitsbedingten Ausfällen kommt. Das kommt leider vor, auch wenn 
einige hier drin wahrscheinlich das Gefühl haben, in der öffentlichen Verwaltung 
könne man «eine ruhige Kugel schieben». 

Wenn ich die Liste der eingereichten Vorstösse anschaue, wäre es vielleicht auch 
gut, wenn wir uns selber an der Nase nehmen würden. Es wäre manchmal besser, 
vor der Einreichung einer weiteren Einfachen Anfrage, einer Interpellation oder eines 
weiteren Postulats zu überlegen, ob es das auch wirklich braucht oder ob nicht auch 
eine kurze Frage via E-Mail genügen würde. Manchmal würde auch einfach ein Blick 
auf die Website des Kantons zu den nötigen Informationen führen. Auch das würde 
das Personal entlassen, aber das sehen die Wähler nicht. 
 
Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann: Den Anträgen der Regierung und der SP-Fraktion ist 
zuzustimmen. 
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Ich möchte auf einen Punkt, ein Zusatzproblem, aufmerksam machen, das über-
sehen wird, wenn wir dem Antrag der Finanzkommission folgen. Wir haben jahrelang 
gekämpft, dass die Archäologie endlich in den Staatshaushalt kommt – das haben 
wir geschafft. Wenn das strukturelle Wachstum bzw. diese Pauschale nicht gewährt 
wird, droht diese wieder in den Lotteriefonds zu rutschen, was bedeuten würde: We-
niger Geld für freie Projekte. Das kann es wirklich nicht sein, dagegen wehre ich mich. 
 
Regierungsrat Mächler: Den Anträgen der Regierung und der SP-Fraktion ist zuzu-
stimmen. 

Die Regierung hat durchaus Verständnis, dass man den strukturellen Stellenbe-
darf kritisch anschaut. Insbesondere aktuell ist es logisch, dass bei einem Vergleich 
mit der Privatwirtschaft, wo aktuell Stellen abgebaut werden, es zu Kopfzerbrechen 
führt, wenn man zum Staat schaut und feststellt, dass Ihnen die Regierung einen 
moderaten, strukturellen Anpassungsbedarf ausweist. Das sage ich als jemand, der 
20 Jahre in der Privatwirtschaft gearbeitet hat: Ist dieser Vergleich zur Privatwirtschaft 
zu jeder Zeit immer der richtige? Oder gibt es Zeiten, wo die Privatwirtschaft deutlich 
stärker wächst, dann nämlich, wenn ein Konjunkturhoch herrscht? Das ist auch rich-
tig, da kann die Privatwirtschaft ausbauen und wird sie es auch, weil sie Erträge sieht. 
Es gibt aber auch Phasen, wo die Privatwirtschaft abbauen muss. Aktuell befinden 
wir uns in einer solchen Situation. Die Frage ist, hat der Staat die Aufgabe, genau 
den gleichen Zyklus zu wählen oder nicht? 

Wir haben miteinander vereinbart, dass wir ein moderates, stetiges Wachstum 
zulassen wollen, indem wir uns irgendwann einmal auf diese 0,8 Prozent festgelegt 
haben. Aus unserer Sicht macht diese Stetigkeit im Bereich der öffentlichen Hand 
durchaus Sinn. Das ist unser Antrag, denn wir haben in gewissen Bereichen Bedarf. 
Ich kann Ihnen einen ganz speziellen Bedarf, der mir Bauchschmerzen verursacht, 
ausweisen: die Cybersecurity. Wir haben in den letzten Monaten mit dem Homeoffice 
usw. viele Arbeiten, und das ist auch richtig und gut so, in die digitale Welt verlagert. 
Aber die digitale Welt birgt auch Gefahren. Sie brauchen entsprechende Leute, die 
sich für die Cybersecurity einsetzen. Wir wollten eigentlich solche Stellen schaffen. 
Das wird erschwert, wenn Sie sagen, es gibt nichts für strukturelle Massnahmen. 
Deshalb hätten wir es vorgezogen, mit Ihnen weiterhin eine gewisse Stetigkeit zu 
haben, diese 0,4 Prozent haben wir als richtig erachtet. Ich habe Ihnen auch darge-
legt, dass wir priorisiert haben. Wir hätten deutlich höhere Ansprüche, aber auch ich 
musste sagen, dass wir nicht alles möglich machen können. Aber das Notwendige 
muss noch möglich sein. Deshalb bitten wir Sie, dem Antrag der Regierung zu folgen, 
damit wir diese Stetigkeit auch künftig fortsetzen können. 
 
Hartmann-Walenstadt, Kommissionspräsident: Die Finanzkommission hiess den An-
trag auf Streichung der 0,4 Prozent für den strukturellen Personalbedarf mit 9:5 Stim-
men bei 1 Abwesenheit gut. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Finanzkommission dem Antrag der Regierung 
bzw. der SP-Fraktion mit 76:33 Stimmen vor. 
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7 Sicherheits- und Justizdepartement 
 
Kto. 7250.301 (Kantonspolizei / Besoldungen). Dürr-Widnau beantragt im Namen der 
CVP-EVP-Fraktion und der SVP-Fraktion im Konto 7250.301 eine Kürzung um 
Fr. 300'000.–. Der Präsident hat vergessen zu erwähnen, dass auch die SVP-Frak-
tion diesen Antrag mit unterstützt. 

Seit dem Budget 2018 wird in unserem Kanton die neue Personalaufwandsteue-
rung getätigt. Ein zentrales Element dieser Personalaufwandsteuerung ist die Steue-
rung des Wachstums des Sockelpersonalaufwands über eine Pauschale, bei welcher 
der Kantonsrat mitentscheiden kann, um wie viel die Lohnmassnahmen gesteigert 
werden dürfen. D.h., wir geben der Regierung eine Vorgabe und sie kann entspre-
chende Mittel priorisieren und einsetzen. Im Bereich der Polizei hat der Kantonsrat 
entschieden, die Finanzierung des Korpsausbaus separat zu tätigen, nicht über den 
Sockelpersonalaufwand. Sie sehen es auch in der Botschaft, diese 0,25 Prozent bzw. 
rund 1 Mio. Franken. Aber der Kantonsrat hat auch klar gesagt, dass das Departe-
ment zukünftige Lohnmassnahmen über diesen Sockelpersonalaufwand finanzieren 
muss bzw. über diese Pauschale. Jetzt beantragt die Regierung mit dem Budget 
2021, von dieser Steuerung abzuweichen und den Lohnausbau nach Abschluss der 
polizeilichen Ausbildung mit zusätzlichen Mitteln ausserhalb der Pauschale zu finan-
zieren. Ich möchte im Namen der Antragssteller klar festhalten: Der Lohnausbau nach 
Abschluss der polizeilichen Ausbildung ist bei uns unbestritten. Was wir bestreiten, 
ist die Finanzierung, welche die Regierung beantragt. 

Die Akzeptanz der Personalsteuerung bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
lebt davon, dass sie transparent ist, alle Departemente gleich behandelt werden und 
die Spielregeln ebenfalls eingehalten werden. Mit diesem Antrag der Regierung wird 
das Gegenteil gemacht. Es wird eine Ungleichbehandlung beantragt. Dies kann nicht 
mehr verantwortet werden. Es ist an der Zeit, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter aus den anderen Departementen spüren, dass aus dem Kantonsrat Stimmen laut 
werden, die dieses Vorgehen nicht mehr tolerieren. Es ist bereits der zweite Fall aus 
dem Sicherheits- und Justizdepartement, bei dem dies beantragt wird. Seit der Sit-
zung der Finanzkommission hat erfreulicherweise ein Stimmungsumschwung bei den 
bürgerlichen Kantonsrätinnen und Kantonsräten stattgefunden. Auch die sind nicht 
mehr bereit, das einfach zu akzeptieren. Regierungsrat Fässler wird uns nachher mit-
teilen, dass wir schliesslich diese Polizistinnen und Polizisten bestellt haben, und wir 
müssen aufgrund dieses Effekts diese Zusatzfinanzierung bewilligen, und er könne 
es nicht bewerkstelligen, dies aus der Quote der individuellen Lohnmassnahmen zu 
finanzieren. Ja, Herr Regierungsrat Fässler, wir haben diese Polizistinnen und Poli-
zisten bestellt, und ja, Sie können nicht allen Mitarbeitenden ihre Wünsche erfüllen. 
Es muss zwischen dem Machbaren und dem Wünschbaren getrennt werden. Aber 
das ist etwas, was draussen die Gewerbebetriebe und Unternehmen auch machen 
müssen, wenn sie überhaupt im Jahr 2021 Lohnerhöhung bezahlen können. 

Und die Finanzierung dieser Fr. 300'000.–, das muss ich Ihnen als ehemals lang-
jähriges Mitglied der Finanzkommission sagen, ist machbar. Die Besoldungskredite 
werden in der Regel nicht vollständig ausgeschöpft. Wie Sie sehen, in der Begrün-
dung zu unserem Antrag gibt es nebst diesen 0,4 Prozent noch andere Effekte, die 
man für den Lohnausbau nutzen kann. Das sind die Mutationsgewinne, da spricht 
man von rund 0,5 Prozent, und ausserordentliche Leistungsprämien von 0,2 Prozent; 
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dann sind wir bei 1,1 Prozent, die das Departement zur Verfügung hat. Bei einem 
Besoldungsbudget, und da erschrak ich, als ich mir die Zahlen angeschaut habe, von 
über 94 Mio. Franken – dies allein für die Kantonspolizei – eine Steigerung um 3 Mio. 
Franken in diesem Budget 2021 gegenüber dem letzten Budget 2020. Ich habe die 
Zahlen aus dem Jahr 2015 angeschaut; da haben wir noch 83 Mio. Franken ausge-
geben. Jetzt sind es 10 Mio. Franken mehr und man will uns weismachen, dass diese 
Fr. 300'000.– nicht finanziert werden können. Das ist für mich unverständlich. 

Senden Sie ein klares Signal aus, unterstützen Sie unseren Antrag, weil wir bei 
der Personalaufwandsteuerung Kante zeigen, konsequent bleiben müssen, ansons-
ten laufen uns die Kosten davon. 
 
Etterlin-Rorschach: Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion ist abzulehnen. 

Ich bin erstaunt über das Votum von Dürr-Widnau, und zwar gehe ich davon aus, 
es muss ein gravierendes Missverständnis vorliegen. Sie schreiben in Ihrer Begrün-
dung, dass Sie die Ungleichbehandlung bzw. die Zweiklassengesellschaft in der Ver-
waltung nicht haben möchten. Aber wenn Sie den Tatsachen in die Augen schauen, 
haben wir gemeinsam im Jahr 2014 mit dem Bericht zur polizeilichen Sicherheit im 
Kanton St.Gallen (40.14.05) 98 zusätzliche Polizistinnen und Polizisten bestellt. Die 
wurden über die Jahre in 15er-Tranchen eingestellt und die generieren um Gottes 
Willen halt die entsprechenden Lohnkosten. Sie müssen sich darum auch nicht wun-
dern, dass das entsprechende Budget bei der Polizei entsprechend viel höher aus-
fällt. 

Was aber v.a. der grosse Streitpunkt sein dürfte: Bei der Polizei gibt es die Spe-
zialität, Sie können nicht eine öffentliche Stellenausschreibung machen, sondern Sie 
stellen, wenn Sie zusätzlich ein Korps aufbauen, Absolventinnen und Absolventen 
der Polizeischule ein. Die haben zwar das Diplom der Polizeischule, sind aber in den 
folgenden fünf Jahren weiterhin in der Ausbildung und haben deswegen eine Zusi-
cherung für Lohnzuwächse in diesen ersten fünf Jahren – und das kostet. Das Justiz- 
und Polizeidepartement hätte eigentlich auch bei der Neueinstellung den Lohn wie im 
fünften Jahr budgetieren können und hätte diese Reserven entsprechend zur Verfü-
gung. Das hat das Justiz- und Polizeidepartement nicht gemacht und deswegen ist 
es richtig und wichtig, dass diese zusätzlichen Gelder entrichtet werden, denn sonst 
hätte das den Effekt, dass die zugesicherten Lohnzahlungen zulasten des übrigen 
Polizeikorps gingen, und das wäre erst recht nicht richtig.  

Ich gehe davon aus, dass es sich von Ihrer Seite um ein Missverständnis handelt 
und ich würde Sie einladen, Ihren Antrag zurückzuziehen. 
 
Huber-Oberriet (im Namen der FDP-Fraktion): Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion / 
SVP-Fraktion ist abzulehnen. 

Es ist schon erstaunlich, die Vorredner haben schon vieles erzählt. Die Polizei 
wurde durch unseren Kantonsrat aufgestockt. Wir haben gewusst, dass das nicht 
gratis sein kann. Es ist auch erstaunlich, dass Dürr-Widnau, anscheinend mehrere 
Jahre in der Finanzkommission, nichts wusste von diesen Fr. 300'000.–. Es ist kein 
neues Modell, es ist immer wieder im Budget aufgetaucht. 

Ich möchte es kurz machen: Die Finanzkommission hat keinen Antrag dazu ge-
stellt. Die FDP-Fraktion wird grossmehrheitlich dem Antrag der Finanzkommission 
und nicht dem Antrag der CVP-EVP- und SVP-Fraktion folgen. Es macht keinen Sinn, 
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die gute Polizei mit Fr. 300'000.– abzustrafen, das kann auch im Budget 2022 korri-
giert werden. 
 
Schöbi-Altstätten: Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion ist abzulehnen. 
Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Präsident des Polizeiverbandes. 

Der Lohnaufbau hat mit den Lohnmassnahmen nichts zu tun. Das ist das Gleiche 
wie Apfel und Birne, Bier und Wein oder Ochs und Esel. Man schmeckt den Unter-
schied und man sieht ihn auch. Der Lohnaufbau gleicht nämlich nur aus, was die 
Berufseinsteiger im Polizeiberuf, ein Zweitberuf, während der Polizeischule weniger 
verdienen. Sie sollen so wieder zu ihrem fairen Lohn herangeführt werden. Sie haben 
dies bisher in acht Jahren erreicht. Neu sind es nach NeLo nur fünf Jahre Lohnaufbau 
mit wirklich substanziellen Einbussen für die Berufseinsteiger, und das sind vielfach 
junge Familienmütter und -väter. 

Ohne diesen Lohnaufbau wandern die mit unseren Steuergeldern ausgebildeten 
Polizistinnen und Polizisten nach der Ausbildung in die Nachbarkorps ab. Sie kennen 
ihre Kollegen aus der Ostschweizer Polizeischule und kennen auch deren Löhne. 
Wenn Sie nun den bereits gekürzten Lohnaufbau in die normale Besoldung einbauen, 
fehlen dort die Mittel für die leistungsbedingten Lohnerhöhungen des ganzen Korps. 
NeLo hält dann nicht einmal das Wenige, was versprochen wurde. Sie nehmen den 
Polizisten, die Tag und Nacht, das ganze Jahr über, den Kopf bei Wind und Wetter 
für uns hinhalten, ihre Leistungsperspektiven, und Sie benachteiligen die Polizei ge-
genüber dem anderen Staatspersonal, das im «Schärmen» sitzt und nach NeLo be-
soldet wird. Wie begründen denn die Antragsteller diese Ungleichbehandlung, diese 
Ungerechtigkeit? Ich hoffe im besseren Fall, es ist die Unwissenheit. Im schlechteren 
Fall, das spreche ich nicht gerne aus, müsste ein Bonmot reichen: «Ein Schelm ist, 
wer Böses dabei denkt». Wenn Sie fair sind zu denen, die Sie rund um die Uhr schüt-
zen, lehnen Sie den Antrag ab. 
 
Fäh-Neckertal (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion / 
SVP-Fraktion ist abzulehnen. 

Die Antragsteller schreiben von einer Zweiklassengesellschaft innerhalb der Ver-
waltung und ich zitiere: «Dieses Vorgehen kann gegenüber den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in den anderen Departementen des Kantons nicht mehr verantwortet 
werden.» 

Ich freue mich, dass Sie sich so für die Mitarbeiter der Verwaltung einsetzen. Im 
vorherigen Antrag war davon aber nicht sehr viel zu spüren. Es geht um den Lohnaus-
bau nach der Ausbildung, wie wir schon gehört haben. Dieser wird zwar nicht bestritten, 
aber soll nicht extra budgetiert werden, deshalb die Kürzung von Fr. 300'000.–. D.h. 
nichts anderes, als dass für die individuellen Lohnmassnahmen weniger Geld zur 
Verfügung steht, also für die übrigen Polizistinnen und Polizisten sowie Angestellten 
des Sicherheits- und Justizdepartementes. Es entsteht genau die erwähnte Zweiklas-
sengesellschaft, einfach andersherum als von den Antragstellern bemängelt, und zu-
sätzlich entsteht auch eine Zweiklassengesellschaft im Sicherheits- und Justizdepar-
tement. Der Korpsaufbau wird im nächsten Jahr abgeschlossen sein. Für den Lohn-
ausbau sind dann noch fünf Jahre nötig, wobei der Betrag jedes Jahr sinkt. Wir sind 
gerne bereit, über die Reduktion zu diskutieren. 
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Willi-Altstätten (im Namen der SVP-Fraktion): Dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion / 
SVP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Wie Vorredner Dürr-Widnau bereits ausgeführt hat, bitten wir Sie im Sinn der 
Gleichheit und der Systemtreue, diesem Antrag zuzustimmen. Ich verstehe teilweise 
die Ausführungen von Schöbi-Altstätten, es kann aber nicht sein, dass ein Departe-
ment immer einen Sonderzug fahren kann. 
 
Surber-St.Gallen: Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion ist abzulehnen. 

Es wurde viel von Gleichheit gesprochen. Wenn wir das Gleichheitsprinzip an-
wenden wollen, so ist es wesentlich, dass wir den richtigen Sachverhalt zugrunde 
legen, so dass wir wirklich Gleiches mit Gleichem vergleichen und Ungleiches mit 
Ungleichem. Hier müssen wir die Feststellung machen, wir haben bei unserem Per-
sonal zwei Kategorien, die besonders sind. Das sind auf der einen Seite die Assis-
tenzärztinnen und -ärzte an den Spitälern. Diese kommen nach dem Studium an die 
Spitäler, haben dort eine erhöhte Arbeitszeit und sind wenigstens während fünf Jah-
ren noch in der Weiterbildung. Sie absolvieren auch sehr viel Weiterbildungszeit, 
durchschnittlich acht Stunden je Woche, und sie haben dadurch einen erhöhten Er-
fahrungszuwachs in diesen ersten fünf Jahren. Deswegen haben auch die Assistenz-
ärztinnen und -ärzte an den Spitälern einen fixierten Lohnanstieg in den ersten fünf 
Jahren. Dann haben wir die Polizistinnen und Polizisten, auch hier eine besondere 
Situation. Sie kommen von der Polizeischule, die Polizeischule ist eine Zweitausbil-
dung, wir haben es von Schöbi-Altstätten gehört. Sie verzichten über einen gewissen 
Zeitraum hinweg auf ihren Lohn, um diese Ausbildung zu erwerben. Dies ist in allen 
Fällen so. Es gibt keine Polizistinnen und Polizisten, die anders ausgebildet werden. 
Sie verzichten einerseits auf diesen Lohn, und andererseits haben selbstverständlich 
auch sie während dieser ersten Phase, in der sie noch sehr viel lernen müssen, einen 
erhöhten Erfahrungszuwachs auf der Stelle. Deswegen rechtfertigt sich auch dieser 
fixierte Stufenanstieg, bzw. er ist sogar nötig. Diese Berufskategorien unterscheiden 
sich von den anderen Stellen des übrigen Personals, und deshalb ist es auch ge-
rechtfertigt, diese Unterscheidung zu treffen. 

Wenn nun das Departement aber einen fixierten Stufenanstieg hat, so muss es 
diesen auch fix finanzieren. Es kann diese Mittel, die dafür verwendet werden, nicht 
für individuelle Lohnmassnahmen verwenden. Es ist deshalb gerechtfertigt, diese 
Fr. 300'000.– fix dem Sockelpersonalaufwand zuzusprechen, weil das Departement 
keine Schraube hat, an der es selbst drehen kann, und wir es ihm sonst an anderer 
Stelle wegnehmen. 

Ich bitte Sie deshalb, tragen Sie dieser besonderen Situation der Polizistinnen 
und Polizisten Rechnung. Die Polizistinnen und Polizisten, die tagtäglich hier, auch 
gerade in dieser wirklich sehr schwierigen Zeit, für unsere Sicherheit sorgen. Ich 
glaube, sie haben es verdient, dass wir das anerkennen, und dass wir hier jetzt nicht 
kleinlich diese Fr. 300'000.– aus dem Sockelpersonalaufwand herausstreichen. 
 
Suter-Rapperswil-Jona: Dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion ist zuzu-
stimmen. 

Erlauben Sie mir nur zwei kurze Bemerkungen: Erstens möchte ich nochmals 
ganz klar seitens CVP-EVP-Fraktion betonen, und ich habe auch die SVP-Fraktion 
entsprechend verstanden, der Lohnausbau als solches, Surber-St.Gallen, ist nicht 
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bestritten. Es ist in der Tat so, dass gerade die jüngeren Kantonspolizistinnen und -
polizisten im Vergleich auch innerhalb der Ostschweiz sicher nicht überdurchschnitt-
lich verdienen und wir das auch anerkennen, deshalb die Notwendigkeit von diesem 
Lohnaufbau. Es geht lediglich um die Frage der Finanzierung, und da möchte ich Sie 
und auch Surber-St.Gallen – mit ihr war ich mehrere Jahre Mitglied der Finanzkom-
mission – daran erinnern, dass bereits vor ein paar Jahren mit der Einführung der 
neuen Personalaufwandsteuerung nach intensiven Diskussionen entschieden wurde, 
dass auch die Kantonspolizei über den Sockelpersonalaufwand und die Pauschale 
gesteuert werden soll – das war ein Grundsatzentscheid. Es befremdet daher schon 
ein bisschen, wenn immer wieder versucht wird, da einen Sondereffekt bzw. diesen 
Niveaueffekt geltend zu machen, dass man versucht, diese zusätzlichen Lohnkosten 
nicht über die Pauschale abzuwickeln, sondern ausserhalb. Ich möchte Sie darin er-
innern, dass wir das bereits mehrfach diskutiert haben, so wurde das z.B. auch im 
Zusammenhang mit dem Budget 2019 ähnlich diskutiert. Unser Rat hat damals auch 
entsprechend entschieden, dass es über die Pauschale abgewickelt werden soll. 
 
Huber-Oberriet: Es ist erstaunlich, wie viel Energie ein Kantonsrat für Fr. 300'000.– 
aufwenden kann, wenn wir von einem Defizit von einer Viertelmilliarde Franken spre-
chen. Ich glaube, wir sollten endlich abstimmen. 
 
Dürr-Widnau: Huber-Oberriet hat mich herausgefordert, wenn er sagt, Fr. 300'000.– 
seien nicht viel, wir sollen nicht so knausrig sein. Hier geht es um Grundsatzfragen, 
die wir in diesem Rat klären wollen. Was glauben Sie, wenn Sie anfangen, Ausnah-
men zu machen, was dann passiert? Dann kommen die nächsten Departemente, das 
wird passieren. Und darum geht es v.a., dies auch an die Adresse von Etterlin-Ror-
schach: Die anderen Departemente stellen auch neue Leute ein über gewisse Jahre; 
dafür haben wir die strukturellen Lohnmassnahmen, die 0,4 Prozent. Auch diese 
Leute müssen eine Entwicklung machen und diese Departemente müssen das mit 
diesen 0,4 Prozent bewältigen. 

Ein Departement hat laufend Ausnahmen. Es geht wirklich um die grundsätzliche 
Diskussion, die wir führen wollen. Wenn wir die Diskussion um die Personalauf-
wandsteuerung so nicht führen wollen, gehen wir doch wieder zum alten Modell über 
und sprechen wieder über die einzelnen Stellen – aber das wollen wir nicht. Die Re-
gierung hat es in der Hand zu priorisieren und das entsprechend innerhalb der ganzen 
Verwaltung zu tätigen. Aber anscheinend möchte sie das nicht und deshalb muss die-
ser Rat entsprechend korrigierend eingreifen. Ich bitte Sie, diese Personalaufwand-
steuerung beizubehalten und keine fortlaufende Abweichung zuzulassen, weil sonst 
werden Sie sehen, haben wir jedes Jahr solche Anträge und das gilt es zu vermeiden. 
 
Regierungsrat Fässler: Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion ist abzu-
lehnen. 

Wenn ich der Diskussion zugehört habe, die mit einer ausserordentlichen Heftig-
keit geführt wurde, könnte man auf die Idee kommen, der garantierte Lohnaufbau bei 
der Kantonspolizei während der Ausbildungsphase sei eine Erfindung des sozialde-
mokratischen Departementsvorstehers, die er selbstverständlich bewahren will. Das 
ist überhaupt nicht so. Dieser garantierte Lohnaufbau geht zurück auf das Jahr 2005. 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
1. Dezember 2020 Nr. 082 / 27 
    
    
  
 
Damals war meine Vorgängerin und heutige Bundesrätin Karin Keller-Sutter Vorste-
herin des Sicherheits- und Justizdepartementes und damals sah Sie sich mit dem 
Problem konfrontiert, dass innerhalb der Kantonspolizei für die Besetzung von Kader-
stellen, die zunehmend auch anspruchsvoller waren, zu wenig Geld vorhanden war. 
Der Gang in den Rat und die Erhöhung der Personalkredite wurde als nicht gangbar 
eingestuft. Man hat daher dieses bis heute bestehende System eingeführt. Man hat 
bei der Kantonspolizei die Anfangslöhne gesenkt und als teilweise Kompensation die-
sen garantierten Lohnaufbau eingeführt. Dies nur teilweise, weil für die Kaderstellen 
auch Mittel zur Verfügung gestellt werden mussten. Das war schon damals eine spe-
zielle Lösung, dieser garantierte Lohnaufbau. Das hat es sonst tatsächlich nirgends 
gegeben, ausser in einer Ausbildungssituation, bei den Assistenzärztinnen und As-
sistenzärzten. Auch dort gibt es einen auf fünf Jahre beschränkten, garantierten Lohn-
aufbau während dieser Ausbildungsphase. Und es gibt diesen garantierten Lohnauf-
bau auch bei unseren Lernenden. Auch dort wird im Lehrvertrag festgehalten, wer in 
welchem Lehrjahr wie viel verdient. Es ist eine spezielle Situation, die auch spezielle 
Regelungen nötig macht. Das Gleichbehandlungsprinzip besagt, dass Gleiches mit 
Gleichem und Ungleiches aber auch ungleich behandelt werden soll, und das ist die 
Situation bei der Kantonspolizei. 

Wir stehen bei der Kantonspolizei im Wettbewerb mit den umliegenden Korps. 
Wenn Sie die Anfangslöhne der umliegenden Korps anschauen: Im ersten Dienstjahr, 
Kantonspolizei St.Gallen Fr. 65'000.–, Kantonspolizei Appenzell Ausserrhoden 
Fr. 71'000.–, Stadtpolizei St.Gallen Fr. 70'000.–, also deutlich höhere Löhne. Wenn 
Sie das zweite Jahr anschauen: Kantonspolizei St.Gallen Fr. 72'000.–, Appenzell 
Ausserrhoden Fr. 77'000.–, Stadtpolizei Fr. 73'000.– Franken, Thurgau Fr. 78'000.–, 
Appenzell Innerhoden Fr. 82'000.–, also Fr. 10'000.– mehr im Jahr. Das sind die re-
alen Zahlen und das ist die Realität auf dem Markt. Wir investieren in die Ausbildung 
unserer Polizistinnen und Polizisten ziemlich viel Geld. Sie erhalten während dieser 
Schulzeit an der Polizeischule auch einen Lohn. Wenn wir diese Mittel einfach dafür 
investieren, Polizistinnen und Polizisten auszubilden und sie dann abwandern, haben 
wir wahrscheinlich nicht etwas sehr Sinnvolles gemacht. 

Mit NeLo hat man diesen Automatismus, der auf acht Jahre festgelegt wurde, auf 
fünf Jahre reduziert, hat ihn auf das System reduziert, das man auch am Kantonsspi-
tal bei den Assistenzärztinnen und Assistenzärzten kennt. Man hat mit NeLo im Rah-
men des Möglichen reagiert, mit Zustimmung des Personalamtes und auch mit Zu-
stimmung der Personalverbände. Appenzell Ausserrhoden hat unverändert den 
zehnjährigen garantierten Lohnaufbau, das ist die Konkurrenzsituation. Und jetzt sa-
gen Sie, das Geld stehe zur Verfügung, wir hätten 0,4 Prozent individuelle Lohnmas-
sen, finanzieren Sie das doch bitte aus diesen 0,4 Prozent. 0,4 Prozent bei einer 
Lohnsumme von knapp 90 Mio. Franken ergeben 380'000 Franken je Jahr. Die Kan-
tonspolizei benötigt mittel- und langfristig diese Fr. 300'000.– je Jahr, um den Lohn-
aufbau zu finanzieren. Aktuell haben wir aber relativ viele Polizistinnen und Polizisten 
aufgrund des Korpsausbaus in diesem garantierten Lohnaufbau. Wir benötigen aktu-
ell mehr als 400'000 Franken, um das zu finanzieren. Das wird zurückgehen, wenn 
der Korpsausbau abgeschlossen ist. Ich benötige also alles, was an individuellen 
Lohnmassnahmen zur Verfügung steht, wenn es nach Ihnen geht, um diesen Lohn-
ausbau zu finanzieren und habe für die anderen nichts mehr zur Verfügung. 
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In der Vergangenheit hatten wird die komfortable Situation, dass es der Kantons-
polizei nicht gelungen ist, alle neugeschaffenen Stellen tatsächlich mit qualifiziertem 
Personal zu besetzen. Die Kantonspolizei gibt nicht einfach Geld aus, das vom Rat 
bewilligt wurde, sondern nur dann, wenn sie eine sinnvolle Verwendung hat, wenn sie 
also Spezialistinnen und Spezialisten findet, die das Profil einer speziellen Stelle tat-
sächlich erfüllen. Wir hatten in den vergangenen Jahren immer wieder Überschüsse 
von 2 Mio. Franken Personalkredite bei der Kantonspolizei, die nicht ausgeschöpft 
wurden. Das hat dazu geführt, dass Ihr Rat laufend bei den Personalkrediten der 
Kantonspolizei gekürzt hat. Im Jahr 2018 hat man beschlossen, die neuen Stellen 
erst ab Mitte Jahr ins Budget aufzunehmen. Das war sogar eine Idee der Regierung, 
welcher der Rat dann gefolgt ist. Das bedeutet, dass der ursprüngliche Kredit um 
Fr. 800'000.– bei der Kantonspolizei reduziert wurde, weil wir damals schon im Korps-
aufbau waren, hat uns das im nächsten Jahr eingeholt. Wenn man in einem Jahr nur 
die Hälfte budgetiert und das im nächsten Jahr nicht korrigiert und die Leute über das 
ganze Jahr auf der Lohnliste stehen, fehlen die entsprechenden Mittel. 

Damit aber nicht genug. Für das Jahr 2019 habe ich Ihnen 1,8 Mio. Franken 
Mehrkosten beantragt, die detailliert nachgewiesen und auch unbestritten waren. Der 
Kantonsrat hat diese beantragten 1,8 Mio. Franken um Fr. 600'000.– reduziert auf 
1,2 Mio. Franken mit der Begründung, man hätte noch Luft und man brauche das 
Geld sowieso nie, also werde man es schon irgendwie schaffen. Das hat einigerma-
ssen geklappt, ich habe aber bereits damals darauf hingewiesen, dass uns das ir-
gendwann einholt, und das wird bereits in diesem Jahr der Fall sein. Die Kantonspo-
lizei wird ihren Lohnkredit um rund 1 Mio. Franken überschreiten, weil genau das 
eingetreten ist, was ich Ihnen in Aussicht gestellt habe, und was damals Kantonsrat 
Baumann-Flawil auch ausdrücklich anerkannt hat. Er hat gesagt, man solle etwas 
mutig zur Sache gehen und wenn wir dann überschiessen, wenn es uns endlich ge-
länge, die nötigen Stellen tatsächlich auch zu besetzen, gäbe es eine Überschreitung 
des Kredits – diese Situation haben wir jetzt. Es wird noch eine schwarze Null geben, 
weil in meinem Departement andere Ämter ihre Kredite nicht voll ausschöpfen wer-
den, aber spätestens im nächsten Jahr wird uns das einholen. Wenn Sie mich fragen, 
ob es denn keine Alternative gäbe: Es gibt eine, die wurde auch schon skizziert. Wir 
müssten die Anfangslöhne wieder anheben, dann kann ich problemlos mit individuel-
len Lohnmassnahmen und NeLo gleich wie in den anderen Ämtern agieren. 

Das bestehende System wurde im Jahr 2005 eingeführt. Damals wurden die An-
fangslöhne gesenkt. Es wurde im Gegenzug zugesichert, dass es einen garantierten 
Lohnaufbau geben wird. Es verstösst gegen Treu und Glauben und jegliches rechtli-
che Prinzip, wenn man nun die Reduktion aufrechterhält und den Ausbau nicht finan-
zieren will. Ich bitte Sie, diesen Systemfehler zu korrigieren. Es besteht überhaupt 
keine Gefahr, dass das von anderen Ämtern kopiert wird. Bereits im Jahr 2005 gab 
es das nur bei der Kantonspolizei und im Kantonsspital und sonst nirgends, und es 
besteht überhaupt keine Veranlassung, dass man das unter NeLo verändern möchte. 
 
Hartmann-Walenstadt, Kommissionspräsident: Die Finanzkommission lehnte einen 
gleichlautenden Antrag mit 7:8 Stimmen ab. 
 
Der Kantonsrat lehnt den Antrag der CVP-EVP-Fraktion / SVP-Fraktion mit 54:53 
Stimmen bei 5 Enthaltungen und Stichentscheid des Ratspräsidenten ab.  
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8 Gesundheitsdepartement  
 
Kto. 830 (Amt für Gesundheitsversorgung). Etterlin-Rorschach (im Namen der SP-
Fraktion): Die individuelle Prämienverbilligung (IPV) hat ebenso in den vergangenen 
Jahren immer wieder Anlass zu hitzigen Diskussionen gegeben. Wir tragen uns aber 
in diesem Budget mit der Sorge, dass die IPV, so wie sie geplant sind, unzureichend 
ausgeschüttet werden. Und zwar fällt uns hartnäckig im Vergleich zu den Vorjahren 
auf, dass die IPV zulasten des Kantons relativ hoch budgetiert werden und hartnäckig 
rund 10 Mio. Franken tiefer abschliessen. So war das im Budget 2020, da waren 
korrekt 90 Mio. Franken budgetiert; die mutmassliche Rechnung zeigt lediglich 80 Mio. 
Franken. Im Budget 2021 hingegen weist das korrigierte Budget 82 Mio. Franken auf. 
Und wenn ich mir denke, dass tatsächlich allenfalls nur noch 72 Mio. Franken ausge-
schüttet werden, so wäre das wirklich zulasten dieser Familien mit Kindern und Al-
leinstehender mit geringen Einkommen – die müssten das ausbaden. 

Meine Frage an die Regierung lautet, ob sie sich dieses Effekts bewusst ist und 
ob sie die Absicht hat, diese mit dem Budget bewilligten Mittel auch auszuschütten. 
 
Regierungsrätin Bucher zu Etterlin-Rorschach: Ich versuche, Ihnen eine Antwort zu 
geben. Die Berechnungsweise der IPV ist sehr komplex. Sie haben diesen Sachver-
halt mit Regierungspräsident Damann in der Finanzkommission ausführlich diskutiert 
und es ist für mich schwierig, Ihnen aus dem Stand die genauen Zahlen zu sagen. 

Ich kann Ihnen aber versichern, dass die Regierung ihr Versprechen und ihre 
Zusicherung einhält: Einerseits setzen wir alle Vorgaben aus dem STAF-Kompromiss 
um. Dort haben wir massgebliche Erhöhungen bei den IPV beschlossen, diese setzen 
wir um. Andererseits setzen wir die Zusicherung um, dass wir die Parameter für die 
Bezugsberechtigung der IPV nicht verschlechtern. Wir orientieren uns am zur Verfü-
gung stehenden Budget, wir orientieren uns am zur Verfügung stehenden Bundes-
beitrag, und wir orientieren uns am Credo, dass wir die Bezugsparameter nicht ver-
schlechtern. Das ist das, was ich Ihnen im Moment dazu sagen kann. 
 
 
Budget der Investitionsrechnung 2021 
 
Zentrum für Labormedizin – Leistungsauftrag 2021 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 4 des Kantonsrats-
beschlusses (Leistungsauftrag für das Zentrum für Labormedizin für das Jahr 2021) 
mit 90:0 Stimmen zu. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident stellt Kenntnisnahme vom Leistungsauftrag für die OST – 
Ostschweizer Fachhochschule 2021–2022 fest. 
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Erfüllung parlamentarischer Aufträge 
 
Berichterstattung betreffend «Gebühren und Abgaben auf ökologischen Investitionen 
im Gebäudebereich reduzieren» 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Kenntnisnahme von der Berichterstattung der Re-
gierung betreffend «Gebühren und Abgaben auf ökologische Investitionen im Gebäu-
debereich reduzieren» fest. 
 
 
Berichterstattung betreffend «Beteiligungs- und Eigentümerstrategie für die St.Gal-
lisch-Appenzellische Kraftwerke AG» 
 
Schwager-St.Gallen (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Die neue SAK-Eignerstrate-
gie, die uns seit Jahren in Aussicht gestellt wurde, liegt nun seit Dezember 2019 vor. 
Sie ersetzt jene aus dem Jahr 2009. Diese neue Eignerstrategie ist die buchstäbliche 
Maus, die der Berg bzw. die drei Kantonsregierungen geboren haben. Die GRÜNE-
Fraktion ist enttäuscht. Im Rahmen dieser Beratung kann unser Kantonsrat nur 
Kenntnis von diesem Mäuschen nehmen. Könnten wir aber Änderungen vornehmen, 
würde meine Fraktion einen Rückweisungsantrag stellen und dabei folgende vier Auf-
träge erteilen: 
– Antrag 1: In den allgemeinen Bestimmungen ist neben der Energiestrategie 2050 

auch das CO2-Gesetz aufzuführen mit dem Ziel einer klimaneutralen Schweiz. 
– Antrag 2: Die SAK (St.Gallisch-Appenzellische Kraftwerke AG) setzt ihre Vergütun-

gen für Strom von privaten Energieversorgern auf mindestens den Durchschnitts-
wert der 30 grössten Schweizer Energieversorger fest. 

– Antrag 3: Die SAK setzt sich im Rahmen ihrer Axpo-Beteiligung für den schnellst-
möglichen Ausstieg aus der Atomenergie ein. 

– Antrag 4: Die SAK legt gegenüber ihren Eignern im jährlichen Geschäftsbericht Re-
chenschaft über den Stand der Umsetzung der Energiestrategie 2050 und des CO2-
Gesetzes ab.  

Gerne begründe ich diese Anträge: 
Antrag 1, allgemeine Bestimmungen: Die Eigentümerstrategie soll die Energie-

strategie des Bundes nicht nur berücksichtigen, sondern diese auch umsetzen. Dies 
gilt auch für das CO2-Gesetz, das vom Parlament im September 2020 erlassen 
wurde. Die Schweiz muss bis ins Jahr 2050 klimaneutral werden. Die Eignerstrategie 
äussert sich dazu nicht. 

Antrag 2, Ziele der Kantone: Es ist richtig, dass es nicht Aufgabe der SAK sein 
kann, Subventionen, Fördermittel oder Vergütungen zu entrichten. Sie muss und soll 
aber gerecht im Umgang mit privaten Betreibern von Fotovoltaikanlagen sein. Ge-
mäss einem Vergleich des Verbandes unabhängiger Energieerzeuger (VESE), der 
30 grössten Energieversorger, positioniert sich die SAK mit einer Rückvergütung von 
6,2 Rappen abgeschlagen auf dem letzten Platz. Anders die St.Galler Stadtwerke, 
hier werden bei privater Einspeisung von Solarstrom rund 12 Rappen und damit rund 
das Doppelte gutgeschrieben. Die Energiestrategie 2050 bedeutet Atomstrom durch 
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erneuerbare Energien zu ersetzen. Einspeisevergütungen sind ein erprobtes und er-
folgreiches Fördermodell. Eine Verpflichtung zur angemessen hohen Ausrichtung der 
Einspeisevergütung fehlt in den Grundsätzen der Eignerstrategie. 

Antrag 3, Grundsätze: Die SAK und mit ihr die beteiligten Kantone sind wie unter 
Punkt 5 erwähnt mit 12,5 Prozent an der Axpo Holding beteiligt und damit auch an 
den Atomkraftwerken Beznau 1, Beznau 2, Gösgen und Leibstadt. Das Eignerkapital 
der SAK beträgt aufgerundet 700 Mio. Franken. Eine Studie aus dem Jahr 2014, ba-
sierend auf Zahlen der eidgenössischen Finanzkontrolle, geht bei den anstehenden 
Entsorgungs- und Stilllegungskosten von 5 Mrd. Franken aus. Dies dürfte konservativ 
gerechnet sein. Die tatsächlichen Kosten liegen eher zwischen 10 und 20 Mrd. Fran-
ken. Nehmen wir aber die konservativ tiefe Zahl von 5 Mrd. Franken, haben die SAK 
und damit die Eigner einen ungedeckten Axpo-Kostenanteil für die Stilllegung der vier 
AKW von 630 Mio. Franken zu tragen. Das Eignerkapital wäre damit nahezu aufge-
braucht. Vor dem Hintergrund dieser hohen finanziellen Risiken wäre es angezeigt, 
sich schnellstmöglich von der Axpo-Beteiligung zu lösen. Da dies umständlich ist, 
müssten die drei SAK-Kantone bei der Axpo darauf hinwirken, den Ausstieg aus der 
Atomenergie schnellstmöglich voranzutreiben. Nur so lassen sich noch höhere Kos-
ten vermeiden, denn je länger die weitgehend veralteten Schweizer AKW in Betrieb 
bleiben, desto höher werden die Gesamtkosten ausfallen. Der Grundsatz des schnellst-
möglichen Atomausstiegs gehört darum ebenfalls in die SAK-Eignerstrategie. 

Antrag 4, Berichterstattung: Hier fehlen in der Eignerstrategie Aussagen, welche 
Erwartungen an die Berichterstattung bezüglich quantitativer Klimaziele erwartet wer-
den. Auch die Massnahmen und erreichten Zwischenziele zur Veränderung des Ener-
giemixes weg vom Atomstrom hin zu den erneuerbaren Energiequellen wären aus 
unserer Sicht in der Berichterstattung zu dokumentieren. 

Leider können wir diese Anträge zur Abänderung der Eignerstrategie nicht zur 
Abstimmung bringen und wir nehmen enttäuscht Kenntnis von der neuen Eignerstra-
tegie. 
 
Regierungsrat Tinner zu Schwager-St.Gallen: Ich stelle bezüglich der Strategie kei-
nen wesentlichen Unterschied fest – allenfalls in zeitlicher Hinsicht und dies insbe-
sondere beim Ausstieg aus der Atomenergie. Wenn Sie den vierten Punkt der allge-
meinen Bestimmungen der Eigentümerstrategie nochmals konsultieren, beruft sich 
auch die Regierung in ihrer Strategie auf die Energiestrategie 2050 des Bundes und 
diese beinhaltet letztlich auch den Ausstieg aus der Atomenergie. Diesen Umstand 
gilt es entsprechend zu würdigen. Ich möchte darauf hinweisen, dass diese Eig-
nerstrategie einerseits durch den Verwaltungsrat und andererseits durch das Baude-
partement erarbeitet wurde. Daraus hat sich eine konsolidierte Fassung ergeben, wie 
sie die Regierung im September 2020 zuhanden von Ihnen verabschiedet hat. Ich 
kann Ihnen aber auch versichern, dass es nicht mehr elf Jahre dauern wird, bis eine 
erneute Eignerstrategie vorgelegt wird, sondern die Regierung wird sich hier mindes-
tens auch an den Vierjahresrhythmus der Überarbeitung bzw. Anpassung halten. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Kenntnisnahme von der Berichterstattung der Re-
gierung betreffend Beteiligungs- und Eigentümerstrategie für die St.Gallisch-Appen-
zellische Kraftwerke AG fest. 
  



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
1. Dezember 2020 Nr. 082 / 32 
    
    
  
 
Darlehen und Sonderkredite; Darlehen an private Einrichtungen für erwachsene Men-
schen mit Behinderung 
 
Der Kantonsrat stimmt Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 6 des Kantonsratsbe-
schlusses (Darlehen an private Einrichtungen für Menschen mit Behinderung) mit 
105:0 Stimmen zu. 
 
 
Sonderkredit «OST 2021–2022» 
 
Der Kantonsrat stimmt Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 7 Bst. a des Kantons-
ratsbeschlusses (Sonderkredit OST – Ostschweizer Fachhochschule 2021–2022) mit 
108:0 Stimmen zu. 
 
 
Sonderkredit «Förderungsprogramm Energie 2021–2025» 
 
Der Kantonsrat stimmt Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 7 Bst. b des Kantons-
ratsbeschlusses (Sonderkredit «Förderungsprogramm Energie 2021–2025») mit 
103:2 Stimmen zu. 
 
 
Sonderkredit «Werterhaltung Sicherheitsfunknetz POLYCOM» 
 
Der Kantonsrat stimmt Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 8 des Kantonsratsbe-
schlusses (Sonderkredit «Werterhalt Sicherheitsfunknetz POLYCOM») mit 108:1 
Stimmen bei 1 Enthaltung zu. 
 
 
Schlussanträge zum Budget 2021; 1. Staatssteuerfuss (mit Rechnungsabschnitt 5105) 
 
Thoma-Andwil beantragt im Namen der SVP-Fraktion, Ziff. 2 Abs. 2 wie folgt zu for-
mulieren: «Der Staatssteuerfuss wird für das Jahr 2021 auf 110 Prozent festgesetzt.» 

Mit einer Ratsmehrheit wurde die Regierung unlängst eingeladen, eine Steuer-
fusssenkung auf 110 Steuerfussprozente im AFP zu prüfen. Die Regierung hat dies 
nicht als Auftrag aufgefasst, sondern einfach als Einladung, der man offenbar nicht 
nachgehen muss – so geht das nicht. Die Ausreden, die dazu gefunden wurden, sind 
auch einfach, es ist immer das gleiche: Corona. Aber gut, nehmen wir dieses Argu-
ment, gerade in der jetzigen Zeit macht Steuersenkung Sinn. Wir unterstützen aktuell 
die Unternehmen nach unseren Möglichkeiten mit verschiedensten Massnahmen. 
Wir müssen zwingend auch die Bürger, die Steuerzahler entlasten, damit mehr im 
Portemonnaie bleibt und sei es auch, um das Geld auch auszugeben. Die Unterneh-
men, die Wirtschaft und somit auch die Arbeitsplätze werden nachhaltig gesichert, 
wenn wieder konsumiert wird. Und konsumiert wird, wenn wieder Optimismus auf-
kommt und auch Geld vorhanden ist. 

Der Betrag der Steuersenkung von rund 65 Mio. Franken ist nicht verloren. Im 
Gegenteil, dieses Geld ist dort eingesetzt, wo es am meisten Wirkung erzielt, nämlich 
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im Wirtschaftskreislauf, im Konsum und in Aufträgen bei den Unternehmen. Damit die 
Unternehmen mehr investieren und Löhne aus eigener Kraft bezahlen können. Es 
kann doch nicht sein, dass wir in dieser jetzigen Situation die Staatsquote ansteigen 
lassen und sich der Staat hinter der Mauer und dem Vorwand Corona verbarrikadiert 
und sichert. 

Durch die Regierung gibt es keinerlei Ideen oder Vorschläge, sich dem Auftrag 
des Kantonsrates anzunehmen – das ist enttäuschend. So muss der Kantonsrat, wir 
als Vertreter der Bürgerinnen und Bürger, direkt korrigierend und verbessernd ein-
greifen. Die Mehrausgaben für die Corona-Massnahmen werden mit dem besonde-
ren Eigenkapital finanziert. Das ist Volksvermögen und eigentlich angedacht für Steu-
ersenkungen. Wo ist der Beitrag des Kantons? Wo ist der Wille, unserer Regierung 
Hand zu bieten? 

Die Unternehmen kämpfen um das Überleben und versuchen verzweifelt, die Be-
triebe durch diese Zeit zu retten. Die Regierung machte aber keinerlei Anstalten, 
selbst über die Bücher zu gehen und die Kosten nachhaltig in den Griff zu bekommen, 
damit die Steuersenkung auch nachhaltig ist. Die Rechnung 2020 wird um 148 Mio. 
Franken besser abschliessen als erwartet – das ist erfreulich. Dieses Geld sollte ei-
gentlich bei den Bürgerinnen und Bürgern sein und nicht beim Staat in der Staats-
kasse. Wir können uns eine Steuersenkung bereits zum jetzigen Zeitpunkt leisten und 
den Bürgerinnen und Bürgern einen kleinen Anteil, nämlich nicht einmal die Hälfte 
von 148 Mio. Franken, zurückgeben. Es steht ihnen zu, wir haben nicht mit diesem 
Geld gerechnet, es sollte zurück in den Wirtschaftskreislauf. 

Ich persönlich freue mich auf die Unterstützung der bürgerlichen Parteien, aber 
ich erwarte auch ganz besonders die Unterstützung der SP-Fraktion, die hoffentlich 
nicht nur als Staatsquotenverteidigungspartei in dieser Halle herumweibelt, sondern 
auch die normalen Bürgerinnen und Bürger vertritt. Dieser Antrag ist die richtige Ant-
wort auf die aktuelle Situation. Dieser Antrag ist auch wegweisend für die zukünftigen 
Budgets der Regierung. Unterstützen Sie unseren Antrag zum Wohle des St.Galler 
Bürger und Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Der Antrag der SVP-
Fraktion ist abzulehnen. 

Die steuerliche Belastung in unserem Kanton ist für den Mittelstand zu hoch und 
muss gesenkt werden. Hier stimmen wir Thoma-Andwil zu. Auch die Regierung hat 
damals bei der zweimaligen Steuerfusserhöhung dies in Aussicht gestellt, dass mit-
telfristig wieder eine Steuersenkung vorgesehen wird. Doch mit Blick auf das hohe 
Defizit und die Unwägbarkeiten der Corona-Krise ergibt die Forderung nach einer 
Steuerfusssenkung zum aktuellen Zeitpunkt keinen Sinn und sie hatte im Übrigen 
wegen der schlechten Finanzperspektive schon im Februar 2020 keinen Sinn erge-
ben, als SVP- und FDP-Fraktion die Steuerfusssenkung in Auftrag gaben. 
 
Surber-St.Gallen: (im Namen der SP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion ist ab-
zulehnen. 

Corona ist hier kein Vorwand. Corona ist die Ursache dafür, dass die Regierung 
diesen Auftrag auf das Budget 2021 hin nicht umsetzen konnte. Als dieser Auftrag im 
Kantonsrat mit einer Mehrheit beschlossen wurde, waren die Zeiten noch andere. 
Das Virus war zwar bekannt, es war auch bekannt, dass es sehr gefährlich und tödlich 
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ist. Aber wir sind damals noch davon ausgegangen, dass wir davon nicht besonders 
betroffen sein werden. Heute wissen wir, die Realität ist eine andere. Das Virus hat 
auch unser Land im Griff. Im Frühling dieses Jahres mussten Massnahmen getroffen 
werden, als klar war, es ist da, es kommt und wird sich in der ganzen Schweiz aus-
breiten. Es wurde geblockt durch diese Massnahmen. Diese haben selbstverständlich 
dazu geführt, dass die Betriebe erhebliche Umsatzeinbussen erlitten haben. Es hat 
Arbeitslosigkeit gedroht in einem Umfang, wie sie unser Land vermutlich kaum je ge-
kannt hatte. Der Bund hat sofort reagiert, indem er die Kurzarbeitsentschädigung aus-
gebaut hat. Es wurden die Covid-Bürgschaften von 13,9 Mrd. Franken gewährt. Damit 
wurden die Wirtschaft und Arbeitsplätze gerettet, aber damit wurde der Staat massiv 
belastet. 

Die Krise dauert an, wir stecken mittendrin. Die zweite Welle ist, wie von den 
meisten Epidemiologen vorausgesagt, angekommen. Es mussten neue Massnah-
men ergriffen werden. Die Wirtschaft musste wieder herunterfahren, es droht wiede-
rum Arbeitslosigkeit. Wir haben heute eingangs auch über diese Härtefallmassnah-
men diskutiert. Es geht nicht um den Konsum. Das Problem ist, man kann im Moment 
nur eingeschränkt konsumieren, die Betriebe können nicht normal arbeiten und des-
wegen sind sie auf die Unterstützung des Staates angewiesen. Diese Unterstützung 
müssen wir bereit sein zu gewährleisten. Diese Unterstützung müssen wir finanzie-
ren. Deswegen braucht der Staat im Moment die Steuereinnahmen und es ist nicht 
der richtige Zeitpunkt, nun eine Steuersenkung zu beschliessen.  
 
Huber-Oberriet (im Namen der FDP-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion ist abzu-
lehnen. 

Die FDP-Fraktion forderte zusammen mit der SVP-Fraktion im Februar 2020 die 
Steuersenkung um 5 Prozent. Damals war es der richtige Entscheid, denn die finan-
ziellen Sorgen waren noch nicht so gross wie heute. Wir müssen doch realistisch sein 
– die Zeiten haben sich stark verändert. Es wäre ein falsches Zeichen, eine Steuer-
senkung von 5 Prozent vorzunehmen bzw. das Eigenkapital, das wir in Zukunft noch 
dringend brauchen werden, um 65 Mio. Franken zu mindern. Die FDP-Fraktion ist 
aber klar der Meinung: Aufgeschoben ist nicht aufgehoben. Wir fordern die Regierung 
auf, in den kommenden Jahren stets Steuersenkungen zu prüfen, damit wir den Ein-
wohnern auch wieder etwas zurückgeben können. 
 
Fäh-Neckertal (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Der Antrag der SVP-Fraktion ist ab-
zulehnen. 

Obwohl bereits ein operatives Defizit von rund 243 Mio. Franken budgetiert ist, 
möchte die SVP-Fraktion dieses gleich noch einmal um 65 Mio. Franken erhöhen, so 
viel macht die vorgeschlagene Steuersenkung um 5 Prozent aus. Sie argumentierte, 
dass die 0,4 Prozent strukturelle Lohnmassnahmen von knapp 1,8 Mio. Franken in 
der aktuellen Lage nicht angebracht seien. Auch gegen die Fr. 300'000.– für die Po-
lizei wehrte sie sich. Eine Steuersenkung von 65 Mio. Franken soll aber kein Problem 
sein. Da fehlt mir das Verständnis. Begründet wird der Antrag damit, dass die norma-
len Steuerzahler entlastet werden sollen, damit sie das Geld ausgeben können. Bei 
Steuersenkungen werden systembedingt aber die besser Verdienenden mehr entlas-
tet. Vielleicht sind dies für die SVP-Fraktion die normalen Steuerzahler. Es ist auch 
abwegig, dass diejenigen, die von Corona profitiert haben oder keine Lohneinbussen 
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in Kauf nehmen mussten und müssen, durch die Steuersenkung gleich noch einmal 
überdurchschnittlich profitieren werden. Wenn schon, müsste es umgekehrt sein, wie 
dies z.B. durch die Erhöhung der Prämienverbilligung der Fall wäre.  
 
Thoma-Andwil: Ich kann nur staunen, wenn ich Huber-Oberriet höre, der tatsächlich, 
ich glaube es nicht, im Namen der FDP-Fraktion spricht. Bei einem Einzelvotum kann 
es ja einmal passieren, dass man ausrutscht, aber im Namen der FDP. Die Liberalen? 
Ich kann nur staunen über Ihre Aussagen als Fraktionssprecher. Es kommt mir vor 
wie bei einem Adventskalender. Man macht ein Türchen auf und fragt sich, ist man 
wohl erfreut oder ist man enttäuscht oder ist man gar irritiert? Ich habe die FDP-Frak-
tion gehört, das Türchen ist aufgegangen und ich bin irritiert, nicht einmal enttäuscht, 
sondern irritiert. Heute im «Tagblatt» auf der Titelseite: «FDP kämpft in den Städten 
ums Überleben». Ja, Kunststück, kämpft sie ums Überleben, man weiss ja nicht mehr 
genau, wo diese Partei steht, man hat keinen Plan. Sie müssen nicht noch mehr auf 
die linke Seite kippen, um damit Wähler in den urbanen Gebieten zu erhalten – das 
funktioniert nämlich nicht. Sie müssen zu ihren Werten stehen. Bleiben Sie auf ihrem 
Weg, den Sie einmal eingeschlagen haben und kippen Sie nicht links und rechts. Ihre 
Wähler verdienen doch das zu bekommen, was Sie auch erzählen. 

Es ist bekannt, ich bin ein hoffnungsloser Optimist: Irgendwie glaube ich noch ein 
bisschen an das Liberale, wobei das wahrscheinlich schon langsam in Naivität kippt, 
was auch meine Kolleginnen und Kollegen bestätigen. Warum habe ich die Hoffnung 
nicht verloren? Ich bin auf die Website der FDP Kanton St.Gallen gegangen. Die ha-
ben eine Resolution geschrieben, datiert vom 25. November 2020, das ist ja noch 
nicht so lange her. Wobei ich sagen muss, zwischen dem 25. November 2020 und 
dem 1. Dezember 2020 sind immerhin sechs Tage vergangen, da ist es schon mög-
lich, dass sich die Meinung der FDP-Fraktion ändern kann. Aber immerhin, in diesem 
Papier, das rund eine Woche alt ist, ist eine Resolution der FDP. Die Liberalen St.Gal-
len, und zwar haben sie eine Resolution ausgearbeitet mit dem Titel «Liberaler Be-
freiungsschlag aus der Corona-Krise». Und die Liberalen haben darin nicht etwa 
Wünsche aufgeschrieben, sondern Forderungen der FDP-Fraktion unter dem Titel 
«Steuern und Abgaben» fordern sie: «Die Vermögenssteuern sowie die Einkom-
menssteuer natürlicher Personen sind ab dem Jahr 2022 zu senken». Jetzt müssen 
Sie mir mal erzählen, was genau der Unterschied ist zwischen 2021 und 2022. Wird 
es damit besser? Es ist der richtige Zeitpunkt, die Weichen zu stellen, dass wir ge-
meinsam, die bürgerlichen Kräfte, eine Umkehr im Kanton St.Gallen einleiten. 

Wie gehen wir weiter? Ich weiss nicht genau wo die FDP-Fraktion steht und ich 
meinte, es wäre langsam Erklärungsbedarf Ihrerseits da. Wollen Sie nun Ihre libera-
len Grundsätze, die Sie mit diesem Papier grossmütig in Ihren Werbe-Channels ver-
breiten, und Ihre Wähler bewirtschaften? Ich erwarte, dass Sie das auch umsetztet, 
in dieser Session Ende 2020 zum Wohle ihrer Wählerinnen und Wähler und zum 
Wohle unseres Kantons St.Gallen. Ich erwarte ein geschlossenes kräftiges Ja von 
der FDP-Fraktion. Ich bin sicher, es gibt auch noch einige vernünftige Mitglieder der 
CVP-EVP-Fraktion, dort sind auch noch bürgerliche Leute dabei. Es sind nicht mehr 
so viele, das ist so, aber es gibt noch einige, und darum hoffe ich, dass wir eine ge-
sunde Ratsmehrheit für einen gesunden Kanton St.Gallen erhalten. 
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Güntzel-St.Gallen: Als langjähriges Ratsmitglied darf ich erwähnen, dass unser An-
trag nichts Neues ist, sondern nur die Bestätigung bzw. Argumentation eines be-
schlossenen Auftrags – wenn wir daran festhalten. 

Zu Surber-St.Gallen: Bei jedem Senkungsanspruch sagen Sie, dass der Zeit-
punkt der falsche sei, unabhängig unserer finanziellen Lage. Deshalb kann ich Ihre 
Begründung weniger ernst nehmen. Wenn aber andere Parteien aussagen, es wäre 
schon korrekt, aber der falsche Zeitpunkt – wissen Sie, warum es der falsche Zeit-
punkt ist? Nicht wegen Corona, sondern weil unsere Regierung nicht den Mut, die 
Fähigkeit und den Willen hat, unternehmerisch zu denken und zu handeln. Wenn Sie 
nämlich auch den Staat als Unternehmen betrachten, hätte die Regierung spätestens 
im Sommer oder im Frühsommer feststellen müssen, dass wir handeln müssen. Auch 
wir können nicht mehr aus dem Vollen schöpfen wie vorher. D.h., wir beantragen dem 
Kantonsrat eine deutliche Senkung von 50 bis 100 Mio. Franken der Personalausga-
ben, weil wir das bei dieser grossen Anzahl von Mitarbeitenden problemlos durchfüh-
ren können. 

Ein Votum von heute Morgen von Huber-Oberriet habe ich so aufgenommen, 
dass er für grosse Kürzungen wäre. Er hat aber nach der Diskussion Fr. 300'000.– 
erwähnt, wie verrückt es sei, dass sich der Kantonsrat so lange mit diesem Betrag 
befassen könne. Ich habe erwartet, dass er das Wort ergreifen würde, um zu sagen, 
dass es um etwas Wesentliches geht und er das unterstützen könne. Leider ist unsere 
Regierung dazu nicht bereit und so lange sie nicht bereit ist, unternehmerisch zu den-
ken und zu handeln, muss es der Kantonsrat tun. Damit folgen die unangenehmen 
Konsequenzen, dass am Schluss die «Rasenmähermethode» bzw. lineare Kürzun-
gen vorgenommen werden, weil die Verantwortlichen, welche die Kapazitäten besser 
beurteilen können, dies nicht tun. Schliesslich gibt es eine Lohnkürzung von 3 oder 
5 Prozent und das wären doch schon etliche Millionen Franken, die diese Senkung 
des Steuerfusses ausgleichen würde. 

Ich stelle nicht den Antrag auf diese generelle Senkung. Es wäre aber Aufgabe 
der Regierung und der Finanzkommission, grosse Überlegungen anzustellen und 
nicht im Kleinen die Kriege auszudiskutieren, die letztlich noch durch den Präsidenten 
entschieden werden müssen. Ich empfehle Ihnen allen und insbesondere auch der 
Regierung, Ihre Aufgabe nicht nur als Verwalter, sondern auch unternehmerisch zu 
sehen. 
 
Schmid-Grabs: Es war noch nie der richtige Zeitpunkt für eine Steuersenkung, wenn 
man dem Kantonsrat und auch der Regierung glauben möchte. Und wenn das zudem 
von meinem Fraktionskollegen und langjährigem Ratsmitglied Güntzel-St.Gallen be-
stätigt wird, muss da wohl etwas Wahres dran sein. Es hat auch eine gewisse Tragik, 
denn selbst wenn es gut um die Finanzen stand, war die Bereitschaft nie vorhanden, 
um die richtigen Schritte für die Zukunft zu planen, um den Kanton St.Gallen wieder 
zurück auf die Überholspur zu bringen. Uns muss schon bewusst sein, dass wir mit 
diesem Kampfgewicht nicht auf die Überholspur zurückkommen, sondern eher ein 
Schlusslicht werden. Die Regierung – und das sieht man einmal mehr – bemüht sich 
nicht, die Kosten in den Griff zu bekommen. Im Gegenteil, die Kosten wachsen Jahr 
für Jahr an. Die wachsende Staatsquote ist kein Ausreisser dieses Jahres aufgrund 
Corona. Sie reiht sich in die letzten zehn Jahre ein und das ist beschämend, denn wir 
haben uns vor einigen Jahren Finanzziele gesetzt und gesagt, die Staatsquote soll 
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konstant bleiben. Stattdessen ist sie seit dem Jahr 2002, als wir uns diese Ziele ge-
setzt haben, um rund 20 Prozent angestiegen – das kann es doch nicht sein. 

Die SVP-Fraktion hat wiederholt gesagt, dass wir in guten Zeiten Rücklagen ma-
chen sollten für schwierigere Zeiten. Auch sollten wir Steuersenkungen vornehmen, 
so dass das Kapital, das Geld für Investitionen, in der Bevölkerung und bei den Fir-
men bleibt, so dass diese auch für schwierige Zeiten gerüstet sind. Aber auch, dass 
wir eine stabile und schlanke Verwaltung haben, die wir auch in schlechten Zeiten 
ohne Mühe finanzieren können. Leider haben wir dieses Ziel ganz klar verfehlt und 
das müssen wir nun bereinigen. 

Es gab noch nie den richtigen Zeitpunkt für eine Steuersenkung. Aber wahr-
scheinlich ist heute einer der besten dafür, wenn wir auch die Ziele der FDP-Fraktion 
betrachten. Sie wollen ab dem Jahr 2022 gezielt entlasten. Ich selbst bezahle meine 
Steuerrechnung für das Jahr 2021 im Jahr 2022. Wenn die Leute im Jahr 2022 ent-
lastet werden sollen, tun sie das heute, denn dann sind Sie zum richtigen Zeitpunkt 
gestartet. Geld für wichtige Investitionen gehört in die Wirtschaft bzw. zu den Einwoh-
nern, denn die brauchen das, um unseren Kanton auch in Zukunft vorwärtszubringen. 
 
Frei-Rorschacherberg zu Thoma-Andwil: Danke für die Erwähnung unserer Resolu-
tion. Wir befinden uns nun jedoch in einer Budgetdebatte, nicht in einer grob politi-
schen Wertung. Da argumentieren und analysieren wir die aktuelle Lage, dabei sind 
wir der Vernunft und Verantwortung der Bevölkerung gegenüber verpflichtet. Die 
FDP-Fraktion tätigt eine liberale Politik und möglichst keine populistische. Deshalb 
danke ich an der Stelle auch für die Werbung für unsere Resolution, darin sind tat-
sächlich einige Begriffe enthalten, die uns in den folgenden Jahren als Wegweiser 
dienen können. Ich hoffe, alle haben sie so genau gelesen wie Thoma-Andwil. 
 
Regierungsrat Mächler: Sie haben uns im Februar 2020 mehrheitlich einen Auftrag 
erteilt, im Rahmen der heutigen Budget-Diskussion einen Steuerfuss von 110 Prozent 
zu beantragen. Heute ist der Zeitpunkt, darüber zu diskutieren. Zwischen Februar 
2020 und heute gibt es in der Tat einen grossen Unterschied – und das Ding, da gebe 
ich Ihnen Recht, kann ich auch langsam nicht mehr aussprechen, das Corona-Virus. 
Das hat nicht nur gesundheitliche Auswirkungen auf uns. Es folgt eine globale Re-
zession, und wir können uns doch nicht so verhalten, als ob das im Kanton St.Gallen 
nicht stattfinden würde. Auch wir sind betroffen, wir haben sehr viele exportorientierte 
Unternehmen. Wenn es eine globale Rezession gibt, folgen weniger Einnahmen – 
das ist eine einfache Rechnung. Man kann das nicht zur Kenntnis nehmen, nur Sie 
müssen sich sodann die Frage gefallen lassen, ob das eine kluge Politik ist. Für die 
Regierung war klar, dass sich mit diesem Einbruch die Vorzeichen geändert haben. 
Nachdem wir das Budget zusammengetragen haben, ergab sich ein Defizit von 
250 Mio. Franken. Die Regierung hat entschieden, dass eine Steuerfusssenkung von 
5 Prozent, das würde nochmals 65 Mio. Franken Defizit ergeben, nicht eine nachhal-
tige Finanzpolitik wäre, und deshalb folgen wir diesem Auftrag nicht. Im ersten Ab-
schnitt der Zusammenfassung unserer Botschaft vom 22. September 2020 haben wir 
dargelegt, weshalb wir dem nicht folgen können. Wir empfinden das als nicht korrekt. 

An die SVP-Fraktion: Ich bin mit Ihnen einig, dass Steuererleichterungen jetzt 
nötig sind. Dafür gibt es die STAF, die 100 Mio. Franken Steuererleichterungen für 
die Unternehmen vorsieht. Das sind wesentliche Steuererleichterungen. Es gibt auch 
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für natürlichen Personen bereits beschlossene Steuererleichterungen. Bitte nehmen 
Sie dies zur Kenntnis und erinnern Sie sich daran. Nun noch eine zusätzliche Steu-
erfusssenkung zu beantragen, das erachten wir aktuell für nicht korrekt. Sie schlagen 
eine Ziff. 16 vor, wo Sie diesen Auftrag klären wollen und ich begrüsse dies. Das 
Präsidium soll nun entscheiden, wie mit solchen Aufträgen umgegangen werden 
muss, die nicht umgesetzt werden können. Ich persönlich – die Regierung hat nicht 
darüber getagt – finde es gut, dass Sie die Ziff. 16 erstellen, um dies zu klären. Es 
war nicht böser Wille der Regierung, noch etwas vergessen zu haben. Es war 
schlichtweg nur Rationalität, die uns dazu geführt hat, diese Steuerfusssenkung nicht 
zu beantragen. 
 
Hartmann-Walenstadt, Kommissionspräsident: Der gleichlautende Antrag wurde 
ebenfalls in der Finanzkommission gestellt. Er wurde den 115 Prozent gemäss Bot-
schaft gegenübergestellt und es obsiegten die 115 Prozent. Der Antrag wurde mit 
10:5 Stimmen abgelehnt. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Finanzkommission dem Antrag der SVP-Fraktion 
zu Ziff. 3 des Kantonsratsbeschlusses (Motofahrzeugsteuerfuss) mit 77:34 Stimmen 
vor. 
 
 
Ziff. 2. Motorfahrzeugsteuerfuss 
 
Der Kantonsrat stimmt Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 3 des Kantonsratsbe-
schlusses (Motofahrzeugsteuerfuss) mit 112:0 Stimmen zu. 
 
 
Ziff. 3. Ergebnis 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Beiträge der Erfolgsrechnung und Investitionsrech-
nung entsprechen den Zahlen gemäss Antrag der Finanzkommission. 
 
 
Aufträge 
 
Ziff. 9. Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Der Antrag der 
Regierung bzw. SP-Fraktion ist abzulehnen. Dem Antrag der Finanzkommission ist 
zuzustimmen. 

Der Antrag der Finanzkommission für den AFP ist moderat und erlaubt die Schaf-
fung neuer Arbeitsstellen, aber mit dem nötigen Mass. In Anbetracht des prognosti-
zierten Defizits des Kantons und mit Blick auf die wirtschaftlich schwierige Situation 
ist es notwendig, dass eine Personalpolitik betrieben wird, die nachhaltig finanzierbar 
ist. Wir sollten die Solidarität der Bevölkerung mit dem Staatspersonal in diesen Zei-
ten nicht überstrapazieren. 
 
Huber-Oberriet (im Namen der FDP-Fraktion): Die Anträge der SP-Fraktion und der 
Regierung sind abzulehnen. Dem Antrag der Finanzkommission ist zuzustimmen. 
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Es wurden schon genügend Argumente vorgebracht. Die FDP-Fraktion ist für 
eine moderate Steigerung der strukturellen Ausgaben. Die Regierung hat bereits 
grosse Aufgaben erhalten, die strukturellen Defizite noch aufzuzeigen. Somit tun wir 
der Regierung einen Gefallen, wenn wir noch nicht auf 0,4 Prozent reduzieren.  
 
Schöb-Thal (im Namen der SP-Fraktion): Dem Antrag der Regierung ist zuzustim-
men. Der Antrag der Finanzkommission ist abzulehnen. Ich lege meine Interessen 
offen: Ich bin Präsidentin der Personalverbändekonferenz des Kantons St.Gallen. 

Wir haben uns in den Sozialpartnergesprächen darauf geeinigt, dass sämtliche 
Personalverbände des Kantons St.Gallen infolge der ausserordentlichen Lage auf 
Lohnforderungen verzichten. Wir sind davon ausgegangen, dass wir keine Lohnfor-
derungen tätigen werden, wenn diese 0,8 Prozent bestehen bleiben, weil diese 0,8 Pro-
zent mit zweimal 0,4 Prozent das Bestehen von NeLo (Lohnsystem des Kantons 
St.Gallen) bzw. die Funktion von NeLo sichern. Sie haben NeLo eingeführt, Sie sind 
dafür verantwortlich, dass das neue Lohnsystem auch funktioniert. Und damit es funk-
tionieren kann, braucht es diese zweimal 0,4 bzw. diese 0,8 Prozent. Wir haben be-
reits in einer vorherigen Diskussion festgestellt, dass sie nötig sind. Mit diesen 0,4 Pro-
zent ist ein minimaler Bedarf für die bestehenden strukturellen Personalaufwände 
vorhanden. 

Heute wurde auch erwähnt, dass die Staatsquote stabil und der Staat schlank 
bleiben sollen. So müssen wir aber auch in den vorberatenden Kommissionen davon 
absehen, unseren Staatshaushalt mit zusätzlichen Aufgaben zu belasten. Dort sind 
die personellen Ressourcen auch beschränkt. Ebenso müssen wir damit aufhören, 
Fachstellen zu wünschen. Am gestrigen Sessionstag haben wir über FAREX (Fach- 
und Anlaufstelle Radikalisierung und Extremismus) diskutiert und in diese Massnah-
men hinzugefügt. Die Angestellten können diese Massnahmen nicht bearbeiten, weil 
sie zu wenig Ressourcen haben – wir wünschen dies nun aber. Die Erstellung von 
Wunschkatalogen an die Ämter müssen wir beenden, dann können wir das mit dem 
aktuellen Personalbestand vielleicht bewältigen. 

Ich bitte Sie, diese 0,8 Prozent beizubehalten, so, dass wir NeLo durchführen 
können, wie wir es im Januar 2018 eingeführt haben.  
 
Suter-Rapperswil-Jona zu Schöb-Thal: Der formulierte Auftrag in Ziff. 9 betrifft die 
Löhne nicht. Es war unsere Delegation, die diesen Auftrag dahingehend präzisiert 
hat, dass die 0,4 Prozent, die für individuelle Lohnmassnahmen vorgesehen sind, 
unverändert beibehalten werden. Dies hat den unterstrichenen Nachsatz unter Ziff. 9 
ergeben. Wir teilen das Anliegen, NeLo umzusetzen. Es ist wichtig, dass man diesen 
Beitrag weiterhin in dieser Höhe spricht, damit das nun auch konsequent umgesetzt 
werden kann. Wir haben viele jüngere Mitarbeitende, dort hat man einen Nachholbe-
darf. Es ist uns ein Anliegen, dass das weiterhin sichergestellt ist.  
 
Huber-Oberriet (im Namen der FDP-Fraktion): Wir sind für das Personal, und die 
0,4 Prozent der individuellen Lohnerhöhung bestreiten wir ja nicht. Uns ist es wichtig, 
dass das Personal im Kanton St.Gallen gefördert werden kann. Aber bei den struktu-
rellen 0,4 Prozent sind wir für eine Kürzung. Wir möchten, dass der Staat seine Auf-
gabe wahrnimmt, aber nur die Aufgaben, die er auch muss. Deshalb ist es wichtig, 
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dass der Stellenausbau nicht einfach voranschreitet. Wir stehen hinter dem Personal, 
und NeLo ist mit den 0,4 Prozent nicht gefährdet. 
 
Regierungsrat Mächler: Die Regierung nimmt mit Befriedigung zur Kenntnis, dass Sie 
uns zumindest ab dem Jahr 2022 wieder eine Perspektive im strukturellen Bedarf, 
nämlich von 0,2 Prozent, geben wollen. Es ist eine Frage des Masses, wo hier eine 
Differenz besteht. Aus Sicht der Mehrheit des Kantonsrates entnehme ich, dass man 
mit 0,2 Prozent das Gefühl hat, es sei massvoll und korrekt. Die Regierung ist aber 
der Ansicht, dass 0,4 Prozent anzustreben sind. Es ist verschiedener Bedarf vorhan-
den und ich stimme Schöb-Thal zu; da sind es oft Sie, die diesen Bedarf bestellen. 
Ich wäre Ihnen verbunden, wenn Sie nun 0,2 Prozent beschliessen, sind Sie sodann 
auch mit sich selbst ehrlich und fordern uns nicht laufend für neue staatliche Ausga-
ben heraus. Das geht einfach nicht auf. Beschränken Sie sich und dann beschränken 
auch wir uns. Die strukturellen Herausforderungen werden sehr anspruchsvoll sein 
und es wird somit nicht mehr geben, sodann müssen wir auch zu weniger zustimmen. 
Momentan höre ich das in dieser Krise aber nie, ich höre nur immer mehr, mehr und 
mehr. 
 
Hartmann-Walenstadt, Kommissionspräsident: Die Finanzkommission stimmte Ziff. 9 
der Anträge der vorberatenden Kommission mit 11:3 Stimmen bei 1 Enthaltung zu. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Finanzkommission dem Antrag der Regierung 
bzw. der SP-Fraktion zu Ziff. 9 des Kantonsratsbeschlusses (Lohnmassnahmen und 
Personalbedarf) mit 81:30 Stimmen vor. 
 
Ziff. 12. Surber-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Der Auftrag nach Ziff. 12 der 
Finanzkommission ist abzulehnen. 

Wir können ehrlich sein; wir steuern auf ein Sparpaket zu. Unsere Fraktion lehnt 
dieses Ansinnen ab. Wir können nicht bestreiten, dass wir im Budget und auch in 
einer gewissen Perspektive mit Defiziten zu rechnen haben. Wir alle wissen ganz 
genau, dass Corona ein Grund dafür ist. Ein weiterer ganz massgeblicher Grund dafür 
ist aber die Umsetzung der STAF-Vorlage (Steuerreform und AHV-Finanzierung). Ich 
möchte dabei noch einmal betonen, was auch Regierungsrat Mächler vorhin zu den 
Steuersenkungen gesagt hat: Wir haben massive Steuersenkungen, die sich nun für 
die Unternehmen im Jahr 2021 auswirken. 

Was wir feststellen, Etterlin-Rorschach hat es bereits ausgeführt, dass wir ge-
genüber den Werten, von denen wir im Rahmen des im Kantonsratssaal erstellten 
Steuerkompromisses einmal ausgegangen sind, deutlich höhere Ausfälle zu bewälti-
gen haben. Wir wissen, ein Teil dieser höheren Ausfälle ist damit begründet, dass die 
Steuereinnahmen bzw. die Gewinne der juristischen Personen in den vergangenen 
Jahren deutlich zugenommen haben. Nun haben wir auf einer höheren Basis diese 
Steuersenkung vorzunehmen. Das ist aber nicht der einzige Grund. Zudem präsen-
tierte uns die Regierung damals alte Zahlen bzw. die Berechnungen auf der Basis der 
Jahre 2012, 2013 und 2014, dies im Jahr 2018, als der Rechnungsabschluss 2017 
bereits vorlag. Es lagen damals bereits aktuellere Zahlen vor, um die Berechnungen 
vorzunehmen und auch die Steuerausfälle zu prognostizieren. Warum wäre das we-
sentlich gewesen? Wir haben nicht einfach nur die Senkung der Steuerlast bzw. des 
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Steuersatzes für juristische Personen beschlossen, sondern wir haben auch Aus-
gleichsmassnahmen getroffen und die haben sich an diesem Betrag orientiert – an 
diesem Ausfall, den man uns damals prognostiziert hat. In der Vorlage hiess es: «Im 
Jahr 2021 sei mit diesen Steuerausfällen zu rechnen». Die sind nun deutlich höher 
und für uns befindet sich dieser Steuerkompromiss daher nicht mehr in einer Balance. 
Wir fühlen uns etwas über den Tisch gezogen. 

Die Steuersatzsenkung ist nun beschlossene Sache. Wir haben diese Ausfälle, 
die werden eintreffen und schlagen deutlich zu Buche. Wenn wir dieser Logik folgen, 
die uns die Regierung vorgezeichnet hat, dass die Ausfälle deshalb höher sind, weil 
die Gewinne in den vergangenen Jahren zugenommen haben, haben auch die Steu-
ereinnahmen der juristischen Personen, das ersehen sie in den jeweiligen Rechnun-
gen, deutlich zugenommen. Dies bedeutet wiederum, dass wir in den vergangenen 
Jahren wesentliche Steuererträge ins Eigenkapital einstellen konnten. Im Rahmen 
des Steuerkompromisses haben wir vereinbart, dass wir diesen mit Bezügen aus dem 
Eigenkapital finanzieren. Dies fordern wir nun auch ein. Auch wenn die Ausfälle höher 
sind, so sind diesen auch deutlich höhere Steuereinnahmen vorausgegangen. 

Wir lehnen einen Auftrag, der besagt, man dürfe keine Bezüge aus dem Eigen-
kapital vorsehen, entschieden ab. Er läuft unseren Vereinbarungen im Rahmen des 
Kompromisses zuwider. 
 
Thoma-Andwil: Haben Sie das vorhin gehört? Das ist unglaublich. Wir hatten eine 
Basis, die mit weniger hohen Gewinnen der Unternehmen berechnet wurde. Nun ha-
ben die Unternehmer besser gearbeitet, haben höhere Gewinne erzielt. Dies ergibt 
mehr Steuerausfälle, aber auch mehr Steuereinnahmen. Sie müssen sich einmal 
überlegen, wie die Sozialisten hier denken. Es ist wichtig, dass auch die Bevölkerung 
– die jetzt mithört – das nicht eins zu eins übernimmt. Es gibt nicht mehr Steueraus-
fälle, die SP-Fraktion hat das Gefühl, das Geld gehöre ihnen. Was erlauben Sie sich 
überhaupt? Die Unternehmen erwirtschaften Gewinne, damit werden wieder Investi-
tionen vorgenommen und die Wirtschaft läuft. Aber das, was wir nun gehört haben, 
das ist wenigstens ehrlicher, klarer Sozialismus in Reinkultur – und das an sich ist 
lobenswert. Kurzum erklärt: Die Basisberechnung war anders und es wurde mehr 
Gewinn erzielt. In absoluten Zahlen hat der Staat mehr Geld eingenommen, dank der 
guten Wirtschaft, den guten Unternehmen und einem prosperierenden Umfeld. Die 
SP-Fraktion kehrt dies um und reklamiert, dass die Steuerausfälle zu hoch seien. 
Seien wir dankbar, dass in absoluten Zahlen mehr Geld eingenommen wurde. 
 
Surber-St.Gallen: Ich möchte präzisieren: Wir haben gesagt, dass dieser Steuerkom-
promiss aus der Balance geraten ist, weil man damals in absoluten Zahlen gerechnet 
hat. Was fällt weg, welche Steuereinnahmen verlieren wir und wie viel Volumen ha-
ben die Ausgleichsmassnahmen? Die Ausgleichsmassnahmen haben immer noch 
das gleiche Volumen, aber die Steuerausfälle wurden deutlich höher.  
 
Etterlin-Rorschach zu Thoma-Andwil: Hören Sie bitte mit Ihrem «Sozialismus-Ge-
schwätz» auf. Sie haben das in den vergangenen Sessionen genügend breitgeschla-
gen und Sie haben uns damit nur gezeigt, dass Sie keine Ahnung vom Ganzen ha-
ben. Nehmen Sie einfach zur Kenntnis, dass wir im Jahr 2018 auf der Basis von 
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Entlastungsmassnahmen von 67 Mio. Franken und Kompensationsmassnahmen für 
die Bevölkerung im Ausmass von 52 Mio. Franken verhandelt haben. 

Die Regierung hätte in diesen Verhandlungen wissen und klar deklarieren müs-
sen, dass diese Ausfälle auf veralteten Zahlen basieren. Sie hätte wissen müssen, 
dass die Verhandlungsbasis nicht 67 Mio. Franken gewesen ist, sondern wenigstens 
25 Mio. Franken mehr. Dann hätten unsere Verhandlungen ein anderes Ergebnis er-
zielt. Das kritisieren wir und damit sind wir nicht einverstanden. Wir leiten daraus ei-
nen Anspruch an zusätzlichen Kompensationsmassnahmen zugunsten der einkom-
mensschwächeren Bevölkerung ab. 
 
Huber-Oberriet (im Namen der FDP-Fraktion): Dem Auftrag der Finanzkommission 
ist zuzustimmen. 

Für die FDP-Fraktion ist es sehr wichtig, dass die Regierung sich des strukturel-
len Defizits annimmt, dies analysiert und nach Lösungen sucht. Nur so kommen wir 
mit unserem Kanton weiter. 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Dem Auftrag der Finanz-
kommission ist zuzustimmen. 

Ich habe im Eintretensvotum erwähnt, dass wir mit einem sehr grossen Defizit 
von 250 Mio. Franken konfrontiert sind. Nur ein Teil davon lässt sich mit der Corona-
Krise erklären, ein weiterer Teil ist strukturell bedingt. Will man eine nachhaltige Fi-
nanzpolitik verfolgen, und das ist der CVP-EVP Fraktion sehr wichtig, ist es auch 
wichtig und richtig, dass die Regierung aufzeigt, wie hoch dieses strukturelle Defizit 
ist und wie sie gedenkt, dieses anzugehen. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass die Regierung selbst den Auftrag nicht be-
streitet. 
 
Regierungsrat Mächler: Ich knüpfe an das Votum von Suter-Rapperswil-Jona an. Die 
Regierung bekämpft die Ziff. 12 nicht, denn die Finanzkommission rennt mit dieser 
Ziff. 12 offene Türen ein. Die Regierung hat sich ebenso Gedanken gemacht, wie 
nachhaltig mit diesen Defiziten umzugehen ist. Es macht uns grosse Sorgen, feststel-
len zu müssen, dass die Defizite leider nicht nur im Jahre 2021 gross sein werden. 
Wenn man unsere AFP-Zahlen betrachtet – die Ihnen heute noch nicht vorliegen, 
wovon wir aber in einer ersten Lesung Kenntnis genommen haben –, sind diese nun 
höher, als wir es vor einem Jahr angenommen haben. Diese liegen nicht bei 250 Mio. 
Franken, weil im Defizit des Jahres 2021 konjunkturelle Aspekte enthalten sind, hier-
bei sind wir uns wahrscheinlich einig. Die Krux ist aber herauszufinden, was nun tat-
sächlich strukturell – nachhaltig, ohne Konjunktureinflüsse – und wie viel nun abhän-
gig von der aktuellen Konjunktur ist. Das festzustellen, ist nicht einfach. Höchstwahr-
scheinlich werden wir in Szenarien denken müssen – mit einem Best-Case-Szenario, 
mit einem mittleren Szenario und allenfalls mit einem Worst-Case-Szenario. Sie wer-
den das im Rahmen des AFP auch ersehen, wie wir vorgehen möchten. Der Regie-
rung ist aber auch klar, dass wir strukturelle Defizite nicht länger über Eigenkapital-
bezüge stemmen können, weil das Eigenkapital aufgebraucht sein wird. Hierzu 
braucht es viel Weisheit. 
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Zur Diskussion hinsichtlich der Thematik STAF. Es wurde auch in der Finanz-
kommission diskutiert; was hätte man wissen müssen und was wurde allenfalls be-
wusst nicht erwähnt. Ich kann es Ihnen darlegen: Man hat nichts wissentlich nicht 
gesagt. Ich muss Ihnen jedoch zustimmen: Bei der damaligen Ausarbeitung des 
STAF war es – insbesondere für die SP-Fraktion – bedeutend, den Vergleich zwi-
schen der abgelehnten Unternehmenssteuerreform III (USR III) und der neuen Vor-
lage STAF zu sehen. Es sollte ersichtlich sein, ob das STAF oder die USR III mehr 
Ausfälle erzeugt. Heute interessiert die USR III niemanden mehr, weil sie abgelehnt 
wurde. Aber damals war dieser Vergleich insbesondere für die SP-Fraktion interes-
sant, um zu sehen, ob noch etwas daraufgelegt wird oder ob das in einem Rahmen 
ist, den man akzeptieren kann. In diesem Steuerkompromiss, an dem ich persönlich 
nicht beteiligt war, wurde über tatsächliche Zahlen gesprochen. Das ist nun eine ge-
wisse Problematik. Bei tatsächlichen Zahlen zu einem Stichtag kann dieser Kompro-
miss allenfalls noch korrekt sein. Wenn nun aber diese Zahlen unterschiedliche Dy-
namiken haben, wie es hier eingetroffen ist – nämlich, dass die Unternehmenssteuern 
viel stärker zugenommen haben als bei den natürlichen Personen, ist es klar, dass 
bei einem späteren Stichtag diese Differenz nicht mehr dieselbe ist. Und ob allen 
bewusst war, dass wir von unterschiedlichen Dynamiken sprechen, das kann ich nicht 
beurteilen. Es wurde damals bei diesem beinahe historischen Mittagessen vielleicht 
dieser Aspekt zu wenig beleuchtet, ich kann es nicht sagen. Aber es war keine böse 
Absicht, dass man Zahlen unterschlagen hat. 

Thoma-Andwil kann ich zustimmen. Sind wir doch erfreut, dass in den Unterneh-
menssteuern eine derart hohe Dynamik herrschte, die leider heute nicht mehr herrscht. 
Aber in der guten Konjunktur vor der Corona-Krise bzw. vor diesem weltwirtschaftli-
chen Einbruch hatten wir eine sehr gute Dynamik. Das hat dazu geführt, dass die 
Ergebnisse in den letzten Jahren auch immer deutlich besser abgeschnitten haben 
als budgetiert. Dafür gab es aber auch Schelte. Ich glaube, wir sind alle erfreut, dass 
wir damit die Eigenkapitalien aufbauen konnten. 

Zu Surber-St.Gallen: Ich kann Ihnen versprechen, bei der Analyse, ob es struk-
turelles oder konjunkturelles Defizit ist, werden wir bei den Unternehmenssteuern ge-
nau hinschauen müssen, weil gerade diese konjunkturell den meisten Schwankungen 
unterworfen sind. Die Regierung ist gewillt, genau zu prüfen, was bei den Unterneh-
menssteuern strukturell und was konjunkturell ist. Wir gehen im AFP davon aus, dass 
mit den Jahren 2023/2024 die Defizite geringer werden, weil die Unternehmenssteu-
ergewinne erneut zunehmen. Wir haben nun für das Budget 2021 minus 15 Prozent 
prognostiziert. Dieses Defizit wird aber über die Zeit geringer werden. Deshalb wird 
dieser Kompromiss über die Jahre wieder in besseres Licht gerückt – das kann ich 
Ihnen versichern. Das können wir gut miteinander besprechen, damit Sie auch eine 
gewisse Sicherheit erhalten. Aber ich glaube, es war keine böse Absicht, sondern es 
waren unterschiedliche Dynamiken – wir sind alle froh, dass diese Unternehmens-
steuergewinne so gut in das Budget bzw. in die Rechnungen eingeflossen sind, das 
ergibt uns das finanzielle Polster. 
 
Hartmann-Walenstadt, Kommissionspräsident: Die Finanzkommission hat dem Auf-
trag Ziff. 12 mit 12:3 Stimmen zugestimmt. 
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Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 12 des Kantons-
ratsbeschlusses (Auftrag) mit 84:26 Stimmen bei 1 Enthaltung zu. 
 
Ziff. 13. Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann (im Namen der SP-Fraktion): Der Auftrag zu 
Ziff.13 ist abzulehnen. 

Regierungsrätin Bucher hat bereits vieles gesagt. Der Antrag spricht von sämtli-
chen Institutionen, gemeint ist aber insbesondere das Konzert und Theater St.Gallen 
(KTSG). Suter-Rapperswil-Jona hat heute Morgen den Inhalt des Auftrags ausführlich 
erklärt. Dass nun umgehend wiederum auf die Kultur gezielt wird, verstehe ich per-
sönlich weniger, aber es überrascht mich nicht. Die ständigen spitzen Bemerkungen 
gegen die Kultur werde ich persönlich nicht allzu sehr vermissen nach Ihrer «Nach-
Finanzkommissions-Ära». 

Zur Klärung der Lage: Das KTSG hat tatsächlich in der letzten Rechnungssaison, 
vom 1. August 2019 bis Ende Juli 2020, einen Gewinn erzielt. Im Lockdown wurde 
dem KTSG die Pflicht zur Schadensminderung aufgelegt. Das ist jedenfalls in Merk-
blättern des Amtes für Kultur zu lesen, in denen die Bundesgesetzgebung abgebildet 
ist. Das KTSG suchte Möglichkeiten zu Kürzungen, es fielen auch Ausgaben nicht an 
– so musste man z.B. Kulissen nicht bauen und anderes, wenn ein Lockdown ausge-
rufen wurde und nicht gespielt werden konnte. Es wurde Kurzarbeitsentschädigung 
beantragt, das KTSG wusste aber lange nicht, ob es das Geld erhält. Dann kam die 
frohe Botschaft, dass es rund 3,4 Mio. Franken Kurzarbeitsentschädigung erhält. Das 
hat zu dieser Optimierung gereicht und nun ist das der Finanzkommission anschei-
nend ein Dorn im Auge. Seien wir froh, dass das KTSG einen Gewinn erzielt hat, 
ansonsten wären umgehend Unterstützungsanfragen, insbesondere Gesuche um 
Ausfallentschädigungen, eingegangen. Diese werden nicht gestellt, weil ein Polster 
von 3 Mio. Franken besteht, um nach den Corona-Massnahmen die Schäden zu min-
dern. 

Wenn Sie ein normales Rechnungsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember hätten, 
wäre diese Forderung wohl überflüssig geworden, denn im Moment spielt das Thea-
ter. Dafür danke ich, aber sie spielen für nur 50 Zuschauer. Man muss sich das vor-
stellen. Da spielt vielleicht ein 100-köpfiges Orchester oder 20 Schauspieler plus die 
ganze Technik und das andere Personal und 50 Personen bringen Geld in die Kasse. 
Dass dies täglich zu einem Minus führt, liegt wohl auf der Hand. Kurzarbeitsentschä-
digung fliesst aber momentan nicht, weil der Staat keinen Lockdown ausgesprochen 
hat – man darf spielen, 50 Zuschauer sind anwesend, schön und gut. Heute macht 
das Theater täglich Verluste und genau dafür hat der Verwaltungsrat des KTSG be-
schlossen, dass diese 3 Mio. Franken in einen Fonds fliessen, der nur für coronabe-
dingte Schäden gebraucht werden darf. 

Die Frage ist, weshalb nun der Kanton Gelder streichen will. In der Kultur ist mo-
mentan nichts zu verdienen. Es können kaum Ticketeinnahmen erzielt werden, Spon-
soringeinnahmen noch weniger und es ist ungewiss, wie es weitergeht. Die Kosten 
fallen aber trotzdem an. Das KTSG schreibt jetzt und vermutlich noch über viele Mo-
nate Verluste. Dann kommt der Bund ins Spiel und das ist nun ganz wichtig: Wenn 
wir dem KTSG die kantonalen Staatsbeiträge streichen bzw. wenn es uns die 3 Mio. 
Franken zurückzahlen muss, wird der Bund eingreifen. Der Bund hat im Covid-19-
Gesetz ausdrücklich festgehalten, er verdoppelt die Corona-Kantonsbeiträge nur, 
wenn der Kanton keine Einsparungen gegenüber der Rechnung 2019 macht. Der 
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Bund will verhindern, dass die Kantone auf Bundeskosten Kulturgelder einsparen, 
und das würde der Kanton hier vornehmen. 

Das KTSG braucht das Geld jetzt. Sie haben zahlreiches festangestelltes Perso-
nal und zahlreiche vor langer Zeit abgeschlossene Künstlerverträge. Diese Verträge 
werden nicht einfach hinfällig, wenn man nur vor 50 Zuschauern spielen darf und die 
Einnahmen somit zu tief sind. Der Fonds ist geäufnet und wird momentan jeden Tag 
kleiner. Deshalb bitte ich Sie, diesen Antrag zu streichen. Die Regierung hätte wieder 
viel Arbeit, sie müsste nämlich gemäss Aufträgen sämtliche Institutionen überprüfen. 
Hinter vorgehaltener Hand ist aber auch hier meist nur das KTSG gemeint. Falls die 
Regierung diesen Auftrag annehmen muss – danach sieht das Mehrheitsverhältnis 
leider aus – wird sie alle prüfen. Sodann kommen wir hoffentlich zum Schluss, dass 
der Gewinn vom Frühjahr jetzt wieder gebraucht wird und wir dank dessen weniger 
nachschiessen müssen. Alle im Kultursektor wären betroffen, alle Institutionen müs-
sen geprüft werden und das möchten wir nicht.  
 
Suter-Rapperswil-Jona: Es ist korrekt, das KTSG war sicherlich mitverantwortlich für 
diesen Auftrag. Heute Morgen hat Regierungsrätin Bucher verdankenswerterweise 
auch entsprechend Auskunft gegeben und bestätigt, dass das KTSG im Jahr 2019/ 
2020 rund 4 Mio. Franken Gewinn geschrieben hat – wenn wir das korrekt zusam-
mengerechnet haben. Ich stimme Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann zu: Das ist im 
Grundsatz sehr positiv zu werten. Ich glaube Hintergrund dieses Auftrags oder der 
Diskussion innerhalb der Finanzkommission war, dass es schwierig verständlich ist, 
wenn zum einen Betriebe oder Institutionen Gewinne erzielen und andererseits staat-
liche Unterstützung infolge der Corona-Krise erhalten. Das muss man genau betrach-
ten und in Abzug bringen oder gegenüberstellen. Das war der Beweggrund und ich 
möchte betonen, der Auftrag zielt nicht auf eine Institution ab, sondern – Sie haben 
es erwähnt – auf sämtliche Institutionen, insbesondere jene, die finanzpolitisch mas-
sgebliche Staatsbeiträge erhalten. 

Dieser Auftrag wurde innerhalb der Finanzkommission einstimmig überwiesen, 
auch mit der Zustimmung der SP-Delegation, wenn ich das richtig in Erinnerung habe. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 13 des Kantons-
ratsbeschlusses (Auftrag) mit 76:25 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 14 des Kantons-
ratsbeschlusses (Auftrag) mit 93:5 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu. 
 
Suter-Rapperswil-Jona beantragt im Namen der CVP-EVP-Fraktion / FDP-Fraktion / 
SVP-Fraktion eine neue Ziff. 15 des KRB mit folgendem Wortlaut: «Für den Fall, dass 
der Kantonsrat die Motion 42.20.15 «‹Schwarze Liste› abschaffen» gutheisst, wird 
die Regierung eingeladen, im Aufgaben- und Finanzplan 2022–2024 und im Budget 
2022 aufzuzeigen, wo die für das Führen der «Schwarzen Liste» geltend gemachten 
Kosten in der Höhe von 250'000 bis 500'000 Franken konkret in Abzug gebracht wer-
den.» 

Später in dieser Session behandeln wir die Motion 42.20.15 «Schwarze Liste ab-
schaffen». Sollte die Motion gutgeheissen werden und die Schwarze Liste für säu-



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
1. Dezember 2020 Nr. 082 / 46 
    
    
  
 
mige Prämienzahler abgeschafft werden, gilt es auch die Kosten, die dafür aufgewen-
det werden, und die Arbeitsstellen, die das Führen der Liste verantworten, zu strei-
chen. Bereits bei der Einführung der Schwarzen Liste im Jahr 2011 führte die Regie-
rung aus, dass das Führen der Liste zusätzliche Arbeitsstellen benötigt – dies, um 
den grossen administrativen Aufwand zu bewältigen. Die Regierung führte weiter aus, 
dass zusätzliche Kosten in der Höhe von 0,5 Mio. Franken für die Liste notwendig 
wären. Später bezifferte sie die Kosten auf Fr. 265'000.–. Wir möchten, dass mit dem 
allfälligen Wegfallen der Schwarzen Liste auch die dafür notwendigen Ressourcen 
eingespart werden und erwarten deshalb maximale Transparenz und Kooperation der 
Regierung. Alles andere würde von unserer Bevölkerung nicht verstanden werden. 
 
Fäh-Neckertal: Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion / FDP-Fraktion / SVP-Fraktion ist 
abzulehnen. 

Ich bin der Meinung, dass es für die Klärung dieser Frage keinen Auftrag braucht. 
Diese Frage kann auch in der Sitzung der Finanzkommission gestellt und von der 
Regierung beantwortet werden. So wird der bürokratische Aufwand minimiert. 
 
Regierungsrätin Bucher: Ich informiere Sie gerne über die aktuellen Kosten der 
Schwarzen Liste. Wir entschädigen die SVA für das Führen dieser Liste. Im Jahr 2019 
betrugen die Kosten Fr. 214'900.–, im Budget 2020 haben wir Fr. 271'000.– einge-
setzt. Diese Kosten setzen sich aus verschiedenen Elementen zusammen. 47 Pro-
zent der Kosten entfallen auf die Durchführung der Verlustscheinabrechnungen mit 
den Versicherern. 35 Prozent der Kosten entfallen auf die Durchführung des Melde-
verfahrens bei den Betreibungen und 18 Prozent entfallen auf die eigentliche Listen-
führung, das macht ungefähr 40'000 Franken aus. 

Wenn man nun das Meldeverfahren bei Betreibungen für Krankenkassenprämi-
enausstände weiterführen und damit den Gemeinden auch ein Case-Management 
auf freiwilliger Basis ermöglichen will, ist die Ersparnis bei einer Streichung dieser 
Liste wesentlich kleiner als mit diesem Auftrag in Ziff. 15 suggeriert wird. Sodann be-
trägt die Einsparung rund 40'000 Franken. Die Regierung wird selbstverständlich 
diese Einsparung vornehmen, wie es korrekt ist und dies auch transparent ausweisen. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion / FDP-Fraktion / SVP-Frak-
tion zu Ziff. 15 mit 80:24 Stimmen zu. 
 
Ziff. 16. Suter-Rapperswil-Jona beantragt im Namen der CVP-EVP-Fraktion / GRÜNE-
Fraktion / SVP-Fraktion eine neue Ziff. 16 der Aufträge mit folgendem Wortlaut: «in 
Zusammenarbeit mit der Staatswirtschaftlichen Kommission am Beispiel des in der 
Februarsession 2020 beschlossenen Auftrags zur Senkung des Steuerfusses abzu-
klären, ob es der Regierung selbst überlassen ist, zu entscheiden, ob sie einen Auf-
trag des Kantonsrates erfüllen will oder nicht, oder ob vorgängig ein Antrag auf Ab-
schreibung des Auftrags gestellt werden muss, falls der Auftrag nicht erfüllt werden 
soll.» 

Mit dem AFP 2021–2023 hatte im Februar 2020 die Mehrheit des Kantonsrates 
die Regierung beauftragt, den Staatssteuerfuss auf dieses Budget hin um 5 Prozent 
zu senken. Wir haben vorhin die entsprechende Diskussion geführt. Die Regierung 
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wehrte sich vergebens, musste den Auftrag entgegennehmen, hat ihn aber nicht er-
füllt. Es stellt sich nun die Frage, ob das Vorgehen formal korrekt ist und ob die Re-
gierung selber entscheiden kann, welche Aufträge des Kantonsrates sie umzusetzen 
gedenkt und welche nicht. 

Alternativ hätte die Regierung dem Kantonsrat nämlich im Rahmen der Auf-
räumsession bzw. der Juni- oder Septembersession beantragen können, den unlieb-
samen Auftrag abzuschreiben. Wir möchten daher das Präsidium einladen, zusam-
men mit der Staatswirtschaftlichen Kommission zu überprüfen, welches Vorgehen 
formal korrekt ist. Wenn wir möchten, dass der Kantonsrat ernst genommen wird, 
müssen wir auch sicherstellen, dass die Aufträge, die wir der Regierung erteilen, er-
füllt werden müssen. Auslöser des Antrags ist der nicht erfüllte Auftrag zur Steuer-
fusssenkung. Den Antragstellerinnen, die in Bezug auf den Auftrag zur Steuerfuss-
senkung materiell unterschiedliche Haltungen einnehmen, geht es darum, die für den 
Kantonsrat wichtige Frage grundsätzlich zu klären. Wir haben vorhin vom Vorsteher 
des Finanzdepartementes, Regierungsrat Mächler, gehört, dass sich offenbar auch 
die Regierung interessiert zeigt, das formal korrekte Vorgehen zu klären. 
 
Huber-Oberriet (im Namen der FDP-Fraktion): Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion / 
GRÜNE-Fraktion / SVP-Fraktion ist abzulehnen. 

Bereits im Eintretensvotum haben wir gesagt: Es ist nicht akzeptabel, was sich 
die Regierung geleistet hat. Uns würde ein Wort der Regierung reichen, wenn sie 
künftig die Aufträge mit einem entsprechenden Antrag behandelt. Wenn sie nicht ein-
verstanden ist, hätte sie einen Antrag stellen können, dass der Steuerfuss nicht ge-
senkt wird. 

Der Antrag ist rein formaljuristisch und bringt uns nicht weiter. Uns würde ein 
Wort der Regierung ausreichen. 
 
Gemperli-Goldach, Präsident der Staatswirtschaftlichen Kommission: Dem Antrag 
der CVP-EVP-Fraktion / GRÜNE-Fraktion / SVP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Vor dem Hintergrund der Kontrolltätigkeit der Staatswirtschaftlichen Kommission 
interessiert uns tatsächlich die Frage, inwieweit die Regierung auch ermächtigt bleibt, 
von den Vorgaben des AFP abzuweichen. Es geht mir an dieser Stelle um die Klärung 
des Rollenverständnisses und damit der Kompetenz, verbindliche Vorgaben für den 
Budgetprozess zu erstellen. Ganz emotionslos in Bezug auf den Inhalt bzw. die vor-
gängige Diskussion möchte ich diese Frage geklärt wissen. Eine Frage, die letztlich 
das Selbstverständnis von Entscheidungen der Regierung und des Kantonsrates be-
trifft und die damit auch ein Stück weit wegweisenden Charakter besitzt. Deshalb ist 
die Erarbeitung eines Gutachtens zur Erörterung der Thematik wichtig und auch ent-
sprechend richtig. 

Ich weiss es nicht abschliessend, aber vermutlich ist es wie in einer guten Bezie-
hung: Je mehr die gegenseitigen Spielräume bekannt sind und bekannt bleiben, desto 
besser gestaltet sich auch das Zusammenleben.  
 
Gschwend-Altstätten (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Dem Antrag der CVP-EVP-
Fraktion / GRÜNE-Fraktion / SVP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Damit keine Missverständnisse entstehen: Wir GRÜNEN unterstützen den Ver-
zicht auf die Steuerfusssenkung. Hier geht es aber um die grundlegende Frage, wie 
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man mit erteilten Aufträgen umgeht, besonders mit solchen, die nicht erfüllt werden 
oder bereits überholt sind. Der Weg dazu ist bereits formuliert, wie dies auch meine 
Vorredner erklärt haben. In der Staatswirtschaftlichen Kommission geht es um genau 
diese Anträge, über die wir jeweils in der Junisession mittels der beiden Geschäfte 
«Stand der Bearbeitung der gutgeheissenen parlamentarischen Vorstösse» und 
«Stand der Erfüllung der Aufträge des Kantonsrates aus Vorlagen und Berichten» 
befinden. Diesbezüglich scheint es aber offene Fragen zu geben. Die GRÜNE-Frak-
tion unterstützt es, dass die Staatswirtschaftliche Kommission den Auftrag erhält, 
diese grundsätzlichen Fragen zu klären und dadurch das Misstrauen zwischen dem 
Kantonsrat und der Regierung abzubauen sowie eine klare Situation zu schaffen. 
 
Surber-St.Gallen: Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion / GRÜNE-Fraktion / SVP-Frak-
tion ist abzulehnen. 

Mein Berufsstand freut sich selbstverständlich darüber, wenn zahlreiche Gutach-
ten in Auftrag gegeben werden. Ich möchte Sie aber anfragen, ob wir denn wirklich 
mit unserer Regierung ein grundsätzliches Problem in der Erfüllung der durch uns 
erteilten Aufträge haben? Ich denke nicht. Wir haben eine etwas besondere Situation 
mit dieser Auftragserteilung im Rahmen des AFP. Der AFP enthält Planwerte, die wir 
festlegen. Es muss auch legitim sein, dass die Regierung, wenn sie zum Ergebnis 
kommt, dass sich die Voraussetzungen zwischen AFP und Budgetierung derart we-
sentlich verändert haben wie in den vergangenen Monaten, dass sie davon abwei-
chen und auch entsprechend budgetieren kann. Das muss wirklich in der Kompetenz 
der Regierung liegen, das vorzunehmen. Ansonsten stellt sich diese Frage nie. Ich 
möchte Sie bitten, auch im Sinn meines Vorredners der FDP-Fraktion, nicht ein gros-
ses Fass zu öffnen mit der Frage, wie das mit den Aufträgen funktioniert. Eigentlich 
wissen wir, dass es ordentlicherweise funktioniert. Das weiss auch die Regierung und 
daran hält sie sich auch. Wir erachten es nicht als notwendig, eine grosse Abklärung 
in Auftrag zu geben und wir bitten Sie, auf diesen zusätzlichen Aufwand für alle Be-
teiligten zu verzichten. 
 
Schmid-Grabs: Dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion / GRÜNE-Fraktion / SVP-Fraktion 
ist zuzustimmen. 

Man kann von diesem Kantonsratsbeschluss zum AFP denken, was man 
möchte. Selbstverständlich hat sich die Ausgangslage verändert und man kann dar-
über diskutieren, ob gewisse Massnahmen noch angemessen sind oder nicht mehr. 
Leider hat die Regierung einen unpassenden Weg gewählt und dies, obwohl genü-
gend legale Mittel zur Verfügung gestanden wären. Wenn wir unsere Welt betrachten, 
ist es durchaus üblich, dass sich Regierungen hin und wieder über ihre Parlamente 
und den Souverän hinwegsetzen. Wir leben aber nicht in einer Bananenrepublik, son-
dern in der Schweiz. Insbesondere im Kanton St.Gallen leben wir rechtsstaatlich und 
halten uns im Sinn der Stabilität an die Gewaltentrennung. 

Mit ihrem selbstgefälligen Handeln tritt die Regierung unsere kantonale Verfas-
sung mit Füssen und setzt sich über klare Regeln hinweg. Art. 73 Bst. b der Verfas-
sung des Kantons St.Gallen (sGS 111.1; abgekürzt KV) besagt: «Die Regierung setzt 
Verfassung, Gesetze, zwischenstaatliche Vereinbarungen sowie Beschlüsse des 
Kantonsrates um, insbesondere durch Verordnungen, Vollzugshandlungen und Ver-
tragsabschlüsse». Ich sehe keinen Interpretationsspielraum. 
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Wir alle haben geschworen, die Verfassung und Gesetze getreulich einzuhalten 
und die Verfassung überträgt uns als Parlament die Aufgabe, die Regierung und die 
Verwaltung zu beaufsichtigen. Nehmen wir unsere Verantwortung wahr.  
 
Dürr-Widnau: Dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion / GRÜNE-Fraktion / SVP-Fraktion 
ist zuzustimmen. 

Zu Surber-St.Gallen: Ja, es ist so. Ich war bis vor kurzem auch der Ansicht, man 
brauche kein Gutachten, damit die Regierung weiss, was sie darf und was nicht. Das 
ist der erste Fall, wo man formell feststellen muss, dass die Regierung einen Auftrag, 
zu dem man in den Fraktionen unterschiedlicher Auffassung war, nicht erfüllt. Ein 
möglicher Weg wäre gewesen, diesen Antrag abzuschreiben. Vielleicht gibt es auch 
andere Wege. Ich befürchte, dass man später darüber herzieht und sagt, wir hätten 
es ja damals auch so durchgeführt. Deshalb benötigen wir die Klärung. Deshalb hat 
die Regierung das auch zustimmend beantwortet – sie möchte die Klärung. Bis jetzt 
dachte ich auch, die Regelungen seien klar, aber man lernt dazu und jetzt braucht es 
eine formelle Klärung.  
 
Etterlin-Rorschach: Ich bitte Schmid-Grabs, wenn er die Kantonsverfassung zitiert, 
diese vollständig zu prüfen. Ich erlaube mir den Hinweis auf Art. 55 der Kantonsver-
fassung (sGS 111.1; abgekürzt KV) über die Gewaltenteilung. Demnach fassen Kan-
tonsrat, Regierung und Gerichte ihre Beschlüsse unabhängig voneinander. Ich denke 
mir, das dürfte den Zwiespalt sehr präzise aufzeigen. Mein Vertrauen in die Arbeit der 
Regierung ist vollständig intakt, und ich glaube, es ist zu verantworten, dass das Vor-
gehen der Regierung korrekt war. Wir hatten mehrfach in der Finanzkommission wie 
auch im Kantonsrat Gelegenheit, darüber zu beraten und sind zu eindeutigen 
Schlussfolgerungen gekommen. 
 
Schmid-Grabs: Eine kurze Stellungnahme, denn mehr als eine kurze Stellungnahme 
vertritt das Votum von Etterlin-Rorschach auch nicht. Art. 65 KV regelt ganz klar die 
Kompetenzen. Die Festlegung eines Steuerfusses ist bspw. beim Kantonsrat anzu-
siedeln, so wie auch der AFP. 
 
Regierungsrat Mächler: Wie ich bereits zu Ziff. 12 gesagt habe, erachte ich diese 
Klärung, die Sie wünschen, für durchaus sinnvoll. Denn es ist in der Tat gut, wenn 
man am Schluss weiss, wie man damit umgehen soll, wenn man etwas allenfalls nicht 
umsetzen kann. Gschwend-Altstätten hat es angedeutet: Es gibt auch Aufträge, die 
allenfalls überholt sein können, weil sich die Situation zu 180 Prozent anders darlegt, 
wie es beim Budget der Fall ist. Es ist aus meiner Sicht sinnvoll, machen Sie das. Das 
Präsidium soll mit der Staatswirtschaftlichen Kommission klären, wie in Zukunft damit 
umzugehen ist und wie man allenfalls Antrag stellen müsste, wenn man einen solchen 
möglichen Auftrag, der – und da bin ich überzeugt – Seltenheitswert haben wird, nicht 
umsetzen kann. 

Ich kann Sie informieren, wie die Situation hinsichtlich des Budgets war. Die Re-
gierung hat erstmals nach den Sommerferien zur Kenntnis nehmen müssen, wie hoch 
das Defizit rund sein wird. Wir haben damals eine Diskussion geführt und kamen zur 
Ansicht, dass eine Steuerfusssenkung nicht sinnvoll ist. Ich habe im Anschluss die 
Finanzkommission mündlich anlässlich der Augustsitzung darüber informiert. Das 
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wurde zur Kenntnis genommen. Und wenn es einen Weg gegeben hätte, dass ich 
Ihnen in der Septembersession einen formellen Auftrag hätte zustellen müssen, hät-
ten wir das selbstverständlich gemacht. Ich sehe das ziemlich emotionslos. Klären 
Sie diese Frage. Damit ist sichergestellt, wie wir in Zukunft mit solchen Situationen 
umgehen wollen. 

Inhaltlich sind wir uns diesbezüglich jetzt einig. Sie haben darüber entschieden, 
dass Sie den Steuerfuss nicht senken wollen – damit haben Sie deutlich materiell 
Klarheit geschaffen. Jetzt kümmern wir uns noch um das Formelle. Ich bin gespannt, 
welchen Weg Sie finden. Ich hoffe einfach, er ist auch praktikabel, und dann sind wir 
wahrscheinlich alle wiederum zufrieden, dass wir in Zukunft wissen, wie wir damit 
umgehen sollen. 
 
Güntzel-St.Gallen: Wenn ich Regierungsrat Mächler richtig verstanden habe, hat er 
gesagt, es könnte auch Situationen geben, in denen die Ausgangslage um 180 Pro-
zent anders sei. Es kann aber auch sein, dass man das um 180 Grad anders sieht, 
weil man selber statisch ist, und wenn man es aktiv angehen würde, sähe es plötzlich 
anders aus. Ich bin für die Prüfung des Auftrags. Ich bin mir aber auch gewiss, dass 
die Problematik, was auch immer das Ergebnis sein mag, in Einzelfällen immer wie-
der ein Thema sein wird. Das ist auch das Schöne an der Politik. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion / GRÜNE-Fraktion / SVP-
Fraktion zu Ziff. 16 mit 76:33 Stimmen bei 1 Enthaltung zu. 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über das Budget 2021 mit 84:18 
Stimmen bei 9 Enthaltungen in der Gesamtabstimmung. 
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33.20.05C Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Erstellung von 

Fotovoltaik-Anlagen auf kantonalen Hochbauten 

 
Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in erster Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der zweiten Lesung zurück an die vorberatende Kommission. Das 
Präsidium beantragt, die zweite Lesung morgen Mittwoch durchzuführen. Der Antrag 
wird nicht bestritten. Der Kantonsrat berät die Vorlage morgen Mittwoch in zweiter 
Lesung. 
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34.20.02 Kantonsratsbeschluss über Beiträge aus dem Lotteriefonds 2020 

(II) 

Unterlagen: – Botschaft und Entwurf der Regierung vom 13. Oktober 2020 
– Lotteriefonds Kanton St.Gallen – Beiträge Winter 2020 (Bericht der 

Regierung: Anträge an den Kantonsrat vom 13. Oktober 2020) 
 
 
Hartmann-Walenstadt, Präsident der Finanzkommission: Die Finanzkommission be-
antragt Ihnen mit 15:0 Stimmen den Beiträgen aus dem Lotteriefonds 2020, 2. Teil, 
im Gesamtbetrag von 5,32 Mio. Franken, zuzustimmen. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über Beiträge aus dem Lotterie-
fonds 2020 (II) mit 77:0 Stimmen in der Gesamtabstimmung. 
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24.20.01 Kantonsratsbeschluss über die Genehmigung des Regierungs-

beschlusses über den Beitritt zur Interkantonalen Universitäts-
vereinbarung aus dem Jahr 2019 

Unterlagen: Botschaft und Entwurf der Regierung vom 30. Juni 2020 
 
 
Frei-Rorschacherberg, Präsident der vorberatenden Kommission: Auf die Vorlage ist 
einzutreten. 

Aufgrund des krankheitsbedingten Ausfall des vorgesehenen Kommissionsprä-
sidenten Noger-St.Gallen durfte ich kurzfristig das Kommissionspräsidium überneh-
men. Am Donnerstag, 5. November 2020, traf sich die vollständige und neu besetzte 
vorberatende Kommission des Kantonsrates im Kantonsratssaal zur Behandlung der 
Botschaft und Entwurf der Regierung vom 30. Juni 2020 bezüglich des Kantonsrats-
beschlusses über die Genehmigung des Regierungsbeschlusses über den Beitritt zur 
Interkantonalen Universitätsvereinbarung aus dem Jahr 2019. Es nahmen teil: 
vonseiten des zuständigen Departements: 
– Regierungsrat Stefan Kölliker, Vorsteher Bildungsdepartement; 
– Rolf Bereuter, Leiter Amt für Hochschulen, Bildungsdepartement. 
Referentin: 
– Silvia Studinger, Vizedirektorin / Abteilungsleiterin Hochschulen / Leiterin Ge-

schäftsführung der Schweizerischen Hochschulkonferenz, Staatssekretariat für Bil-
dung, Forschung und Innovation SBFI 

Geschäftsführung / Protokoll: 
– Sandra Stefanovic, Geschäftsführerin, Parlamentsdienste; 
– Leandra Cozzio, Stv. Geschäftsführerin, Parlamentsdienste. 

Sylvia Studinger wies in ihren Ausführungen darauf hin, dass nach Art. 63a Abs. 3 
der Bundesverfassung (SR 101; abgekürzt BV) Hochschulen, der Bund und die Kan-
tone gemeinsam für die Koordination und Gewährleistung der Qualitätssicherung im 
schweizerischen Hochschulwesen besorgt sind. Die Plenarversammlung der Schwei-
zerischen Hochschulkonferenz legt die finanziellen Rahmenbedingungen für die ge-
samtschweizerische hochschulpolitische Koordination von Bund und Kantonen fest. 
Dazu gehören auch die Referenzkosten und Beitragskategorien. Der Hochschulrat 
ermittelt den Bedarf an öffentlichen Finanzmitteln für jede Finanzierungsperiode. Er 
stützt sich gemäss Ausführungen von Silvia Studinger insbesondere auf die errech-
neten Referenzkosten und Kostenrechnungen. Die Referenzkosten sind die durch-
schnittlich notwendigen Aufwendungen für eine Lehre von hoher Qualität je Studentin 
oder Student. Mit diesen Kenntnissen versehen, starteten die Mitglieder der vorbera-
tenden Kommission in die Beratung. Die Kommission wurde mit einem Einladungs-
referat des Vorstehers des Bildungsdepartementes in die Vorlage eingeführt. Kern-
punkte der Ausführungen betrafen Folgendes: Für die Regierung ist die Interkanto-
nale Universitätsvereinbarung (abgekürzt IUV) aus dem Jahr 2019 ein wichtiges In-
strument der interkantonalen Zusammenarbeit mit dem Ziel, für Studierende die Frei-
zügigkeit und den Zugang zu Universitäten in der ganzen Schweiz sicherzustellen 
sowie den Lastenausgleich zwischen den Kantonen zu regeln. Die erste IUV wurde 
im Jahr 1979 eingeführt und mehrmals revidiert. Die aktuell geltende IUV stammt aus 
dem Jahr 1997. Sie war damals politisch hergeleitet und ist reformwürdig. Am 26. Juni 
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2019 wurde die IUV 2019 durch die Plenarversammlung der Schweizerischen Konfe-
renz der kantonalen Erziehungsdirektoren (abgekürzt EDK) zuhanden der kantonalen 
Beitrittsverfahren verabschiedet. Deshalb liegt diese nun unserem Rat vor. Bis zum 
30. Oktober 2020 sind inzwischen 15 Kantone beigetreten. Die IUV 2019 wird in Voll-
zug gesetzt, sobald ihr 18 Kantone beigetreten sind. Die Grundfunktion der IUV bleibt 
ebenso wie das Primat bestehen, dass Herkunftskantone als Zahler und Universitäts-
trägerkantone als Empfänger gelten. Neu wird Folgendes: Tarife werden aufgrund 
der tatsächlichen Ausbildungskosten ermittelt und der zahlungspflichtige Kanton wird 
bei einem Zweitstudium der aktuelle Wohnsitzkanton anstelle des Herkunftskantons 
sein. Zudem wird der Abzug für Wanderungsverluste gewisser Kantone aufgehoben, 
was ein wesentlicher Punkt der Reform ist. Standortvorteile der Universitätskantone 
werden zum Teil mitberücksichtigt. Dies hat finanzielle Auswirkungen auf die Tarifbe-
rechnung in den drei Kostengruppen: 
– Kostengruppe 1: Geistes- und Sozialwissenschaften, Wirtschaftswissenschaften und 

Recht; 
– Kostengruppe 2: exakte Wissenschaften, Naturwissenschaften und technische Wis-

senschaften, Pharmazie, erstes und zweites Studienjahr der Human-, Zahn- und 
Veterinärmedizin; 

– Kostengruppe 3: Human-, Zahn- und Veterinärmedizin ab dem dritten Studienjahr. 
Finanziell hat diese Modellrechnung Auswirkungen auf den Kanton St.Gallen. Die 

IUV 2019 wird in der kantonalen Rechnung zu einer Mehrbelastung in der Höhe von 
0,6 Mio. Franken führen. Zu Beginn des Prozesses wurde von rund 2,7 Mio. Franken 
ausgegangen. Eine Verminderung gab es wegen des Joint Medical Masters und des 
Masters in Computer Science. In der allgemeinen Diskussion wurde von den Delega-
tionsvertretern konstatiert, dass die Nachteile bei einer Nichtunterzeichnung für Stu-
dierende des Kantons St.Gallen zu gross seien – oder positiv formuliert: Es bestehen 
grosse Vorteile bei einer Unterzeichnung. 

In der Spezialdiskussion wurden folgende Themen intensiv und zum Teil kontro-
vers besprochen: Die Abschaffung der Wanderungsverluste war ein Hauptgrund der 
EDK für die Revision. Für den Kanton St.Gallen war es keine Option, hier zu profitie-
ren, obwohl wir mit Spartenuniversitäten und Fachhochschulen zu den stark Betroffe-
nen gehören. Die jungen Leute aus dem Kanton St.Gallen, die ausserkantonal stu-
dieren, kommen leider oft nicht mehr zurück. Praktisch alle Kantone, mit Ausnahme 
der ganz grossen Universitätskantone, haben solche Wanderungsverluste. Es kam 
die Frage auf, ob dem Kanton St.Gallen Nachteile entstehen, wenn Studierende in 
einem Nicht-Vereinbarungskanton studieren würden. Dazu kann man sagen, dass die 
EDK die IUV in Kraft setzt, sobald 18 Kantone beigetreten sind – bis jetzt sind es 15. 

Die Erstellung der Tarife der Kostengruppe 1 bis 3 wurde ebenfalls diskutiert. 
Diese Tarife sind beweglich, deshalb haben sich in der Botschaft aufgeführte Tarife 
auch bereits wieder verändert bzw. es wurde für den Kanton St.Gallen günstiger als 
ursprünglich angenommen. Der Hauptgrund für die Netto-Mehrbelastung für den 
Kanton St.Gallen ist nicht die Verschlechterung des Wanderungssaldos – dieser fällt 
ja weg –, sondern vielmehr ist die Verschlechterung dadurch zu begründen, dass sich 
die Tarife unterschiedlich zurückentwickelt haben. 

Die Kommission begrüsst die Erhaltung der Freizügigkeit von Studienanwärterin-
nen und -anwärtern innerhalb der Schweiz. Das bisherige System hat sich bewährt 
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und erfährt nun eine wichtige Anpassung. Die IUV 2019 wird in der kantonalen Rech-
nung zur Mehrbelastung in der Höhe von 0,6 Mio. Franken führen, doch die Nachteile 
eines nicht Vereinbarungskantons überwiegen klar, denn die Zulassungsbedingun-
gen für St.Galler Studierende an ausserkantonalen Universitäten und Hochschulen 
würden erschwert werden. Die Kommission thematisierte auch mögliche Kostenver-
schiebungen und Zahlungsströme zugunsten der Universität St.Gallen aufgrund des 
neuen Studienangebots des Joint Medical Masters und des Masters in Computer Sci-
ence. 

Die Kommission beantragt dem Kantonsrat einstimmig mit 15:0 Stimmen auf die 
Vorlage einzutreten. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Das Präsidium sieht eine Eintretensdiskussion vor. 
 
Steiner-Kaufmann-Gommiswald (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Auf die Vorlage 
ist einzutreten. 

Der Kanton St.Gallen führt selbst eine Spartenuniversität und profitiert insofern 
von der IUV, als dass die Studierenden frei zugänglich mit wenig bürokratischem Auf-
wand an verschiedenen Universitäten der Schweiz studieren können. Die IUV klärt 
dafür die administrativen Bedingungen – wir haben es gehört – und auch den Lasten-
ausgleich. Die CVP-EVP-Fraktion beantragt Eintreten auf die Vorlage, die im Wesent-
lichen v.a. die Abschaffung des Rabattsystems für Wanderungsverluste und konkrete 
Tarifveränderungen beinhaltet. Dabei entsteht rund 0,6 Mio. Franken Mehrbelastung 
für den Kanton. Negativ formuliert kann man sagen, dass eigentlich keine Handlungs-
freiheit besteht, weil die Nachteile des Nichtbeitritts erheblich wären. Positiv formuliert 
sehen wir aber grosse Vorteile darin, der IUV erneut beizutreten. Durch den Erhalt 
der Freizügigkeit wird es unserem Kanton ermöglicht, an einem breiten Studienange-
bot teilzunehmen, das im eigenen Kanton teils fehlt, und letztlich kommt so auch wie-
der entsprechendes Know-how zurück in den eigenen Kanton. Weiter sind die Mehr-
belastungen durch die Tarifregelung nachvollziehbar und auch erklärbar. Die CVP-
EVP-Fraktion hat sich in der Vergangenheit immer wieder für neue Studiengänge 
stark gemacht und diese tatkräftig unterstützt. Solche Bestrebungen und ein erneuter 
Beitritt zur IUV sind für uns wichtig und tragen einen wichtigen Teil zur Bekämpfung 
des Fachkräftemangels in bestimmten Branchen bei. 
 
Looser-Nesslau (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Bildung ist ein wichtiges Gut. Der Erfolg unseres heutigen Bildungssystems hat 
u.a. auch damit zu tun, dass alle Studierenden aus unserem Land und dem Fürsten-
tum Liechtenstein an jeder Universität in diesen beiden Ländern studieren können. 
Die vorliegende Vereinbarung zwischen den unterzeichnenden Kantonen sichert den 
Studierenden einerseits die Freizügigkeit im Zugang zu den Universitäten und ande-
rerseits wird der Lastenausgleich zwischen den Kantonen geklärt. Bei der Finanzie-
rung werden die Tarife neu anhand der tatsächlichen Ausbildungskosten ermittelt. 
Gleichzeitig wird ein allfälliger Wanderungsverlust nicht mehr berücksichtigt. Vom An-
gebot unserer Universität St.Gallen, der HSG, machen rund 5'500 Studierende Ge-
brauch. Davon kommen rund 15 Prozent aus dem Kanton St.Gallen. Gleichzeitig sind 
rund 2'500 Studierende aus dem Kanton St.Gallen an einer Universität in einem an-
deren Kanton immatrikuliert. Unsere Spartenuniversität hat sich in den Bereichen 
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Wirtschaftswissenschaften, Geistes- und Sozialwissenschaften und Recht etabliert. 
Wir sind zuversichtlich, dass wir in den neuen Bereichen Informatik und Medizin eben-
falls vorne mitschwimmen können. In der aktuellen Situation entstehen voraussicht-
lich etwas mehr Kosten, was sich mit dem Joint Medical Master und dem Informatik-
lehrgang an der Universität St.Gallen wieder ändern kann. Auch wenn allenfalls 
leichte Mehrkosten resultieren sollten, so sind diese im Verhältnis zum Nutzen aus 
dieser Vereinbarung vernachlässigbar. Für die FDP-Fraktion ist die Unterzeichnung 
dieser Vereinbarung so gesehen alternativlos, da sonst gravierende Nachteile für Be-
völkerung, Gesellschaft und Wirtschaft des Kantons St.Gallen entstehen würden. 
 
Böhi-Wil (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Die IUV ist unbestrittenermassen ein wichtiges Instrument für die interkantonale 
Zusammenarbeit im Universitätsbereich und für die Freizügigkeit der Studierenden. 
Der gleichberechtigte Zugang zu den Universitäten in der ganzen Schweiz muss sein. 
Was ebenfalls sein muss, ist, dass die Kantone, die keine eigene Universität haben, 
an die Universitätskantone Beiträge leisten. Die Revision der Vereinbarung aus dem 
Jahr 1997 war überfällig, insbesondere betreffend die Neugestaltung der Tarife. Die 
tatsächlichen Ausbildungskosten sind dafür als Grundlage weit besser geeignet als 
mehr oder weniger willkürlich festgesetzte, politische Tarife. Dazu kommt, dass die 
Abschaffung des Abzugs für Wanderungsverluste notwendig ist, denn es ist nicht ver-
tretbar, dass Kantone, die ihren Studienabgängern nicht genügend qualifizierte Ar-
beitsplätze zur Verfügung stellen, dafür noch mit einem Rabatt belohnt werden sollen. 

Wir stellen fest, dass die neue IUV für den Kanton St.Gallen eine Mehrbelastung 
gegenüber heute von 0,6 Mio. Franken bedeuten wird. Dies gemäss einer aktuellen 
Modellrechnung, die in der Botschaft der Regierung jedoch anders dargestellt wurde. 
Diese Mehrkosten sind die logische Folge der neuen Tarifvereinbarung, denn die 
Kosten für naturwissenschaftliche Studienplätze sind naturgemäss höher als jene, die 
von der HSG angeboten werden. 

Noch eine grundsätzliche Bemerkung dazu: In der Botschaft wird dreimal er-
wähnt, der Beitritt zur IUV 2019 sei alternativlos. Eigentlich gibt es in der Politik immer 
Alternativen, wenn man den Willen aufbringt, diese zu suchen. Das wäre umso wich-
tiger, wenn die finanziellen Auswirkungen einer neuen Vereinbarung weniger vorteil-
haft sind als die bisherigen. Das sehen offenbar die Kantone Freiburg, Genf, Neuen-
burg und Waadt auch so, die laut Botschaft der Regierung die neue IUV ablehnen. 
Diese Kantone haben offensichtlich eine Alternative gefunden. D.h. aber nicht, dass 
wir nicht für die Genehmigung des Beitritts zur IUV sind, sondern meine Bemerkung 
war mehr eine allgemeine politische Bemerkung. 
 
Gschwend-Altstätten (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutre-
ten. 

Es ist unbestritten, das System der IUV ist eingespielt und funktioniert sehr gut. 
Es liegt auf der Hand, dass die Vereinbarung nach rund 25 Jahren überholt und an-
gepasst werden muss. Es wurde bereits vieles erwähnt, deshalb unser Fazit: Wir 
danken für diese sauber ausgearbeitete Vorlage und sind für Eintreten und Überwei-
sung. 
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Hasler-Balgach (im Namen der SP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Wie Gschwend-Altstätten bereits gesagt hat, wurde fast alles schon gesagt. Ich 
mache es deshalb auch kurz. Zu den Tarifen: Da es sich dabei um eine Modellrech-
nung handelt, kann es durchaus sein, dass die Kosten gesenkt werden. Regierungs-
rat Kölliker weist gemäss dem Tarif der IUV 2019 vom 10. August 2020 darauf hin, 
dass sich die jährlichen Mehrkosten für den Kanton St.Gallen auf neu 0,6 Mio. Fran-
ken belaufen – dies entgegen der Vorgabe in der Botschaft. Die geänderte Modell-
rechnung und die geänderten Tarife wurden an der Sitzung der vorberatenden Kom-
mission vom 5. November 2020 verteilt. Die Notwendigkeit eines Beitritts zur neuen 
Vereinbarung ist für uns unbestritten und entspricht unserer Meinung nach den uni-
versitären Mobilitätsbedürfnissen der heutigen Gesellschaft und einem gerechten 
Lastenausgleich. 
 
Noger-Engeler-Häggenschwil (im Namen der Grünliberalen): Auf die Vorlage ist ein-
zutreten. 

Die Relevanz und Bedeutung der IUV für die Studierenden des Kantons St.Gallen 
sind erwiesen. Die Revisionsschwerpunkte der IUV sind nachvollziehbar und sinnvoll, 
auch wenn daraus eine finanzielle Zusatzbelastung des Kantons entsteht – der Nut-
zen überwiegt diese. Der Kanton St.Gallen soll als Wohn-, Ausbildungs- und Arbeits-
kanton attraktiv bleiben. 
 
Regierungsrat Kölliker: Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Ich müsste eigentlich kaum noch etwas sagen, weil alle Voten positiv sind, und 
alles was Sie gesagt haben, ist richtig. Ich bin froh, dass wir dieses Geschäft heute 
im Kantonsrat behandeln können, weil es einen Vorlauf von vielen Jahren innerhalb 
der EDK hatte; so einfach wie es jetzt daherkommt, umso schwieriger war dieser 
Prozess. Es gab verschiedene Kantone wie Uri, Wallis, Jura, Glarus, Graubünden 
und Tessin, die bisher Profiteure waren, weil ihnen die Wanderungsverluste ange-
rechnet wurden. Dieses System sollte aufgelöst werden, das ist auch so vorgesehen. 
Das ist ein wesentlicher Fortschritt. Das andere, was gesagt wurde: Diese verschie-
denen Studiengänge oder diese verschiedenen Kostengruppen wurden früher poli-
tisch festgelegt und heute werden sie aufgrund der tatsächlichen Ausbildungskosten 
festgelegt und werden in Zukunft immer wieder angepasst. D.h., es kann auch immer 
wieder Anpassungen geben bei den Nettokosten für den Kanton St.Gallen. Das ist 
ein Stück weit dynamisch. Es wurde bereits gesagt: Vor Jahren war der Kanton 
St.Gallen bei der Verhandlung innerhalb der EDK der grosse Verlierer dieser neuen 
IUV – wir hätten 2,7 Mio. Franken mehr bezahlt. Das hat sich immer mehr zugunsten 
des Kantons St.Gallen entwickelt. Jetzt sind es noch Mehrkosten von 0,6 Mio. Fran-
ken. Deshalb bin ich froh, dass wir dieses Geschäft im Parlament haben, weil Sie die 
Systematik der IUV sehen. Wir haben bei den Fachhochschulen genau das Gleiche. 
Die Ostschweizer Fachhochschule hat dasselbe System. D.h.: Je mehr ausserkanto-
nale Studierende im Kanton St.Gallen studieren, oder je weniger St.Galler in den an-
deren Kantonen studieren, desto mehr Geld bleibt im Kanton St.Gallen. Es ist ganz 
wichtig, dass man das weiss, immer auch im Zusammenhang mit neuen Studiengän-
gen, denn dann bleibt das Geld hier oder es kommt sogar aus anderen Kantonen. 
Beispiele haben Sie erwähnt: der Joint Medical Master oder der neue Informatikstu-
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diengang, die erst kommen. Weil die Universität St.Gallen in den letzten Jahren im-
mer mehr ausserkantonale Studierende hatte, hat sich das in den letzten zehn Jahren 
insgesamt extrem gut entwickelt. Vor zehn Jahren mussten wir noch 10 Mio. Franken 
dazu bezahlen und jetzt ist das praktisch ausgeglichen. Diese Finanzmechanismen 
sind ganz wichtig für den Hochschulbereich. Ich möchte Sie bitten, das zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Diese Vereinbarung tritt in Kraft, wenn 18 Kantone zugestimmt haben. Im Mo-
ment sind es 15 und es spricht nichts dagegen, dass alle weiteren Kantone wohl bei-
treten werden. Die Aussage von Kantonsrat Böhi-Wil muss ich korrigieren. Er hat da-
rauf hingewiesen, dass verschiedene Kantone eine Alternative gefunden hätten – 
nein, das ist nicht so. Die Kantone, die das abgelehnt haben, so wie es in der Bot-
schaft steht, die haben das innerhalb der EDK abgelehnt, aber die Prozesse in diesen 
Kantonen sind im Gang oder wurden sogar schon beschritten. Ich gehe davon aus, 
dass diese Kantone ebenfalls zustimmen werden. Somit bleibt es quasi alternativlos. 
Würden wir nicht zustimmen, würden uns Einnahmen von 43,4 Mio. Franken für die 
Universität St.Gallen im Kanton verloren gehen. Das wären 43,4 Mio. Franken, die 
wir vermutlich irgendwie wieder über Staatsbeiträge finanzieren müssten. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in erster Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der zweiten Lesung zurück an die vorberatende Kommission. 
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40.20.05 St.Galler Energiekonzept 2021–2030 

Unterlagen: – Bericht der Regierung vom 11. August 2020 
– Anträge der vorberatenden Kommission vom 30. Oktober 2020 
– Antrag aus der Mitte des Rates vom 30. November 2020 

 
33.20.05A Kantonsratsbeschluss über einen Nachtragskredit zum Sonder-

kredit Förderungsprogramm Energie 2021–2025 

Unterlagen: Botschaft und Entwurf der Regierung vom 11. August 2020 
 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Das Präsidium sieht eine gemeinsame Eintretensdis-
kussion über beide Geschäfte vor. 
 
Götte-Tübach, Präsident der vorberatenden Kommission: Auf die Vorlage ist einzu-
treten. 

Die vorberatende Kommission des Kantonsrates hat sich am 16. und 30. Oktober 
2020 zur Beratung getroffen. Die Kommission hat zeitgleich den Bericht 40.20.05 
«St.Galler Energiekonzept 2021–2030» und das Geschäft 33.20.05A «Kantonsrats-
beschluss über einen Nachtragskredit zum Sonderkredit Förderungsprogramm Ener-
gie 2021–2025» beraten. Es waren anwesend: 
vonseiten des zuständigen Departementes: 
– Regierungsrätin Susanne Hartmann, Vorsteherin Baudepartement; 
– Samuel Peter, Generalsekretär, Baudepartement; 
– Michael Eugster, Leiter Amt für Wasser und Energie, Baudepartement; 
– Marcel Sturzenegger, Leiter Energie, Amt für Wasser und Energie, Baudeparte-

ment; 
– Céline Ramseier, Fachspezialistin Energie, Amt für Wasser und Energie, Baude-

partement. 
Geschäftsführung / Protokoll: 
– Sandra Stefanovic, Geschäftsführern, Parlamentsdienste; 
– Leandra Cozzio, Stv. Geschäftsführerin, Parlamentsdienste. 

Die Kernelemente des Berichts: Der Kanton St.Gallen setzt sich im Rahmen sei-
ner Energiepolitik und Klimapolitik gemäss aktuellem Energiekonzept aktiv für eine 
ausreichende, breitgefächerte, sichere, wirtschaftliche und umweltverträgliche Ener-
gieversorgung, für hohe Energieeffizienz und einen sparsamen, rationellen Energie-
verbrauch ein. Als sichtbares Zeichen, dass die von der Schweiz eingegangenen Ver-
pflichtungen sinngemäss auch für den Kanton St.Gallen gelten, haben wir im Rat am 
13. Juni 2019 das Übereinkommen von Paris als verbindliche Grundlage für die kan-
tonale Klima- und Energiepolitik in einer Mehrheit anerkannt. Der Kanton bringt damit 
zum Ausdruck, dass der Klimaschutz und die Anpassung an die Klimaveränderung 
langfristige Vorhaben sind und die Gemeinden, Unternehmen und Private jederzeit 
die richtige Entscheidung treffen, wenn sie mit ihrem Vorhaben aktiv zur Verminde-
rung der CO2-Emission beitragen. 
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Nach wie vor machen Heizung, Erdgas und fossile Treibstoffe rund zwei Drittel der 
im Kanton verwendeten Energie aus. Gebäude und Verkehr sind somit für den Haupt-
teil des CO2-Ausstosses verantwortlich. Der Elektrizitätsbedarf liegt bei rund 25 Pro-
zent des gesamten Energiebedarfs, etwas mehr als 60 Prozent des Stroms stammen 
aus Kernkraftwerken. Diese Zahlen zeigen, dass zur Erreichung der Energie- und 
Klimaziele weitere Anstrengungen bei Gebäude, Verkehr und Industrie notwendig 
sind. Das Energiekonzept 2008–2020 fokussiert auf den Bereich Wärme und Strom 
für Gebäude und hat sich als robuste Grundlage für die kantonale Klima- und Ener-
giepolitik bewährt. 

Veränderte Rahmenbedingungen, insbesondere das Pariser Klimaabkommen, 
aber auch die Marktentwicklung erfordern über das Jahr 2020 hinaus Verhaltensver-
änderungen bei politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsträgern wie auch bei 
der Bevölkerung. Die Ziele für das Jahr 2020 können teilweise erreicht werden. Der 
Handlungsbedarf jedoch bleibt bestehen. Mit der Ausrichtung des Klimaziels 2050, 
der Netto-Null-Treibhausgasemission, steigt er viel mehr an – der Handlungsbedarf 
ist unbestritten. Eine erfolgreiche Umsetzung des Energiekonzepts 2021–2030 ist 
stark vom Verhalten und individuellen Entscheidungen der Einzelnen abhängig. Mit 
dem Energiekonzept 2021–2030 definiert der Kanton Ziele und Massnahmen, um 
den CO2-Ausstoss weiter zu senken, die Energieeffizienz zu erhöhen, den Zuwachs 
des Strombedarfs zu begrenzen und erneuerbare Energien weiter wesentlich auszu-
bauen, so dass sie die eigene tragende Rolle in der Energieversorgung wahrnehmen 
können. Mit dem kantonalen Energiekonzept 2021–2030 geht der Kanton folgende 
Herausforderungen an: 
– Energiestrategie 2050 des Bundes umzusetzen bzw. zu konkretisieren; 
– Energieversorgungssysteme auf das Klimaziel 2050, die Netto-Null-Treibhaus-

gasemission, hin auszurichten; 
– Energie gezielt zu verwenden; 
– alle Energieträger möglichst effizient zu nutzen und  
– erneuerbare Energien tragen einen erheblichen Anteil zur Versorgung bei.  

In der vorberatenden Kommission berieten wir nach einem eindrücklichen In-
putreferat von Heinz Wiher, Leiter Energie und Technik, Fachstelle Energie, Depar-
tement Bau, Stadt Winterthur, die beiden Vorlagen. Die Kommission setzte sich ver-
tieft mit dem neuen Energiekonzept auseinander, diskutierte die vorgesehenen 
Massnahmen eingehend und begrüsste die Intention, erneuerbarer Energie eine tra-
gende Rolle in der Energieversorgung zu verleihen. Handlungsbedarf sah die Kom-
mission als ausgewiesen. Die Zielsetzungen sollen ambitioniert, klimagerecht und 
dennoch realistisch sein. Gerade die Frage der Stromversorgungssicherheit sorgte in 
der Kommission für Bedenken. Die Kommission schlägt deshalb einen Auftrag an die 
Regierung vor, den Kantonsrat im Rahmen der jährlichen Berichterstattung zum Ener-
giekonzept über den Stand der politischen Diskussion zur Stromversorgungssicher-
heit der Schweiz sowie auch über die Stromversorgungssicherheit des Kantons 
St.Gallen zu informieren. Der entsprechende Auftrag ist auf dem gelben Blatt ausfor-
muliert. Die vorberatende Kommission hat dem Auftrag mit 13:2 Stimmen zuge-
stimmt. 

Die vorberatende Kommission hat dem Bericht in der Gesamtabstimmung mit 
15:0 Stimmen zugestimmt. 
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Ich komme zum zweiten Geschäft 33.20.05 «Kantonsratsbeschluss über einen 
Nachtragskredit zum Sonderkredit Förderungsprogramm Energie 2021–2025»: Um 
die vorhin ausgeführten Interventionen in der energie- und klimapolitischen Aktivität 
zu erreichen, sind finanzielle Beiträge an die energetische Modernisierung von Ge-
bäuden vorgesehen. Deshalb beantragen die Kommission wie auch die Regierung, 
den bereits bewilligten Sonderkredit für das Förderprogramm 2021–2025 in der Höhe 
von 25 Mio. Franken mit einem Nachtragskredit im Umfang von 17,2 Mio. Franken zu 
erhöhen. Die vorberatende Kommission hat auch diesem Geschäft mit 15:0 Stimmen 
zugestimmt. 
 
Blumer-Gossau (im Namen der SP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten. Dem 
Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Als Co-Präsident des Verkehrs-Club der Schweiz (abgekürzt VCS) gehörte ich 
auch zu denjenigen, die anfangs dieses Jahres zu einem von mehreren Workshops 
eingeladen wurden. Wesentliche Ergebnisse dieser Arbeit sind die Übersichtsblätter 
zu den 16 Massnahmen und die Mitberücksichtigung des Verhaltens ökonomischen 
Hintergrunds. Nun haben wir in diesem Rat vor einigen Monaten verantwortungsbe-
wusst entschieden, dass wir das Pariser Klimaabkommen einhalten wollen, und das 
bedeutet, dass wir den CO2-Ausstoss bis spätestens 2050 auf Netto-Null senken 
müssen. Um dieses Minimalziel zu erreichen, müssen wir einen einigermassen line-
aren Absenkpfad einhalten. Wenn wir wie bisher nur wenig zur Klimarettung tun, er-
reichen wir dieses Ziel aber garantiert nicht, denn wir können nicht in den letzten zehn 
Jahren, von 2040 bis 2050, aufholen, was wir vorher versäumt haben. Oder vielleicht 
sind wir dann extremwetterlagen- und naturkatastrophenbedingt bereits nicht mehr 
hier. Wo sind die Ziele für das Energiekonzept 2021–2030? Da stehen in der Zusam-
menfassung auf S. 3 so vage Aussagen wie: 
– Energieversorgungssystem auf das Klimaziel 2050 ausrichten; 
– Energie gezielt verwenden; 
– alle Energieträger möglichst effizient nutzen.  

Bei so allgemeinen Aussagen würden wir alle sagen, dass wir das ohnehin schon 
machen. Das sind nette Worte, aber wirkungslos, und es sind keine Ziele. Ziele müs-
sen messbar und damit überprüfbar sein. Unter 3.5 auf S. 19 findet sich ein wichtiges 
messbares Ziel – der Präsident hat es bereits gesagt –, nämlich die Halbierung der 
CO2-Emissionen des Jahres 1990 bis spätestens 2030. Und das wollen wir mit den 
Massnahmen in diesem Konzept schaffen? Notabene mit Massnahmen, die, wie es 
mehrmals heisst, auf Freiwilligkeit, Eigenverantwortung, Solidarität und Kooperation 
aufbauen? Nein, diese nette, heile Welt gibt es in einer schönen Adventsgeschichte, 
aber nicht in der von Egoismus getriebenen, realen Schweiz. 

Blicken wir zurück: Im Ende Jahr auslaufenden Energiekonzept 2008–2020 ist 
die Zielvorgabe eine CO2-Reduktion von 20 Prozent gegenüber dem Jahr 1990. Er-
reichen werden wir nur rund 6,7 Prozent, also nur einen Drittel des Geforderten. Im 
Strassenverkehr nimmt der CO2-Ausstoss gar immer noch zu. Auch der Bund hat vor 
wenigen Tagen eine Studie veröffentlicht, die aufzeigt, wie die Schweiz das Netto-
Null-Ziel bis 2050 erreichen kann. Dazu eine Reaktion in der gestrigen «Republik», 
das ist die Onlinezeitung, die viele von Ihnen sicher auch beachten. Dort können Sie 
unter dem Titel «Die Schönheitsfehler im neuen Klimaplan» nachlesen, dass auch 
der Bund zu wenig konsequent ist. Zwei Beispiele: 
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1. Die «Republik» stellt fest, dass wir die Klimaneutralität bereits im Jahr 2040 er-

reichen müssen. Begründung: Länder, die bereits in der Vergangenheit viel 
Treibhausgase emittiert haben und über reichlich finanzielle Mittel verfügen, sol-
len mehr zum Klimaschutz beitragen. Das betrifft uns. Ich frage Sie: Schaffen wir 
es mit der viel gelobten Eigenverantwortung, das freiwillig tatsächlich zu tun? 

2. Die Landwirtschaft kommt nicht vom Fleck. Anders als im Verkehr, beim Heizen 
oder Isolieren gibt es in der Landwirtschaft offenbar keine Ideen, wie die Treib-
hausgasemissionen (z.B. Methan und Lachgas) erheblich gesenkt werden kön-
nen. Oder haben Sie im Bericht, den wir beraten, irgendetwas von Landwirtschaft 
gelesen? Oder wechseln die Landwirte in unserem Kanton freiwillig von Milch- 
und Fleischproduktion zum Ackerbau? 
Zurück zum Bericht: Die Zielsetzung Halbierung des CO2-Ausstosses bis 2030 

ist mit Freiwilligkeit und Eigenverantwortung allein nicht zu erreichen. Lenkungswirk-
same Förderbeiträge oder Verbote sind unerlässlich. Immerhin hält die Regierung im 
Bericht Folgendes fest: «Zeigt sich, dass die Wirkung der Massnahmen zu gering ist 
oder wenn übergeordnetes Recht es erfordert, wird ergänzend auf die klassischen 
Instrumente der Energie- und Klimapolitik, wie Gebote und Verbote zurückgegriffen.» 
– das wird nötig sein. 

Zur Zielerreichung fehlen beim Kanton auch die nötigen personellen Ressourcen 
und der Nachtragskredit von 17,2 Mio. Franken, den wir selbstverständlich befürwor-
ten, wird niemals ausreichen, um eine attraktive und hoch wirksame Förderung in den 
aufgelisteten Bereichen bis zum Jahr 2025 zu finanzieren. Wiederum zwei Beispiele: 
1. Heizungen: Der 10 Mio.-Franken-Förderkredit für die Jahre 2020 bis 2023 zum 

beschleunigten Ersatz von fossilen Heizungen wird bei weiterhin – und davon ist 
auszugehen – steigender Nachfrage schon vor Ende 2023 erschöpft sein. An-
schliessend sind keine Fördergelder mehr vorgesehen. Diese 10 Mio. Franken 
plus die 20 Mio. Franken Bundesgelder reichen bei einem Förderbetrag von 
durchschnittlich 5'000 Franken für eine Wärmepumpe, wie das heute angewen-
det wird, nur für 6'000 Heizungen. Jedes Jahr werden im Kanton St.Gallen aber 
zwischen 4'000 und 4'500 fossile Heizungen ersetzt. Sie merken, die meisten 
werden wieder durch Ölheizungen ersetzt. Der Wohngebäudebestand, und nur 
der Wohngebäudebestand – da sind die Gewerbe- und Industriebauten noch 
nicht dabei – liegt in unserem Kanton bei 113'000 Einheiten und wächst jährlich 
um rund 400. Um das CO2-Ziel zu erreichen, müssten bis in zehn Jahren die 
Hälfte, fast 60'000 Wohngebäude, fossilfrei beheizt werden – zehnmal mehr als 
die 6'000, für welche die Fördergelder reichen. Es braucht somit wesentlich mehr 
Fördergelder oder ein Verbot von fossilen Heizsystemen bei Neubau und Ersatz.  

2. Verkehr: Der motorisierte Strassenverkehr verursacht ein Drittel der CO2-Belas-
tung. Obwohl der CO2-Ausstoss immer noch steigt und der Bericht beim Verkehr 
zu Recht grosses Potenzial verortet, wird das Thema stiefmütterlich bearbeitet. 
Nur 4 von 16 Massnahmen thematisieren den Verkehr. Massnahme 10 empfiehlt 
erfreulicherweise Mobilitätsmanagement für Unternehmen und die öffentliche 
Hand. Als Ziel wird eine bescheidene Reduktion des motorisierten Individualver-
kehrs (abgekürzt MIV) genannt. Ohne verbindliche und strenge Vorgaben bleibt 
das jedoch Wunschdenken. Für Massnahme 11 «Sicher und aktiv ans Ziel kom-
men, zu Fuss und mit dem Velo» sind weder finanzielle noch personelle Res-
sourcen vorgesehen. Und Sie erinnern sich an die Diskussionen zum Budget: 
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Wenn man etwas erreichen will, braucht es dafür auch Geld und Ressourcen. In 
der Massnahme 11 wird auf die Agglomerationsprogramme verwiesen. Und das 
wissen Sie auch, in den Agglomerationsprogrammen besteht bei den Fuss- und 
Velo-Projekten bekanntlich Vollzugsnotstand. 
Als Indikator für die Fortschritte – der wird im Konzept erwähnt, Fortschritt be-

deutet weniger Autos und mehr Velos – wird der Mikrozensus des Bundes genannt. 
Das ist falsch. Hierzu müssen unsere jährlichen Verkehrszahlen dienen und nicht der 
Mikrozensus, der nur alle fünf Jahre erscheint. Wir müssen jährlich sehen, ob wir 
wirklich Fortschritte erzielen. Das Energiekonzept sieht eine enge Begleitung der 
komplexen Umsetzung mittels einer Jahreskonferenz, an der auch Kantonsrätinnen 
und Kantonsräte teilnehmen werden, vor – das ist gut und nötig. Es wird sich schnell 
zeigen, dass die CO2-Reduktion zu gering ausfällt, um den Absenkungspfad einzu-
halten. Konsequent und sofort müssen wir strengere Massnahmen, weitere Nach-
tragskredite und Stellenbegehren oder Verbote zum Thema machen. Die SP-Fraktion 
wird das genau beobachten und entsprechend reagieren. 

Stand heute ist das Verfehlen der Halbierung des CO2-Ausstosses bis 2030 vor-
programmiert. Für das Verfehlen der Klimaziele wird kein Politiker und keine Politike-
rin bestraft. Ausbaden und erleiden muss unser Versagen, unsere fehlende Verhal-
tensänderung zugunsten des Klimaschutzes, die nächste Generation. Die Klimaju-
gend hat das längst erkannt. Die SP wird darum mit ihrer Initiative für einen Klima-
fonds von 100 Mio. Franken reagieren. Das ist das richtige Mass, um der Klimakrise 
zu begegnen. 

Zum Auftrag der vorberatenden Kommission zur Stromversorgungssicherheit: 
Wir unterstützen diesen Auftrag. Trotz der Unzulänglichkeiten ist die SP-Fraktion für 
Eintreten und Gutheissung des Berichts und Genehmigung des Nachtragskredits von 
17,2 Mio. Franken. Es ist wenigstens ein Schritt, wenn auch ein zu kleiner und zu 
langsamer, aber immerhin in die richtige Richtung. 
 
Monstein-St.Gallen (im Namen der GLP): Auf die Vorlagen ist einzutreten. 

Blumer-Gossau hat in seinen Ausführungen bereits vieles dargelegt, ich ver-
zichte daher auf einige Details und Rechnungen. Es geht mir zudem ähnlich wie Re-
gierungsrat Mächler. Ich kann das Wort Corona ebenfalls kaum mehr hören, aber so 
schwer uns die Auswirkungen von Corona auch treffen, die aktuelle Pandemie hat 
uns auch einiges gelehrt. Wir haben gelernt, dass wir in der Schweiz und im Kanton 
St.Gallen nicht geschützt sind vor globalen Krisen. Zudem haben wir gelernt, wie un-
verzichtbar gegenseitige Solidarität gerade in Krisenzeiten ist. Speziell meine Gene-
ration hat in der aktuellen Corona-Krise beispiellose Solidarität bewiesen. Die Jungen 
sind von den Folgen der Corona-Krise verhältnismässig am stärksten betroffen, ob-
wohl wir vom Virus selbst eindeutig weniger stark bedroht wären. Diese Solidarität ist 
eine Selbstverständlichkeit. Allerdings sollte Solidarität in allen Krisen eine Selbstver-
ständlichkeit sein und meine Generation ist wegen einer anderen Krise äusserst be-
sorgt. Sie ahnen es, ich spreche von der Klimakrise. Die Klimakrise ist weder eine 
rechte noch eine linke Angelegenheit, sondern eine Tatsache – eine wissenschaftlich 
unbestrittene Tatsache. Im Rahmen der Behandlung des Nachtrags zum Energiege-
setz wurden wir in diesem Saal alle Zeugen mehrerer Voten, die von einem Klimaak-
tivistenproblem gesprochen haben, welche die Beiträge des Kantons St.Gallen zum 
globalen Klimaschutz als irrelevant bezeichneten und aus diesem Grund strengere 
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Massnahmen und Regelungen ablehnten. Diese Haltung ist absurd und zutiefst un-
solidarisch. Man stelle sich vor, ich würde meine Steuern nicht zahlen, da mit meinem 
Beitrag ohnehin keine Strassen gebaut, keine Lehrer bezahlt und kein Landwirt un-
terstützt werden könnten. Ja, die Schweiz ist ein kleines Land, und ja der Kanton 
St.Gallen ist nur einer von 26 Kantonen, aber wir haben den Anspruch innovativ, fort-
schrittlich und zuverlässig zu sein. Wir sind zu Recht stolz auf diese Eigenschaften 
und diese Reputation. Wer, wenn nicht wir, soll denn überhaupt seine Hausaufgaben 
erledigen? 

Das vorliegende Energiekonzept wäre Teil der St.Galler Hausaufgaben gegen 
die Klimakrise gewesen. Es wäre wichtig, mit diesem Konzept wegweisende Weichen 
für das kommende Jahrzehnt zu stellen. Dies erst recht vor dem Hintergrund, dass 
wir trotz der tief angesetzten Ziele in St.Gallen nicht auf Kurs sind. Es ist schwarz auf 
weiss festgehalten, dass die im Energiekonzept formulierten Ziele mehrheitlich nicht 
erreicht werden und die grösste Ziellücke bei den CO2-Emissionen besteht. Ironi-
scherweise findet sich diese Aussage übrigens unter dem Titel «Aktuelles Energie-
konzept wirkt». Dennoch setzt die Regierung auch in den nächsten Jahren haupt-
sächlich auf Freiwilligkeit – wirkliche Konsequenzen werden nicht gezogen. Die 
Hauptkritik von uns Grünliberalen ist, dass die ausführlich beschriebenen Massnah-
men oft zu wenig konkret sind, um die erklärten Ziele tatsächlich zu erreichen. Dass 
vorläufig noch auf Verbote verzichtet wird, mag eventuell vertretbar sein. Wann hin-
gegen der Zeitpunkt für härteres Durchgreifen erreicht wäre, geht aus den beinahe 
70 Seiten nicht hervor. Zudem gäbe es noch einen grossen Bereich zwischen Frei-
willigkeit und Verboten, z.B. lenkungswirkende Anreize. Durch intelligent gesetzte 
Rahmenbedingungen könnten die Marktteilnehmer in die angestrebte Richtung ge-
lenkt und so die gewünschte Wirkung erzielt werden. Kommunikation und eine Vor-
bildfunktion der öffentlichen Hand sollten dazu ergänzende Massnahmen sein. Mit 
schönen Flyern alleine werden wir die vor uns liegenden, immensen Herausforderun-
gen aber nicht meistern können. 

Immerhin, auf den formulierten Zielen des Energiekonzepts 2021–2030 lässt sich 
nach unserer Ansicht aufbauen. Aber, um nochmals auf das Thema Hausaufgaben 
zurückzukommen: Für mich als Student entstand bei der Lektüre teilweise der Ein-
druck, die Regierung erachte die Prüfung als bestanden, einzig weil sie den Prüfungs-
saal gefunden hat. Zusammenfassend sind wir Grünliberalen der Meinung, dass mit 
dem vorliegenden Energiekonzept grosse Chancen verpasst wurden. 
 
Dürr-Widnau (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten. 
Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Blumer-Gossau hat es gesagt, die Kommission wurde ausführlich informiert. Das 
zeigt auch, dass das Thema Energie und Klima wichtig ist. Das hat auch schon die 
Diskussion über das Energiegesetz gezeigt. Und wenn man es alleine am Umfang 
der Unterlagen über diese vorberatende Kommission anschaut, muss man auch fest-
stellen: Es ist ein wichtiges Thema. Wir erhalten mit dem Bericht auch eine gute In-
formationslektüre, auch für Laien in der Kommission. Es wurde auf verständliche Art 
und Weise das Wissen vieler Spezialisten zusammengefasst. Wir sind der Meinung, 
dass der Bericht die bestehende Situation gut aufzeigt und die Herausforderungen 
und die geplanten Massnahmen ausführlich darlegt. Ob dieses Energiekonzept der 
grosse Wurf ist oder nicht, hängt davon ab, ob man das Glas halbvoll oder halbleer 
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sieht. Was sicher gesagt werden kann, ist, dass im Bericht keine gravierenden Män-
gel oder total vergessene Inhalte festgestellt werden konnten. Grundsätzlich stellt 
sich immer die Frage: Wo werden die Prioritäten gesetzt und welche Massnahmen 
sind zweckmässig? 

Die vorberatende Kommission, darauf wurde auch schon hingewiesen, hat einen 
Zusatzbericht zum Umsetzungsstand 2018 erhalten, den wir sehr aufschlussreich 
fanden und der ein wichtiges Instrument für den weiteren Weg des St.Galler Energie-
konzepts ist. In diesem Papier wird aufgezeigt, wie der Stand der Ziele beim alten 
Energiekonzept ist. Wir teilen die Auffassung der Regierung, dass die Massnahmen 
aus dem alten Energiekonzept Wirkung erzielt haben und auch Verbesserungen er-
zielt wurden. Es ist klar, es wurden nicht alle Ziele erreicht. Aber man kann doch nicht 
sagen, es wurde keine Wirkung erzielt. Es wurde etwas erreicht, aber nicht ganz das 
Ziel, zumindest nicht bei allen Zielen, die man sich vorgenommen hat. 

Mit diesen Verbesserungen können wir auch der Bevölkerung ein Signal aussen-
den. Ein Signal, dass Massnahmen wirken und dass es zu Verbesserungen kommt. 
Was wir hingegen bedauern, ist, dass der Umsetzungsbericht keine Aussagen zur 
Beurteilung des Massnahmenportfolios und der Kostennutzenverhältnisse darlegt. 
Diese Kenntnisse wären wertvoll gewesen und wir erwarten, wenn wieder ein Umset-
zungsbericht erstellt wird, dass diese Beurteilungen vorgenommen werden. 

Die CVP-EVP-Fraktion unterstützt die Aussage der Regierung, dass bei der Aus-
richtung auf das Klimaziel 2015 «Netto-Null-Treibhausgasemissionen» der Hand-
lungsbedarf steigt und die Massnahmen verstärkt werden müssen. Die Ziele sind rich-
tig, Blumer-Gossau hat darauf hingewiesen, auf S. 19. Der Energiebedarf muss weiter 
reduziert werden, der CO2 Ausstoss gesenkt, der Anteil an erneuerbaren Energien 
erhöht und neue Technologien gefördert werden. Es sind Herausforderungen und die 
Regierung hat in ihrem Bericht auch Schlussfolgerungen dazu erwähnt. Wir können 
diese nachvollziehen. Im Bereich Verkehr, der gemäss Bericht ein grosses Potenzial 
aufweist, hätten wir uns aber mehr Inhalte gewünscht als nur einen Abschnitt. Es ist 
klar, dass die Bundespolitik die Stellschrauben in diesem Bereich festlegt, aber mehr 
Informationen wären wünschenswert gewesen. 

Die CVP-EVP-Fraktion unterstützt im Gegensatz zu den beiden anderen Vorred-
nern die Stossrichtung und Massnahmen, die auf Freiwilligkeit, Solidarität und Ko-
operation setzen und nicht schon auf Gebote und Verbote. Wenn wir die Bevölkerung 
und die Wirtschaft ins Boot holen wollen, müssen die Eigeninitiative gefördert, die 
Sensibilität gestärkt und die Akzeptanz der Massnahmen verbessert werden. Dies ist 
langfristig erfolgsversprechender als mit dem Schlaghammer Massnahmen durchzu-
boxen. 

Was uns Sorge macht, ist der heutige Energiemix im Kanton St.Gallen. Der Kom-
missionspräsident hat darauf hingewiesen: 60 Prozent des Stroms entstammt heute 
immer noch aus Kernkraftwerken und nur 20 Prozent ist erneuerbare Energie – und 
davon ist noch ein grosser Teil Wasserkraft. Obwohl wir grosse Anstrengungen bei 
der erneuerbaren Energie unternommen haben, ist die Bilanz noch nicht berau-
schend. Die Fotovoltaik hat sich bei uns etabliert und es macht sicher Sinn, diese 
weiter auszubauen. Wir haben vorher im Budget 2021 den Sonderkredit zur Erstel-
lung von Fotovoltaikanlagen auf kantonalen Hochbauten bestätigt und das ist richtig 
so. Wichtig ist in diesem Zusammenhang – das wurde bis jetzt nicht erwähnt, aber 
das wurde auch bei der Präsentation von Heinz Wiher, Leiter Energie und Technik, 
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Fachstelle Energie, Departement Bau, Stadt Winterthur, aufgezeigt –, dass man v.a. 
dort viel Strom erzeugt, wo dieser auch verbraucht wird. Entsprechend müssen wir 
auch die gesetzlichen Auflagen in diesem Bereich überprüfen, denn wir haben den 
Eindruck, es gibt immer noch Auflagen, die diese Entwicklung bremsen, und insbe-
sondere auch einen raschen Ausbau der Fotovoltaikanlagen. Viele Massnahmen im 
Energiekonzept zielen auf eine Verlagerung der Anwendung fossiler Energie zum 
Stromsektor. Wir müssen uns bewusst sein, dass der Strom zum heutigen Zeitpunkt 
CO2-arm ist. Wir müssen uns auch bewusst sein, dass bei allen flankierenden Mass-
nahmen letztlich gar nicht genügend Strom vorhanden sein wird. D.h., in erster Prio-
rität sind die neuen CO2-armen und umweltschonenden Quellen zu erschliessen. 

Ebenfalls beschäftigt uns die Frage, wie die Situation in unserem Kanton aus-
sieht, wenn der Atomstrom wegfällt. Ist die Versorgungssicherheit in den Wintermo-
naten gesichert? Müssen wir dann «dreckigen» Strom importieren, der unsere Mas-
snahmen im CO2-Bereich zunichte macht? Auch die Frage der Stabilität der Netze 
könnte an Wichtigkeit zunehmen. Diese Fragen müssen wir in naher Zukunft beant-
worten und entsprechend befürworten und unterstützen wir den Auftrag der vorbera-
tenden Kommission, dem Kantonsrat Bericht zu diesem Thema zu erstatten. 

Fazit: Das Energiekonzept zeigt auf, wie die verfügbaren Mittel, und die sind nun 
einmal eingeschränkt, effizient mit einem guten Kosten-Nutzen-Verhältnis eingesetzt 
werden. Wichtig ist in diesem Bereich auch, das Machbare vor dem Wünschbaren in 
den Vordergrund zu stellen und regelmässig die Massnahmen auf ihre Wirkung zu 
überprüfen. Entsprechend begrüssen wir, dass die Regierung ein Monitoring tätigt, 
wo die entsprechenden Massnahmen überprüft werden und uns auch einen Ausblick 
gibt, was geändert werden soll, auch allfällige Gesetzesanpassungen. Das wurde in 
der vorberatenden Kommission intensiv diskutiert. Dieses Monitoring ist wichtig, um 
zu sehen, wie es läuft und was allenfalls geändert werden muss – dies an die Adresse 
von Blumer-Gossau; wenn Anpassungen vorgenommen werden müssen, steht uns 
das Monitoring zur Verfügung. Es wird auch so sein, dass diesem Kantonsrat die 
Informationen zur Verfügung stehen werden. 

Mit dem steigenden Handlungsbedarf ist für uns klar, dass wir in diesem Bereich 
mehr Mittel zur Verfügung stellen müssen. Entsprechend werden wir dem Nachtrags-
kredit über 17,2 Mio. Franken zustimmen. Es darf nicht mehr vorkommen, dass wir 
die Massnahmen runterfahren müssen, da dem Kanton das Geld ausgeht. Wenn ich 
vorhin gehört habe, dass die Massnahmen ungenügend seien, bitte ich Sie, klare 
Kante zu zeigen und Anträge zu stellen, um diesen Nachtragskredit zu erhöhen. Aber 
man muss wissen, dieser Nachtragskredit muss über eine Volksabstimmung gewährt 
werden. Die Bevölkerung muss zustimmen. Deshalb ist mir klar, dass keine Anträge 
kommen, um diesen Betrag zu erhöhen, denn es würde die Gefahr bestehen, dass 
dies in der Bevölkerung abgelehnt werden, insbesondere in Corona-Zeiten, wo jede 
Ausgabe in der Bevölkerung kritisch hinterfragt wird.  
 
Fäh-Neckertal (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten. 

Die Vorlage der Regierung ist keine Revolution, was wir leider auch nicht erwar-
ten durften. Wenn aber alle Parteien mithelfen, kann doch einiges bewegt werden. 
Dazu müssen wir aber aufhören mit Argumenten wie: Was wir machen, bringt nichts 
im Vergleich zum ganzen Problem. Wir haben das Ziel Netto-Null bis 2050 beschlos-
sen und müssen nicht mehr darüber diskutieren, sondern unsere Energie darin legen, 
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das Ziel auch zu erreichen. Die Regierung setzt auf Freiwilligkeit. Bisher hat das leider 
bei weitem nicht genügt, die Ziele wurden nicht erreicht. Wir haben nicht Zeit bis ins 
Jahr 2030, um erst dann zu schauen, ob es funktioniert oder nicht, denn dann müssen 
wir eigentlich schon bei Netto-Null sein. Wir müssten einen Kontrollmechanismus ein-
bauen, um schnell reagieren zu können und auch Massnahmen wie Verbote zu er-
lassen oder finanzielle Anreize zu schaffen. Ohne dies wird es meiner Ansicht nach 
nicht gehen. Die Zwischenziele und die Massnahmen bei deren Nichterreichung müs-
sen bereits im Energiekonzept festgelegt werden. So wird die Verbindlichkeit betont 
und es drohen Konsequenzen, wenn die Ziele verfehlt werden. Leider hat das die 
Regierung auch nicht gemacht. Wir laufen so Gefahr, unglaubwürdig zu werden. 
Wieso sollen wir uns bemühen, die Ziele zu erreichen, wenn nichts passiert, wenn wir 
das nicht schaffen? 

Leider hat das aktuelle Energiekonzept die Ziele nicht erreicht. Die Zielvorgaben 
für das neue Energiekonzept sind höher, was sie auch sein müssen. Wenn wir die 
Bemühungen nicht bedeutend verstärken, werden diese wieder nicht erreicht. Global 
denken, lokal handeln. Heute geht ein grosser Teil des Geldes, das für Energie, kon-
kret fossile Energie, ausgeben wird, ins Ausland. Wir müssen deshalb aus Umwelt-
sicht umdenken und vermehrt auf einheimische Energie setzen, so stärken wir auch 
die Schweizer Wirtschaft. Das gibt Wertschöpfung in der Schweiz, dagegen kann 
nicht einmal die SVP-Fraktion sein. Ich empfehle Ihnen, 3.7 «Volkswirtschaftliche 
Auswirkungen» auf S. 20 zu lesen. Die CO2-Emissionen gegenüber 1990 sollen bis 
2030 halbiert werden, was auch nötig ist. Von den 50 Prozent haben wir innert 30 Jah-
ren von 1990 bis 2020 nur 7,6 Prozent erreicht. In den nächsten zehn Jahren müssen 
wir die restlichen 42,4 Prozent erreichen. Ich glaube nicht, dass wir das nur durch 
freiwillige Massnahmen erreichen können, da braucht es mehr. Bei der Gesamtener-
gieeffizienz bin ich ein bisschen optimistischer, v.a., wenn wir beim CO2 ein bisschen 
vorwärts machen, das könnte erreichbar sein. Bei den Massnahmen sind viele kan-
tonale Stellen involviert. Wie wird garantiert, dass die nötigen personellen Ressour-
cen zur Verfügung stehen? Da habe ich nach den heutigen Diskussionen meine gros-
sen Bedenken. Es braucht ein ganz klares Bekenntnis, dass die nötigen personellen 
und finanziellen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. Wir verzichten darauf, im 
jetzigen Zeitpunkt einen Antrag für die Erhöhung der Mittel für den Heizungsersatz 
einzureichen. Wir erwarten aber, dass die Regierung frühzeitig reagiert, wenn die Mit-
tel ausgehen, und weitere Beträge beantragt. 
 
Pool-Uznach (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten. Dem 
Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Der Bericht über das «St.Galler Energiekonzept» ist weit umfassend und in den 
jeweiligen Bereichen sehr vertieft. Er weist nachvollziehbar den richtigen Weg. Das 
vorgängige Energiekonzept und sein aufschlussreicher Bericht zum «Umsetzungs-
stand 2018» ist ein ganz wichtiges und ergänzendes Instrument für den weiteren Weg 
des St.Galler Energiekonzepts. Der Umsetzungsstand zeigt auch deutlich, dass der 
von der Regierung vorgeschlagene Controllingzyklus trotz des grösseren Aufwands 
seine Berechtigung hat. 

Die FDP gewichtet folgende Punkte in der Ausgangslage:  
– Die Schweiz hat das Übereinkommen von Paris am 6. Oktober 2017 ratifiziert. Am 

26. November 2020 sagte Benoît Revaz, Direktor Bundesamt für Energie, in einem 
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Interview, dass die Energiewende bis ins Jahr 2020 möglich und umsetzbar sei, 
aber ohne Stromimporte gehe es nicht, zumindest zwischenzeitlich; 

– Der Bericht zum Umsetzungsstand 2018 des Energiekonzepts zeigt deutlich auf, 
wo der Kanton auf Kurs ist, wo die Herausforderung grösser ist und in welchem 
Sektor wir sie dringlichst anpacken müssen. 

Die Herausforderung ist jedoch sehr gross: Im Privaten, als Arbeitnehmer oder 
Arbeitgeber, sowie auch in der Politik. Der ETH-Professor Anton Gunzinger zeigt in 
seinem Buch «Kraftwerk Schweiz – So gelingt die Energiewende», wie sich erneuer-
bare Energien ergänzend nutzen lassen. Dennoch fragen wir uns: Wie weit reichen 
erneuerbare Energien für eine Stromversorgung der Schweiz ohne Import? Was ist 
der Preis dafür? Ist der Bürger bereit dazu? Die Regierung hat im Konzept u.a. die 
verhaltensökonomische Massnahme «Bewusstsein und Bereitschaft stärken» vorge-
schlagen. Die FDP-Fraktion unterstützt diese Massnahme. Sie ist ein effektiver An-
satz zur nachhaltigen Verhaltensänderung bei der Bevölkerung in Bezug auf die Ener-
giewende.  

Die FDP-Fraktion unterstützt ebenfalls die weiteren Ziele der Regierung:  
– die Energieeffizienz zu erhöhen; 
– CO2-Emissionen massiv zu vermindern; 
– die Produktion von erneuerbarer Energie zu erhöhen; 
– neue Technologien zu fördern und 
– ein wichtiger Punkt ist die Versorgungssicherheit. Sie ist nicht nur zu unterstützen, 

sondern zu gewähren – auch im Winter. Strom wird der wichtigste Energieträger 
sein.  

Die FDP-Fraktion unterstützt somit den Antrag der vorberatenden Kommission. 
Zeitfaktor: Es ist auch für uns nachvollziehbar, dass wir das Klimaabkommen eher 

erreichen, wenn wir umgehend handeln und umsetzen. Dennoch scheint uns der zeit-
liche Zielhorizont 2030 selbst im Bereich Gebäude zum Teil etwas sportlich. Im Be-
reich der Industrie vertreten wir klar die Ansicht, dass dies einen längeren Zeitraum 
benötigt, um eine wirtschaftlich verkraftbare Energiewende umzusetzen. 

Verkehr: Die Elektromobilität ist die schnellste umsetzbare Alternative zu fossilen 
Treibstoffen. Es stellt sich uns folgende Frage: Wie sieht die Finanzierung des Stras-
senbaus aus, wenn der Verkehr zunehmend mit erneuerbarer Energie rollt? Sind Al-
ternativen bereits angedacht? Wie eingangs erwähnt, ist die Energiewende auch für 
die Politik eine Herausforderung. 

Innovation und Wirtschaft: Die Regierung schreibt in ihrem Bericht, sie setze bei 
der Umsetzung des Energiekonzepts 2021–2030 wohlüberlegt auf Freiwilligkeit, So-
lidarität und Kooperation. Die FDP-Fraktion begrüsst dies v.a. auch im Sinn der Ei-
genverantwortung. Dennoch, innovatives Denken und Investition müssen mit einer 
anschliessenden Umsetzung verbunden sein. Deshalb verlangt die FDP-Fraktion zu-
sätzlich weniger Hindernisse und offenere Rahmenbedingungen. D.h., wir erwarten 
unter Massnahme SG-4 zusätzlich, dass in Zukunft weitere Gesetzes- und Vollzugs-
revisionen geprüft werden, um die Realisierung von Projekten zur Gewinnung von 
erneuerbarer Energie zu vereinfachen und so auch die Innovation zu fördern. 

Als Unternehmer und Arbeitgeber begrüssen wir selbstverständlich den prognos-
tizierten volkswirtschaftlichen Aufschwung. Dies wiederum verlangt, dass Unterneh-
merinnen und Unternehmer sowie Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer die In-
vestitionen in die Sanierung der Gebäudehülle tätigen bzw. auch tätigen können. Die 
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Basis dazu ist eine wirtschaftlich gesicherte Grundlage. Fazit: Die Regierung nimmt 
den Beitrag zur Umsetzung des Pariser Klimaabkommens sehr ernst. Sie hat ein 
nachvollziehbares Konzept entwickelt, das eine Herausforderung für uns alle ist – uns 
aber einen genauen Leitfaden gibt. 

33.20.05A «Kantonsratsbeschluss über einen Nachtragskredit zum Sonderkredit 
Förderungsprogramm Energie 2021–2025»: Die FDP-Fraktion steht für eine Energie-
wende ein. Es ist nachvollziehbar, dass die Umsetzung auf vielen Ebenen mit Kosten 
verbunden ist. Wir befürworten auch die Fördergelder als Anreiz, sie dienen u.a. auch 
dem sogenannten Verhaltenstreiber. Wie vorgeschlagen, sollen Fördergelder als An-
schub gelten und nach einer bestimmten Zeit sistiert werden. Der Betrag des Bundes 
von über 1 Mio. Franken ist ein beachtlicher Anteil der Gesamtkosten, ohne diesen 
Beitrag wäre das Konzept so nicht umsetzbar. 

Wir sind für Eintreten auf das Geschäft. Unter dem Vorbehalt, dass die angege-
benen globalen Bundesbeiträge gesprochen werden, stimmen wir dem Nachtrags-
kredit von 17,2 Mio. Franken zu. 
 
Losa-Mörschwil: Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Es wurde bereits viel im Detail zum Energiekonzept gesagt. Ich kann den Voten 
von Blumer-Gossau und Fäh-Neckertal nur zustimmen. Gerne nutze ich die Möglich-
keit, meine Gedanken bezüglich den erreichten, oder besser gesagt, den nicht er-
reichten Zielen im Energiekonzept zu äussern. 

Wenn wir die bereits bescheiden gesteckten Zielvorgaben betrachten und das 
Resultat der Umsetzung studieren, muss allen im Saal bewusst sein, dass es so nicht 
weitergehen kann, dass wir so die Ziele nicht erreichen. Mir kommt es fast so vor, als 
ob es sich nicht um ernsthaft gesetzte Ziele, sondern um unverbindliche Neujahrs-
vorsätze gehandelt hat. Sowohl in der Gesamtenergieeffizienz als auch in der Nut-
zung von erneuerbaren Energien und ganz spezifisch in der Reduktion der CO2-Emis-
sionen – Letzteres sogar sehr klar – sind wir von einer Erfüllung der Vorgaben weit 
entfernt. Ziele werden nicht einfach aus dem Nichts gesteckt, sondern, weil die Not-
wendigkeit und in diesem Fall sogar die Dringlichkeit, besteht. Ziele setzen, sich mit 
der Umsetzung auseinandersetzen, Ziele überprüfen und bei Nichterreichung Konse-
quenzen davon ableiten, ist ein täglich eingesetztes Instrument bei allen Angestellten, 
Betrieben, Unternehmen oder Konzernen. Wir alle kennen das aus dem Arbeitsbe-
reich. Wir alle wissen, dass ein Betrieb ohne klare Ziele und dem hartnäckigen Be-
streben, diese zu erreichen, keine Zukunft hat. Jeder Mitarbeiter muss sich heute für 
seine kleineren und grösseren Ziele einsetzen und bei fehlender Erreichung die Ver-
antwortung übernehmen. 

Heute geht es aber um etwas Wichtigeres als ein Betrieb – es geht um unser 
Klima. Es ist legitim, Ziele nicht zu erreichen, aber es ist fahrlässig, wenn keine Mass-
nahmen beschlossen werden. Ich frage mich nun: Gilt das nicht auch für die Politik? 
Wo liegt die Verbindlichkeit? Wir können doch nicht Ziele setzen, diese unseren Wäh-
lerinnen und Wählern, der Bevölkerung, vorlegen, und keine Konsequenzen beim 
Versagen ziehen. Wir können doch nicht die zu Recht besorgte Klimajugend mit lee-
ren Versprechen hinhalten in der Hoffnung oder sogar der Erwartung, dass sie brav 
ruhig bleibt. Damit drücken wir uns vor der Verantwortung und verlieren in der Bevöl-
kerung unsere Glaubwürdigkeit. Ich bitte Sie deshalb, alles zu unternehmen, damit 
die Ziele der Energiestrategie 2021–2030 erreicht werden können.  
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Güntzel-St.Gallen (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlagen ist einzutreten. 

Zum Inhalt des Energiekonzepts: Das Energiekonzept 2021–2030 soll das Ener-
giekonzept 2008–2020 ablösen. Mit einem umfangreichen Massnahmenkatalog, der 
auf kantonaler Ebene erstmals auch den Verkehr einschliesst, sollen die CO2-Emis-
sionen bis ins Jahr 2030 um die Hälfte reduziert werden im Vergleich zum Jahr 1990. 
Es soll aber auch der Zuwachs des Strombedarfs gebremst werden. Um diese Ziele 
zu erreichen, soll mit zusätzlichen Förderbeiträgen die energetische Modernisierung 
von Gebäuden, wie verbesserte Wärmedämmung und Heizungsersatz, beschleunigt 
werden. 

Zum Förderprogramm Energie: Die erwähnten Zielsetzungen erfordern einen 
Nachtragskredit von 17,2 Mio. Franken zum heute bereits beschlossen Sonderkredit-
förderungsprogramm Energie 2021–2025 von 25 Mio. Franken. 

Beurteilung und Würdigung: Zum Energiekonzept einige Pro- und Kontraargu-
mente, selbstverständlich abschliessend, und dies aus unserer Sicht. Pro-Argu-
mente: Fördern statt fordern, Freiwilligkeit statt Zwang. Wieweit die Verhaltensökono-
mik zum Ziel führen kann, wird sich in einigen Jahren zeigen. Ein Wechsel zum 
Zwang, der heute schon von verschiedenen Vorrednern angesprochen wurde, würde 
aber eine neue Vorlage der Regierung erfordern und auch eine neue Beurteilung. Der 
Einbezug des Verkehrs ins neue Konzept, das war im Energiekonzept 2008–2020 
wie erwähnt noch nicht der Fall. Bloss im neutralen Sinn, bloss Halbierung des CO2-
Ausstosses gegenüber 1990, das beurteilen wir als positive und realistische Zielset-
zung, weil von vielen Seiten auch heute im Rat eine raschere CO2-freie Zukunft ge-
fordert wird. 

Zur Aufteilung der Verantwortlichkeiten bei den verschiedenen Massnahmen zwi-
schen dem Amt für Wasser und Energie (abgekürzt AWE) und der Energieagentur – 
einige Kontraargumente im Sinn von negativ und kritisch: Es sind sehr umfangreiche 
und weitgehende Massnahmen, total 16 Massnahmen in fünf Kategorien. Weniger 
wäre wahrscheinlich mehr, wenn man sie auch realisieren will. Der Strom wird grund-
sätzlich als sauber eingestuft, obwohl in der Schweiz und in Europa noch eine grosse 
Abhängigkeit von Atomstrom und sogar Kohlestrom besteht. Noch schlimmer: Es be-
steht keine Versorgungssicherheit im Energie- und speziell im Strombereich, sowohl 
für die ganze Schweiz als auch für den Kanton St.Gallen. Deshalb soll mit dem von 
der vorberatenden Kommission beantragten Auftrag diesbezüglich regelmässig dem 
Kantonsrat berichtet werden. Die Berichterstattung alleine genügt aber nicht. Es sind 
diesbezüglich Massnahmen zu ergreifen, denn wenn wir nicht über genügend Ener-
gie verfügen, erübrigen sich viele andere Fragen. Kritisch ist aber auch, dass viele in 
der vorberatenden Kommission die Vorbildfunktion unseres Kantons als selbstver-
ständlich anschauen, die Kosten sind dann fast nebensächlich und hier geht es doch 
auch um die Verhältnismässigkeit. Ich verschone Sie, wie bei anderen energetischen 
Vorlagen, nochmals mit den Zahlen, was das für den Kanton St.Gallen, die Schweiz, 
Europa und weltweit bedeutet – in der Grösse, im Umfang der Bewohner usw. Aber 
Sie werden nicht überrascht sein, dass die Schweiz z.B. sich im Promille-Bereich und 
der Kanton St.Gallen sich in einem Zwanzigstel-Promille bewegen. Wir können das 
Ganze nicht ändern, müssen aber schauen, dass unsere Wirtschaft verhältnismässig 
und wettbewerbsfähig im Umfeld bleibt, auch in Europa. 
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Förderprogramm Energie: Klimaveränderung und andere grundsätzliche Argu-
mente genügen nicht, um eine rasche und nachhaltige Verhaltensänderung zu errei-
chen, deshalb sind finanzielle Förderprogramme ergänzend zu begrüssen und zu un-
terstützen. Dies auch deshalb, weil mit den kantonalen Beiträgen wenigstens das 
Doppelte an Bundesgeldern abgeholt werden kann. Es war sogar in der optimisti-
schen Variante vom Dreifachen die Rede, aber das hängt von verschiedenen Fakto-
ren ab. 

Ob und inwieweit bzw. wer von unserer Fraktion auf die Vorlage eintreten wird, 
wird sich bei der Abstimmung zeigen. Sie haben vom Kommissionspräsidenten ge-
hört, dass die Delegation in der vorberatenden Kommission geschlossen für Eintreten 
war. Aber es gibt auch Gründe dagegen und ich erwähne diese speziell auf einen 
Punkt bezogen: Es geht nämlich um die Überlegungen zum Gefäss dieser Vorlage. 
Mit Gefäss meine ich die Kategorisierung der Geschäfte. Sie sehen, wir behandeln 
ein Geschäft mit der Nummer 40 am Anfang. Was bedeutet das? Nummer 40, das 
wissen Sie, ist eine Berichterstattung der Regierung, insbesondere auch bei Postula-
ten. Bericht bedeutet aber auch etwas anderes: Wir, der Rat, können den Inhalt des 
Berichts nicht abändern. Wir können ihn positiv oder negativ beurteilen, aber wir kön-
nen ihn nicht ändern. Insbesondere heisst das, wir können die 16 Massnahmen, die 
im Bericht sind, nur diskutieren, aber nicht ändern. Aufträge erteilen können wir, aber 
auf diesem Weg ist es sehr kompliziert, etwas zu verändern. D.h. in der Annahme, 
dass das Gefäss von der Regierung bewusst gewählt wurde. Das bedeutet: Die Re-
gierung will die Mitgestaltung des Rates bewusst ausschliessen oder der Bericht ist 
eigentlich nicht so wichtig, deshalb muss der Kantonsrat auch nicht mitentscheiden. 
Beide Möglichkeiten sind wenig erbauend, deshalb empfehle ich, Folgendes zu prü-
fen, um dann aus den Erkenntnissen zu handeln: 
1. Die Regierung soll prüfen, ob wichtige Themen in einer Klassifizierung vorzule-

gen sind, die es dem Kantonsrat erlaubt, auch materielle Ausführungen und Ent-
scheidungen zu beschliessen; 

2. Das Präsidium unseres Rates, allenfalls im Rahmen des Berichts in der Mitte der 
Amtsdauer, soll prüfen, ob die Änderung des Geschäftsreglements des Kantons-
rates (sGS 131.11; abgekürzt GeschKR) vor rund zehn Jahren sinnvoll war, dass 
nämlich mit Eintreten auf einen Bericht der Rat bereits Kenntnis genommen hat, 
und dass früher am Schluss der Diskussion abgestimmt wurde, ob und in welcher 
Art Kenntnis genommen wird. Dies war meines Erachtens die ehrlichere und ziel-
führendere Lösung.  
Abschliessend halte ich fest, dass es trotz der reglementarischen Kenntnisnahme 

jedem Mitglied unseres Rates freisteht, ob er mit dem Bericht oder Teilen davon ein-
verstanden ist. Zudem noch eine kleine Berichtigung oder Präzisierung zu den einlei-
tenden Ausführungen des Kommissionspräsidenten: Nämlich, dass der Handlungs-
bedarf unbestritten gewesen sei. Aus Sicht unserer Fraktion ist jedoch bloss 
«Handlungsbedarf» unbestritten. Ich meine damit den Artikel «der», der in diesem 
Zusammenhang den Anschein erwecken könnte, dass über alle Massnahmen und 
Ziele Einigkeit besteht – aber das war und ist nicht so.  
 
Widmer-Mosnang zu Blumer-Gossau: Sie haben in Ihrem energiepolitischen Rund-
blick bzw. Rundumschlag das Konzept kritisiert und gesagt, was gut ist und was nicht. 
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Sie erwähnten, die Landwirtschaft sei nicht erwähnt – das stimmt. Es stellt sich ein-
fach die Frage, wieso die Landwirtschaft nicht erwähnt ist – weil sie so unbedeutend 
ist oder weil sie die Hausaufgaben bereits gemacht hat und auf gutem Weg ist. Ich 
glaube, es ist das Zweite. Die Landwirtschaft ist in Sachen Energieeffizienz und v.a. 
Produktion erneuerbarer Energien viel weiter als der Durchschnitt unserer Gesell-
schaft und unserer KMU. Ich denke da an die Fotovoltaik, aber auch an die Energie-
effizienz mittels Verwendung von Holz, Solarenergie auf dem eigenen Betrieb und in 
den eigenen Haushalten. Ich denke auch an die Förderprogramme: Die Landwirt-
schaft ist seit Jahren an Förderprogrammen beteiligt, macht sehr aktiv mit. Es sind 
nationale Programme, ich denke dabei an den Bereich Klimarappen, Wärmerückge-
winnung, Motoren mit Frequenzumformern umrüsten, die Beheizung von Ställen usw. 
Ich kann Ihnen sagen, da läuft sehr viel. Blumer-Gossau hat v.a. auch den Methan-
gasausstoss angesprochen. Dazu muss ich sagen, die Konsumentinnen und Konsu-
menten dieses Landes bestimmen, was gegessen wird. Sehr viele Leute essen nach 
wie vor gerne Fleisch, trinken gerne Milch und essen Käse. Die Landwirtschaft pro-
duziert das, was der Konsument will. Wenn Sie das Gefühl haben, die Schweizer 
Bevölkerung brauche nur noch Kartoffeln, Rosenkohl und Hanf, pflanzen unsere Bau-
ern das gerne an. Blumer-Gossau, ich muss Ihnen sagen, Sie haben ein Instrument 
als Schulleiter und ehemaliger Lehrer, das kennen Sie gut, das ist Nachhilfeunterricht. 
Ich biete Ihnen eine Stunde Nachhilfeunterricht im nächsten Frühjahr an, dann kön-
nen wir uns über dieses Thema unterhalten.  
 
Benz-St.Gallen: 69 Seiten Hoffnung, 69 Seiten Zweckoptimismus, 69 Seiten schöne 
Worte zur St.Galler Strategie, die CO2-Werte bis 2030 zu halbieren, denn das ist das 
Ziel und es ist unbestritten gemäss Pariser Klimaabkommen, dem sich der Kanton 
St.Gallen mutig verpflichtet hat. St.Gallen muss den CO2-Ausstoss bis 2030 halbie-
ren. Nicht im Bericht, aber auf der Website des Kantons steht: Statt aktuell 3,1 Mio. 
Tonnen nur noch 1,65 Mio. Tonnen CO2-Ausstoss im Jahr 2030. Das Ziel muss des-
halb sein, keine neuen CO2-Quellen zuzulassen und vorhandene CO2-Quellen abzu-
bauen. Jeder Liter Benzin, der nicht gefahren wird, jeder Liter Heizöl, der nicht ver-
brannt wird, bringt uns diesem Ziel näher – weniger ist weniger. Die Stadt St.Gallen 
wird es uns vormachen, sie verzichtet beim Umbau des Hallenbads Blumenwies auf 
ein Aussenbad, das ist konsequent – Chapeau. An jeder Jahreskonferenz, die vorge-
sehen ist, sind v.a. diese Zahlen wichtig: Wie viel CO2 wurde gespart, wie viel weniger 
Heizöl wurde in St.Gallen gekauft, wie viel weniger Benzin? Diese Zahlen interessie-
ren uns und wir Grünen bleiben dran. Ich wünsche der Taskforce «CO2-Reduktion» 
für die nächsten zehn Jahre Entschlossenheit, Durchsetzungsvermögen und Beharr-
lichkeit. 
 
Regierungsrat Tinner: Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Ich habe zumindest in Teilen Ihrer Voten eine mittlere Unzufriedenheit festge-
stellt, aber doch den Willen, diesen Bericht wie auch den Nachtragskredit zu geneh-
migen. Dafür möchte ich mich recht herzlich bedanken. 

Konkret tragen die Massnahmen im St.Galler Energiekonzept 2021–2030 dazu 
bei, dass die CO2-Emissionen im Vergleich zum Jahr 1990 halbiert werden. Die Ge-
samtenergieeffizienz im Vergleich zum Jahr 2010 wird um 40 Prozent verbessert, der 
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Strombedarf steigt höchstens gemäss den Zielen des Bundes und es werden wenigs-
tens 1'100 Gigawatt neue erneuerbare Energien zugebaut werden (Biomasse, 
Sonne, Wind und Geothermie). Warum braucht der Kanton St.Gallen ein neues Ener-
giekonzept? Das bisherige Energiekonzept hat zwar erhebliche Wirkungen erzielt –
die gesamte Energieeffizienz wurde gesteigert, der Stromverbrauch gesenkt, die 
CO2-Emissionen verringert und die Nutzung erneuerbarer Energien erhöht – und 
trotzdem erreichen wird die formulierten Ziele nicht im gewünschten Umfang. Sie ha-
ben es teilweise selbst erklärt: V.a. die CO2-Emissionen sind mehr gestiegen als ge-
plant. Verursacher sind hauptsächlich das Wachstum der Bevölkerung und die Zu-
nahme des Verkehrs. 

Beim Verkehr möchte ich darauf hinweisen: Im Bericht Klimawandel der Schweiz 
nahm seit dem Jahr 1990 der Autoverkehr um 48 Prozent zu. Wir haben derzeit rund 
6,2 Mio. Fahrzeuge in Betrieb. Aber ich muss auch erwähnen – das scheint mir sehr 
wichtig zu sein und ging in der Eintretensdiskussion meines Erachtens auch ein wenig 
verloren: Allein im Gebäudebereich konnten wir seit 1990 eine Reduktion der CO2-
Emissionen von 35 Prozent erreichen. Derzeit sind im Kanton St.Gallen noch rund 
60'000 fossile Heizungen installiert. Ich bin aber auch überzeugt, dass wir im Bereich 
des Verkehrs – hier ist in erster Linie der Bund der treibende Faktor – lediglich über 
die Motorfahrzeugsteuer Korrekturen oder Lenkungsmassnahmen, wie z.B. von Mon-
stein-St.Gallen gefordert, erreichen. Die Revision der Motorfahrzeugsteuern ist der-
zeit bei Regierungsrat Fässler im Sicherheits- und Justizdepartement angesiedelt. 
Wir gehen davon aus, dass Ihnen im Jahr 2023/2024 entsprechend eine Vorlage zu-
geleitet werden kann. Beim MIV ist festzustellen, dass in diesem Bereich der CO2-
Ausstoss immer noch stark zunimmt. 

Um die Emissionen zu vermindern, setzt das neue Energiekonzept grundsätzlich 
auf die Massnahmen des Bundes und die Aktivitäten und Lösungsansätze in den Re-
gionen. Lösungen für eine energieeffiziente und CO2-arme Mobilität sollen vorange-
trieben werden. Dazu gehört z.B. die Unterstützung von Antrieben, welche die Um-
welt weniger belasten. Zudem sollen auch der Fuss- und Veloverkehr sowie der 
öffentliche Verkehr gefördert werden –, und das sage ich auch als ÖV-Chef dieses 
Kantons, das ist auch mir ein wichtiges Anliegen, um ebenso den Anteil des MIV zu 
verringern. Wenn ich von den Fuss- und Velowegen spreche, müssen wir uns auch 
bewusst sein, dass das nicht nur ein Bestandteil dieses Energiekonzepts ist, sondern 
es sind auch die Agglomerationsprogramme gefordert, um die notwendigen Mass-
nahmen umzusetzen. 

An die energetische Modernisierung von Gebäuden sind auch im neuen Energie-
konzept finanzielle Beiträge vorgesehen. Fördergelder allein reichen aber nicht aus. 
Wir haben mit dem aktuellen Energiekonzept nicht alle Ziele erreicht. Die Regierung 
ist deshalb überzeugt, dass mit dem Energiekonzept auch neue Wege beschritten 
werden müssen. Ein solcher Weg ist die Verhaltensökonomik. Die Verhaltensökono-
mik geht auf die Bedürfnisse der Zielgruppen ein, um auch dort das Verhalten zu 
beeinflussen, wo Informationen und finanzielle Anreize alleine zu wenig wirken. Die 
Verhaltensökonomik setzt auf Freiwilligkeit und Kooperation und besagt, dass Men-
schen Entscheidungen nicht immer aufgrund rationaler Merkmale fällen. Vielmehr 
werden Entscheidungen durch das Umfeld und durch soziale Normen beeinflusst. Mit 
dieser Erkenntnis lassen sich Werkzeuge entwickeln, die zusätzlich zu den klassi-
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schen Massnahmen eingesetzt werden können, v.a. auch dort, wo Preismechanis-
men und Gebote sowie Verbote entweder nicht funktionieren oder gar nicht verfügbar 
sind bzw. wo lenkungswirkende Anreize nicht wirken. Ich bin aber auch persönlich 
zutiefst überzeugt, dass Technologie und Fortschritt sowie der Markt weiter mit mas-
sgebenden Fortschritten zur Zielerreichung beitragen werden. 

Sie haben die Landwirtschaft erwähnt; diese fällt tatsächlich auch in die Zustän-
digkeit des Volkswirtschaftsdepartementes. Wir haben im Bericht bewusst auf Mass-
nahmen im Bereich der Landwirtschaft verzichtet, weil wir diese Themen separat im 
zuständigen Landwirtschaftsamt federführend bearbeiten und Massnahmen entwi-
ckeln. 

Die Regierung hat Ihnen auch einen Nachtragskredit vorgelegt. Wir haben bereits 
im Budget 2021 einen Sonderkredit im Umfang von 25 Mio. Franken als gebundene 
Ausgabe für die Jahre 2021 bis 2025 vorgelegt. Um die Ziele des Energiekonzepts 
zu erreichen, braucht es weitere Finanzmittel. Deshalb beantragt die Regierung, den 
Kredit des bereits bewilligten Förderprogramms Energie 2021–2030 in der Höhe von 
25 Mio. Franken im Umfang von 17,2 Mio. Franken zu erhöhen. 

Der Handlungsbedarf ist unbestritten und gross. Damit die Ziele erreicht werden, 
braucht es das Handeln einer Mehrheit der Bevölkerung und der Wirtschaft, wobei 
letztere in den letzten Jahren immer wieder mit sehr guten Projekten und effizienten 
Energiesystemen aufgezeigt hat, dass sie sich schon lange auf den Weg begeben 
hat. Unsere Ziele im Energiekonzept orientieren sich an globalen und nationalen Zie-
len, doch das Handeln und Umsetzen erfolgt bei uns im Kanton, in den Regionen, in 
den Städten und Gemeinden und zum Nutzen der St.Galler Bevölkerung und unserer 
Wirtschaft. Die Globalbeiträge des Bundes fliessen weiterhin in die Kantone und wenn 
wir es schaffen, mehr auf erneuerbare Energie zu setzen – das wissen Sie so gut wie 
ich –, können wir die Abhängigkeit vom Ausland reduzieren und v.a. auch die Wert-
schöpfung in den Kanton und in die Regionen bringen.  
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
 
Spezialdiskussion 
 
Gahlinger-Niederhelfenschwil zu den Abschnitten 3.4, 3.5 und 3.7: Ich nehme es vor-
weg, dieses Konzept stimmt mich persönlich durchaus positiv und ich möchte ein 
paar Zeilen unterstreichen. Unter Abschnitt 3.4 (Schlussfolgerungen) heisst es: «Glo-
bal denken, lokal handeln», und unter Abschnitt 3.5 (Ziele) wird klar: Das Hauptziel 
ist, den CO2-Ausstoss zu verringern. Was heisst dies nun? Man kann sich viele Ziele 
stecken. Dies ist jedem persönlich überlassen. Ob ein Ziel umgesetzt werden kann, 
können wir alle erst im Nachhinein sagen. Was wir aber mit Sicherheit sagen können, 
ist, dass es nur Sinn macht, sich Ziele zu setzen, die auch im eigenen Bereich, in der 
eigenen Hand, liegen. Setzt man sich nämlich Ziele, die ausserhalb unserer eigenen 
Reichweite liegen, beginnt ein Schwarz-Peter-Spiel. 

Zu Abschnitt 3.7 (Volkswirtschaftliche Auswirkungen): Auf die vermehrte Nutzung 
regionaler Energiequellen wird in diesem Konzept ganz bestimmt hingewiesen. Dies 
stimmt mich doch sehr positiv, endlich werden die vielen Vorteile des Holzes erkannt. 
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Endlich wird dem nachwachsenden und regionalen Rohstoff die angemessene Aner-
kennung geschenkt. Glauben Sie mir, mit einer gezielten Förderung sind wir nicht auf 
dem Holzweg, denn Holz stärkt regional und kantonal – somit bleibt die Wertschöp-
fung auch hier. Die Förderung und Nutzung von Holz senkt das CO2 durch die Stär-
kung unserer Wälder. Dass in einem Konzept die Formulierung noch etwas schwam-
mig ist, ist verständlich. Wir von der SVP-Fraktion wollen nun klare Ziele, um die 
Wertschöpfung rund um das Holz zu stärken. Aus diesem Grund hat die SVP-Fraktion 
die Motion zur Stärkung des Rohstoffs Holz gestern eingereicht. Der Abschnitt 3.7 
zeigt vieles auf. Wir sind überzeugt, dass wir so gemeinsam auf dem richtigen Weg 
sind. 
 
Monstein-St.Gallen zu Abschnitt 1.2 (Umsetzung intensivieren und Beteiligung von 
Bevölkerung und Wirtschaft verstärken): Ich hoffe, dass meine Fragen nicht bereits 
in der vorberatenden Kommission gestellt wurden. Welche Rahmenbedingungen 
müssten für die Regierung erfüllt sein, dass statt auf Freiwilligkeit auf Gebote und 
Verbote ausgewichen würde bzw. die nicht konkretisierten, komplementären Ele-
mente eingesetzt würden? Unter 7.6 (Steuerung) finde ich dazu lediglich die Aussage: 
«Deuten die Indikatoren auf eine Verfehlung der energie- und klimapolitischen Ziele 
oder der massnahmenübergreifenden Ziele hin, überprüft das AWE die strategische 
Ausrichtung des Energiekonzepts und passt diese im Rahmen seiner Kompetenzen 
an.»  
 
Regierungsrat Tinner: Wenn die Zielverfehlung so ist, dass das Baudepartement die 
Rückkehr auf den Zielpfad als nicht mehr realistisch beurteilt und die mit der Umset-
zung einer oder mehrerer Massnahmen betrauten Stellen überzeugt sind, dass sich 
diese nicht mehr verbessern lassen, wird das Baudepartement die Regierung infor-
mieren und auch Vorschläge unterbreiten. D.h., es ist an der Regierung, zu beschlies-
sen, ob sie Massnahmen in der eigenen Kompetenz weiter veranlassen kann, oder, 
und das scheint mir sehr entscheidend – ich weiss, Güntzel-St.Gallen schätzt solche 
Berichte nicht – es wird nochmals einen Bericht geben. Darin wird die Regierung wie-
der entsprechende Massnahmen aufzeigen. Es scheint mir sehr wesentlich, und das 
habe ich aus verschiedensten Voten aus dem Saal von Grün links bis ganz nach 
rechts gehört: Man möchte wissen, wo man steht und entsprechende Massnahmen 
nachjustieren. D.h., Sie sind wieder Bestandteil von weitergehenden Umsetzungs-
massnahmen. 
 
Cavelti Häller-Jonschwil: Das ganze Energiekonzept beruht stark auf den verhaltens-
ökonomischen Grundsätzen. Die durchgeführte Umfrage zeigt jedoch, dass die Ein-
stellung, man könne selbst nichts beitragen oder man könne es sich nicht leisten, in 
der St.Galler Bevölkerung weit verbreitet ist. Trotzdem bauen die Massnahmen für 
Energieeffizienz auf Freiwilligkeit. Sieht die Regierung darin keinen Widerspruch? 
Weshalb kommt sie nicht zum Schluss, dass vielleicht finanzielle Anreize stärker aus-
gestaltet werden müssten? Wie will sie vorgehen, damit diese Vorurteile definitiv be-
hoben werden können? 
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Regierungsrat Tinner: Die Regierung hat das St.Galler Energiekonzept 2021–2030, 
das Ihnen vorliegt, verabschiedet. Sie sieht in den genannten Hürden keinen Wider-
spruch zur Freiwilligkeit, weil sich die Massnahmen gezielt an die genannten Hürden 
adressieren. D.h., Information und Beratung will und soll vermehrt aufzeigen, dass 
der Beitrag jeder einzelnen Person wichtig ist und zählt. «Ich kann es mir nicht leis-
ten», trifft vielleicht punktuell zu. In anderen Situationen ist die Vorstellung von den 
tatsächlichen Kosten eines Beratungsangebots oder einer Investition vielleicht zu 
hoch und nicht mehr zeitgemäss. Hier will dieses Energiekonzept genau ansetzen 
und auch Informationen vermitteln. Es ist eine Frage der Sensibilisierung und nicht in 
erster Linie eine Frage, wie viel Geld wir in das System stossen. 
 
Monstein-St.Gallen zu 1.3 (Verhaltensökonomische Ansätze als Grundlage für eine 
nachhaltige Verhaltensänderung): «Das Vorprojekt konnte zeigen, dass St.Gallerin-
nen und St.Galler über eine grundsätzliche Bereitschaft für Investitionen in erneuer-
bare Energie und über ein grundsätzliches Bewusstsein für die Wichtigkeit dieser In-
vestitionen verfügen.» Ich gehe davon aus, dass damit die in der Zusammenfassung 
erwähnte Umfrage gemeint ist. Wann und mit wie vielen Personen wurde diese Um-
frage durchgeführt? Und kann eine Umfrage, die sich ausschliesslich, so entnehme 
ich es der Zusammenfassung, an Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer richtet, 
aussagekräftig genug sein, um daraus eine allgemeine Denkweise der Bevölkerung 
ableiten zu können? 
 
Regierungsrat Tinner: Dieses Vorprojekt wurde als Online-Experiment durchgeführt, 
d.h., es haben knapp 300 Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer ihre Einstel-
lung und Präferenzen für einen Umstieg von einer fossilen Heizung auf ein erneuer-
bares System dargelegt. Knapp 300 andere Personen haben, ausgehend von der 
Frage «Zimmertemperatur auf 20 Grad senken», ihre Einstellung und Präferenz zur 
Energie- und Klimapolitik geäussert. Ich kann Ihnen aber auch sagen, wenn ich diese 
Frage meiner Ehefrau stellen würde, würde sie wahrscheinlich sagen, das wäre ein 
bisschen zu kalt – da braucht es auch immer wieder Überzeugungsarbeit. 
 
Oberholzer-St.Gallen zu Abschnitt 6 (Umsetzungsplanung und Finanzielles): In mei-
ner Einfachen Anfrage 61.20.40 «Kosten und Sparpotenzial des Energieverbrauchs 
im Kanton St.Gallen» gab die Regierung sehr detailliert Antwort. Die Anfrage betraf 
einige Informationen dazu, wie viele finanzielle Mittel benötigt würden, um den ökolo-
gischen Umbau vorab im Heizungsbereich und im Bereich der Erzeugung erneuer-
barer Energien voranzutreiben. Die Antwort fällt so aus – und das ist durchaus inte-
ressant, auch in Zeiten von Corona –, dass mit den Massnahmen, wie wir sie tat-
sächlich bräuchten, für rund 30 Jahre mehrere 100 Arbeitsstellen geschaffen werden 
könnten. Andererseits ist das benötigte Investitionsvolumen tatsächlich sehr hoch. Es 
braucht bis ins Jahr 2050 gemäss der Schätzung der Regierung 13,3 Mrd. Franken, 
um den Gebäudepark klimaneutral zu machen und die erneuerbaren Energien auf 
ein hinreichendes Niveau zu bringen. Bis ins Jahr 2030 beträgt der geforderte Inves-
titionsbedarf 4,4 Mrd. Franken. Jetzt sehen wir in diesem Energiekonzept, dass sie 
ein paar Millionen Franken bis 2030 vorsehen, und damit sollten wir 4,4 Mrd. Franken 
der erforderlichen Investitionen auslösen, wenn wir diese nicht selbst tätigen. Da be-
steht doch eine sehr, sehr grosse Lücke. Ich sehe nicht, wie wir die im Energiekonzept 
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gesetzten Ziele erreichen können. Mich würde interessieren, wie wir diese Lücke tat-
sächlich schliessen sollten. Was die Verhaltensökonomik betrifft: Da sind sich sogar 
die Fachleute der Verhaltensökonomik selbst einig, dass das allenfalls ergänzend 
nützlich sein kann, aber ganz sicher nicht eine zentrale Massnahme ist, um diese 
grossen Ziele und Investitionsvorhaben bewältigen zu können. 
 
Götte-Tübach, Kommissionspräsident: Ich möchte auf Abschnitt 6.3 (Aufträge an 
Dritte) hinweisen. Im Text der Botschaft ist dort fälschlicherweise von Fr. 550'000.– 
die Rede, korrekt sind Fr. 450'000.– analog zur Tabelle 3. Dies wurde in der Kommis-
sionsdebatte festgestellt. Damit nicht wie bei anderen Geschäften, die wir in dieser 
Sessionen diskutiert haben, die aufmerksamen Journalisten im Nachgang diesen 
Fehler feststellen, möchte ich dies präzisieren. Dies ist auch im Protokoll entspre-
chend festgehalten. 
 
Regierungsrat Tinner: Ich gehe davon aus, dass sie noch eine Einschätzung erhalten 
möchten. Es ist so, um den Gebäudepark zu erneuern, bedarf es einer langfristigen 
Investitionsplanung bei jedem Einzelnen. Man baut nicht jeden Tag ein neues Haus, 
sondern es handelt sich um eine einmalige Investition, wie es auch ein Mehrfamilien-
haus oder ein Industriegebäude ist. Deshalb haben wir auch einen langfristigen Hori-
zont bis ins Jahr 2050. Letztlich werden mit diesen Investitionshilfen bzw. Beiträgen 
sicher auch andere Erneuerungen in einer Liegenschaft vorgenommen. Deshalb sind 
das durchaus Anreize, die dazu führen, dass auch weitergehende Erneuerungsinves-
titionen an einer Liegenschaft getätigt werden. Ich bin überzeugt – wir haben noch 
60'000 fossile Heizungen im Kanton –, da werden wir bis im Jahr 2050 auf den richti-
gen Pfad kommen. 
 
Cavelti Häller-Jonschwil zu 7.3 (Umsetzung der Massnahmen überprüfen): Basierend 
auf welchen Kriterien werden Ziele und Indikatoren für weitere übergeordnete Mass-
nahmen geprüft bzw. können Sie eine halbwegs konkrete Aussage darüber machen, 
welche weiteren übergeordneten Massnahmen Sie allenfalls vorsehen? 
 
Regierungsrat Tinner: Ich glaube, die Antwort steht in der Botschaft. Es ist wirklich 
die Energieeffizienz in den kantonalen Gebäuden und der Ausbau der Fotovoltaik auf 
den kantonalen Gebäuden. Sie haben u.a. auch das Geschäft 33.20.05C «Kantons-
ratsbeschluss über den Sonderkredit zur Erstellung von Fotovoltaikanlagen auf kan-
tonalen Hochbauten» verabschiedet. Ich kann dazu vielleicht noch ergänzen: Wir ha-
ben ursprünglich 53 Objekte mit Fotovoltaikanlagen lokalisiert, jetzt sind es noch elf. 
Da fielen auch einige weg aufgrund der Übergabe der Spitalbauten an die Spitalver-
bunde. Das kantonale Hochbauamt hat dafür gesorgt, dass wir v.a. jene Liegenschaf-
ten mit Fotovoltaikanlagen bestücken, die auch selbst Energie verbrauchen. D.h., es 
soll nicht nur Energie in ein Netz eingespeist werden. Es wurde eine Kostenschätzung 
vorgenommen. Falls die Investitionen für diese elf Anlagen tiefer ausfallen würden, 
könnte man selbstverständlich noch die Anbringung weiterer Anlagen auf kantonalen 
Bauten vornehmen. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in einziger Lesung durchberaten. Ich 
stelle Kenntnisnahme vom Bericht «St.Galler Energiekonzept 2021–2030» fest. Zur 
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Diskussion steht ein Antrag der vorberatenden Kommission zu einem Auftrag nach 
Art 95 GeschKR. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der vorberatenden Kommission mit 93:0 Stimmen 
zu. 
 
Freund-Eichberg beantragt im Namen von Freund-Eichberg / Huber-Oberriet / Wid-
mer-Mosnang eine neue Ziff. 2 der Aufträge mit folgendem Wortlaut: «im Rahmen der 
Umsetzung des Energiekonzepts 2021–2030 unter dem Titel ‹Produktion und Nut-
zung erneuerbarer Energien steigern› den erneuerbaren Energieträger Holz unter ei-
ner ganzheitlichen Betrachtungsweise auch bei kleinen Heizungsanlagen zu för-
dern.» Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Präsident der Interessengruppe Wald 
und Holz des Kantonsrates. 

Der Kantonsrat hat bereits im VI. Nachtrag zum Energiegesetz (22.19.09) die 
Förderwürdigkeit des Holzes als Energieträger und Wertholz bezeichnet. Im Förde-
rungsprogramm spielt der Energieträger Holz nur bei grossen Wärmeverbunden eine 
Rolle, z.B. sind die meisten kleinen und mittleren Ölfeuerungen in Ein- und Kleinmehr-
familienhäusern in Betrieb. Beim Einsatz oder Ersatz von Heizungen mit fossilen 
Energieträgern haben die Besitzer keine sinnvolle Alternative, wenn sie den bisheri-
gen Energieträger durch ein Heizsystem mit vollständig erneuerbarer Energie erset-
zen wollen – ausser einer Wärmepumpe, die aber auch elektrische Energie ist und 
mehrheitlich mit nicht erneuerbarer Energie wie Kohle, Atomstrom usw., betrieben 
wird. So entscheiden sie sich auch aus betriebswirtschaftlichen und Versorgungssi-
cherheitsüberlegungen oftmals wieder für eine neue Ölheizung. Sie können auch 
meistens nicht an zentrale Holzzentralheizungen angeschlossen werden, weil das 
Gebiet nicht für erneuerbare Energien erschlossen ist oder es sich nicht lohnt, es zu 
erschliessen. Gemäss Energiekonzept sollen nur grosse Holzfeuerungen mit Wärme-
verbund vom Kanton finanziell unterstützt werden. Ein kantonales Förderprogramm 
für kleinere Holzfeuerungen, die mit Stückholz, Schnitzelholz oder Pellets betrieben 
werden können, fehlt. Dies ist umso bedauerlicher, da Holzfeuerungsanlagen CO2-
neutral sind und die Umwelt nicht belasten. Ich meine, eine Unterstützung von Solar-
anlagen für elektrischen Strom ist kantonal richtig. Eine kantonale Unterstützung für 
CO2-neutrale kleine und mittlere Holzfeuerungen sind für uns geradezu folgerichtig, 
weil sie die Umwelt nicht belasten. 

Ich bitte Sie, diesen Antrag auf Auftrag an die Regierung zu überweisen, damit in 
einer ganzheitlichen Betrachtungsweise auch bei Kleinholzfeuerungsanlagen eine 
Förderung vorliegt. 
 
Widmer-Mosnang: Dem Antrag von Freund-Eichberg / Huber-Oberriet / Widmer-Mos-
nang ist zuzustimmen. 

Mein Vorredner Freund-Eichberg hat bereits sehr viel gesagt: Holz, ein erneuer-
barer Energieträger, der ohne grosse Vorleistungen, ohne grosse graue Energie vor-
handen ist, der nicht extra produziert werden muss, der aus CO2-Bilanzsicht ein her-
vorragender erneuerbarer Energieträger ist. Wir finden, dass das Holz in diesem 
Energiekonzept zu wenig prominent beschrieben ist und keine konkreten Massnah-
men vorhanden sind. Meiner Meinung nach und vermutlich auch nach der Meinung 
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meiner Mitantragssteller, geht es nicht darum, dass jeder kleine Ofen oder jedes Che-
minée mit Geld unterstützt wird. Förderung heisst auch Beratung, Förderung heisst 
Bewerbung und Überzeugungsarbeit, Förderung heisst, Trends zu schaffen und für 
Rahmenbedingungen zu sorgen. Ich denke an die Bewilligungspraxis und an die Zu-
lassungen. Der Kredit von diesen 17,2 Mio. Franken soll auch nicht erhöht werden, 
aber die Förderung kleinerer Holzfeuerungsanlagen muss in einem Energiekonzept 
Platz haben. Es ist Aufgabe der Regierung und der Verwaltung, die verschiedenen 
Förderprogramme zu koordinieren. Es setzt auch die Mitarbeit der Gemeinden vo-
raus. Wie gesagt, wir dürfen nicht nur Grossanlagen mit Wärmeverbunden fördern 
und unterstützen, sondern wir müssen etwas nachhaltiger und umfassender denken. 
Ich erinnere Sie alle, wir haben vor etwas mehr als einem Jahr den Bericht 40.18.06 
«Perspektiven der Waldwirtschaft im Kanton St.Gallen» beraten. Wir haben die Mo-
tion 42.18.24 «Massnahmen zur zielgerichteten und nachhaltigen Entwicklung des 
St.Galler Waldes» kreiert. Die einfachste Möglichkeit und Lösung ist, wir schaffen 
Nachfrage, wir brauchen den Energieträger Holz zur Wärmeerzeugung, dann sorgen 
wir dafür, dass der Wald genutzt wird und wir sorgen insgesamt für eine hervorra-
gende CO2-Bilanz und leisten einen wichtigen Beitrag zur ganzen Energie- und 
Klimadebatte. 
 
Dürr-Widnau: Ich spreche als Mitglied der vorberatenden Kommission. Wir haben die-
sen Antrag dort nicht diskutiert. Ich bin froh, dass Widmer-Mosnang diesen noch prä-
zisiert hat, denn dabei sind für mich zwei Fragen entscheidend, die noch beantwortet 
werden müssen: Dieser Antrag hat kein Preisschild. Ich hoffe, der Regierungsrat kann 
sagen, um welche Beträge es sich handelt oder eben nicht. Ich habe von Widmer-
Mosnang gehört, es müssen keine finanziellen Beiträge sein, sondern es können 
auch Beratungen usw. sein. Das wäre wünschenswert, denn sonst müssen wir uns 
nichts vormachen, irgendwo wird das Geld von diesen 17,3 Mio. Franken weggenom-
men und irgendeine Massnahme des Konzepts muss entsprechend gestrichen wer-
den. Wir haben in der Kommission gehört, dass das Holz transportiert werden muss. 
Ich meine, wenn die Häuser am Waldrand stehen, ist das kein Problem, aber was ist, 
wenn das Holz über längere Distanzen transportiert werden muss? Das sind auch 
Emissionen, die unerwünscht sind. Dazu bitte ich den Regierungsrat, etwas zu sagen. 
In der Kommission war die Haltung der Spezialisten eher, dass man das nicht fördern 
sollte. Aber ich bin gespannt, wie die Haltung aussieht. 
 
Wick-Wil (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Dem Antrag von Freund-Eichberg / Hu-
ber-Oberriet / Widmer-Mosnang ist zuzustimmen. 

Ich möchte v.a. darauf hinweisen, dass das letzte Votum aus meiner Sicht ein 
sehr sinnvolles Votum war. Und zwar versteht unsere Fraktion diesen Antrag in diese 
Richtung, dass insbesondere Förderung im Sinn einer Beratung der Fall sein sollte. 
Es geht v.a. darum, den Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern aufzuzeigen, 
wo Holzheizungen Sinn machen und wo nicht. Eine generelle Förderung von Holz-
heizungen lehnen wir entschieden ab. Sie können sich vorstellen, es macht wenig 
Sinn, wenn Sie in einer dicht bewohnten Siedlung sind oder in einer dicht bewohnten 
Stadt leben und jeder kann irgendwelche Holzheizungen installieren, die auch noch 
gefördert werden, obwohl man sich in Fachkreisen einig ist, dass diese Holzheizun-
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gen an diesem Ort falsch wären. In diesem Sinn würden wir diesen Antrag unterstüt-
zen. Wenn die Meinung wäre, es sollte um eine generelle Förderung gehen, würden 
wir diesen Antrag entschieden ablehnen. 
 
Gähwiler-Buchs: Dem Antrag von Freund-Eichberg / Huber-Oberriet / Widmer-Mosn-
ang ist zuzustimmen. 

Der Antrag Freund-Eichberg / Huber-Oberriet / Widmer-Mosnang möchte die Re-
gierung beauftragen, auch kleine Holzfeuerungen zu fördern. Das Anliegen tönt sym-
pathisch, kommt aber etwas kurzfristig. Wir hätten das Thema gerne vertieft in der 
vorberatenden Kommission diskutiert. Der Auftrag hätte vielleicht auch noch etwas 
präzisiert werden können, wie Wick-Wil es gerade auch erwähnt hat. Gemäss Mass-
nahmenkatalog im Energiekonzept ist eine Förderung von erneuerbaren Heizsyste-
men vorgesehen. Wenn Holzfeuerungen, wie im Antrag erwähnt, tatsächlich erneu-
erbar sind, wäre eine Förderung gemäss Energiekonzept nicht bereits möglich? Falls 
die Kriterien für erneuerbare Energie bei Holzheizungen nicht gegeben sind, stellt 
sich die Frage, warum eine Förderung nötig sein soll? Gerne bitte ich diesbezüglich 
noch um Klärung. 

Im Sinn der ganzheitlichen Betrachtung, wie es im Antrag denn auch heisst, sollte 
auch die Feinstaubbelastung bei Holzheizungen beachtet werden. Ein Ersatz fossiler 
Heizsysteme mit Holzfeuerungen kann sinnvoll sein, aber wahrscheinlich nicht über-
all. In Städten oder dichtbesiedelten Gebieten könnte die Feinstaubbelastung etwas 
gar hoch werden. Mit der im nächsten Jahr in Kraft tretenden Luftreinhalteverordnung 
sollte diese Problematik aber etwas entschärft werden. Auch dies sollte mit einer 
ganzheitlichen Betrachtung geprüft werden. 

Bei der Förderung von Holzheizungen muss zudem die Effizienz berücksichtigt 
werden. Die Regierung wird in der Pflicht sein, entsprechende Kriterien aufzustellen, 
und auch diese graue Energie zu berücksichtigen, von der so viel gesprochen wird. 
Gleichzeitig möchten wir darauf hinweisen, dass die Fördergelder nicht unbeschränkt 
zur Verfügung stehen. Wir fragen uns, woher diese Mittel kommen sollen. Nicht über-
all sitzen die Spendierhosen so locker, wie wir es heute Nachmittag bereits gesehen 
haben. Gleichzeitig möchte ich darauf hinweisen, dass wir etwas sehr skeptisch ge-
genüber diesem Antrag sind, glauben aber, dass eine Förderung von Holzheizungen 
durchaus sinnvoll sein kann. Gerade die Nutzung von einheimischem Holz ist zu för-
dern. Bei aller Skepsis, wir können uns diesem Antrag anschliessen, verbinden aber 
unsere Unterstützung mit der Bitte, die Förderung auch wirklich ganzheitlich zu be-
trachten. 
 
Gahlinger-Niederhelfenschwil legt seine Interessen als Mitglied der Wald- und Holz-
gruppe des Kantonsrates offen. 

Zu den Wegen von Holz, dazu möchte ich ein paar Worte verlieren: Es muss uns 
bewusst sein, dass rund ein Drittel unserer Landfläche Wald ist, und wiederum rund 
ein Drittel davon ist Schutzwald. Es ist wichtig, dass ein Schutzwald seine Funktionen 
auch umsetzen kann. D.h., er muss verjüngt werden. Wald bzw. die Arbeiten müssen 
sowieso getätigt werden, ansonsten veralten die Wälder und viel Holz bleibt liegen. 
Junge Wälder nehmen bedeutend mehr CO2 auf als ältere Wälder, und jüngere Wäl-
der sind auch stabiler, sei es bei Stürmen usw. und die Schutzfunktion wäre gewähr-
leistet.   
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Huber-Oberriet: Dem Antrag von Freund-Eichberg / Huber-Oberriet / Widmer-Mosn-
ang ist zuzustimmen. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Präsident der Waldre-
gion 2 und Mitglied der Interessengruppe Wald und Holz des Kantonsrates. 

Es ist nicht im Sinn der Antragsteller, dass wir in sämtlichen Städten oder dicht 
besiedelten Gebieten die kleinen Holzheizungen fördern wollen. Dort könnte man mit 
Wärmeverbunden arbeiten. Unsere Idee ist es, in den Randgebieten, wo keine Mög-
lichkeit besteht, an ein Fernwärmenetz angeschlossen zu werden, diese Förderung 
zu tätigen. Es kann nicht sein, dass das irgendwann die Gemeinden übernehmen 
müssen. Dort sind die Spielregeln wieder anders. Wenn eine kleine Gemeinde viele 
Gebiete oder Häuser ausserhalb der Bauzone hat, kommt das diese teuer zu stehen. 
Deshalb ist es Sache des Kantons. Wir bitten Sie deshalb: Stimmen Sie unserem 
Antrag zu, dann machen wir eine gute Sache. Zu Dürr-Widnau: Wenn das Holz im 
Wald verfault, wird das CO2 auch freigesetzt. 
 
Freund-Eichberg: Dem Antrag ist zuzustimmen. 

Ich möchte auf die zwei Voten reagieren. Huber-Oberriet hat es schon erklärt. 
Betreffend die generelle Holzheizungsunterstützung: Selbstverständlich müssen die 
Wärmeverbunde, und da müssen wir ansetzen, v.a. in diesen Agglomerationen und 
Siedlungen erste Priorität haben. Es bestehen genügend Gegenden in St.Gallen, wo 
das nicht geht. Wir hatten in der vorberatenden Kommission den Referenten Heinz 
Wiher aus Winterthur, er hat hervorragende Arbeit geleistet. Er hat in Winterthur die 
Gasheizungen durch Holzwärmeverbunde ersetzt. Dadurch hat er nicht nur das Ener-
gieholz genutzt, sondern auch das Wertholz. Und weil das Wertholz beim Bauen noch 
CO2 bindet und bei der Energienutzung CO2-neutral ist, ist es hervorragend umwelt-
verträglich. Darum meinen wir, soll dies ganzheitlich betrachtet werden und nicht nur 
speziell mit Fokus auf die Kleinen. Ich wollte die kleinen Holzfeuerungsanlagen im 
Text haben, weil die Wärmeverbunde bereits erwähnt sind. Noch zu den Wäldern in 
St.Gallen: Die Hälfte sind öffentliche Wälder und die andere Hälfte fast gänzlich pri-
vate Wälder. Wenn jeder seine Wälder nutzen würde, hätten wir schon sehr viel ge-
macht. Die Wälder würden wieder verjüngt werden. Aber da haben wir noch Nach-
holbedarf. 
 
Kuster-Diepoldsau: Wir sprechen von CO2-Reduktion bis ins Jahr 2050 auf Netto-
Null, aber niemand spricht davon, die Zuwanderung zu lenken. Wir kommen so nicht 
auf eine Null, wir müssten ein Minus erreichen, denn wie viel CO2 und Methan stösst 
der nackte Mensch aus? 
 
Regierungsrat Tinner: Ich gebe es zu, in meiner Brust schlagen zwei Herzen. Als 
Volkswirtschaftsdirektor müsste ich freudestrahlend sagen: «Selbstverständlich ver-
werten wir Holz, wir setzen es auch nicht nur in den Feuerungen ein, sondern gerne 
auch in den Bauten.» Hier möchte ich noch auf die Interpellation von Steiner-Kauf-
mann-Gommiswald vom 16. September 2020 hinweisen. Die Regierung hat am 
17. November 2020 die Antwort erteilt. Da haben wir versucht, mit dem Blickwinkel 
aus der Raumplanung aufzuzeigen, dass es durchaus möglich ist, Holzfeuerungsan-
lagen zu erstellen. Ich denke, wenn wir wirklich von der Holznutzung sprechen, müs-
sen wir das gesamtheitlich angehen. 
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Nun aber konkret zum vorliegenden Antrag: Der Ersatz von Ölfeuerungen in 
Wohnbauten oder Ferienhäusern durch Holzfeuerungen ist unbestrittenermassen 
auch v.a. in abgelegenen Gebieten eine gute Lösung. Die Förderungsmassnahme – 
Beiträge an automatische Holzfeuerungen mit einer Feuerungsleistung von mehr als 
70 Kilowatt – wurde im Sommer 2019 auch aus rein finanziellen Gründen aufgeho-
ben. Ich kann mich noch gut an die vorberatende Kommission erinnern. Ich war da-
mals auch dabei. Da hat Regierungsrat Mächler auch aus finanzpolitischen Gründen 
darauf hingewiesen, dass man diese Fördertatbestände einstellt. Holzfeuerungen mit 
einer Leistung von weniger als 70 Kilowatt müssen von den Gemeinden bewilligt und 
kontrolliert werden. Das Baudepartement schlägt deshalb dem Kantonsrat vor, diese 
kleinen Holzfeuerungen im Rahmen von kommunalen bzw. regionalen Förderpro-
grammen zu unterstützen. Mit einem Fixbeitrag von z.B. Fr. 3'000.– kann unkompli-
ziert im Rahmen des Bewilligungsverfahrens ein Beitrag zugesichert werden. Zudem 
ist der Mittelbedarf mit dem Budget von kommunalen oder regionalen Förderprogram-
men ohne Weiteres vereinbar. Städte und Gemeinden können auch unter Berück-
sichtigung der Lufthygiene entscheiden, ob sie die Mittel für Holzfeuerungen oder für 
andere Massnahmen verwenden wollen. Im Gegensatz kann der Beitrag an eine Feu-
erung mit einer Leistung vor mehr als 70 Kilowatt schnell einmal 50'000 bis 100'000 
Franken betragen. Das sind kantonale Mittel und Globalbeiträge des Bundes. Solche 
Beiträge würden sich zumindest besser im Grundsatz mit dem kantonalen Sonder-
kredit vertragen. Aktuell, und das müssen wir ehrlicherweise auch sagen, sind im Plan-
budget für die Holzfeuerung keine Beiträge vorgesehen. 

Nun zum Preisschild: Wenn Sie dem Antrag zustimmen und die Mittel knapp wer-
den, werden wir auf diesen zusätzlichen Ausgabenposten hinweisen müssen. Dann 
sind wir irgendwann wieder bei einem Nachtragskredit und dieser würde sich auf rund 
0,5 Mio. Franken belaufen. Wenn man diese Annahme einmal trifft, könnte man nebst 
dem Preisschild rund 20 bis 25 Anlagen fördern. Ich schlage Ihnen vor und das Bau-
departement ist gerne bereit – das wurde auch von Seiten der Grünen diskutiert und 
von anderen vorgebracht –, im Rahmen der Beratungstätigkeit die Holzfeuerungsan-
lagen in das Beratungsangebot aufzunehmen. Wenn noch die kommunalen oder re-
gionalen Fördertöpfe diese Kleinfeuerungen unterstützen, haben wir einen ersten 
Schritt gemacht. Wenn Sie zu einem späteren Zeitpunkt wieder einmal grosszügig 
sein möchten, können Sie immer noch die Grossanlagen in das Programm aufnehmen. 

Ich schlage Ihnen deshalb vor, Sie können den Auftrag überweisen, aber wir wer-
den uns im Baudepartement in erster Linie auf den Aspekt der Beratung konzentrieren. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag von Freund-Eichberg / Huber-Oberriet / Widmer-
Mosnang mit 87:3 Stimmen zu. 
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33.20.05A Kantonsratsbeschluss über einen Nachtragskredit zum Sonder-

kredit Förderungsprogramm Energie 2021–2025 

 
Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in erster Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der zweiten Lesung zurück an die vorberatende Kommission. Das 
Präsidium beantragt, die zweite Lesung morgen Mittwoch durchzuführen. Der Antrag 
wird nicht bestritten. Der Kantonsrat berät die Vorlage morgen Mittwoch in zweiter 
Lesung. 
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Parlamentarische Vorstösse 

51.20.37 Arbeitsplätze nachhaltig sichern: Monitoring für verbürgte Corona-
Kredite 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 2. Juni 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 3. November 2020 

 
 
Surber-St.Gallen ist mit der Antwort der Regierung zufrieden. 

Hintergrund meiner Interpellation waren die verbürgten Covid-Kredite bzw. die 
Möglichkeit des Kantons, Bürgschaften für Kredite im Zusammenhang mit Covid-19 
zur Bewältigung dieser Krise zu sprechen. 

Wir sind der Meinung, dass diese Bürgschaften eine gute Sache sind, dass auch 
die Kredite grundsätzlich eine gute Sache sind, dass es wirklich darum gehen muss, 
dass die Betriebe auch nachhaltig gesichert werden und dass die Arbeitsplätze nach-
haltig gesichert werden. Unsere Sorge ist die, dass die Betriebe wiederum in finanzi-
elle Schwierigkeiten geraten, wenn sie die Kredite bedienen müssen und allenfalls 
trotzdem in den Konkurs geraten, weil sie einfach nicht in der Lage sind, eine Ge-
winnmarge zu erzielen, die es ihnen erlaubt, die Kredite zu bedienen. Dies war der 
Hintergrund der Interpellation: Ich wollte von der Regierung wissen, ob es ein Moni-
toring gibt, damit man schauen kann, wie es mit den Rückzahlungsmöglichkeiten für 
diese Kredite läuft, denn in unseren Augen kann es nicht das Ziel sein, über die Bürg-
schaft möglichst die Banken schadlos zu halten, sondern es muss wirklich das Ziel 
sein, die Betriebe nachhaltig zu retten. 

Ich kann nachvollziehen, wenn die Regierung sagt, bei diesem Bürgschaftsvolu-
men über Kredite im Umfang von 3 Mio. Franken ziehe man kein grosses Monitoring 
auf. Die Regierung weist aber auch darauf hin, dass es selbstverständlich auch diese 
Bundesbürgschaften gibt, die waren primär zu beantragen. Die kantonalen kämen 
subsidiär dazu. Wenn man auf die Website geht, welche die Regierung angegeben 
hat, stellt man fest, dass für den Kanton St.Gallen sehr viele Kredite gesprochen wur-
den. Es ist ein grosses Kreditvolumen, das gewährt bzw. durch den Bund verbürgt 
wurde. Es macht sicher Sinn, wenn sich die Regierung beim Staatssekretariat für 
Wirtschaft (abgekürzt Seco) dafür einsetzt, dass man die Fähigkeit, die Kredite zu 
bedienen, besser verfolgen kann. Ich danke der Regierung, dass sie wirklich dahinter 
ist und schaut, wie sich das entwickelt und uns im Kantonsrat allenfalls auch gewisse 
Massnahmen beantragt. 
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51.20.42 Das Staatspersonal in der Corona-Krise: Sturm und Flaute zur 

gleichen Zeit 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 3. Juni 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 13. Oktober 2020 

 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen von Suter-Rapperswil-Jona / Tschirky-Gaiserwald / 
Bärlocher-Eggersriet): Die Interpellantin und die Interpellanten sind mit der Antwort 
der Regierung teilweise zufrieden. 

Es war uns ein Anliegen, dass streng nach dem Grundsatz «Wer viel arbeitet, 
soll dafür entschädigt werden. Wer wenig arbeitet, soll Zeit- und Ferienguthaben ab-
bauen.» gehandelt wird. Dass die Regierung diese Stossrichtung ausdrücklich teilt, 
freut uns. Dass es Bereiche gibt, in denen die Corona-Krise zu Mehrarbeit führt, leuch-
tet ein. Auch die Instrumente zur Honorierung der Mehrarbeit – nämlich die Entschä-
digung von Überzeit und die Ausrichtung von Leistungsprämien – scheinen nachvoll-
ziehbar, fair und sachgerecht. Was erstaunt, ist, dass es von den Tausenden von 
Mitarbeitenden des Kantons offenbar lediglich 40 Mitarbeitende waren, die in relevan-
ter Grössenordnung Überzeit leisteten. Diese doch sehr tiefe Zahl deutet darauf hin, 
dass die personellen Ressourcen insgesamt gut ausreichen, um auch eine solch epo-
chale Krise zu bewältigen, und dass sich die Mehrbelastung auf wenige Mitarbeitende 
in ganz spezifischen Bereichen beschränkt. Erstaunlich in diesem Zusammenhang 
ist, dass es bei lediglich 40 Mitarbeitenden mit Überzeit dennoch über 300 Mitarbei-
tende sind, denen eine ausserordentliche Leistungsprämie ausbezahlt wurde. Leis-
tung scheint beim Kanton offenbar nur wenig mit Mehrarbeit zu tun zu haben und die 
Departemente scheinen den zusätzlich gewährten Spielraum bei den Leistungsprä-
mien etwas gar grosszügig ausgeschöpft zu haben. 

Wie bei der Mehrarbeit scheint uns auch das gewählte Vorgehen zur Bewältigung 
von Minderarbeit bzw. der Abbau von Überzeit, Gleitzeit und Ferien nachvollziehbar, 
fair und sachgerecht. Dass es allerdings gemäss Regierung keinerlei Hinweise darauf 
gibt, dass auch tatsächlich Überzeit, Gleitzeit und Ferien abgebaut wurden, stimmt 
sehr misstrauisch. Dass das Zeiterfassungssystem eine solche Auswertung nicht zu-
lasse, überzeugt dabei überhaupt nicht. So wäre es z.B. ein Einfaches, den Ferien-
bezug in diesem Jahr mit jenem im Vorjahr zu vergleichen. Hier scheint sich die Re-
gierung schlicht um eine Aussage drücken zu wollen. Die Vermutung liegt deshalb 
nahe, dass der Abbau von Überzeit, Gleitzeit und Ferien schlicht nicht stattgefunden 
hat. Falls dem so ist, ist dies ein schwerer Vertrauensbruch durch Mitarbeitende des 
Kantons und ein klares Versagen ihrer Vorgesetzten – dies auf Kosten der Öffentlich-
keit und zum Schaden der Reputation des Staatspersonals. 
 
  



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
1. Dezember 2020 Nr. 088 / 3 
    
    
  
 
51.20.43 Arbeitsmodelle der kantonalen Verwaltung in Zeiten des Lock-

downs 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 3. Juni 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 13. Oktober 2020 

 
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Der Interpellant verzichtet auf eine Stellung-
nahme zur schriftlichen Antwort der Regierung. 
 
 
51.20.60 Vom Volkswirtschaftsdepartement zum Gesundheitsdepartement – 

Rochaden in Kaderpositionen werfen Fragen auf 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 14. September 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 10. November 2020 

 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort 
der Regierung teilweise zufrieden. 

Wir haben diese Personalsituation bzw. die Abgänge und die Rocharden, die wir 
in der Interpellation beschrieben haben, und wie sie nun auch in der Antwort durch 
die Regierung beschrieben wurden, im Volkswirtschafts- bzw. v.a. im Gesundheits-
departement mit grosser Sorge zur Kenntnis genommen. Sie sehen es in der Inter-
pellationsantwort: Es ist im Gesundheitsdepartement insbesondere der Generalsek-
retär weg, der Leiter Rechtsdienst weg, die persönliche Assistentin weg – alle wurden 
durch Mitarbeitende des Volkswirtschaftsdepartementes ersetzt. Der vormalige Vor-
steher des Volkswirtschaftsdepartementes hat eigentlich bei seinem Departements-
wechsel alle Mitarbeitenden, die ihm besonders nahe waren, mitgenommen. Dies 
führt zu einem erheblichen Wissensverlust in den jeweiligen Departementen. Im Ge-
sundheitsdepartement mussten selbstverständlich für diese Rochade die entspre-
chenden Stellen freigemacht werden. Entsprechend sind diese Personen gegangen. 
Das war sicher gerade mit Blick auf die Bewältigung der Pandemie keine sehr einfa-
che Konstellation – insbesondere auch der Weggang des Leiters Rechtsdiensts, des-
sen Stelle vakant geblieben ist. Das war sicher keine einfache Ausgangslage. 

Diese ganze Situation, wie sie beschrieben ist, mit den Stellenausschreibungen 
im Gesundheitsdepartement, die folgerichtig alle nicht ausgeschrieben wurden, weil 
bereits Nachfolger vorgesehen waren, erachten wir ebenfalls als sehr problematisch, 
insbesondere auch die Stelle des Leiters Rechtsdienst, der eigentlich kein persönli-
cher Mitarbeiter des Regierungsrates ist, sowie der Generalsekretär. Dieser ist der 
Vorgesetzte der Verwaltung im Departement. Wenn das, was passiert ist, wirklich 
Usus wird, wenn das gelebte Praxis wird, betrachten wir das als sehr problematisch. 
Dies insbesondere auch im Sicherheits- und Justizdepartement, wo z.B. noch ein Ge-
neralsekretär pensioniert wird – wer bewirbt sich denn auf eine solche Stelle, wenn 
er davon ausgehen muss, dass er vielleicht in zwei bis vier Jahren, wenn es eine 
Rochade an der Departementsspitze gibt, wieder gehen muss? Wir müssen Sorge zu 
unserem Personal tragen und wir müssen auch bemüht sein, wirklich die besten 
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Leute zu finden, die bereit sind, diese Aufgabe zu übernehmen. Wir betrachten den 
ganzen Vorgang als sehr problematisch. Wenn ich die Antwort der Regierung lese, 
habe ich den Eindruck, dass die Regierung in ihrer Gesamtheit diese Situation auch 
nicht als besonders erfreulich angeschaut hat, und ich gehe davon aus, dass man 
wirklich ein bisschen kritisch ist, und dass so etwas nicht wiederholt werden sollte. 
 
 
51.20.74 Diskriminierungsfreier Bewerbungsprozess in der kantonalen Ver-

waltung 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 16. September 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 3. November 2020 

 
 
Noger-Engeler-Häggenschwil (im Namen von Bisig-Rapperswil-Jona / Noger-Enge-
ler-Häggenschwil): Die Interpellantin und der Interpellant sind mit der Antwort der Re-
gierung teilweise zufrieden. 

Vielfalt ist, wenn man zur Party eingeladen wird, Inklusion ist, wenn man zum 
Tanzen aufgefordert wird und Zugehörigkeit ist, wenn man tanzt, als ob niemand zu-
schauen würde. Es ist gut zu lesen, dass sich der Kanton St.Gallen in seiner Rolle 
als Arbeitgeber der Verantwortung bewusst ist und sich für Chancengleichheit, Gleich-
behandlung und gegen Diskriminierung einsetzt. Was wir brauchen, ist eine Kultur 
der Zugehörigkeit. Alle Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung sollen sich zuge-
hörig fühlen können. Um eine solche Kultur zu etablieren, braucht es einen langen 
Atem. 

Der aktuelle Bericht des Diversity Benchmarking zeigt dem Kanton wichtige 
Handlungsempfehlungen auf. Wir setzen darauf, dass zumindest einige davon der 
Umsetzbarkeitsprüfung standhalten und in Angriff genommen werden. Angesichts 
der vielen Bewerbungen, die jährlich beim Kanton eingehen, können wir nachvollzie-
hen, dass eine Teil-Anonymisierung mit Aufwand verbunden wäre. Wir nehmen zur 
Kenntnis, dass zur Sensibilisierung im Bewerbungsprozess involvierte Workshops 
stattfanden und möchten anregen, diese wiederholt durchzuführen. 

Einerseits zeigen die vielen Bewerbungen, dass immer wieder neue Angestellte 
diesbezüglich informiert werden müssen und andererseits gerät gerade das Thema 
Diskriminierung für jene, die selbst nicht diskriminiert werden, schnell in Vergessen-
heit. Die Sensibilisierung auf Diskriminierung im Bewerbungsprozess oder am Ar-
beitsplatz ist mit einem Workshop noch nicht erledigt. Wir werden die Weiterentwick-
lung in diesem Bereich interessiert verfolgen und uns gegebenenfalls zu einem 
späteren Zeitpunkt über den Stand informieren. 
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33.20.05A Kantonsratsbeschluss über einen Nachtragskredit zum Sonder-

kredit Förderungsprogramm Energie 2021–2025 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung vom 1. Dezember 2020 
 
 
Götte-Tübach, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kommis-
sion verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten Lesung 
des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutreten. 
 
Der Kantonsrat tritt auf den Kantonsratsbeschluss über einen Nachtragskredit zum 
Sonderkredit Förderungsprogramm Energie 2021–2025 in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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33.20.05C Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Erstellung von 

Fotovoltaik-Anlagen auf kantonalen Hochbauten 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung vom 1. Dezember 2020 
 
 
Hartmann-Walenstadt, Präsident der Finanzkommission: Die Finanzkommission ver-
zichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten Lesung des Kan-
tonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutreten. 
 
Der Kantonsrat tritt auf den Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Erstel-
lung von Fotovoltaik-Anlagen auf kantonalen Hochbauten in zweiter Lesung ein. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
2. Dezember 2020 Nr. 091 / 1 
    
    
  
 
22.20.06 Nachtrag zum Wasserbaugesetz 

Unterlagen: – Botschaft und Entwurf der Regierung vom 14. April 2020 
– Anträge der vorberatenden Kommission vom 12. August 2020 
– Anträge der Regierung vom 10. November 2020 
– Anträge aus der Mitte des Rates vom 30. November 2020 

 
 
Toldo-Sevelen, Präsident der vorberatenden Kommission: Auf die Vorlage ist einzu-
treten. 

Am 12. August 2020 hat die vorberatende Kommission im Regierungsgebäude 
das Geschäft 22.20.06 «Nachtrag zum Wasserbaugesetz» beraten. Nebst den Kom-
missionsmitgliedern waren die Vorsteherin des Baudepartementes sowie folgende 
Herren aus dem Baudepartement anwesend: Michael Eugster, Leiter Amt für Wasser 
und Energie, Raphael Hartmann, juristischer Mitarbeiter im Amt für Umwelt und Heinz 
Meier, Leiter Wasserbau. Als Fachreferent war Dr. Werner Ritter dazu geladen. Für 
das Protokoll zeichneten Gerda Göbel-Keller und Sandra Stefanovic verantwortlich. 

Zu Beginn zeigte Werner Ritter die Entstehung des geltenden Wasserbaugeset-
zes (sGS 734.1; abgekürzt WBG) auf. Alsdann erklärte er exemplarisch die vorherr-
schende Umsetzungspraxis sowie die Vor- und Nachteile der heute geltenden Rege-
lungen. Eindrücklich legte er dar, wo er im Rahmen eines allfälligen Mandats, die 
Schwachstellen für seine Mandantschaft nutzen und so Projekte verzögern oder gar 
verhindern könne. Mit konkreten politischen Empfehlungen hielt sich Werner Ritter 
allerdings zurück. Im Gegenteil: Er attestierte der Vorlage in vielerlei Hinsicht eine 
zeitgemässe Anpassung mit sachlich richtigen Ausprägungen. Die anschliessende 
Fragerunde wurde intensiv genutzt. 

Im Anschluss führte Regierungsrätin Hartmann in die Vorlage ein und hob die 
sich verbindenden Ziele heraus. So würden die Voraussetzungen für den Schutz vor 
Hochwasser verbessert, die wasserbaulichen Massnahmen könnten einfacher durch-
geführt werden und die Gemeinden könnten die Perimeterpflicht aufgrund ihrer Be-
dürfnisse und Verhältnisse flexibel einführen oder nicht. Die Fachpersonen aus dem 
Baudepartement verdeutlichten schliesslich noch einige ausgewählte Punkte aus der 
Botschaft. So machte Michael Eugster detaillierte Ausführungen zu «Rückhalt und 
Notentlastung» und Heinz Meier zur «Grundentschädigung, Entschädigung im Scha-
denfall sowie Perimeter». Raphael Hartmann schloss die Klarstellungen mit dem 
«Verfahren» ab. Auch hierzu nutzten die Kommissionsmitglieder die Möglichkeit der 
Fragestellungen rege. 

In der allgemeinen Diskussion sah ein Grossteil der Delegationen die Motion 
42.14.15 «Neue Wege im Hochwasserschutz» umgesetzt und wollten auf die Vorlage 
eintreten. Präzisierungen in wenigen Teilbereichen würden in der Spezialdiskussion 
nachgereicht. Eine Delegation bestritt die Notwendigkeit des Nachtrags und machte 
ein Eintreten von Klärungen und Verbesserungen aus den Ergebnissen der Spezial-
diskussion abhängig. 

In der Spezialdiskussion wurden verschiedene Themen intensiv diskutiert. So 
wurde den Fragen, was denn als Gewässer gelte, wie sich die Gewässerhoheit aus-
gestalte und ob die Meldepflicht der Neophyten nicht koordiniert werden sollte, aus-
führlich nachgegangen. Aber auch Themen wie die hohe Anzahl und der sich zum 
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Teil widersprechenden Grundsätze von wasserbaulichen Massnahmen, die Mitwir-
kung der betroffenen Bevölkerung und der Rechtsschutz nahmen grossen Raum für 
Diskussionen ein. Die Aufhebung der Perimeterpflicht bei Gemeindegewässern und 
die Ausweitung der Adressaten bei Schäden aus Hochwasserereignissen in Rückhal-
teräumen stellten ebenso einen Hauptpunkt dar und wurden in der vorberatenden 
Kommission vertieft behandelt. 

Auch bezüglich Gesetzessystematik war die vorberatende Kommission aktiv und 
hat einen Antrag zum Austausch zweier Artikel (Art. 42 und Art. 43) ohne Gegen-
stimme und ohne Rücksprache mit der Dienststelle Recht und Legistik (RELEG) gut-
geheissen. Im Nachgang der Sitzung hat der Leiter Recht und Legistik jedoch aufge-
zeigt, dass der Artikelwechsel gesetzessystematisch nicht zu empfehlen sei. Da mit 
dem Artikelwechsel die Beschlüsse der vorberatenden Kommission inhaltlich keine 
Änderungen erfahren würden, hat er angeregt, mittels eines Zirkularbeschlusses auf 
diese beiden Artikel zurückzukommen und die heute gültige Systematik zu belassen. 
Aufgrund des Einwands eines Kommissionsmitglieds war eine Einstimmigkeit von 
vornherein nicht möglich, sodass auf den Zirkularbeschluss letztlich verzichtet wurde. 

Zu guter Letzt wurde, nach einigen Formulierungsversuchen, auf eine Übergangs-
bestimmung für die Aufhebung von bestehenden Unterhaltsperimetern verzichtet. 
Stattdessen wurde ein Auftrag mit gleichem Inhalt zuhanden der Regierung formu-
liert. Dem Antrag für den Auftrag wurde einstimmig zugestimmt. 

Die vorberatende Kommission empfiehlt dem Kantonsrat mit 12:0 Stimmen bei 
2 Enthaltungen und 1 Abwesenheit auf die Vorlage einzutreten und ihren Anträgen 
zu folgen. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Das Präsidium sieht eine Eintretensdiskussion vor. 
 
Schmid-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Wir werden auf diese Vorlage eintreten, wenn auch nicht mit sehr grosser Be-
geisterung. Der Auftrag für diesen Nachtrag zum Wasserbaugesetz geht auf eine Mo-
tion aus dem Jahr 2014 zurück. Ein wesentlicher Punkt war dabei, die Grundeigentü-
merrechte zu sichern und eine finanzielle Entschädigung für die Nutzungseinschrän-
kungen zu regeln. Die Motionäre stellten sich vor, dass der Kanton eine jährliche fi-
nanzielle Grundentschädigung für Grundstücke in Rückhalte und Notentlastungsräu-
men zu leisten hat. Wir sind sehr froh, dass die Regierung dies nicht machen wird 
und dies ist auch gut begründet. 

Hochwasserschutz ist ein wichtiges Thema, das immer aktueller wird und mit ho-
hen Kosten verbunden ist. Wegen der Klimaerwärmung werden sogenannte «hun-
dertjährige Hochwasser» immer häufiger. Damit verbunden sind Überschwemmun-
gen und Erdrutsche, die unsere Verkehrsinfrastruktur bedrohen, Kulturland verwüs-
ten oder grosse Schäden an Gebäuden verursachen. Der vorliegende Nachtrag zum 
Wasserbaugesetz unterscheidet Gewässer und künstliche Gewässer – eine Tren-
nung, die aus Sicht der SP problematisch ist. Für uns ist es ein sehr wichtiges Anlie-
gen, dass die Definition der Gewässer gemäss Bundesgesetz für Gewässerschutz im 
Wasserbaugesetz des Kantons nicht aufgeweicht wird. Wir betonen nochmals, dass 
normale Flussausweitungen bei Revitalisierungsmassnahmen nicht als Rückhalte-
räume gelten dürfen, sondern Flussausweitungen gehören zwingend zu einem natür-
lichen Gewässerraum und fallen nicht unter das Wasserbaugesetz. 
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Weist ein Gewässer Bereiche auf, die unter künstliche Gewässer und normale 
Gewässer fallen, wird die Sache noch komplizierter. Dann sind einerseits das Was-
serbaugesetz und andererseits das Gewässerschutzgesetz zuständig und eine Un-
terscheidung kann schwierig werden und muss eventuell von den Gerichten geklärt 
werden. Grob könnte aber gesagt werden, dass beim Wasserbaugesetz der Hoch-
wasserschutz im Zentrum steht: beim Gewässerschutzgesetz geht es mir um die 
Qualität der Gewässer als Lebensraum. Die Präzisierung der Regierung, nach der 
ein künstliches Gewässer keinen natürlichen Zufluss hat und somit theoretisch abge-
stellt werden könnte, können wir als einfaches Prinzip nachvollziehen. Sobald sich 
aber um einen solchen künstlichen Kanal eine wertvolle Flora und Fauna entwickelt 
haben, müssen diese trotz allem geschützt werden können. Für die SP ist es ausser-
ordentlich wichtig, dass der Gewässerraum, wo immer möglich, aufgewertet wird und 
den Gewässern wieder mehr Raum gegeben wird. Dies auch als sehr wirksame Hoch-
wasserprophylaxe. 

In der Detailberatung werden wir die Anträge der Regierung vollumfänglich un-
terstützen. Dazu werden wir uns später melden. Ganz wichtig ist uns aber, dass der 
Hochwasserschutz bei kantonalen Gewässern in den Händen der Kantone bleibt. Die 
Gemeinden sollen ein Mitspracherecht, aber kein Vetorecht erhalten. Ein allfälliges 
Hochwasser hält sich nicht an Gemeindegrenzen und es kann nicht sein, dass ein-
zelne Gemeinden ein Hochwasserprojekt verzögern oder gar verhindern können. Wir 
wollen einen funktionierenden Hochwasserschutz, auch wenn uns dies etwas kostet, 
und die Gemeinden sollen ihren finanziellen Beitrag dazu leisten. Schliesslich fällt 
dort auch der Nutzen in Form von nicht überschwemmten Gebieten an. 

Beim Perimeterbeitrag sind wir der Meinung, dass die «Kann-Vorschrift» am bes-
ten geeignet ist, diese unterschiedlichen Sachverhalte in Gemeinden und an Gewäs-
sern abzubilden. Ganz auf Perimeterbeiträge zu verzichten, macht dort, wo sie bereits 
heute problemlos funktionieren, keinen Sinn. Dort aber, wo die Erstellung eines Peri-
meters extrem aufwendig ist, kann mit dieser Kann-Vorschrift ja verzichtet werden. 
Vom Hochwasserschutz profitieren die direkten Anstösser sicher am meisten, wes-
halb deren Beteiligung an den Kosten im Grundsatz richtig ist. Mehr dazu aber in der 
Detailbehandlung. 
 
Bartholet-Schwarzmann-Niederbüren (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage 
ist einzutreten. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Gemeindepräsidentin von Nie-
derbüren. 

Wir danken der Regierung und der Verwaltung für die Botschaft und den Entwurf 
vom 14. April 2020 zum «Nachtrag zum Wasserbaugesetz». Die Regierung setzt da-
mit die Motion 42.14.15 «Neue Wege im Hochwasserschutz» um. Mit dem vorliegen-
den Nachtrag wird die gesetzliche Grundlage für die Errichtung von Rückhalteräumen 
geschaffen und Entschädigungsfragen werden geklärt. 

Wir anerkennen, dass Hochwasserschutz infolge Klimaveränderungen und ver-
mehrter Bautätigkeiten mit Bodenverdichtungen immer wichtiger wird. Wichtig ist aber 
auch das Ziel des Wasserbaugesetztes, d.h. insbesondere der Schutz von Menschen, 
Tieren und Sachwerten vor schädlichen Einwirkungen des Wassers, nicht aus den 
Augen zu verlieren. Das Ziel muss sein, Wasserbau zu ermöglichen und nicht zu ver-
hindern. 
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Ganz allgemein möchten wir festhalten, dass bei Änderungen von Gesetzen, die 
erst seit einigen Jahren in Kraft sind, Zurückhaltung zu üben ist. Die Erfahrung zeigt, 
dass eine höhere Regelungsdichte keineswegs zu einer grösseren Rechtssicherheit 
und zu kürzeren Verfahren führt, im Gegenteil. Neue Bestimmungen führen häufig zu 
neuen Rechtsproblemen. Die Anpassungen sollten deshalb nicht über das hinausge-
hen, was aus politischer und rechtlicher Sicht zwingend ist. 

Hingegen bietet eine Gesetzesrevision auch die Chance, Probleme zu lösen, die 
sich bei der Anwendung oder der Rechtsprechung ergaben. Diese Chance ist zu nut-
zen, indem konkrete Lösungen getroffen werden, die ohne Probleme umgesetzt wer-
den können. 

Wir möchten festhalten, dass der vorliegende Nachtrag zum Wasserbaugesetz 
einige Änderungen oder Ergänzungen enthält, die nicht zu befriedigen vermögen. So 
sehen wir keine Veranlassung für die Übernahme der neuen, umstrittenen Bestim-
mung von Art. 41 Abs. 4 Planungs- und Baugesetz (sGS 731.1; abgekürzt PBG). Es 
ist von einer Pflicht zur Antragstellung und Begründung während der Einsprachefrist 
abzusehen. Aufgrund der ganzen Problematik besteht keine Veranlassung, diese um-
strittene Regelung in das Wasserbaugesetz zu übernehmen und gleichzeitig auch 
noch das Strassengesetz entsprechend zu ändern. 

Die FDP begrüsst grossmehrheitlich in der vorliegenden Gesetzesrevision die 
Einführung der «Kann-Formulierung» für die Erhebung von Perimeterbeiträgen bei 
Gemeindegewässern. Damit erhalten die Gemeinden die gesetzliche Grundlage, in-
dividuell über die Erstellung eines Perimeters zu entscheiden. Somit wird die Gemein-
deautonomie berücksichtigt und die Eigenverantwortung gestärkt. Ebenfalls begrüs-
sen wir die Einführung des vereinfachten Baubewilligungsverfahrens und der Mitwir-
kungsrechte der betroffenen Bevölkerung, analog zu den Bestimmungen des PBG. 
 
Egli-Wil (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Wasser, als vielseitiges und unermessliches Element in allen Belangen, da lohnt 
sich eine zeitgemässe Anpassung des Wasserbaugesetzes. Besonders im Kanton 
St.Gallen hat der Wasserbau eine grosse Bedeutung. Unsere Kulturlandschaft im 
Kanton wäre nicht so entstanden, hätten sich unsere Vorfahren nicht mit Gewässer-
korrekturen, Drainagen und Meliorationen beschäftigt. Da Gewässer in verschiedener 
Hinsicht nützlich waren, sind viele Siedlungen entlang von Gewässern entstanden. 
Aus diesem Grund wurden in früheren Jahren zahlreiche Gewässer in Kanäle verlegt 
oder eingedolt. Man darf somit nicht sagen, es wurden früher Fehler gemacht, son-
dern Tatsache ist, früher, ja heute noch, wurde mit den Ressourcen an Wissen, Fi-
nanzen und Erfahrungen an der Gesetzgebung gearbeitet, damit auch der Wille der 
Bevölkerung widerspiegelt wurde. Das Bedürfnis seitens Bevölkerung nach naturna-
hem Wasserbau hat sich in den letzten Jahren stark verankert und ist nun auch im 
Nachtrag festgehalten, haben doch die vergangenen Jahre gezeigt, dass erhebliche 
Hochwasserereignisse bereits durch kleine und mittlere Gewässer entstehen können. 
Die Ursachen dazu sind vielfältig, vorab die grosse Bautätigkeit, das Zubetonieren 
von Flächen sowie auch die Zunahme von punktuellen Unwetterereignissen. Wir stel-
len fest, mit dem heutigen Nachtrag zum Wasserbaugesetz im Kanton St.Gallen sind 
wir auf dem richtigen Weg und dem Trend nach naturnahen Lösungen wird Rechnung 
getragen, um unsere Gewässer und die Siedlungen an den Gewässern für die Zu-
kunft zu rüsten. Es ist wichtig und richtig, dass die in der Zone zulässige Nutzung 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
2. Dezember 2020 Nr. 091 / 5 
    
    
  
 
garantiert ist und die Entschädigung und Versicherungsfragen angemessen geregelt 
werden. 

Die SVP-Fraktion begrüsst es, dass im Nachtrag ein vereinfachtes Bewilligungs-
verfahren und die Mitwirkung der betroffenen Bevölkerung, analog zu den Bestim-
mungen im neuen PBG auch im Wasserbaugesetz verankert werden sollen. Es ist 
nur zu hoffen, dass die Vereinfachung auch in diesem Sinn umgesetzt wird und die 
Mitwirkung der Bevölkerung in den Gemeinden auch eine gewisse Effizienz zulässt 
und Projekte nicht unnötig verzögert. 

Weiter begrüssen wir, dass in Art. 14 der Schutz von Fruchtfolgeflächen und der 
Erhalt der Bodenqualität neu in die Grundsätze aufgenommen wurde und diese somit 
bei wasserbaulichen Massnahmen speziell berücksichtigt werden. Damit ist gewähr-
leistet, dass wertvolles Kulturland nachhaltig geschützt und erhalten bleibt. 

Bei der Perimeterpflicht für Bauten und Unterhalt ist die SVP nach wie vor für die 
Abschaffung derselben und unterstützt die von der vorberatenden Kommission ohne 
Gegenstimme beantragte Aufhebung. Schon zahlreiche Diskussionen hat die Peri-
meterpflicht ausgelöst – wir nehmen an, nicht nur in der SVP. Der störendste Punkt 
des Wasserbauperimeters ist die aktuelle Situation, dass eine Ungleichbehandlung 
unter den Gemeinden, zum Teil auch innerhalb der Gemeinden besteht. Da die SVP 
die Abschaffung des Gewässerperimeters schon seit Jahren auch im Parteiprogramm 
aufgeführt hat, ist es somit nachvollziehbar, dass sie an der Abschaffung der Perime-
terpflicht auch festhalten will. Die vorgeschlagene Variante einer «Kann-Formulie-
rung» wird die SVP nicht unterstützen, da eine Kann-Formulierung noch mehr Dis-
kussionen in einer Gemeinde auslösen wird und Wildwuchs unter den Gemeinden 
und vielleicht auch innerhalb einer Gemeinde entstehen kann. 

Schon die heutige Bestimmung vermittelte Unsicherheiten, da es Gemeinden 
gibt, in denen schon die Kann-Formulierung umgesetzt wird. Dies hat auch schon des 
Öfteren zu rechtlichen Auseinandersetzungen geführt. Dass der Eigentümer aus ei-
nem Gewässer keinen Nutzen ziehen kann, im Gegenteil, dass Gewässer gerade in 
der heutigen Zeit eine Belastung darstellen, ist ein weiterer Grund, von der Perime-
terpflicht abzusehen. Das Argument, dass ein Grundeigentümer von einer Wertver-
mehrung des Grundstücks profitieren könnte, wird mit dem Antrag zu Art. 40 Abs. 2 
hinfällig, da dieser neu formulierte Artikel zulässt, dass die Gemeinden mittels Ver-
einbarungen bei Wertvermehrung den Eigentümer zur Kasse bitten kann. 

Weiter begrüssen wir bei der Ausscheidung von Rückhalteräumen, dass finanzi-
elle Einbussen und erforderliche Objektschutzmassnahmen, die den betroffenen 
Grundeigentümern bzw. Bewirtschaftern durch die Dienstbarkeit entstehen bzw. 
ihnen auferlegt werden, entschädigt werden. Die SVP unterstützt die Anträge der vor-
beratenden Kommission grossmehrheitlich. 
 
Schöbi-Altstätten (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Die Regierung setzt mit der Vorlage die CVP-EVP-Motion 42.14.15 «Neue Wege 
im Hochwasserschutz» um, wenn auch nach anfänglicher Skepsis und Widerstand 
unter den Vorgängern der heutigen Departementsvorsteherin. Deshalb hat es wohl 
auch sechs Jahre und einige Hochwasser gedauert. 

Die CVP-EVP-Delegation begrüsst die vorgeschlagenen Regelungen der vorbe-
ratenden Kommission und unterstützt sie geschlossen oder grossmehrheitlich. Auf 
die Details komme ich in der Spezialberatung zurück.  
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Mattle-Altstätten (im Namen der GLP): Auf die Vorlage ist einzutreten. Ich lege meine 
Interessen offen: Ich bin Stadtpräsident von Altstätten. 

Altstätten ist eine Stadt mit sehr vielen Bächen und verschiedenen Hochwasser-
ereignissen in den vergangenen Jahren. Die am Ursprung des nun vorliegenden 
Nachtrags zum Wasserbaugesetz stehenden Motion fordert die Schaffung gesetzli-
cher Grundlagen für Überflutungsräume in Landwirtschafts- und Grünzonen sowie im 
Wald. Die Grünliberalen erachten diesen Auftrag als erfüllt, indem Rückhalte- und 
Notentlastungsräume konkretisiert und deren finanzielle Entschädigung adäquat ge-
regelt ist. Wir begrüssen auch die vorgenommenen Anpassungen an geltendes Recht 
und an praktische Erfahrungen in der Anwendung des bestehenden Wasserbauge-
setzes. 

Aufgrund des uns weiterhin verwehrten Zugangs zur Beratung der vorberatenden 
Kommission ist es einmal mehr äusserst schwierig, ohne Verletzung des Kommissi-
onsgeheimnisses die Anträge der vorberatenden Kommission nachzuvollziehen. Sie 
haben heute im Verlauf des Tages die Möglichkeit, diese Problematik zu lösen. Deut-
lich einfacher ist dies bei den Anträgen der Regierung, die jeweils mit ausführlichen 
Begründungen ergänzt sind. Insofern können wird den Antrag der Regierung auf eine 
20-tägige Frist unter Art. 10 Abs. 3 nachvollziehen, während die von der vorberaten-
den Kommission geforderte 14-tägige Frist für uns keine gefestigte Grundlage auf-
weisen scheint. 

Ebenso können wir der Regierung beim Antrag zu Art. 16 Abs. 4 folgen. Die von 
der vorberatenden Kommission beantragte Ergänzung scheint unnötig bzw. es be-
steht sogar die Gefahr, dass daraus künftig erhebliche Umsetzungsprobleme erwach-
sen werden. 

Zu guter Letzt ist auf den umstrittenen Art. 40 einzugehen. Die von der vorbera-
tenden Kommission geforderte Abschaffung von Perimeter ist für uns nicht nachvoll-
ziehbar, da man damit bestehende funktionierende Systeme ohne Not abschafft und 
bei der Kostentragung für den Bau und Unterhalt von Gemeindegewässern strikt auf 
das Gemeinlastenprinzip umstellen will. Es mag jedoch Fälle geben, bei denen die 
Anwendung des Nutzniesserprinzips sowie in Einzelfällen gar des Verursacherprin-
zips sehr wohl angebracht ist. Da mag die von der vorberatenden Kommission unter 
Abs. 2 geforderte Anpassung auch nicht überzeugen. Mit der von der Regierung ge-
forderten «Kann-Formulierung» stärken wir die Gemeindeautonomie und lassen die 
Möglichkeit offen, wenn angezeigt, die Nutzniesser oder Verursacher weiterhin in 
Form von Perimeterbeiträgen an den Kosten für Bau und Unterhalt von Gemeinde-
gewässern zu beteiligen. Die Grünliberalen folgen in den vorgenannten Artikeln den 
Anträgen der Regierung. 
 
Zschokke-Rapperswil-Jona (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Auf die Vorlage ist ein-
zutreten. 

Gewässer und Uferbereiche sollen soweit wie möglich in ihrer natürlichen Form 
geschützt und erhalten bleiben. Gleichzeitig soll der Hochwasserschutz für Mensch, 
Tier und Sachwerte gewährleistet sein. Die Herausforderungen sind gross und Mass-
nahmen sind oft kostenintensiv. Wir müssen zukünftig mit grösseren Wassermengen 
in kürzeren Zeitabschnitten rechnen – sei dies durch die fortschreitende Versiegelung 
und Verbauung der Landschaft, die den natürlichen Wasserkreislauf und die natürli-



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
2. Dezember 2020 Nr. 091 / 7 
    
    
  
 
chen Wasserläufe in ihrer Dynamik empfindlich stören oder sei dies durch die Klima-
erwärmung, die extreme Wetterereignisse wie Trockenperioden und Starkregen häu-
figer werden lassen. Hochwasserereignisse können bereits in kleineren und mittleren 
Gewässern grosse Schäden anrichten. Gleichzeitig stehen die Gewässer im Fokus 
verschiedener Interessen wie z.B. ökologische Anforderungen, Nutzungsansprüche 
an Gewässer und deren Uferbereiche, Sicherheitsaspekte und selbstverständlich die 
Kostenfrage. Diese Interessen sollen im zeitgemässen Wasserbau aufgenommen 
und berücksichtigt werden. 

Leider kann auch das vorgelegte Wasserbaugesetz die verschiedenen Ansprü-
che nicht verbindlich regeln. Somit gilt es, in jedem noch so kleinen Eingriff bei der 
Projektierung die verschiedenen Interessen sorgfältig zu prüfen und abzuwägen. Und 
weil die Begebenheiten überall unterschiedlich sind, bedarf es auch unterschiedlicher 
Verfahren. Das Gesetz wirkt jedoch noch nicht schlüssig, sei es in der Fassung der 
vorberatenden Kommission oder mit den Anträgen der Regierung. Gleichwohl erfor-
dern die sich stets verändernden Bedingungen und Auffassungen über Wasserbau 
Anpassungen in der Gesetzgebung, nicht zuletzt auch bei den Erläuterungen und 
Begrifflichkeiten. 

Auch wenn der Nachtrag zum Wasserbaugesetz noch nicht ganz ausgereift er-
scheint, ist die GRÜNE-Fraktion für Eintreten und wird die Anträge der Regierung 
mehrheitlich unterstützen. 
 
Regierungsrat Tinner, in Vertretung von Regierungsrätin Hartmann: Ich nehme gerne 
Stellung zu Ihren Ausführungen, auch wenn ich feststellen darf und muss, dass sich 
die heutige Diskussion primär um die Perimeterfrage drehen wird. Erlauben Sie mir, 
Ihnen ein paar grundsätzliche Überlegungen zur Gesetzesvorlage aus Sicht der Re-
gierung zu unterbreiten. 

Es gibt einen Grundsatz: «Der Unterliegende hat das Wasser zu übernehmen.» 
Mit der Motion 42.14.15 «Neue Wege im Hochwasserschutz» hat die Regierung im 
Jahr 2014 den Auftrag erhalten, gesetzliche Grundlagen für die Schaffung von Über-
flutungsräumen in Landwirtschafts- und Grünzonen sowie im Wald zu erarbeiten. Die-
ses Hauptziel der Motion bzw. Motionäre haben wir vollumfänglich erfüllt. Die Motion 
hat aber auch Gelegenheit geboten, einzelne Gesetzesbestimmung aufgrund der bis-
herigen Erfahrungen mit dem Wasserbaugesetz anzupassen. So soll bspw. das ver-
einfachte Planverfahren durch ein vereinfachtes Baubewilligungsverfahren ersetzt 
werden. Ausserdem kann der Gesetzgeber mit dem Nachtrag auch die Mitwirkungs-
rechte und Verfahrensbestimmungen aus dem PBG übernehmen. Aus den Vernehm-
lassungen zum Nachtrag des Wasserbaugesetzes sind weitere Bedürfnisse hervor-
gegangen, das Gesetz anzupassen. 

Ich bin froh, dass Sie nicht mehr auf die neue Regelung der Rückhalteräume 
zurückkommen. Auch diese könnten wir so nicht unterstützen. Einige Vernehmlas-
sungsteilnehmende haben gefordert, dass analog zu den Notentlastungsräumen die 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer Anspruch auf Entschädigung haben 
sollen für finanzielle Einbussen für allenfalls erforderliche Objektschutzmassnahmen, 
die sich aus der Ausscheidung des Rückhaltraums ergeben. Aus Sicht der Regierung 
kann aber keine Entschädigungspflicht allein aus der Tatsache abgeleitet werden, 
dass ein Rückhalteraum ausgeschieden worden ist. Es sollte massgebend sein, ob 
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dadurch ein definierbar finanzieller Schaden entsteht. Einige Vernehmlassungsteil-
nehmende haben auch kritisiert, dass das vereinfachte Planverfahren durch ein or-
dentliches Baubewilligungsverfahren ersetzt werden soll. Der Gesetzesentwurf ist da-
raufhin angepasst und nochmals in die Vernehmlassung geschickt worden. Der 
überarbeitete Gesetzesentwurf ist mehrheitlich positiv aufgenommen worden. Wie bei 
der ersten Vernehmlassung zeigt auch die zweite Vernehmlassung, dass das bishe-
rige vereinfachte Planverfahren zwar ersetzt werden soll, jedoch nicht durch das or-
dentliche Baubewilligungsverfahren. Stattdessen soll in Zukunft das vereinfachte Bau-
bewilligungsverfahren angewendet werden. Mit dem vereinfachten Baubewilligungs-
verfahren lassen sich in Zukunft untergeordnete wasserbauliche Massnahmen einfa-
cher durchführen. Auch in der zweiten Vernehmlassung ist die Kann-Vorschrift bei 
der Perimeterpflicht von den meisten begrüsst worden. Praktisch alle Gemeinden be-
fürworten die Kann-Vorschrift beim Perimeter. In Zukunft können Gemeinden freiwillig 
einen Perimeter errichten und beim Bau und Unterhalt Perimeterbeiträge erheben. 

Ich glaube, das ist auch ganz im Sinn der Gemeindeautonomie. Da dies wohl das 
umstrittenste Thema ist – ich habe es bereits erwähnt –, werde ich kurz darauf ein-
gehen. Es ist offensichtlich, dass der Grundeigentümer bzw. die Grundeigentümerin, 
dessen/deren Grundstück im Gefahrenbereich liegt, einen Sondervorteil hat, wenn 
ein Gewässer ausgebaut und die Hochwassergefahr reduziert wird. Dasselbe gilt für 
den Gewässerunterhalt. Dies ist in Lehre und Rechtsprechung unbestritten. Weiter 
möchte ich ausdrücklich darauf aufmerksam machen, dass ein Verzicht auf die Erhe-
bung von Perimeterbeiträgen vollumfänglich zulasten der Gemeindebeiträge ginge. 
Um diese Mehrbelastung von stark betroffenen Gemeinden ausgleichen zu können, 
ist nicht ausgeschlossen, dass gegenüber dem Kanton Begehrlichkeiten aufkommen 
würden, sich mit höheren Beiträgen an den Wasserbaukosten zu beteiligen. Dies 
hätte zusätzliche finanzielle Belastungen für den Kanton zur Folge und würde auch 
dem geltenden System der Kostenaufteilung widersprechen. 

Zudem haben gemäss Art. 54 Abs. 2 des Wasserbaugesetzes die Gemeinden 
grundsätzlich für die Kosten für den Bau und Unterhalt von Gemeindegewässern auf-
zukommen. Einzelne Vernehmlassungsteilnehmende haben kritisiert, dass bei Ein-
sprachen keine Fristerstreckung mehr möglich sein wird. Das bedeutet, dass nach 
der 30-tägigen Einsprachefrist Antrag und Begründung nicht mehr nachträglich ein-
gereicht werden können. Somit muss eine Einsprache bereits Antrag und Begrün-
dung enthalten. Über allfällige Einsprachen entscheidet die zuständige Stelle und 
gleichzeitig schliesst sie mit der Festsetzung des Beschlusses das erstinstanzliche 
Verfahren ab. In der vorberatenden Kommission wurde auch ein zu Art. 35 Strassen-
gesetz – das ist das Vernehmlassungsverfahren bei Strassenbauvorhaben – analog 
Art 16 Abs. 4 aufgenommen. Auf diese Weise wird faktisch auch das dem Anhörungs-
verfahren unterliegende konkrete Bauprojekt zum Inhalt einer allfälligen Volksabstim-
mung. In Bezug auf diese Bestimmung kann die eine Kantonsstrasse nicht mit einem 
Kantonsgewässer gleichgestellt werden. Wenn Bürgerinnen und Bürger Projekte ab-
lehnen, werden sie nicht realisiert. Punkt. Beim Kantonsgewässer hat der Kanton eine 
rechtliche Verpflichtung, d.h., es besteht die Pflicht, unabhängig davon, ob die Bevöl-
kerung den Vernehmlassungsbeschluss der Gemeinde gutheisst oder ablehnt. 

Zudem sind wasserbauliche Massnahmen ohnehin die letzte Option. Hochwas-
serschutz ist in erster Linie durch den Unterhalt der Gewässer und raumplanerische 
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Massnahmen zu gewährleisten. Auch ökologische Aspekte sind bereits bundesrecht-
lich vorgeschrieben, weshalb es sich auch hier weitestgehend nicht um ein «Nice to 
have» handelt. Was passiert, wenn die Bürgerschaft ein solches Projekt im Rahmen 
einer Abstimmung ablehnen würde? Der Kanton könnte dieses trotzdem realisieren, 
da die Vernehmlassung rechtlich nicht verbindlich ist, weil dem Vernehmlassungsver-
fahren nach Art. 16 Abs. 4 des Wasserbaugesetzes keine rechtliche Bedeutung zu-
kommt. Politisch wäre eine solche Konstellation problematisch. Und das würde bei 
gemeindeübergreifenden Gewässern passieren? Wenn nämlich eine Bürgerschaft 
das Projekt gutheissen, die andere es ablehnen würde? Würde ein solches Teilpro-
jekt realisiert oder würde die ablehnende Gemeinde vom Kanton überstimmt oder 
müsste das gesamte Projekt aufgegeben werden? Im konkreten Fall kämen auf die 
Behörden fast unlösbare Aufgaben zu. Es bedarf meines Erachtens auch keines Ver-
nehmlassungsverfahrens im Sinn von Art. 35 Strassengesetz, da sich die Behörden 
bereits im Mitwirkungsverfahren, das neu ausdrücklich in das Wasserbaugesetz auf-
genommen wird, äussern können – dies sogar noch viel konkreter zum Projekt als 
nur Ja oder Nein. Mit dem Nachtrag zum Wasserbaugesetz werden gleich mehrere 
Ziele erreicht, so werden z.B. die Voraussetzungen für den Schutz vor Hochwasser 
verbessert und wasserbauliche Massnahmen können einfach durchgeführt werden. 

Ich komme nochmals zur Zusammenfassung. Diese Zusammenfassung hat viel-
leicht auch einen Bezug zu meiner ehemaligen Tätigkeit als Gemeindepräsident von 
Wartau, wo ich mehrere Wasserbauperimeter begleiten, aber auch zusammen mit 
den betroffenen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern umsetzen durfte. Ich 
bin nach wie vor überzeugt, dass dieses Institut des Perimeters auch weiterhin auf-
rechterhalten werden sollte. 

Es ist somit heute in der Diskussion über die Abstimmung «Perimeter, Ja oder 
Nein», auch ein Schicksalstag für den Perimeter. Ich möchte noch auf weitere Kon-
sequenzen hinweisen. Ich bin überzeugt, wenn Sie den Gewässerperimeter abschaf-
fen, erhöht sich der Druck auf weitere Perimeter im Bereich von Strassen oder allen-
falls auch von Meliorationsprojekten, diese ebenfalls abzuschaffen – und das hätte 
wiederum finanzielle Konsequenzen, v.a. für die Gemeinden, aber auch für den Kan-
ton. Die finanziellen Konsequenzen bei den Gemeinden, da bin ich überzeugt, wer-
den sich mit einer Zeitverzögerung dahingehend äussern, dass die Gemeinden beim 
Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleichsgesetz vermutlich einen Sonderlasten-
ausgleich Wasserbau einfordern könnten. Und wir haben gestern mehrmals zusam-
men mit Ihnen diskutiert, wie wir den Staatshaushalt entlasten können und sollen. Ich 
glaube mit diesem Entscheid, der heute vor uns liegt, können Sie auch einen Beitrag 
leisten, zumindest die Belastung des Staates und der Gemeinden zu reduzieren. 

Ich komme zum Schluss. Ich bin auch überzeugt, wenn wir die Perimeterpflicht 
abschaffen, hat auch der Naturschutz verloren. Ich sage das auch vor diesem Hinter-
grund. Ich durfte als ehemaliger Präsident des Werdenberger Binnenkanals Unter-
nehmens eine wunderbare Renaturierung im Raum Buchs realisieren. Ich bin über-
zeugt, wenn nicht das Unternehmen das Projekt vorangetrieben hätte, würden wir 
heute noch irgendwo in Buchs stehen und vermutlich über eine Renaturierung disku-
tieren. 

Nun bin ich wirklich am Ende meiner Ausführungen. Ich erlaube mir, den Vater 
des heute hier anwesenden Kantonsrates Stöckling-Rapperswil-Jona zu zitieren. Er 
hat einmal oder mehrmals gesagt: «Kaum kommt eine Botschaft günstiger aus dem 
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Kantonsrat als sie reingekommen ist.» Das gilt vermutlich heute auch für das Was-
serbaugesetz und ich bitte Sie, diese von mir genannten Überlegungen auch in die 
Diskussion rund um den Perimeter aufzunehmen. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
 
Spezialdiskussion  
 
Art. 10 (Meldepflicht). Bartholet-Schwarzmann-Niederbüren (im Namen der FDP-Frak-
tion): Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. 

Wir teilen die Meinung der Regierung, dass eine seriöse Prüfung innert 14 Tagen 
kaum möglich ist. Wir erwarten aber eine zeitnahe Bearbeitung eines Gesuchs. Wir 
sind der Meinung, dass eine seriöse Prüfung eines Gesuchs im Meldeverfahren für 
Unterhaltsmassnahmen innert einer Frist von 20 Tagen machbar ist. 
 
Schöbi-Altstätten (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Dem Antrag der vorberatenden 
Kommission ist zuzustimmen. 

Wir sprechen uns für den Antrag der vorberatenden Kommission aus. 14 Tage, 
das ist eine normale Fristenlänge, die von den Behörden – ohne Hemmungen – auch 
jedem Bürger zugemutet wird. Gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz ist dies übri-
gens die normale Rekursfrist. Intern muss es doch Gemeinden und Kanton möglich 
sein, auch in 14 Tagen die entsprechenden Unterhaltsmassnahmen zu beurteilen, 
man muss sich halt organisieren. Das ist aber auch kein Problem. 

Erstens sind diese Unterhaltsarbeiten über die Jahre hinweg praktisch die Glei-
chen. Der Überraschungseffekt für den Kanton entspricht etwa dem des Datums von 
Weihnachten. Die Behörden wissen, was sie erwartet. Zweitens ist auch E-Govern-
ment in aller Munde: Kantone und Gemeinden können sich über ein handelsübliches 
Tool online austauschen und die Unterhaltsmassnahmen zeitgleich prüfen und bear-
beiten. Die Rechtspflegekommission arbeitet ja auch mit diesem Citrix-Zugang. 
20 Tage Bearbeitungszeit für zwei Behörden entsprechen noch dem Postkutschen-
tempo. Die Regierung und auch die Verwaltungsorgane sagen ja immer selbst: 
«St.Gallen kann es.» Also beweisen Sie es, der Kantonsrat ermöglicht es Ihnen. Die 
CVP-EVP-Fraktion spricht sich grossmehrheitlich für eine 14-tägige Frist aus. 
 
Schmid-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Dem Antrag der Regierung ist zuzu-
stimmen. 

Wir sind ganz klar für diese 20-Tage-Regelung. Zu Schöbi-Altstätten: Es gibt ja 
Ausnahmen bei dieser Meldepflicht, die periodische Pflege der Ufervegetation kön-
nen Sie ohne Meldepflicht machen. Auch das Entfernen von Unrat, wenn es nach 
einer Überschwemmung eilt, dass man Holz und den Sand entfernen kann. Auch die 
Bekämpfung der Neophyten braucht keine Bewilligung. Die ganz dringenden wichti-
gen Sachen kann man sowieso anpacken ohne Bewilligung und deshalb kann man 
bei den anderen durchaus 20 Tage auf die Bewilligung warten. Kommt nichts vom 
Kanton, können Sie automatisch beginnen. Sie müssen nur diese 20 Tage «über sich 
ergehen lassen», dann können Sie beginnen. Wir finden, das ist eine faire Frist, ein 
guter Kompromiss zwischen 30 und 14.  
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Egli-Wil (im Namen der SVP-Fraktion): Dem Antrag der vorberatenden Kommission 
ist zuzustimmen. 

Die SVP-Fraktion hält grossmehrheitlich am Antrag der vorberatenden Kommis-
sion fest. Analog zum CVP-Sprecher, um auch eine gewisse Effizienz zu erzielen und 
zu gewährleisten, dass Unterhaltsmassnahmen zeitnah voranschreiten. Zu den 14 Ta-
gen habe ich eine Frage: Sind damit 14 Arbeitstage gemeint oder 14 Tage, d.h. zwei 
Wochen? 14 Arbeitstage wären ja beinahe drei Wochen. In diesem Sinn kann man 
am Antrag der vorberatenden Kommission festhalten. 
 
Mattle-Altstätten (im Namen der GLP): Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. 

Ich habe es bereits im Eintretensvotum erwähnt: Wir wissen nicht, wie man auf 
die 14 Tage gekommen ist. Die einzige Erklärung, die wir gehört haben, ist die Ab-
schaffung der Postkutsche. Inzwischen hat die Regierung erklärt, dass 20 Tage für 
sie machbar sind, das sind zehn Tage Entgegenkommen. 
 
Huber-Oberriet: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. Ich 
lege meine Interessen offen: Ich bin Gemeindepräsident von Oberriet. Die Regierung 
will 20 Tage; von uns fordert sie manchmal Dokumente innerhalb von sieben Tagen 
ein. Unterstützen Sie den Antrag der vorberatenden Kommission, man kann auch 
effizient arbeiten. 
 
Regierungsrat Tinner, in Vertretung von Regierungsrätin Hartmann: Zu Huber-Ober-
riet: Ich hätte das vermutlich vor einem Jahr an Ihrer Stelle auch noch gesagt, heute 
habe ich die Rolle gewechselt. Aber es gibt tatsächlich eine Überlegung, die ich ein-
bringen möchte. 

Zuerst aber zur Frage von Egli-Wil: Es sind Arbeitstage, nicht an einem Stück, 
sondern es sind Arbeitstage. Nochmals zur Gesuchsbearbeitung: Sie müssen sich 
bewusst sein, das Gesuch geht bei der Gemeinde ein und da hoffe ich selbstver-
ständlich, Huber-Oberriet, dass die Gemeinde das Gesuch nicht acht Tage irgendwo 
in der Bauverwaltung bearbeitet und am neunten Tag nach St.Gallen schickt und 
sagt, liebes Amt für Wasser und Energie bzw. Amt für Natur, Jagd und Fischerei, wir 
brauchen die Stellungnahme in einem Tag. Denn dann hätten wir tatsächlich ein Voll-
zugsproblem. Ich mache beliebt, es beim Kompromissvorschlag der Regierung zu 
belassen. Diese 20 Tage sind ambitioniert, aber sie sind machbar. 14 Tage sind mehr 
als anspruchsvoll und es ist nicht nur der Kanton, sondern es sind auch die Gemein-
den gefordert. Welche Massnahmen müssen aber überhaupt umgesetzt werden? 
Sehr oft müssten wir bei solchen Unterhaltsmassnahmen auch noch fischereirechtli-
che Aspekte beachten. D.h., Sie können nicht einfach im Frühjahr ein Gesuch einrei-
chen, denn allenfalls muss es verschoben oder später umgesetzt werden, weil die 
Fische noch am Laichen sind. Ich glaube, das benötigt Abklärungen, das benötigt 
eine gründliche Auseinandersetzung. Sie kennen mich, ich werde mich auch für einen 
effizienten Vollzug und für eine effiziente Stellungnahme, auch durch meine Ämter, 
einsetzen. Aber entscheiden Sie sich bitte für die 20 Tage und folgen Sie dem Antrag 
der Regierung. 
 
Toldo-Sevelen, Kommissionspräsident: Die vorberatende Kommission stimmte dem 
Antrag zu Art. 10 Abs. 3 Ingress mit 12:3 Stimmen zu.  
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Der Kantonsrat zieht den Antrag der Regierung dem Antrag der vorberatenden Kom-
mission mit 56:55 Stimmen bei 1 Enthaltung vor. 
 
Art. 16 [Projektierung a) kantonale Gewässer]. Schöbi-Altstätten (im Namen der CVP-
EVP-Fraktion): Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Wir sind der Auffassung, dass die Bevölkerung, in Anlehnung an das Strassen-
gesetz, bei einer Kostenbeteiligung der Gemeinden mittels fakultativem Referendum 
mitentscheiden können soll. Die Gemeinden, aber auch die Bürger sind früh in das 
Mitwirkungsverfahren und in die Planung einzubeziehen. Grundsätzlich muss man 
auch zwischen dem Projekt an sich, dem Bau und der Finanzierung unterscheiden. 
Soweit eine Wasserbaupflicht besteht, ist das eine gebundene Ausgabe und es be-
steht kein Spielraum. Es geht um den Polizeigüterschutz, um Hochwasserschutz und 
ist somit zwingend. Was gilt jedoch bei flankierenden Massnahmen, bei denen die 
Gemeinden einen Spielraum haben und Kosten tragen, sprich Neudeutsch «Nice to 
have»? 

Hierzu ist die Bevölkerung zur Mitwirkung beizuziehen. Und was müssen die Ge-
meinden nun vorkehren, wenn wir das annehmen? Nicht mehr und nicht weniger, als 
ihre Gemeindeordnung ergänzen, bei welcher Projektsumme die Bürgerschaft fakul-
tativ oder allenfalls zwingend einen Ausgabeentscheid treffen kann. Das ist gelebte 
Demokratie und dafür steht die CVP-EVP-Fraktion ein. 
 
Hüppi-Gommiswald (im Namen der SP-Fraktion): Dem Antrag der Regierung ist zu-
zustimmen. 

Wenn Kantonsgewässer saniert und auf allfällige Hochwasser vorbereitet bzw. 
Menschen und Sachwerte geschützt werden müssen, ist das nicht verhandelbar. Mit 
diesem neuen Abs. 4 in Art. 16 passiert jedoch genau das. Wenn eine nötige Sanie-
rung ansteht, kann es nicht sein, dass eine einzelne Gemeinde diese behindert oder 
sogar verhindert. Mitwirkung ist ein wichtiges Element, da gebe ich Schöbi-Altstätten 
Recht, wird aber in einer Phase durchgeführt, wo Änderungen und Anpassungen am 
Sanierungsprojekt noch einfliessen können. Diese Mitwirkung bleibt gewährleistet 
und soll bestehen bleiben. Anders als bei einem Strassenbauprojekt, das gemäss 
Art. 35 Strassengesetz der Gemeinde unterbreitet werden muss und bei ablehnender 
Haltung ebenfalls nicht gebaut wird – Regierungsrat Tinner hat das ausgeführt – ist 
es bei einem Gewässer nicht so. Ein Gewässer bleibt da, ob wir es hochwassersicher 
machen oder nicht. Wir sind es den Menschen schuldig, die Hochwassersicherheit zu 
gewährleisten. Sicherheit ist nicht verhandelbar. 
 
Bartholet-Schwarzmann-Niederbüren (im Namen der FDP-Fraktion): Dem Antrag der 
Regierung ist zuzustimmen. 

Wir sehen keine Veranlassung, das Wasserbaugesetz mit dem Strassengesetz 
zu vermischen, Hochwasserschutz kann nicht mit Strassenbauprojekten gleichge-
setzt werden. Wenn ein Geh- oder Radweg nicht gebaut werden kann, ist das bedau-
ernswert, hat aber keine weiteren Folgen. Nicht umgesetzte Hochwasserschutzmass-
nahmen haben weitreichendere Folgen. Es besteht eine Pflicht zum 
Hochwasserschutz, aber keine zum Strassenbau. 
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Heute werden Projekte nicht mehr in der stillen Kammer geplant, sondern Kanton 
und Gemeinde arbeiten schon frühzeitig zusammen. Durch das im Nachtrag neu er-
wähnte Mitwirkungsverfahren, auch bei kantonalen Wasserbauprojekten, erhält die 
betroffene Bevölkerung schon frühzeitig die Möglichkeit, sich zum Projekt zu äussern. 
Aber was wird unter geeigneter Mitwirkung verstanden? Gerne möchten wir diesbe-
züglich Regierungsrätin Hartmann an die in der vorberatenden Kommission ge-
machte Zusage erinnern und erwarten, dass Mindeststandards für eine geeignete 
Mitwirkung erarbeitet werden, die in allen Ämtern Gültigkeit haben. 
 
Widmer-Mosnang (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Dem Antrag der vorberaten-
den Kommission ist zuzustimmen. 

Ich glaube, bei Art. 16 Abs. 4 muss man vorerst festhalten, dass es sich wirklich 
um kantonale Gewässer handelt. Wir haben in unserem Kanton 170 Kilometer solcher 
kantonaler Gewässer, das sind die grössten die wichtigsten. Es geht nicht einfach um 
Gemeindegewässer oder Kleinst- oder unbedeutende Nebenflüsse oder Fliessge-
wässer. 

Vor einer Woche wurde im wichtigsten Printmedium des Kantons ein Artikel unter 
dem Titel «Gemeinden proben Mitwirkung» veröffentlicht. Bestnoten für Goldach und 
Widnau, Ohrfeige für Gossau, wie die Gemeinden lernen, die Bevölkerung bei Bau-
planungen einzubeziehen. Die Gemeinden, so lautet es in diesem Artikel, hätten auf-
grund von Erfahrungen gelernt, dass die Bevölkerung bei Ortsplanungen und Über-
bauungen mitreden soll. Auch der Sekretär der Gewerkschaft der St.Galler Gemeinde-
präsidenten und -präsidentinnen wird mit folgender Aussage zitiert: «Die Zeiten der 
Ratsbeschlüsse im stillen Kämmerlein sind vorbei.» 

Ich freute mich über diese Aussagen und ging davon aus, dass die Gemeinde-
präsidentinnen und -präsidenten diese neue Ausrichtung aufgrund des Entscheids 
der vorberatenden Kommission «Nachtrag zum Wasserbaugesetz» vom 12. August 
gewählt hatten. Die Diskussionen im Rat, v.a. vonseiten Gemeindepräsidentinnen 
und -präsidenten beirren mich. Ich kann die Begründungen auch nicht nachvollzie-
hen. Ein Wasserbauprojekt bei einem kantonalen Gewässer geht in der Regel weit 
über einen Teilzonenplan oder eine Überbauung hinaus. Bei Wasserbauprojekten an 
kantonalen Gewässern werden nicht einfach die Sohle abgesenkt, ein paar Block-
steine gesetzt, Buhnen eingebaut oder die Ufer revitalisiert. In der Regel geht so ein 
Projekt mit Zonenplanrevisionen, Bauten von Wegen und Strassen entlang der Ge-
wässer, mit der Realisierung von Erholungsräumen und Zugängen zum Gewässer 
einher. Und diese Projekte kosten Geld, viel Geld, sehr viel Geld. Auch ohne die Bei-
träge von Bund und Kanton verbleiben Restkosten für die Gemeinden an den kanto-
nalen Gewässern. Die Bevölkerung kann schliesslich nur noch über riesige Summen 
von sogenannt «gebundenen Ausgaben» abstimmen. Es bleibt der Bevölkerung 
nichts anderes übrig, als ohne tatsächliche Mitwirkung und dem Einsatz der demo-
kratischen und politischen Rechte letztlich Ja zu nicken. 

Die Mitwirkung auf der kommunalen Ebene soll nicht allein durch den Gemein-
derat erfolgen, solch grosse Projekte sollen doch durch die Bürgerschaft abgestützt 
werden. 
 
Egli-Wil: (im Namen der SVP-Fraktion): Diesbezüglich ist die Haltung der SVP etwa 
so wie in der vorberatenden Kommission, nämlich ziemlich geteilt. Wir begrüssen eine 
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Mitwirkung der Bevölkerung. Es darf bei den Massnahmen jedoch nicht zu unnötigen 
Verzögerungen oder gar Verhinderungen kommen. 

Wichtig erscheint uns in Art. 16 der Abs. 3, der neu dazugekommen ist, dass die 
zuständige Stelle des Kantons für eine geeignete Mitwirkung der betroffenen Bevöl-
kerung sorgt. Dazu lautet meine Frage, wie der Kanton damit umgeht. Vielleicht kann 
der Regierungsrat den betroffenen Gemeindevertretern im Saal erklären, wie er es 
angehen will, die Mitbestimmung wirklich zu gewährleisten. 
 
Bühler-Bad Ragaz (im Namen der FDP-Fraktion): Dem Antrag der Regierung ist zu-
zustimmen. 

Eine Kantonsstrasse kann gewiss nicht mit einem Kantonsgewässer verglichen 
werden. Ich mache ein praktisches Beispiel: Der Kanton St.Gallen beabsichtigt zu-
sammen mit der Stadt Maienfeld die Rheinaufweitung Maienfeld–Bad Ragaz zu rea-
lisieren. Im Kanton St.Gallen sind die Zuständigkeiten bezüglich der Kantonsgewäs-
ser sehr klar geregelt. Zuständig ist der Kanton, und so übernimmt er auch die Pro-
jektleitung dieses Generationenprojekts. Im Kanton Graubünden ist die Zuständigkeit 
des Rheins anders geregelt. Zuständig für dieses Gewässer ist die jeweilig angren-
zende Gemeinde, in unserem Beispiel somit die Stadt Maienfeld. 

Die Zusammenarbeit ist eigentlich gut, aber die Kompetenzen bezüglich Zustän-
digkeit im Kanton Graubünden sind, bezogen auf diese Dimension der Rheinaufwei-
tung Maienfeld–Bad Ragaz, nicht immer klar. Im Kanton St.Gallen dürfen wir sagen, 
dass die Zuständigkeit und auch die Finanzierbarkeit klar geregelt sind: diese liegen 
beim Kanton, finanziell unterstützt durch Bundesbeiträge. Es macht keinen Sinn, dass 
wir die Zuständigkeiten im Wasserbaugesetz analog dem Strassengesetz-Art. 35 
Abs. 2 anpassen. Bei Kantonsgewässern ist der Hochwasserschutz Aufgabe des 
Kantons. Der Kanton ist in der Wasserbaupflicht. So soll es bleiben, es gibt keinen 
Grund für eine Anpassung. 

Sollte eine Bestimmung wie Art. 16 Abs. 4, wie von der vorberatenden Kommis-
sion vorgeschlagen, neu ins Gesetz aufgenommen werden, kann es zu grösseren 
Problemen kommen und gemeindeübergreifende Kantonsgewässerprojekte können 
zum Scheitern verurteilt werden, wenn die Gemeinde oder die Bürgerschaft in einzel-
nen Gemeinden dem Projekt und dem Kredit zustimmen und andere Gemeinden ihre 
Zustimmung verwehren. Wird dann nur ein Teilprojekt gebaut, oder wie wird in einem 
solchen Fall vorgegangen? Im Kanton St.Gallen besteht heute Klarheit, warum sollten 
wir jetzt Unklarheit schaffen? 
 
Regierungsrat Tinner, in Vertretung von Regierungsrätin Hartmann: Dem Antrag der 
Regierung ist zuzustimmen. 

Ein zentrales Element bei diesen Wasserbauprojekten – seien es nun die hier 
diskutierten kantonalen Gewässer wie auch die Gemeindegewässer – ist das Mitwir-
kungsverfahren. Das Mitwirkungsverfahren ist ein Institut, das nicht nur beim Was-
serbau angewendet wird, sondern auch in der Raumplanung. Wie ein Mitwirkungs-
verfahren im Minimum ausgestaltet werden muss, darüber gibt es entsprechende 
Entscheide aus der Rechtsprechung. Es ist tatsächlich so, adressiert an Egli-Wil und 
ein weiteres Kantonsratsmitglied, das gefragt hat, ob es entsprechende Handlungs-
anweisungen bzw. Empfehlungen an die Gemeinden gibt. Regierungsrätin Hartmann 
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hat diesbezüglich eine Information oder eine Vorgehensweise in Aussicht genom-
men, und ich kann Ihnen versichern, dass das auch zeitnah zusammen, sicher auch 
unter Einbezug der Gemeinden, verabschiedet werden kann. 

Kommen wir nochmals auf Art. 16 Abs. 4 zu sprechen. Wenn Sie hier ein Mitwir-
kungsverfahren analog zum Strassenbaugesetz vorsehen, wird es teilweise, wie von 
Ihnen korrekterweise beschrieben, zu unmöglichen Situationen kommen. Ich kann 
Ihnen garantieren, die meisten gemeindeübergreifenden Renaturierungsprojekte 
werden Schiffbruch erleiden und wir werden sozusagen unserem Auftrag, die Gewäs-
ser zu renaturieren, sofern ein grösserer Unterhalt oder Bedarf an Bauarbeiten be-
steht, nicht mehr gerecht werden. Es geht doch, wenn man ehrlich sein will, um ein 
zusätzliches «Drangsalierungsmittel», um diese Projekte zu verhindern. Ich bin über-
zeugt, hier gilt wahrscheinlich ein militärischer Grundsatz: Ein Raum, ein Chef, ein 
Auftrag. Bei den kantonalen Gewässern ist die massgebende Zuständigkeit beim 
Kanton, er übernimmt auch massgebend die Kosten. Selbstverständlich haben die 
Gemeinden die Restkosten zu tragen. Aber sind wir doch ehrlich, für das Rheinunter-
nehmen erhält die Gemeinde Wartau jährlich eine Rechnung von rund 6'000 Franken. 
Das verwirft auch dieses Budget nicht, ebenso wie es auch andere Gemeindebudgets 
nicht unnötig belasten wird. Ich bitte Sie deshalb, auch im Sinn unserer gesamtschwei-
zerischen Strategie, Gewässer zu renaturieren, und ich möchte auch einmal eine 
Lanze brechen für die Renaturierung. Ich habe in meiner politischen Tätigkeit noch 
nie so viele positive Antworten auf die Renaturierung am Werdenberger Binnenkanal 
bekommen, wie nachdem diese realisiert worden ist. Auch die Bevölkerung steht hin-
ter solchen Projekten. Die Bevölkerung wirkt mit, sie kann mitwirken. 

Vergessen wir ein wesentliches Element nicht: Auch Bauprojekte müssen öffent-
lich aufgelegt werden. Auf diese Weise können Direktbetroffene und grüne Verbände 
ihre Interessen einbringen, Einsprache erheben und den Rechtsmittelweg beschrei-
ten. In diese bereits heute schon sehr komplexen Geschäfte – ich erinnere an Art. 13 
oder 14 des Wasserbaugesetzes – mit den Fragen, welche Kriterien berücksichtigt 
werden müssen, sollten wir nicht noch weitere Hürden einbauen. Bitte folgen Sie dem 
Antrag der Regierung. 
 
Toldo-Sevelen, Kommissionspräsident: Die vorberatende Kommission hat dem An-
trag zu Art. 16 Abs. 4 (neu) mit 8:7 Stimmen zugestimmt. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Regierung dem Antrag der vorberatenden Kom-
mission mit 72:40 Stimmen bei 1 Enthaltung vor. 
 
Art. 40 (Gemeindegewässer). Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Der Kantonsrat führt die 
Diskussion zu allen drei Absätzen von Art. 40 gesamthaft. 
 
Huber-Oberriet: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. Ich lege meine Interes-
sen offen: Ich bin Gemeindepräsident von Oberriet. 

Die meisten Gemeinden im Kanton St.Gallen können miteinander nicht vergli-
chen werden – je nach Bewohner Fläche, Gewässer, Strassenlänge usw. sind die 
Aufgaben sehr unterschiedlich. Die Naturgefahren beschränken sich bei einigen Ge-
meinden, so auch in Oberriet, nicht nur auf Hochwasserschutz, sondern auch auf 
Rutsch, Felssturz usw. Bisher kennen wir für Strassen und andere Naturgefahren die 
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entsprechenden Perimeter, die auch funktionieren. Sicherlich ist es für einige Ge-
meinden nicht immer einfach, solche Perimeter zu erlassen. Es gibt Auseinanderset-
zungen mit den Betroffenen, aber das gehört zum Job. Doch wie vorgängig erwähnt, 
sind die Voraussetzungen nicht überall gleich. So zahlen z.B. bei uns Grundeigentü-
mer im Talgebiet Beiträge an die Migration, unabhängig, ob das Grundstück an einem 
Bach liegt. Das Berggebiet ist grösstenteils eingebunden in Bachperimeter. Mit dem 
Wegfall der Perimeterpflicht bezahlen die im Berggebiet nichts mehr bzw. nur noch 
über die Steuer und das Talgebiet zahlt auch noch Migrationsbeiträge und ist somit 
benachteiligt. 

Den Einwand, dass es hinsichtlich Kann-Formulierung nicht alle Gemeinden 
gleich handhaben, kann ich nicht bestreiten. Es liegt jedoch in der Natur der Sache, 
denn auch der Steuerfuss ist nicht in allen Gemeinden gleich hoch oder tief. Es wäre 
schön, wenn der Perimeter abgeschafft wird, dass der Kantonsrat gleichzeitig den 
Steuerfuss in den Gemeinden vereinheitlichen würde. Der Kantonsrat sollte sich nicht 
in die Autonomie des Stimmvolks der Gemeinden einmischen. 

Mit der Kann-Formulierung können die Bürger an der Bürgerversammlung einen 
Perimeter beschliessen oder ablehnen. Somit kann der darüber bestimmen, der auch 
die finanziellen Folgen zu tragen hat. Für Kosten, Bau und Unterhalt der Gewässer 
wird das Volk ohne die Kann-Formulierung sicherlich mehr verlangen. Es wird teurer 
werden und wie Regierungsrat Tinner bereits gesagt hat: Die Gemeinden werden 
beim Kanton anklopfen und über den Finanzausgleich Hilfe suchen. Bleiben wir bei 
der Kann-Formulierung, lassen wir dem Volk das freie Recht. 
 
Schöbi-Altstätten (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Dem Antrag der Kommission 
ist zuzustimmen. 

Ich spreche für die CVP-EVP-Fraktion und damit wohl gegen die faktische Frak-
tion der Gemeindeväter und -mütter – diese sind hier sehr zahlreich versammelt. Ich 
nehme mir deshalb heraus, etwas länger zu sprechen. Die Kernfrage ist rein politi-
scher Natur und lautet: Ist der Hochwasserschutz eine allgemeine Aufgabe im Ge-
meindegebiet für die politischen Gemeinden, welche als Gefahrenabwehr für alle Bür-
ger ungeachtet der konkreten Wohnsituation gelten soll? Hochwasser verursacht 
Elementarschäden und mittels Polizeigüterschutz sind alle Einwohner davor zu be-
wahren. Das Anknüpfen an Grundeigentum in der heutigen Zeit ist überholt. Die Ge-
meindegewässer nehmen eine vielfache Funktion in der Raumordnung ein. Sie sind 
mehr als nur ein nettes Umgebungsgefilde. Sie nehmen für den Wasserhaushalt, die 
Fauna und die Flora sowie allgemein für die Raumgestaltung wesentliche Funktionen 
wahr. Bei einem Nutzen für alle ist auch eine Gefahr von allen zu tragen, unabhängig 
vom Zufall, wer gerade daneben wohnt, dort Grundeigentum besitzt und wer weiter 
weg zu Hause ist. Grundeigentum – wenn wir schon bei den Finanzen sind – wird 
übrigens dreimal besteuert: Beim Ertrag, beim Vermögen und schliesslich ein drittes 
Mal bei der besonderen Grundsteuer. Allfällige Vorteile von Grundeigentum, wie auch 
immer begründet, sind somit der Gemeindekasse mehr als abgegolten. 

Die bisherige Handhabung von Perimeterunternehmen bei Gemeindegewässern 
erfolgt uneinheitlich. Die unterschiedlichen Lösungen bergen das Gefühl von Unge-
rechtigkeiten. So kennen sicher alle im Saal gewisse Gemeinden, bei denen a) im 
Perimeter erhoben wird, in der anderen nicht und b) wo der Perimeter wieder abge-
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schafft oder wieder eingeführt wurde. Unterschiedliche Lösungen bei nicht unter-
schiedlich wahrgenommenen Ausgangslagen schaffen Ungerechtigkeiten. Dem hat 
der Gesetzgeber entgegenzutreten. Das Anliegen der Motion war von Anfang an 
Hochwasserschutz. Sie wurde 2014 eingereicht. In mehreren Gebieten des Kantons 
St.Gallen sind damals und seither grössere Hochwasserereignisse eingetreten. Ent-
sprechend hoch waren die Schäden und ist nach wie vor das Schadenspotenzial. 

Der Schutz vor Hochwasser ist ein Schutz vor Elementarschäden. Die öffentliche 
Hand hat eine zwingende Aufgabe zum Polizeigüterschutz. Es wurde auch schon er-
wähnt: Mensch, Tier und Sachen müssen vor diesen Gefahren bewahrt werden. Das 
ist eine öffentliche Aufgabe. Die Unwetter haben gerade in den letzten Jahren gezeigt, 
dass sie eine grössere Reichweite haben. Die Schäden, die angerichtet werden, sind 
trotz der Gefahrenkarte nicht immer abgrenzbar und eingrenzbar. Folglich ist es die 
gemeinsame Aufgabe aller, d.h. des Staates oder der Gemeinden. Eine ähnliche öf-
fentliche Aufgabe ist z.B. auch die Strassenbeleuchtung. Dient sie nur den Anstös-
sern, oder allenfalls auch Passanten? Hier werden keine Unterscheidungen gemacht. 
Oftmals wird wie schon im Vorfeld argumentiert, dass das bei Gemeindestrassen 
3. Klasse anders sei. Dabei machen aber die Perimeterjäger solcher Zwangsabgaben 
einen Denkfehler: Gemeindestrassen 3. Klasse stellen die Erschliessung eines Grund-
stücks sicher. Das sind die Voraussetzungen für die Überbaubarkeit. Bei Hochwasser 
muss geschützt werden, ob ein Grundstück bebaut ist oder nicht. Jedermann und 
jeder Eigentümer hat den gleichen Schutz verdient. 

Es ist eine antiquierte Haltung und auch eine Feststellung, dass es Sondervor-
teile gäbe. Wenn alle von Anfang an den gleichen Schutz haben, gibt es weder einen 
Sondernutzen noch irgendetwas, was wieder abgeschöpft werden muss. Denn das 
ist doch, wenn wir ehrlich sind, der Gegenstand einer Neiddebatte oder, ich wage es 
kaum zusagen, einer Neidkultur. Gibt es demnach nach der politischen Absicht einen 
Schutz, dass die Hochwassergefahr für alle Bürger und Grundeigentümer in der Ge-
meinde gleichermassen vom Gemeinwesen gebannt werden muss, gibt es auch kei-
nen Sondervorteil. Bei einem allgemein umfassenden Schutz geht eine Sondersitua-
tion in ihm auf. Ist der Hochwasserschutz nach dem Willen des Gesetzgebers eine 
allgemeine Aufgabe der politischen Gemeinden für die ganze Gemeinde und das 
ganze Baugebiet? Gibt es keine Differenzierungen und damit keine unterschiedlichen 
Werte, wie bereits vorgebracht worden sind, und dadurch keinen Mehrwert? Hier 
blenden wohl bei der Interessensabwägung das fiskalische Schielen in die Gemein-
dekasse oder aber, ich wiederhole mich, irgendeine stillschweigend latent vorhan-
dene Neidkultur. Der Wert eines Grundstücks ergibt sich aus Nutzungsmöglichkeiten. 
Die Nutzungsmöglichkeiten bestimmen sich nach der Erfüllung der öffentlichen Auf-
gaben des Gemeinwesens. Man müsste sich besser die Frage stellen, welcher Markt-
wert bestünde ohne Hochwasserschutz, welcher mit Hochwasserschutz. Doch diese 
Fragestellung ist nach der fortschrittlichen Auffassung der vorberatenden Kommis-
sion, und das ist eine politische Entscheidung und Auffassung, schon falsch, denn 
Gleiches ist nach der Massgabe seiner Gleichheit gleich und Ungleiches nach der 
Massgabe seiner Ungleichheit als ungleich zu behandeln. Hat jede Gemeinde für 
Hochwasserschutz an den Gemeindegewässern zu sorgen, bestehen auch keine Dif-
ferenzen und auch keine Notwendigkeit, nur von einzelnen einen Perimeter einzuzie-
hen. Die Annahme der Motion hat klar gezeigt, dass der Polizeigebäudeschutz vor 
Hochwasser für alle gilt. 
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Im Übrigen müssen es sich die politischen Gemeinden selbst zuschreiben, dass 
sie eine Praxis gefahren haben, die eine sehr uneinheitliche Rechtslage wiedergege-
ben hat. Während einige Gemeinden aufgrund des achtenswerten Verhältnismässig-
keitsprinzips gewisse Abgaben nicht erheben, ist anderen Gemeinden der Aufwand 
schlicht zu gross, oder aber – ich wage es kaum zu sagen – sie knicken vor unlieb-
samen Mitbürgern und Grundeigentümern ein. Es besteht hingegen einen Anspruch 
auf Gleichbehandlung über die Gemeindegrenzen hinweg, unabhängig davon, wo die 
Gewässer liegen. Wenn man dies nun, wie im Vorfeld geschehen, als Gemeindeau-
tonomie verkauft, ist das doch etwas allzu billig. 

Dass die politischen Gemeinden beim Polizeigesetzschutz Abstriche aufgrund 
finanzieller Überlegungen machen könnten, ist nicht denkbar. Eine Aufgabenteilung 
zwischen Kanton und Gemeinden mit entsprechender Mehrbelastung des Kantons 
ist wiederum wohl nur eine Folge einer rein fiskalischen Betrachtung. Ich erinnere 
daran, sämtliche Gemeinden haben in den letzten 30 Jahren ständig ihre Steuerfüsse 
senken können. Hat das der Kanton gemacht? Dass die jetzige Situation nach der 
Gesetzesänderung Probleme aufwerfen könnte, darf keine Rolle spielen. Kommt der 
kantonale Gesetzgeber zum Schluss, dass es eine politische Aufgabe der Gemein-
den ist, für den gleichmässigen Hochwasserschutz in den Gemeinden zu sorgen, ist 
dies ein sogenannter «Top-down»-Ansatz. Der Regierung gefallen solche Ansätze, 
das haben wir bei der Berufsbildung kürzlich gesehen. Es kann nicht sein, dass die 
bisher ungleiche Handhabe einer Gemeinde dem Kanton die Gesetzgebung vorgeben 
will. Allein der Kanton bestimmt das Recht. Das sind Aufgaben und Aufträge an die 
kommunalen Behörden, die zu lösen sind, dafür sind sie gewählt und auch besoldet. 

Die bisherige Handhabung durch die Gemeinden in der Realität hat zu erhebli-
chen Missstimmungen in der Bevölkerung geführt. Aufwand, allfälliger Widerstand 
und Durchsetzungslust einzelner Behörden haben eine Handhabung bestimmt. Es 
wurde aber offenbar nie untersucht – das habe ich nirgendwo gesehen –, wie viel 
Aufwand der Erlass eines Perimeters mit Beitragsverhandlungen die Gemeinde ge-
kostet hat, unter Einschluss des Beizugs externer Perimeterfachleute, den internen 
und externen tatsächlichen Kosten der Rechtsverfahren für die Gemeinwesen. Letzt-
lich ist zu fragen, wer nun vom Erstellen der Perimeterpläne einen Vorteil hat. Die 
Gemeinde unter Einschluss aller Aufwendungen, intern wie extern, Bürgergespräche, 
Rechtsverfahren? Wollen Sie wirklich die unbestimmten Rechtsbegriffe des heutigen 
Gesetzestextes in den Gemeinden in unzähligen Verfahren immer wieder neu wäl-
zen? Wir wissen, man kann über alles und jedes prozessieren. Aber ist das zum Nut-
zen des Gemeinwesens? Sicher nicht. 

Dem Bürger leuchten uneinheitliche Handhabungen nicht ein, umso mehr, als er 
sich den Naturgewalten vermehrt in stärkerem Ausmass ausgesetzt sieht und alle 
Bürger, ob sie nah oder fern von Gemeindegewässern wohnen, denselben Schutz 
durch das Gemeinwesen erwarten. Das war schliesslich auch der Beweggrund für 
die am 24. November 2014, also vor sechs Jahren, gutgeheissene Motion 42.14.15 
«Neue Wege im Hochwasserschutz». Die Motion ist übrigens entgegen dem Willen 
der Regierung überwiesen worden. Nach den verheerenden Überschwemmungen, 
u.a. im Rheintal, war aber gesetzgeberischer Handlungsbedarf angezeigt. 

In vielen Bereichen staatlichen und kommunalen Handelns ist man zur Einsicht 
gelangt, dass vieles eine Verbundaufgabe geworden ist, so die Raumplanung – aber 
ich erinnere auch an die Kultur, nicht zuletzt in der Stadt St.Gallen. Die profitiert auch 
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davon. Schützen Sie nun alle Bürger wirkungsvoll vor Hochwasser und verlassen Sie 
bitte das kleinkrämerische Abgaben- und Gebührenzocken. Der Hochwasserschutz 
ist eine primäre Staatsaufgabe zum Schutz aller. Ansonsten argumentieren und de-
battieren wir nur mit sehr kurzer Reichweite – man kann es so ausdrücken: im Kurz-
wellenbereich, irgendwo auf Abgabenstufe. Aber das Volk hat Schutz vor Hochwas-
ser verdient, wir wollen keine nassen Füsse. Schaffen wir somit bei Gemeindegewäs-
sern diese Kleinkrämerei ab. 

Ich äussere mich kurz zum vorliegenden Antrag zu Bst. b: Der Antrag ist abzu-
lehnen. Wenn ein Grundstück schon bebaut ist, ist die Baute vor Hochwasser zu 
schützen. Warum? Ich habe vorhin ausgeführt, dass es dafür den Polizeigesetzschutz 
gibt; es ist eine zwingende Aufgabe der Gemeinschaft und damit der Gemeinde. Et-
was anders ist es bei unbebauten Grundstücken. Da ist die Realisierung einer allfäl-
ligen Bebauung, soweit raumplanerisch überhaupt zulässig, noch offen und das wäre 
auch der Zeitpunkt, hierüber eine Vereinbarung abzuschliessen. 
 
Bartholet-Schwarzmann-Niederbüren (im Namen der FDP-Fraktion): Dem Antrag der 
Regierung ist zuzustimmen. 

Wir teilen die Meinung der Regierung, dass die Gemeinden im Rahmen der Ge-
meindeautonomie weiterhin individuell über die Erhebung von Perimeterbeiträgen bei 
Gemeindegewässern entscheiden sollen. Warum sollen wir ein funktionierendes Sys-
tem verändern? 

Der Handlungsbedarf bezüglich Hochwasserschutz ist in den einzelnen Gemein-
den sehr unterschiedlich. Durch die von der Regierung vorgeschlagene Kann-Formu-
lierung ist die Erhebung von Perimeterbeiträgen für die Gemeinden weiterhin unter 
Berücksichtigung der individuellen Gegebenheiten möglich. Die Gemeinden haben 
damit die Möglichkeit, Beiträge zu erheben oder sowohl beim Bau wie auch beim 
Unterhalt auf Perimeterbeiträge zu verzichten und die entsprechenden Kosten selbst 
zu übernehmen. 

Die Gemeinden sind durchaus in der Lage, mit Augenmass und unter Eigenver-
antwortung einen Perimeter einzusetzen. Als Gemeindepräsidentin kann ich Ihnen 
versichern, dass die Gemeinden keine Luxusprojekte finanzieren, sondern einen sorg-
fältigen Umgang mit Steuergeldern pflegen. 

Wir sehen mit der Abschaffung des Perimeters neben den steigenden Kosten für 
die Gemeinden auch zusätzliche Ansprüche, die geweckt werden. Die FDP-Fraktion 
unterstützt grossmehrheitlich die von der Regierung in der Vorlage vorgesehene Kann-
Formulierung. 
 
Tschirky-Gaiserwald: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. Ich lege meine In-
teressen offen: Ich bin Präsident der Vereinigung der St.Galler Gemeindepräsiden-
tinnen und Gemeindepräsidenten (VSGP). 

Es erstaunt mich schon, dass mein Kollege diese Vereinigung als Gewerkschaft 
bezeichnet – bis anhin haben wir das nicht so gesehen. Ich danke insbesondere auch 
Regierungsrat Tinner für sein flammendes Votum bezüglich Gemeindeautonomie. Es 
hätte mich gewundert, wenn er als ehemaliger Gemeindepräsident, als Vorgänger im 
Amt des VSGP, jetzt auch ehemaliger Gewerkschafter, ein anderes Votum abgege-
ben hätte. 
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Im Sinn der Subsidiarität ist es richtig und wichtig, dass jene Staatsebene jene 
Aufgaben erfüllt, die sie auf der entsprechenden Ebene am besten kann. Sprich, die 
Gemeinden sind für die Gemeindegewässer zuständig und die Gemeinden haben die 
Möglichkeit gemäss Gemeindeautonomie über die Perimeter zu befinden. Wir führen 
keine Diskussion über Kleinkrämerei. Wir führen keine Diskussion über Steuerfüsse. 
Wir führen keine Diskussion über antiquierte Haltungen. Wir führen eine Diskussion 
über Perimeter und die Gemeindeautonomie. Die Gemeinden sollen im Rahmen der 
Gemeindeautonomie und der einschlägigen Rechtsgrundsätze selbst entscheiden 
können, ob sie für ein bestimmtes Gewässer einen Perimeter bilden möchten. Dies 
ist aufgrund der unterschiedlichen Bedürfnisse in den Gemeinden, der konkreten Ge-
gebenheiten, aber auch aufgrund der unterschiedlichen Verhältnisse geboten. 

Das bestehende Wasserbaugesetz, das seit dem 1. Januar 2010 im Vollzug ist, 
hat sich grundsätzlich bewährt. Dies gilt insbesondere für die Aufteilung der finanzi-
ellen Lasten im Verhältnis Bund, Kanton, Gemeinden und Grundeigentümer. Die 
Höhe der öffentlichen Beiträge wird nach dem öffentlichen Interesse an der Ausfüh-
rung eines Projekts und dem ökologischen Wert der Massnahmen bemessen. So 
werden für Renaturierungsmassnahmen an Gemeindegewässern keine Perimeter-
beiträge erhoben. Je höher das öffentliche Interesse ist, umso höher sind die Beiträge 
von Bund, Kanton und Gemeinde. Die Beiträge sind entsprechend niedriger, soweit 
private Interesse vorliegen. Die Belastung der Grundeigentümerinnen und Grundei-
gentümer über einen Perimeter erfolgt somit nur subsidiär und aufgrund eines kon-
kreten Sondervorteils. Wie bis anhin soll es den Gemeinden selbst möglich sein, die 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer für ihre Sondervorteile beizuziehen oder 
auf eine Abgeltung zu verzichten. 
 
Mattle-Altstätten (im Namen der GLP): Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. 

Wie bereits in unserem Eintretensvotum erläutert, sehen die Grünliberalen kei-
nerlei Anlass, funktionierende Systeme ausser Kraft zu setzen und gleichzeitig die 
Gemeindeautonomie bei ihren eigenen Gewässern ohne Not zu schwächen. Die in 
Art. 40 Abs. 2 der vorberatenden Kommission beantragte Möglichkeit von Vereinba-
rungen zwischen politischen Gemeinden und Grundstückeigentümerinnen oder 
Grundstückeigentümern vermag die Abschaffung möglicher Perimeterlösungen kei-
nesfalls auszugleichen, da es sich dabei lediglich um bilaterale Einzellösungen han-
delt, die wohl, wenn überhaupt, nur äusserst selten zur Anwendung gelangen. Mit der 
von der Regierung beantragten Kann-Formulierung schaffen wir die Flexibilität, auf 
spezifische Situationen adäquat zu reagieren. 

Die Abschaffung der Perimeter bei Gemeindegewässern würde ausserdem er-
hebliche Unsicherheit schaffen. Es ist heute unklar, wie bestehende funktionierende 
Perimeterlösungen sinnvoll ins neue Recht überführt werden können. Denken wir z.B. 
nur schon an Gewässer an Land- und Gemeindegrenzen. 

Den Ausführungen von Schöbi-Altstätten kann ich weitgehend folgen, aber sie 
unterstützen deshalb eine Kann-Formulierung, weil es in verschiedenen Fällen Sinn 
macht, keinen Perimeter zu erheben, aber in anderen Fällen genau richtig ist, dass 
man auch den Nutzer oder Verursacher im Perimeter entsprechend beiziehen kann. 
Deshalb macht die Kann-Formulierung für die Grünliberalen Sinn. Wir sehen aber 
nicht wirklich einen Vorteil in der Abschaffung des Perimeters. 
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Hüppi-Gommiswald (im Namen der SP-Fraktion): Dem Antrag der Regierung ist zu-
zustimmen. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Gemeindepräsident. 

Als Gemeindepräsident am Südhang des Rickens bin ich mit besonders vielen 
Bächen auf dem Gemeindegebiet gesegnet. In einer breit angelegten Vernehmlas-
sung hat die Regierung die verschiedensten Gruppierungen und Parteien, deren Mei-
nungen und Inputs, zum Wasserbaugesetz abgeholt und zum Teil Anpassungen in 
der Vorlage vorgenommen. Selbstverständlich gibt es bei einem Wasserbauprojekt 
Direktbetroffene und somit auch Partikularinteressen und spezifische Anliegen. Ein 
Gesetz muss jedoch die grosse Mehrheit abdecken und für alle gleich sein. Im Rah-
men der vorberatenden Kommission wurde intensiv über Sinn und Zweck eines Pe-
rimeters diskutiert und letztlich auch ein Entscheid gefällt. Ich war Mitglied dieser vor-
beratenden Kommission und ich habe der Abschaffung des Perimeters ebenfalls 
zugestimmt. 

In nachträglichen Gesprächen, Diskussionen mit Betroffenen und Gemeindever-
tretern komme ich heute jedoch zu einem anderen Schluss. Es ist nicht verboten, 
gescheiter zu werden. Apropos gescheiter werden: Vor einem halben Jahr bin ich 
Mitglied dieses Rates geworden. Bei der Einführung wurde mir gesagt, dass das 
Kommissionsgeheimnis ein sehr wichtiges sei. Darum frage ich mich, warum in einem 
Brief der «Interessengruppe Haus- und Grundeigentum des Kantonsrates» das Re-
sultat dieser vorberatenden Kommission öffentlich gemacht wurde, vielleicht können 
mir Locher-St.Gallen, Dürr-Widnau und Güntzel-St.Gallen das Kommissionsgeheim-
nis nochmals erklären. 

Selbstverständlich ist es verlockend, die nötigen Gelder bei Bund, Kanton und 
den Gemeinden abzuholen und so den nötigen Hochwasserschutz zu gewährleisten. 
Doch ist das wirklich zielführend? Ist es fair, ist es richtig? Heute sind all jene Grund-
stücke perimeterpflichtig, die im Einzugsgebiet eines Gewässers liegen und somit 
auch einer potenziellen Gefährdung unterliegen. Die Höhe des Beitrags richtet sich 
nach den Interessen des Grundstücks am Schutz vor Hochwasser, am Schutz vor 
Erosion sowie nach den Nutzungsmöglichkeiten der einzelnen Parzellen. Es geht um 
den sogenannten «Sondervorteil», gemäss Rechtsprechung um einen besonderen 
Nutzen. Dieser besondere Nutzen für betroffene Grundstücke schlägt sich in der Wer-
terhaltung und langfristigen Sicherheit der Parzelle auch wirtschaftlich nieder. 

Heute wird diesem besonderen Nutzen mit Beiträgen an den Hochwasserschutz 
gemäss einem Perimeter Rechnung getragen. Diese Regelung erachte ich als richtig 
und fair. Warum soll nun auf einmal die gesamte Bevölkerung diese Sondervorteile 
von einzelnen Grundeigentümern übernehmen, von welchen nur die wahren Nutz-
niesser profitieren? Hierbei geht es nicht um ökologische Revitalisierung von Gewäs-
sern, sondern es geht um den Schutz von Grundeigentum und Sachwerten. Mit der 
Kann-Formulierung, welche die Regierung vorschlägt, wird den Gemeinden die Mög-
lichkeit gegeben, ihre eigenen Entscheidungen zu treffen, wie es auch beim Steuer-
fuss jeder Gemeinde gehandhabt wird. Je nach Situation des Gewässers und den 
nötigen Massnahmen bleibt es in der Gemeindeautonomie, selbst über die Kosten-
tragung zu entscheiden. Bereits heute übernehmen einige Gemeinden die vollen Kos-
ten und verzichten auf Perimeterbeiträge. Das ist ihr gutes Recht und so soll es auch 
in Zukunft sein. Auf der anderen Seite haben viele Gemeinden einen Perimeter erar-
beitet und diese Kostentragung funktioniert bestens, v.a. über die Gemeindegrenzen 
hinaus. Warum soll ein gut funktionierendes System durch etwas abgelöst werden, 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
2. Dezember 2020 Nr. 091 / 22 
    
    
  
 
was weder fair noch richtig ist? Zudem würden einzelne Gemeinden finanziell über-
proportional belastet und damit dringliche Wasserbauvorhaben auf die lange Bank 
geschoben werden. Die SP-Fraktion unterstützt den Antrag der Regierung, heisst die 
Kann-Vorschrift gut und lehnt eine generelle Aufhebung der Perimeterpflicht zulasten 
der Allgemeinheit und des Steuerzahlers ab. 
 
Egli-Wil (im Namen der SVP-Fraktion): Dem Antrag der vorberatenden Kommission 
ist zuzustimmen. 

Die SVP-Fraktion hält an der Perimeterabschaffung fest. Ich möchte ein paar Ge-
danken mitteilen, damit es auch den Gegnern der Perimeterabschaffung leichter fällt, 
dafür zu stimmen. Wenn ich von den Gegnern der Perimeterabschaffung höre, dass 
es nicht ein grosser Betrag sei, den die einzelnen Perimeteranstösser zu bezahlen 
hätten: Ja, wenn der Betrag nicht so gross ist, ist es doch auch für eine Gemeinde 
tragbar, diesen Betrag über die allgemeinen Aufwendungen finanzieren zu können. 

Wie Schöbi-Altstätten schon erwähnt hat, fragen wir uns auch, ob sich die Ge-
meindevertreter bewusst sind, wie viele personelle und finanzielle Ressourcen einge-
spart werden könnten, wenn die Gemeinde nicht in teilweise mühsame und langwie-
rige Verhandlungen um die Perimeterverteilung treten muss? Haben sich die Befür-
worter der Erhaltung des Perimeters dies auch überlegt? 

Wenn sich der Stimmbürger in der Abstimmung 2009 mit 84,5 Prozent Ja zum 
neuen Wasserbaugesetz ausgesprochen hat und daher deutlich Ja zu Massnahmen 
für einen modernen Wasserbau ausgesprochen hat, ist es doch nicht mehr als kor-
rekt, wenn sich die gesamte Bevölkerung an diesen Massnahmen beteiligen muss 
und nicht der Eigentümer einmal mehr mit zusätzlichen Abgaben das Bedürfnis und 
die Wünsche für die gesamte Bevölkerung mitbezahlen muss. Ich zitiere aus der Vor-
lage zur Volksabstimmung im Jahr 2009. Darin heisst es: «Das neue Gesetz veran-
kert eine neue, ökonomisch und ökologisch sinnvolle Denkhaltung. Statt Gewässer 
zu verbauen und zu korrigieren, sind Gefährdungen in erster Linie durch konsequen-
ten Unterhalt zu vermeiden. In zweiter Linie werden durch die Raumplanung notwen-
dige Überflutungsräume freigehalten. Erst in dritter Linie sind bauliche Massnahmen 
vorgesehen.» Und jetzt zum letzten Satz, der am wichtigsten ist: «Das ist zum Vorteil 
für die Natur und meist auch günstiger.» Wenn schon in der Vorlage für eine Geset-
zesabstimmung steht, dass es meist günstiger kommt und der Bürger mit Wohlwollen 
zustimmt, darf doch davon ausgegangen werden, dass es auch günstiger werden 
kann. Wenn die Gemeinden nun Angst um ihre Gemeindefinanzen haben, ist dafür 
im Wasserbaugesetz Art. 39 Abs. 3 geschaffen. Dort steht: «Für Baukosten von Re-
naturierungen, die im übergeordneten Interesse liegen, kann der Beitrag der politi-
schen Gemeinde verringert werden.» 

Es ist Tatsache und der Stimmbürger hat überdeutlich Ja gesagt, dass das neue 
Gesetz eine neue, ökonomisch und ökologisch sinnvolle Denkhaltung verankert. Das 
geht in meinen Augen unter übergeordnete Interessen. Daher ist es angebracht, wenn 
die Gemeinden den Kantonen erinnern, was in Art. 39 steht, der Beitrag der politi-
schen Gemeinden auch verringert wird, wenn er dies schon kann bzw. die Gemein-
den sollen dies einfordern. Somit können die Mindereinnahmen wegen der Perime-
terabschaffung aufgefangen werden und es ist die Chance da, dass der Wasserbau 
wirklich günstiger wird und nicht nur eine Floskel in einer Abstimmungsvorlage steht. 
Je mehr nämlich eine Seite, sei es Kanton oder Gemeinde, an Kosten zu tragen hat, 
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je grösser ist auch die Chance, dass wirklich Kosten eingespart werden. Somit halten 
wir an der Abschaffung des Perimeterpflicht bei, um die Eigentümer zu entlasten. 
 
Gemperli-Goldach (im Namen einer Minderheit der CVP-EVP-Fraktion): Dem Antrag 
der Regierung ist zuzustimmen. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Gemeinde-
präsident von Goldach. 

Mit dem kompletten Wegfall des Perimeters, wie gemäss den Beratungen der 
vorberatenden Kommission beabsichtigt, werden sich die Finanzierungsvorausset-
zungen in Zukunft massgeblich verändern. Es ist eine Umkehr vom bisherigen Sys-
tem, bei welchem Sondervorteile einer Gewässerschutzmassnahme oder einer was-
serbaulichen Massnahme den betroffenen Grundeigentümerinnen und Grundeigen-
tümer in einem gewissen Umfang verrechnet werden. Damit verbunden bleibt auch 
die Tatsache, dass die Steuerzahler künftig mehr zur Kasse gebeten werden. Das 
kann man gut oder schlecht finden. Es fragt sich aber, ob die komplette Abkehr vom 
Prinzip der Vorteilabgeltung tatsächlich richtig ist. Der Erwerb einer Liegenschaft hat 
verschiedene Konsequenzen. Altlasten, schwieriger Bauuntergrund usw. können 
Sachverhalte darstellen, die das Bauen erschweren oder verteuern. 

Das sind aber Risiken, mit denen sich ein Grundeigentümer oder eine Grundei-
gentümerin auseinandersetzen muss oder die sie bereits beim Erwerb einer Liegen-
schaft kennen und welche nicht selten bei der Festlegung des Kaufpreises auch ihre 
entsprechende Berücksichtigung finden. Das Gleiche gilt letztlich, vielleicht in einer 
anderen Ausprägung, auch im Bereich der Naturgefahren oder bei wasserbaulichen 
Massnahmen, die nach dem Willen der vorberatenden Kommission den Charakter 
einer allgemeinen Last erhalten sollen, die künftig durch die Steuern der Einwohne-
rinnen und Einwohner bezahlt oder zumindest mitfinanziert werden müssen. Steuern 
sind Abgaben, die voraussetzungslos geschuldet sind. 

Bereits bei dieser terminologischen Betrachtung zeigt sich ein stückweit auch der 
Widerspruch, der sich damit eröffnet, stehen doch wasserbaulichen Massnahmen 
Sondervorteile gegenüber, die ein Grundeigentümer oder eine Grundeigentümerin 
letztlich auch erhält, sei es, weil mit wasserbaulichen Massnahmen künftig bauliche 
Veränderungen möglich sind oder überhaupt das Bauen ermöglicht wird bei einer 
Liegenschaft. 

Und das soll ohne entsprechende Vorteilsabgeltung in Zukunft möglich bleiben. 
Ich staune doch ein wenig. Mit dem kompletten Wegfall des Perimeters werden sich 
die Finanzierungsvoraussetzungen massgeblich verändern, ich habe das eingangs 
bereits erwähnt. Wenn man das tatsächlich so möchte, müsste man sich vielleicht auf 
der anderen Seite auch überlegen, ob man nicht ein stückweit die Finanzierung über 
die Grundsteuer beiziehen möchte, weil mit der Schaffung der Möglichkeit, die Grund-
steuer für eine gewisse Zeit zu erhöhen, würde man zumindest eine gewisse Kausa-
lität in der Finanzierung belassen, indem nämlich nicht das Kriterium der Steuerpflicht 
in einer Gemeinde für die Finanzierung allein massgeblich bleibt, sondern vielmehr 
der Umstand des Eigentums einer Liegenschaft auf einem entsprechenden Gemein-
degebiet. Damit würden auch Liegenschaftseigentümerrinnen und Liegenschaftsei-
gentümer, die nicht in einer Gemeinde wohnen, aber Eigentum in einer Gemeinde 
besitzen, einen Beitrag an entsprechende Sanierungsmassnahmen leisten, denn das 
wäre vielleicht vor dem Hintergrund einer Vorteilsabgeltung, die in einem beschränk-
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ten Rahmen stattfinden würde, vielleicht zielgerichteter und gerechter, als die Erhö-
hung der Steuerlast für alle Bewohnerinnen und Bewohner mit einer entsprechenden 
Finanzierung. 

Ich habe eine grundsätzliche Frage an den Regierungsrat, weil für mir das Über-
gangsrecht nicht vollkommen klar ist. Ich denke, wenn ein rechtskräftiger Perimeter 
vorliegt, besteht für die Gemeinde immer noch die Möglichkeit, dass man die entspre-
chenden Beiträge auch einverlangen kann. Aber was passiert mit Projekten, die sich 
bereits längere Zeit in der Bearbeitungsphase befinden, bei denen die Gemeinde ei-
nen entsprechenden Kredit abgeholt hat? Ich spreche da v.a. von grösseren Projek-
ten mit entsprechenden finanziellen Lasten für das Gemeinwesen. Und wenn man 
dort einen Perimeter hat, der noch nicht rechtskräftig ist, gehe ich davon aus, dass 
nach dem Willen des Gesetzgebers diese Beiträge auch nicht einverlangt werden 
können. Das würde in der Konsequenz bedeuten, dass das Gemeinwesen oder die 
Gemeinde entsprechend wieder einen Kredit beantragen müsste, weil ursprüngliche 
Kredite nach dem Wegfall der Perimeterbeiträge nicht mehr ausreichen würden; das 
würde in der Praxis wahrscheinlich zu nicht unproblematischen Fragestellungen füh-
ren. Für mich wäre es sehr wichtig, wenn ich in dieser Frage eine Klärung erhalten 
würde, weil ich glaube, dass diese Frage wahrscheinlich nicht nur meine Gemeinde 
betrifft, sondern für alle Gemeinden von einem gewissen Interesse sein dürfte. 
 
Bühler-Bad Ragaz: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. Ich lege meine Inte-
ressen offen: Ich bin Gemeindepräsident von Bad Ragaz und Mitglied der Vereini-
gung St.Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepräsidenten (VSGP). 

Ich bitte Sie, dem Antrag der Regierung betreffend Art. 40 zu folgen und der 
Kann-Formulierung zum Gewässerperimeter zuzustimmen. Wie von der Regierung 
vorgeschlagenen, ist mit dieser Kann-Formulierung bezüglich eines Perimeters die 
Gemeinde in ihrer Gemeindeautonomie frei, einen Bau- oder Unterhaltsperimeter um-
zusetzen. So soll es sein. Der Entscheid eines Perimeters ist auf die tiefste Staats-
ebene zu delegieren. Warum soll der Gesetzgeber diese Aufgabe übernehmen? Wir 
können in den Gemeinden sehr wohl entscheiden, ob ein Bau- bzw. Unterhaltsperi-
meter sinnvoll ist oder nicht. Da benötigen wir den Kantonsrat als Gesetzgeber wirk-
lich nicht. Fakt ist, dass Grundstücke, die sich gemäss der Naturgefahrenkarte in ei-
ner gefährdeten Zone befinden, faktisch einem Bauverbot unterstellt sind. Ohne 
entsprechende Schutzmassnahmen können auf Grundstücken, die als gefährdet gel-
ten, nach der Gefahrenkarte keine baulichen Vorhaben umgesetzt werden. Dies ist 
wohl nicht im Interesse des Eigentümers. Das Grundstück ist, belegt durch eine Na-
turgefahr, faktisch nicht veräusserbar und verliert auch an Wert. 

Grundeigentümer haben also ein grosses Interesse daran, dass die Naturgefahr 
gemäss der kommunalen Gefahrenkarte beseitigt wird. Wie kann er oder sie dies 
bewerkstelligen? Entweder wird die Naturgefahr am Gewässer, an einem Gemeinde-
bach, mit einer gesamtheitlichen Sanierung beseitigt oder der Grundeigentümer muss 
einen Objektschutz bei seinem Grundstück nachweisen. Objektschutzmassnahmen 
können bzw. werden die Naturgefahren einfach auf das Nachbargrundstück verla-
gern. Der Sondervorteil, der mit einem Perimeter dem Grundeigentümer überbunden 
wird, ist in der Regel einiges günstiger und viel nachhaltiger, als der Bau von Objekt-
schutzmassnahmen auf einem einzelnen Grundstück. 
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Der Beitragsplan bzw. der Bauperimeter ist einem separaten Verfahren unter-
stellt und ist im koordinierten Verfahren mit dem Wasserbauprojekt aufzulegen. Nach 
der koordinierten Auflage sind die zwei Erlasse unterschiedlichen Rechtsverfahren 
unterstellt. 

Ist das Wasserbauprojekt gemäss Planverfahren rechtskräftig und der Beitrags-
plan noch nicht, kann mit dem Bau des Hochwasserschutzprojekts trotzdem begon-
nen werden, auch wenn noch Rechtsverfahren betreffend den Perimeter laufen. In 
diesem Fall übernimmt die Gemeinde die Vorfinanzierung des Bauprojekts. Wir ha-
ben auch in diesem Fall Klarheit. Der jeweilige Gemeinderat vor Ort kann am besten 
abschätzen, ob ein Gewässerperimeter erstellt werden soll oder nicht. Die Abschaf-
fung des Perimeters verlagert Sondervorteilsbeiträge auf den allgemeinen Haushalt, 
was nicht richtig ist. Wir in Bad Ragaz setzen bezüglich Gemeindestrassen 3. Klasse 
sehr konsequent den Strassenperimeter um. Auch machen wir bezüglich steinschlag-
gefährdeter Gebiete ebenfalls einen Perimeter, an dem die betroffenen Grundeigen-
tümer sich finanziell an den Gesamtkosten beteiligen. Ist das gerecht, beim Wasser-
bau den Perimeter abzuschaffen? Das nächste Opfer eines Abbaus von privaten 
Beiträgen und eines privaten Sondervorteils wird Art. 77 ff. des Strassengesetzes 
(sGS 732.1; StrG), betreffend Abschaffung des Konstenverlegungsverfahrens bezüg-
lich der Durchführung eines Bauperimeters bei Gemeindestrassen 3. Klasse, sein. 
Ich komme zum Fazit: Vertrauen Sie den soeben gewählten Gemeindebehörden und 
stärken Sie die Gemeindeautonomie. 
 
Freund-Eichberg: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. Ich 
lege meine Interessen offen: Ich bin Landwirt, Grundeigentümer und Perimeterpflich-
tiger. 

Ich habe auch einen Sondervorteil. Der einzige Sondervorteil, den ich habe, ist 
die Kosten zu tragen. Ich meine, die Gemeindepräsidenten klammern sich an beste-
hende Strukturen. Das verstehe ich, damit sie die Finanzierung von Gewässern und 
Hochwasserschutz sichern können. Aber eine Kann-Formulierung ist für mich ein al-
ter Perimeter, den wir nicht zu überarbeiten versuchen und darum einfach festzuhal-
ten ist. Viele Gemeinden bringen keine neuen Perimeter ein. Versuchen Sie in der 
heutigen Zeit, einen neuen Perimeter bei Gemeindegewässern aufzulegen. Sie wer-
den das nicht schaffen. D.h., sie klammern sich an bestehende Perimeter, damit sie 
die Finanzierung, ich betone, auch die Restfinanzierung, gesichert haben. Darum ist 
ein Perimeter nicht mehr zeitgemäss und die Restkosten sollen durch alle Gemein-
demitglieder finanziert werden. 

Wenn ich nur die Nachführung aller Perimeterpflichtigen anschauen würde, stelle 
ich fest – es ist sicher ein bisschen kleinlich –, dass wir Gemeinderäte von 1950 ha-
ben, denen der Perimeter erlassen wurde, weil sie im Gemeinderat gewesen sind. 
Die sind heute noch nicht perimeterpflichtig. Es gibt ungleiche Sachen in dieser Re-
gelung, die heute überarbeitet werden müsste und darum bin ich auch Schöbi-Altstät-
ten sehr dankbar, dass er sich sehr ausführlich über die Perimeterpflichtigen geäus-
sert und klargemacht hat, dass man zu diesem Zeitpunkt reif ist, diese Perimeter-
regelung abzuschaffen. Selbstverständlich weiss ich, dass die Renaturierungskosten 
nicht von den Perimetern bezahlt werden, sondern nur der Hochwasserschutz. Aber 
warum kann ich einen Hochwasserschutz nicht machen ohne Renaturierung? Oder 
eine Renaturierung nicht ohne Hochwasser? Es ist ein Allgemeingut geworden und 
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der Sondervorteil, den ich heute noch habe, ist, dass ich bezahlen muss ohne eine 
Mitbestimmung. Darum meine ich, dass es heute an der Zeit ist, die Perimeterpflich-
tigen zu entlasten und für die Allgemeinheit, die ohnehin das Mitbestimmungsrecht 
hat und die Abstimmungen beeinflussen kann, diese Perimeterpflicht abzuschaffen 
 
Sennhauser-Wil: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Es kommt selten vor, dass ich mich aufrege, aber heute Morgen ist das der Fall, 
und zwar über das Verhalten der Kommissionsmitglieder auf meiner linken Seite. 
Wenn ich die Resultate der Abstimmungen der Kommission anschaue, ist das eine 
Kehrtwende von 180 Grad. Da frage ich mich über den Nutzen einer vorberatenden 
Kommission. Das ist eine persönliche Einschätzung. Ich stelle fest, es herrscht Will-
kür im Sanktgallerland und diese können wir beseitigen, nämlich durch die überfällige 
Abschaffung dieses Perimeters. Ich zitiere einen Gemeindepräsidenten, ich habe 
letzte Woche mit ihm gesprochen. Wegen einer Offenlegung eines Bachs, die rasch 
gehen musste, verzichtete er auf den Perimeter der Anstösser. Was soll denn ein 
Bürger sagen, an einer anderen Stelle beim Dorfbach, wenn er in einem nächsten 
Projekt zur Kasse gebeten wird? Genau solche Beispiele zeigen, dass der Perimeter 
unsozial und nicht gerecht ist. 

Zum «Sondervorteil»: Ich erkläre das Wort hiermit zum Unwort des Tages. Das 
kann ich nicht mehr hören. Wo soll ein Sondervorteil sein, wenn ich an einem Bach 
ein Grundstück habe? Ich habe nur Nachteile. 
 
Looser-Nesslau: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. Ich lege meine Interes-
sen offen: Ich bin Mitglied der VSGP.  

Ich bin schon erstaunt, dass eine solche Diskussion über eine Kann-Formulie-
rung geführt wird. Die vorberatende Kommission will die Perimeter abschaffen. Ich 
wohne an einem kleinen Gewässer. Es kommt vor, dass bei stärkerem Niederschlag 
der Durchlass verstopft ist. Heute reguliert sich das alleine. Wir, die Anstösser, die 
Perimeterpflichtigen, reinigen den Durchlass. Es ist auch in unserem Sinn. Was ma-
chen Sie nun zukünftig? Sie rufen beim Kanton oder der Gemeinde an. Schliesslich 
ist dies nun in deren Zuständigkeit. Mit der heutigen Regelung wird bei uns kein Keller 
mit Wasser gefüllt. Es ist in aller Interesse, dass das Wasser abläuft. Zukünftig wird 
der Berufsstand der Juristen Freude haben. Forderungen nach unnötigem Ausbau 
oder Haftungsklagen werden nicht lange auf sich warten lassen. 

Dass die Landwirtschaft der Aufhebung der Perimeterpflicht nun zustimmt, er-
staunt mich doch. Es ist sicher nicht in ihrem Interesse, dass Gewässer durch schö-
nes Kulturland geöffnet werden. Schaffen wir nun die Perimeterpflicht ab, ist die ge-
samte Finanzierung bei der öffentlichen Hand. So sicher wie das Amen in der Kirche 
werden nicht nur die Kosten, sondern auch der Druck auf die Öffnung von Gewässern 
steigen. Die Verbände werden sicherlich Druck ausüben. Heute ist dies ausgewogen, 
da der Grundeigentümer durch den Perimeter automatisch ein Mitspracherecht hat. 

Jammern Sie anschliessend nicht, wenn Gewässer geöffnet werden müssen und 
Sie für das benötigte Land enteignet werden. Alle, die an Kantonsstrassen Land be-
sitzen, wo die Strassen saniert werden, wissen, wie sich das anfühlt. Die Kann-Re-
gelung lässt Spielraum zu, wo notwendig. Sie nimmt die Grundeigentümer nicht nur 
in die Pflicht, sondern gibt ihnen auch Rechte. Die Gemeindeautonomie und die Sub-
sidiarität, wie sie immer wieder gefordert werden, werden damit nicht infrage gestellt, 
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sondern können wahrgenommen werden. Es obliegt der Bürgerschaft und nicht den 
Präsidien jeder Gemeinde, wie sie mit dem Thema umgehen will. 

Zu Freund-Eichberg und Sennhauser-Wil: Perimeter sind Gemeinschaftswerke 
und was an vielen Orten sehr gut funktioniert, funktioniert auch bei Gewässern. Ich 
verstehe die Motivation zur Abschaffung nicht. Vielleicht ist es die Haltung, dass der 
Bürger das Wasserbaugesetz genehmigt hat und dies nun auch ausbaden bzw. fi-
nanzieren soll. Zum Schluss wünsche ich der neuen Stadträtin von Wil viel Freude in 
ihrem neuen Amt. Behalten Sie ihre Ausführungen in der Exekutive in Erinnerung. 
 
Güntzel-St.Gallen: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. Ich 
lege meine Interessen offen: Ich bin Geschäftsleitungsmitglied des kantonalen Haus-
eigentümerverbandes. 

Wunschgemäss kürze ich meine Ausführungen, zu Nutzen und Vorteil ist sehr 
viel gesagt worden. Es gibt praktisch nur Nachteile und keinen Nutzen. Das Wasser-
rad im Mittelalter war ein Nutzen und heute braucht jede Wasserentnahme eine Son-
dergenehmigung. Gerechtigkeit und Gleichbehandlung, auch da kann ich mich kurz 
fassen, aber ich erinnere daran oder halte fest: In den Gemeinden, wo der Perimeter 
noch angewendet wird, gibt es Gewässer mit Perimeter, es gibt Gewässer ohne Pe-
rimeter und es gibt verschiedene Perimeter mit verschiedenen Einzugsgebieten und 
verschiedener Verteilung. Die Willkür lässt grüssen. 

Gemeindeautonomie und Subsidiaritätsprinzip: Meine Damen und Herren Ge-
meindepräsidentinnen und Präsidenten. Ich habe mich beim PBG dafür eingesetzt. 
Ich setze mich beim Wasserbaugesetz dafür ein, dass die Gemeinden möglichst au-
tonom entscheiden können, was wie gemacht wird. Ich bedaure, dass wir beim PBG 
und jetzt auch beim Wasserbau praktisch jede zweite Bewilligung noch dem Kanton 
oder besser Sie, nicht ich, dem Kanton vorlegen müssen. Dort hätte man für die Ge-
meindeautonomie kämpfen müssen. Nicht bei dieser Frage, zur Subsidiarität – Sie 
wissen es besser als ich, ich habe es erst in der vorberatenden Kommission erfahren 
und gelernt –, die Gemeindegewässer werden nicht von der Gemeinde bezahlt. Rund 
zwei Drittel bis 70 Prozent sind Beiträge von Bund und Kantonen an die Gemeinde-
gewässer. Es ist bei den Gemeindegewässern nicht so wie bei den Kantonsgewäs-
sern, wo der Kanton bezahlt. Das muss auch gesagt sein, dass es gar nicht die Ge-
meinden sind, die den grossen Teil bezahlen, sondern Bund und der Kanton. 

Ich komme zur Frage zu den Beschlüssen der vorberatenden Kommission, auch 
zur Frage Hüppi-Gommiswald. Vorweg möchte ich Hüppi-Gommiswald danken. Er 
hat offen ausgeführt, dass er in der Kommission war und dort anders entschieden hat 
als offenbar heute. Ich respektiere jeden Wandel, über die Frage des Gescheiterwer-
dens muss nicht ich befinden, das muss jeder selbst wissen. Aber ich finde es mutig, 
dass Sie das zugeben bzw. sagen. Zu den Beschlüssen möchte ich aber Folgendes 
sagen, und das scheint mir schon wichtig, weil auch der Stadtpräsident von Altstätten 
die Frage gestreift hat in seinen Ausführungen. Manchmal schadet es nicht, wenn 
auch ein erfahrener langjähriger Kantonsrat das Geschäftsreglement wieder einmal 
zur Hand nimmt – ich verweise auf Art. 59 des Geschäftsreglementes des Kantons-
rates (sGS 131.11; abgekürzt GeschKR). Erstens, es gibt nicht ein Geheimnis, son-
dern es gibt eine Vertraulichkeit – gemäss Randtitel. 
Art. 59 Abs. 1 GeschKR: «Die Kommissionsberatungen dienen der freien Meinungs-
bildung.» 
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Art. 59 Abs. 2 GeschKR: «Nicht bekanntgegeben werden dürfen 
a) dem Amtsgeheimnis unterstehende Gegenstände der Kommissionsberatung; 
b) die Urheber einzelner Meinungsäusserungen.» 

Bei Art. 59 Abs. 2 Bst a GeschKR geht es um eine strafrechtliche Bestimmung. 
D.h., was diesem untersteht, darf auch nicht vom Kommissionspräsidenten oder ei-
nem Mitglied in der Ratsbehandlung oder der Fraktionsbehandlung gesagt werden. 
Bei Art. 59 Abs. 2 Bst. b GeschRK, geht es um die Vertraulichkeit. Ich gehe davon 
aus, meinen Damen und Herren, auch bei Hüppi-Gommiswald in der SP-Fraktion, 
wird bei der Information über ein Geschäft mitgeteilt, wie klar oder wie deutlich ein 
Antrag in der Kommission beschlossen wurde. Man muss doch mitteilen können, ob 
das 8:7, 11:2 oder 11:3 ist. Und zudem haben wir in unserem Schreiben an die Mit-
glieder der Gruppe Haus- und Grundeigentum eine Information gegeben und sie mit 
Argumenten ersucht, dem Antrag der vorberatenden Kommission zuzustimmen. 

Damit komme ich noch zum letzten Punkt, der für mich etwas befremdlich ist. Vor 
ein paar Tagen gab es in einem Kopfblatt des «St.Galler Tagblatts» ein halbseitiges 
Interview mit einem Mitarbeiter des kantonalen Baudepartementes, in dem er sich 
sehr pointiert zu diesem Artikel bzw. zu dieser Bestimmung äusserte. Ich finde es 
müssig, ich finde es mühsam und ich finde es nicht akzeptabel, dass ein Mitarbeiter, 
der an der vorberatenden Kommission teilgenommen hat, in der damals bereits die 
Frage diskutiert worden war, warum Schwester und Bruder an der Sitzung teilnehmen 
– wobei es nicht um das bekannte Märchen von Brüderlein und Schwesterlein ging. 
Wenn Raphael Hartmann diese Äusserung eine Woche vor der Session macht, hat 
er auch die Konsequenzen zu tragen, wenn es solche gibt. 
 
Locher-St.Gallen (im Namen einer Minderheit der FDP-Fraktion): Dem Antrag der 
vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin 
Präsident der Gruppe Haus und Grundeigentum und Präsident des Hauseigentümer-
verbandes Kanton St.Gallen (HEV). 

Ich bin nicht Gemeindepräsident und ich bin auch nicht Stadtpräsident. Das ist 
ein Umstand, der die heutige Debatte sehr verlängert hat. Ich bin erstaunt, dass die 
vorberatende Kommission offenbar klar die Abschaffung der Perimeterpflicht be-
schlossen hat und man das nun vehement bekämpft. Ich habe kein Verständnis dafür. 
Ich möchte auf einen Aspekt hinweisen, der vielleicht in der Debatte noch nicht klar 
herausgekommen ist: Gemäss den nicht geänderten Bestimmungen des Wasserbau-
gesetzes ist sowohl die Projektierung wie die Aufsicht über die Gemeindegewässer 
Sache der politischen Gemeinde. D.h., die Gemeinde hat es in der Hand – wenn sie 
nicht alles an den Kanton delegiert, weil das einfacher ist –, bei der Projektierung und 
beim Ausbau der Gewässer und auch beim Unterhalt dafür zu schauen, dass die 
Kosten möglichst verhältnismässig und möglichst tief sind – dass ist das, was die 
Juristen gerne unter dem Begriff oder als Vorteil der Subsidiarität hervorheben. Die 
Gemeinden haben es in der Hand, diese Kosten im Griff zu haben. 

Damit sie nicht übermässige Lasten tragen müssen, leisten bereits heute Bund 
und Kanton Beiträge an diese Kosten – nämlich dort, wo sie über die Kräfte und über 
die Aufgabenzuteilung der Gemeinden hinausgehen. Das ist insbesondere der Fall 
beim Hochwasserschutz. Es gibt aber noch andere Bestimmungen im Bundesrecht 
und im kantonalen Recht, z.B. im Waldgesetz (SR 921.0; abgekürzt WaG) und auch 
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in Teilbestimmungen des Strassengesetzes. Das vergisst man immer, rund 70 Pro-
zent von diesen Kosten, das ist gesagt worden, werden heute in der Regel schon 
durch Bund und Kanton getragen. Und die Kantone und die Gemeinden können die 
Restkosten, wenn sie das subsidiär und verhältnismässig projektieren, auch mög-
lichst tief halten. Ich finde es richtig, dass man diesen alten Zopf abschneidet und ich 
finde es auch richtig, dass die Kommission dem zugestimmt hat. Ich bitte Sie, die 
Perimeter bei den Gemeinden zu belassen und die Perimeterpflicht der einzelnen 
Grundeigentümer zu streichen. 
 
Steiner-Kaufmann-Gommiswald: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zu-
zustimmen. 

Die verschiedenen Voten der Gemeindevertreter und -vertreterin lösen bei mir 
Stirnrunzeln aus, insbesondere auch das Votum meines eigenen Gemeindevertre-
ters, Hüppi-Gommiswald. Ich schliesse mich dem Dank von Güntzel-St.Gallen an, 
insofern, als dass der Sinneswandel transparent gemacht wurde. Auch ich habe bei 
Hüppi-Gommiswald ein etwas ambivalentes Verhältnis zur Perimeterpflicht feststellen 
dürfen. Erst kürzlich, wenn ich mich recht erinnere, wurde in unserer Gemeinde die 
Perimeterpflicht für Privatstrassen abgeschafft. Insofern wundert mich diese Mei-
nungsänderung ein wenig. 

Dann möchte ich noch generell etwas sagen. Man muss nicht mit vielen Gemein-
depräsidenten bzw. Gemeindepräsidentinnen reden, um festzustellen, dass die Ein-
wohnerzahl eine sehr identifikationsstiftende Zahl für diese Branche ist. Man möchte 
das oft auch begünstigen, indem man die Steuerfüsse senkt und man freut sich dann 
auch sehr über eine rege Bautätigkeit und beäugt meist auch sehr stolz die steigen-
den Einwohnerzahlen. Ich bin der Meinung, man kann vor diesem Hintergrund nicht 
das Gefühl haben, man könne die Folgenlasten dieses Zaubers auf die einzelne An-
stösserin oder auf den einzelnen Bürger abwälzen. Die Allgemeinheit profitiert von 
einer regen Bautätigkeit, die Versiegelung führt zu Folgelasten bei den Gewässern, 
deshalb soll das auch von der Allgemeinheit übernommen werden. 

Und noch ein Wort zu Regierungsrat Tinner. Sie haben vorhin einen militärischen 
Grundsatz zitiert: «Ein Raum, ein Auftrag, ein Chef». Ich habe grundsätzlich Ver-
ständnis für diesen Grundsatz im militärischen Kontext, das kann ich gut nachvollzie-
hen. Ich glaube, dass es in Krisensituationen, in Kriegssituationen, einen autoritären 
Führungsstil braucht. Das kann ich nachvollziehen, auch wenn ich selbst nicht im 
Militär war. Doch meine ich, dass gerade auch vor dem Hintergrund, dass der oberste 
Chef des Militärs unsere sehr verehrte Verteidigungsministerin und damit eine Chefin 
ist, dass es vielleicht nicht ganz korrekt in der Ausführung ist. Im politischen Kontext 
– finde ich – ist der Chef oder die Chefin das Volk. Das Votum im politischen Kontext 
gleicht für mich daher ein bisschen dem «Shabby-Chic-Stil» – sieht noch gut aus, 
oder im Falle des Votums klingt es noch gut, wirkt aber doch etwas veraltet vor dem 
Hintergrund eines Führungsverständnisses im politischen Kontext. 
 
Raths-Rorschach: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. Ich lege meine Inte-
ressen offen: Ich bin ehemaliger Gemeindepräsident von Thal und aktueller Stadtprä-
sident von Rorschach. 
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Als ehemaliger Gemeindepräsident von Thal-Staad-Altenrhein habe ich in den 
vergangenen 15 Jahren diverse Bäche mit Perimeterpflicht saniert. Sollen diese Pe-
rimeterpflichtigen nun die Geprellten werden oder hatten sie einfach Pech? Grundei-
gentum verpflichtet auch. Praktisch alle Liegenschaften gewinnen an Wert bei einer 
Bachsanierung. Gemperle-Goldach hat es bereits gesagt: Auswärtige Grundeigentü-
mer können so auch in die Pflicht genommen werden. Der Anteil der Grundeigentü-
mer von zehn bis zwölf Prozent ist durchaus zumutbar und es hat keine Härtefälle 
gegeben. Für mich wäre die Perimeterpflicht sogar ein Muss, aber mit Kann-Formu-
lierungen kann ich leben. 
 
Gahlinger-Niederhelfenschwil: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzu-
stimmen. 

Die Perimeter-Willkür löst leider immer wieder unnötige Streitigkeiten aus. Man 
kann kaum von einer funktionierenden Sache sprechen. Unsere Fraktionssprecherin 
hat bereits darauf hingewiesen: Dass bei einer Kann-Formulierung noch weitere Dis-
kussionen entstehen werden, vorab auch innerhalb von Gemeinden, ist gewiss. 
Manchmal kommt es mir vor, als würde der Perimeter kommen und gehen mit den 
gewählten Köpfen. Um was geht es? Es geht um Gemeindegewässer und nicht um 
Privatgewässer. Allein das Wort «Gemeindegewässer» sagt eigentlich alles aus. 
Diese Gewässer fliessen durch Kantone und Bund und deswegen zahlen diese auch; 
es sind keine Privatgewässer. Ich bin überzeugt, dass die Muss-Formulierung für die 
Allgemeinheit besser ist und dadurch bedeutend weniger Unklarheiten entstehen. 
Weiter darf auch gesagt werden, dass die ganze Thematik immer komplexer wird. 
Auch aus diesem Grund ist eine Einheitlichkeit sehr wünschenswert und dringend 
nötig. Die Muss-Formulierung ist aus meiner Sicht eine Chance und deswegen zu 
begrüssen. 
 
Thoma-Andwil: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. Ich 
lege meine Interessen offen: Ich bin Gemeindepräsident und Mitglied der VSGP. 

Ich bin ebenfalls in der Branche der Gemeindepräsidenten tätig und somit auto-
matisch in der Gewerkschaft VSGP, bin aber da heute ein kleiner Abweichler. Ich 
staune über die Aussagen meiner Kollegen, indem sie die Subsidiarität usw. als 
Grund nehmen, dass man selbst entscheiden könne und ihre Bürger – nämlich die, 
welche bauen und Grundeigentum haben auf ihrem Gemeindegebiet – mehr belasten 
können, als notwendig. Worum geht es denn eigentlich? Es ist relativ einfach und ich 
werde auch nicht sehr lange reden, weil es simpel ist. Es geht darum, etwas von 
einem grossen Allgemeinnutzen zu finanzieren. Die Allgemeinheit will einen Hoch-
wasserschutz und darum geht es. Diese Wasserbauprojekte werden von Bund und 
Kantonen, wie es Güntzel-St.Gallen gesagt hat, grösstenteils finanziert mit Steuer-
geldern – und das ist der Punkt. 

In der Gemeinde möchte man die, welche sowieso schon Nachteile haben, auch 
noch zur Kasse bitten, nämlich diejenigen, die an einem Bach wohnen. Jetzt müssen 
Sie mir erzählen, wo der Vorteil ist. Ich höre immer: Diejenigen, die Vorteile haben, 
die sollen sich mehr beteiligen und haben einen Perimeter zu bezahlen, wenn sie an 
einem Bach wohnen. Wenn Sie ein Grundstück besitzen an einem Bach, haben Sie 
keine Vorteile, Sie haben nur Nachteile, indem sie Landverlust hinnehmen müssen 
usw. 
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Noch etwas Grundsätzliches, das ist mir ganz wichtig: Hochwasserschutz müs-
sen wir in den Gemeinden auch im bebauten Gebiet machen. Und dort haben wir im 
Generellen Entwässerungsplan (GEP) usw. Systeme, nämlich indem wir die Abwas-
serkanäle richtig dimensionieren. Wir bauen Strassen, versiegeln sie, das Wasser 
fliesst in das Abwasserkanalsystem. Wir bauen Rückhaltebecken und all das bauen 
wir zu Recht mit Steuergeldern. Aber dort, wo ein Bach fliesst, dort sollen es die an-
deren bezahlen. Ich möchte Ihnen wirklich beliebt machen, dass Sie die vorberatende 
Kommission unterstützen. 

Ich finde es schön, dass sich die vorberatende Kommission gut entschieden hat, 
und staune über wankelmütige Gemeindepräsidentenkollegen aus dem Linthgebiet, 
das finde ich schade. Ich hoffe, dass Hüppi-Gommiswald zur Vernunft kommt und 
richtig drückt – und das, was er am Anfang dachte als Mitglied der vorberatenden 
Kommission, und vernünftigerweise die vorberatende Kommission, wieder unter-
stützt. 

Es geht um die Finanzierung von Allgemeingut. Es geht um einen fairen Umgang 
mit denen, die an Bächen wohnen und es geht darum, dass das ein allgemeiner 
Wunsch ist, der durchaus zu Recht mit Steuergeldern finanziert werden soll und zwar 
in jeder Gemeinde. 
 
Widmer-Mosnang: Dem Antrag vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Ich spreche kurz zu drei Punkten. Erster Punkt, die Finanzen: Im Antrag der Re-
gierung wird ausgeführt, dass die Projekte, die Gewässerbauprojekte im Kanton, bei 
welchen ein Perimeter vorgesehen ist, rund 170 Mio. Franken betragen. Davon sollen 
rund 17 Mio. Franken über den Perimeter auf die Anstösser/Grundeigentümer über-
wälzt werden. Wir müssen uns bewusst sein, dass insgesamt 400 Mio. Franken im 
Moment in Gewässerprojekte investiert oder projektiert werden. Wir sehen rein dar-
aus schon, dass bei einem ganz kleinen Teil der Gewässerbauprojekte überhaupt 
noch ein Perimeter berechnet wird. Ich habe vom zuständigen Amt eine Übersicht 
bekommen, welche Gemeinden Perimeter erheben und zu meinem Erstaunen habe 
ich festgestellt, dass es v.a. Gemeinden sind, die sehr tiefe Steuerfüsse haben. Unter 
diesen Gemeinden, es sind 24, habe ich eine einzige Gemeinde gefunden, sinniger-
weise ist das die Gemeinde von Regierungsrat Tinner, die finanziell etwas Mühe hat. 
Alle andern Gemeinden sind finanzkräftig, aber sie haben Perimeter. Darum kann es 
auch nicht sein, dass Gemeinden mit tiefer Finanzkraft über den Finanzausgleich zu-
sätzlich unterhalten werden müssten. Die Gemeinden auf dem Land, die sind heute 
schon so weit. Die meisten Gemeinden übernehmen die Kosten der Gemeindege-
wässer und verzichten auf die Perimeter. 

Zweiter Punkt: Der Präsident der VSGP, Tschirky-Gaiserwald, hat richtigerweise 
gesagt, jede Staatsebene soll die Aufgabe übernehmen, die ihr am besten liegt, wo 
sie kompetent ist, wo sie auch am stärksten ist. Ich muss sagen, bei den Wasserbau-
projekten, und ich bin rund um den Kanton regelmässig mit Wasserbauprojekten be-
schäftigt, hat die Gemeinde Luft nach oben. Die Gemeinden hätten die Möglichkeit, 
genau die Mehrkosten, die ins Feld geführt werden, diese 17 Mio. Franken, die den 
Gemeinden zufallen würden, einzusparen bei einem guten Management der Projekte. 

Der dritte Punkt: Spielraum der Gemeinden – man soll diese Autonomie den Ge-
meinden zugestehen. Das eine ist die Autonomie der Gemeinden, das andere eine 
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Rechtsunsicherheit bei den Grundeigentümern. Wenn ich seit 50 Jahren eine Liegen-
schaft an einem Gewässer habe, weiss ich nicht, ob ich in zwei bis drei Jahren 30'000 
bis 40'000 Franken bereithalten muss, um meine Perimeterpflicht zu erfüllen. Es be-
steht eine dauernde Unsicherheit und ich denke da v.a. an Leute, die älter sind, die 
vielleicht für die Pensionierung vorsorgen müssen. Ebenso unsicher ist es, wenn ich 
eine Liegenschaft kaufe, die dummerweise an ein Gewässer angrenzt. Ich weiss 
nicht, ob mich das nochmals 20'000, 30'0000 oder 40'000 Franken kostet. Diese Un-
sicherheit, das kann ich nicht verstehen, dass die Gemeinden das wollen. Wir dürfen 
doch in diesem Bereich nicht ein «Jekami» haben. Das Volk goutiert so etwas nicht. 

Die vorberatende Kommission hat das sehr gut gemacht. In Art. 40 Abs. 2 des 
Nachtrags zum Wasserbaugesetz hat sie genaue Kriterien aufgeführt, wo die Ge-
meinden betroffene Anstösser, bei denen wirklich ein Sondervorteil besteht, belasten 
können. Art. 40 Abs. 2. ist genau richtig formuliert und ich möchte Sie bitten, dass 
man der vorberatenden Kommission folgt. Sie hat das gründlich diskutiert und abge-
wogen, es ist der richtige Weg. 
 
Zschokke-Rapperswil-Jona (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Dem Antrag der Re-
gierung ist zuzustimmen. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Stadträtin von Rap-
perswil-Jona. 

Es ist bereits viel gesagt worden über die Vor- und Nachteile der Perimeter und 
deren Beiträge. Vielleicht sollte das Instrument des Perimeters noch weiterentwickelt, 
verbessert und vereinheitlicht werden, damit die angesprochenen Ungerechtigkeiten 
ausgeräumt werden können. Weil aber die Gegebenheiten in den Gemeinden unter-
schiedlich sind, bedarf es auch der Möglichkeit unterschiedlicher Verfahren. Mit dem 
Antrag der Regierung sind die Gemeinden frei in der Wahl der Verfahren. 
 
Fürer-Rapperswil-Jona: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustim-
men. 

Ich möchte meine Gründe kurz darlegen, wieso ich für das Streichen des Peri-
meters bin und hoffe, dass der eine oder andere seine Meinung noch zugunsten der 
Abschaffung ändert. In den letzten 40 Jahren hat sich die Bevölkerung der Schweiz 
beträchtlich vergrössert. Viel Kulturland wurde durch Bauten, Sportplätze und Stras-
sen vernichtet und Boden versiegelt. Viel Wasser kommt wegen diesen Versiegelun-
gen in die verschiedenen Gewässer und Bäche. Es kann deshalb nicht mehr zeitge-
mäss sein, dass ein Perimeter nur von den Anstössern des betreffenden Bachs 
erhoben wird, denn schliesslich profitieren viel mehr Bürger der betreffenden Region 
davon. 

Was hat denn der Anstösser eines Bachs noch für Vorteile? Keine. Im Gegenteil, 
durch die neuen Gesetze, die Aufweitungen fordern, hat er nur Nachteile. Die Vorteile 
liegen bei der gesamten Bevölkerung. Es kann nicht mehr sein, dass der Untere das 
Wasser des Oberen abzunehmen hat, dafür sind wir zu dicht besiedelt. Ausserdem 
gibt es allem Anschein nach bereits Gemeinden, die auf diesen Perimeter verzichten. 

Zur Gleichberechtigung der St.Galler Bevölkerung haben wir jetzt die Möglichkeit, 
diese auch herzustellen. Schliesslich profitiert jeder Bürger, wenn es regnet, davon, 
dass das Wasser abgeleitet in einen See laufen kann. Deshalb bitte ich Sie, schaffen 
wir diesen Perimeter ab, teilen Sie die Meinung der vorberatenden Kommission und 
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machen Sie den Weg frei, dass alle Gemeindebewohner in gleichem Masse für die 
Pflege von Bächen zuständig sind. 
 
Schöbi-Altstätten: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Ich spreche zum zweiten Mal, ich erinnere mich an meine ersten Ausführungen, 
habe jetzt aber die zahlreichen Voten und Chöre der Fraktion der versammelten Ge-
meindepräsidenten in den Ohren. Dabei höre ich immer etwas heraus, nämlich Son-
dervorteile und damit unweigerlich verbunden die Lust – oder man kann fast sagen 
den Zwang –, diese abzuschöpfen und in klingende Münze zu verwandeln. Das 
scheint eine fixe Idee zu sein. Irgendeine Matrix, die viral geht, vielleicht wird man da 
geimpft. Wir haben gehört, seit der vorberatenden Kommission im August und den 
Beratungen jetzt haben Kommunalwahlen stattgefunden und der eine Gemeindeprä-
sident oder die andere Gemeindepräsidentin hat sich das offenbar nochmals über-
legt. 

Aber Sie unterliegen alle einem Denkfehler. Ich habe es bereits ausgeführt: Wenn 
es einen allgemeinen Schutz vor Hochwasser gibt, dann ist das eine politische Frage, 
dann gibt es auch keine besondere Situation und keinen Sondervorteil. Und ob dieser 
letztlich besteht, das legen wir im Gesetz fest und das legen wir hier fest. Es scheint 
nun aber die Meinung der Gemeindevertreter zu sein, dass sie diese Auslegung die-
ser unbestimmten Rechtsbegriffe, wie sie im Gesetz stehen, weiterhin durch alle Ver-
fahren wälzen wollen. Sie binden dabei Arbeitszeit, Sie haben Auslagen für Gutach-
ten und Rechtsschriften. Ich als Anwalt könnte sagen, das ist gut so. Ich mache zwar 
nichts im öffentlichen Baurecht, aber lassen Sie doch diese Verfahren führen. Ich als 
Bürger sage Ihnen aber, Sie gewinnen damit nichts. 

Psychologisch gibt es Streit in der Gemeinde, finanziell gewinnen Sie keinen Vor-
teil. Deshalb stimmen wir dem Antrag der vorberatenden Kommission zu. Noch ein 
Wort zum Präsidenten dieser Gemeindefraktion, Tschirky-Gaiserwald. Er hat von 
Subsidiarität und Autonomie gesprochen. Dabei wissen wir alle: Die Autonomie be-
steht nur im Rahmen der kantonalen Gesetzgebung – nämlich nur soweit, wie der 
Gesetzgeber will. Gesetze machen wir hier. Zum Trost kann ich Ihnen in meinen Aus-
führungen eine biblische Weisheit auf den Weg geben, in Anlehnung an Hiob: «Der 
Kanton hat es gegeben, der Kanton hat es genommen.» 
 
Schwager-St.Gallen legt seine Interessen als Gewerkschaftssekretär des Mieterver-
bandes Ostschweiz offen. 

Ich bin nicht Grundeigentümer, ich bin nicht Gemeindepräsident und die Chan-
cen, dass ich eines von beidem noch irgendwann werde, sind sehr klein. Was ich 
aber bin, ich bin Gewerkschaftssekretär des Mieterverbandes Ostschweiz (MV Ost-
schweiz). Seit über einer Stunde hören wir Perimeter, Perimeter streichen, Gemein-
deautonomie, Bund, Kanton, Gerechtigkeit, Gleichbehandlung, Hochwasserschutz, 
Sondervorteil und von Hiob haben wir soeben gehört, Entlastung der Grundeigentümer. 

Was ich in dieser Diskussion viel zu selten höre ist: Eigentum heisst Verantwor-
tung, Selbstverantwortung, weniger Staat. Vom Regierungsrat würde ich gerne hö-
ren, von welchen Kosten je Liegenschaft wir überhaupt reden. In welcher Grössen-
ordnung bewegt sich das? 
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Als Gewerkschaftssekretär des MV Ostschweiz würde ich gerne meinen Mitglie-
dern erklären können, worüber wir überhaupt reden. Ob sie Verständnis haben müs-
sen für diese ganze Diskussion, ob unsere Mitglieder verstehen müssen, dass wir im 
Kantonsrat seit über zwei Stunden über einen Perimeter diskutieren. Wie erkläre ich 
das meinen Mitgliedern, die jeden Monat Miete bezahlen, die seit 20 Jahre einen 
dauernd steigenden Mietzins zu bezahlen haben? In welcher Relation steht das; das 
hätte ich gerne gehört. Ich habe den Eindruck, es wird, zum Teil zumindest, auf sehr 
hohem Niveau gejammert. Gerne hätte ich gehört, wie es mit den Kosten je Liegen-
schaft aussieht. 
 
Britschgi-Diepoldsau: Dem Antrag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Ich versuche, nach so vielen Voten von Gemeindepräsidenten, selbst solchen, 
die ihre Meinung innert kurzer Zeit geändert haben, noch eine andere Optik einzu-
bringen. Der Kantonsrat hat der Motion dieses Nachtrags zum Wasserbaugesetz ein-
deutig zugestimmt. Auch hat dieser Rat einer Standesinitiative zum nationalen Ge-
wässerschutzgesetz (SR 814.20; abgekürzt GSchG) zugestimmt. Bei der Umsetzung 
des Wasserbaugesetzes spielt das Gewässerschutzgesetz eine wesentliche Rolle. 
Zusätzlich gibt es sehr viele Nutzerinteressen, die es zu berücksichtigen gilt. Ginge 
es lediglich um den Hochwasserschutz, könnte man die Perimeterpflicht noch eini-
germassen rechtfertigen. Stellen Sie sich vor, Sie besitzen im oder ausserhalb des 
Baugebiets ein Grundstück. Sie hatten das Pech, dass sich darin ein eingedoltes oder 
offenes Gewässer befindet. Aufgrund des Gewässerschutzgesetzes braucht es für 
eine Sanierung oder den Unterhalt oft zusätzliche Landfläche. Sie werden sich abge-
stützt auf das öffentliche Interesse oder die Sanierung für Ihr Eigentum wehren müs-
sen. Wahrscheinlich werden Sie das Land durch Enteignung oder durch das Mürbe-
machen verlieren. Obendrauf müssen Sie als Anstösser noch den zusätzlichen Peri-
meter des aufwendigen Unterhalts bezahlen, mindestens dann, wenn Sie den Kampf 
mit der Gemeinde oder deren Kann-Formulierung verloren haben. Es gibt sehr viele 
übergeordnete Interessen im Wasserbau, die es rechtfertigen, mindestens die Kosten 
der Allgemeinheit zu überbinden. 

Die Zeit ist reif, die leidige Perimeterpflicht aufzuheben, andernfalls dürfen Sie in 
fünf bis sieben Jahren wieder darüber diskutieren. Entscheiden Sie nicht aus Ver-
zweiflung, sondern aus Überzeugung. 
 
Widmer-Mosnang zu Schwager-St.Gallen: Sie haben ins Feld geführt, die Grundei-
gentümer und Besitzer von Liegenschaften entlang von Gewässern sollen ihre Eigen-
verantwortung wahrnehmen. Ich habe das sehr gerne gehört. Wenn Grundeigentü-
mer eine Liegenschaft besitzen, und ich gehe mal davon aus, die ist zu einem 
Verkehrswert von 800'000 Franken oder 1 Mio. Franken geschätzt, dass da einige 
100 Franken Grundsteuern je Jahr bezahlt werden. Der Besitzer wird belastet und 
muss die Liegenschaft als Vermögenssteuer besteuern mit je nachdem einigen tau-
send Franken. Zum anderen Thema, die Eigenverantwortung: Da müssen wir uns im 
Rat bewusst sein, wenn ich als Anstösser und Grundeigentümer an einem Gewässer 
dieses Gewässer auf meiner Seite verbauen und meine Pflicht wahrnehmen will, mein 
Objekt schützen muss, habe ich keine Chance. Ich werde gebüsst und im schlimms-
ten Fall eingesperrt. Solche Bauprojekte und selbst grössere Unterhaltsarbeiten sind 
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nicht zugelassen. Unser Wasserbau basiert auf dem Grundprinzip, dass man als Un-
terliegender das Wasser von oben her aufzunehmen hat, aber man darf weder Was-
ser noch Fische, Geröll oder Kies entnehmen und man darf sein Grundstück auch 
nicht verbauen. Das ist die komplexe und sehr schwierige Situation. Viele Grundei-
gentümer würden die Eigenverantwortung liebend gerne wahrnehmen, aber sie dür-
fen das nicht einmal.  
 
Regierungsrat Tinner, in Vertretung von Regierungsrätin Hartmann: Dem Antrag der 
Regierung ist zuzustimmen. 

Ich nehme gerne ein paar Aspekte Ihrer sehr wertvoll geführten Diskussion auf. 
Ich werfe einen Blick in die Geschichte: Ich war damals als junger Gemeindepräsident 
und Kantonsrat an einer Diskussion beteiligt, als es um die erste Vorlage des revi-
dierten Wasserbaugesetzes ging, irgendwo in Uznach in der Nähe des Bahnhofs. Der 
Gegenreferent war der heutige schweizerische Bauernpräsident. Damals ging es v.a. 
darum, dass man gefordert hat, eine Klassierung der Gewässer vorzunehmen. Es 
ging aber auch darum, die Kantonsbeiträge zu erhöhen. Die Perimeterpflicht wurde 
damals nicht bestritten. Der Kantonsrat hat das Wasserbaugesetz in der überarbeite-
ten Fassung im Jahr 2009 in Kraft gesetzt. Da hat man diese Unterscheidung der 
Gewässer in kantonale Gewässer, Gemeindegewässer sowie übrige Gewässer vor-
genommen. Die Gemeindegewässer müssen einen Bau aufweisen bzw. es sind nur 
jene Gemeindegewässer als solche zu klassifizieren, an denen auch Verbauungen 
stattgefunden haben. Verbauungen bedeutet, dass auch Kantons- und Bundesbei-
träge geflossen sind. 

Es wurde in der Diskussion mehrmals erwähnt, der Kantonsrat hätte diesen Auf-
trag zur Revision dieses Wasserbaugesetzes überwiesen. Ich möchte lediglich darauf 
hinweisen, Sie haben uns damals einen Auftrag erteilt und dieser lautete, den Über-
flutungsraum und Entschädigungskonsequenzen daraus zu lösen. Mehr hat damals 
dieser Kantonsrat nicht in Auftrag gegeben. Selbstverständlich, und da bin ich Demo-
krat genug, kann man im Rahmen einer Überarbeitung eines Gesetzes auch weitere 
Elemente einbringen. Es wurde auch mehrmals betont, wie der Sondervorteil abge-
golten werden soll, und ob er überhaupt abgegolten werden soll. Wenn ein Gewässer 
verbaut wird, haben Sie als Grundeigentümerin und Grundeigentümer einen direkten 
Nutzen, indem z.B. ihr Keller oder ihr Haus nicht mehr überflutet und somit vor einer 
möglichen Gefahr geschützt wird. Es ist aber auch so, dass der Gesetzgeber ganz 
bewusst in einem sehr hohen Mass Bundes- und Kantonsbeiträge einsetzt, um einer-
seits Renaturierungsmassnahmen zu finanzieren, aber andererseits auch Objekte, 
Anlagen, Mensch und Tier zu schützen. Hierfür wird ein massgebender Beitragssub-
ventionssatz eingesetzt und somit verbleiben für den Grundeigentümer Restkosten, 
falls die Gemeinde nicht noch einen kommunalen Beitrag erhöht oder, wie zum Teil 
einzelne Gemeinden, die Kosten gänzlich übernehmen. Es wurde auch erwähnt, man 
könnte die Wasserbauprojekte straffen, man könnte sie effizienter bearbeiten. Eine 
Planauflage müssen Sie so oder so erarbeiten, mit oder ohne Kostenbeteiligung der 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer. 

Bühler-Bad Ragaz hat richtigerweise darauf hingewiesen, dass es ein zweigeteil-
tes Rechtsmittelverfahren gibt. Für das Planauflageverfahren und für das Werk bzw. 
den Bau selbst gibt es ein Rechtsmittelverfahren. Das ist der Instanzenzug: Rechts-
dienst, Baudepartement, Verwaltungsgericht und danach weiter bis nach Lausanne. 
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Beim Perimeterbeitrag geht der Instanzenzug via Verwaltungsrekurskommission. Ich 
sehe in den Mitwirkungsverfahren, wie wir sie heute im Gesetz festlegen möchten, 
eine wesentliche Qualitätssteigerung, indem Betroffene mitwirken, ihre Argumente 
und Überlegungen einbringen können, bevor ein Rechtsmittelverfahren überhaupt er-
öffnet wird. Somit bin ich überzeugt, wird die Qualität der wasserbaulichen Projekte 
insgesamt auch im Kanton St.Gallen gesteigert werden. 

Zur Frage von Schwager-St.Gallen, wie viel der Perimeterbeitrag für den einzel-
nen Grundeigentümer, für einen einzelnen Liegenschaftsbesitzer kostet: Das hängt 
sehr stark vom Ausmass des Projekts ab und auch davon, welche Beiträge die Ge-
meinde noch leistet. Ich habe immer wieder in diesen Projekten festgestellt, dass die 
Kosten eines Grundstücks irgendwo zwischen 1'000 bis 20'000 Franken liegen. Bei 
20'000 Franken handelt es sich aber um mehrere Fabrikliegenschaften im Wert von 
über 20 bis 30 Mio. Franken. Hier sehen Sie das Verhältnis. Wenn man die Unter-
haltsbeiträge jedes Jahr oder alle zwei Jahre durch die Gemeinde oder das Perime-
terunternehmen einzieht und den Unterhalt auch regelmässig ausführt, sind das viel-
leicht je Grundstück zwischen 50 bis 100 Franken. Ich glaube, wenn das die einzige 
Belastung eines Grundeigentümers darstellen würde, würde ich lieber noch einen Pe-
rimeterbeitrag bezahlen bzw. die Grundsteuer der Gemeinde ist hier bedeutend höher. 

Noch zur Frage von Gemperli-Goldach: Er hat nach dem Übergangsrecht gefragt 
und was mit jenen Projekten passiert, die derzeit in Bearbeitung und allenfalls noch 
nicht abgeschlossen sind, wenn das Gesetz in Kraft treten sollte: Dann haben Sie 
Pech gehabt und müssen u.U. vielleicht bei Ihrer Bürgerschaft nochmals einen zu-
sätzlichen Kredit einholen. Die Regierung hat mit Art. 71c (neu) noch eine entspre-
chende Änderung beantragt, falls Sie der Aufhebung des Perimeters zustimmen wür-
den. Somit kann man im Umkehrschluss sagen, dann sind jene Projekte, die noch in 
Bearbeitung sind, durch die Maschen gefallen. Ich gebe zu, die Frage der Übergangs-
regelung ist vielleicht nicht immer eine Stärke des Kantons St.Gallen. Und ich gebe 
zu, beim Planungs- und Baugesetz wurde auch ein bisschen schnell gearbeitet, es 
dürfte sich um den gleichen Umstand handeln. Deshalb erkläre ich das auch zuhan-
den der Materialien, damit es klar ist, was dann passieren würde, falls der Perimeter 
abgeschafft werden sollte. Die Regierung hat auch noch in Aussicht genommen, dass 
das Gesetz über die gemeinschaftlichen Unternehmen angepasst werden müsste, 
damit nicht noch die Regierung altrechtliche Perimeterunternehmen – deren gibt es 
noch viele –, regelmässig mit einem Regierungsratsbeschluss totschlagen muss. Da 
wäre es wirklich sinnvoller, wenn wir diese Kompetenzarbeit an die Gemeinden dele-
gieren. 

Ich bitte Sie deshalb, folgen Sie dem Antrag der Regierung. Sie können Thal-
mann-Kirchberg in Art. 40 Abs. 2 zustimmen. Wir gehen davon aus, dass dieser Arti-
kel so oder so ein toter Buchstabe ist, ob sie die Grundstücke unbebaut oder bebaut 
damit meinen, spielt keine Rolle. Dieser Artikel wird kaum zur Anwendung kommen, 
denn ich bin überzeugt, was wollen Sie als Gemeinde mit einem Grundeigentümer 
verhandeln, der gar nicht will? Da können Sie ihn noch lange besuchen, um ihn davon 
zu überzeugen, er solle freiwillig einen Beitrag leisten. Ich würde es auch nicht ma-
chen, wenn der künftige Wartauer Gemeindepräsident noch einen Beitrag von mir 
möchte. Aber machen Sie, was Sie wollen, da wehre ich mich nicht gross dagegen.  
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Thoma-Andwil: Es ist mir bewusst, dass man nach dem Mitglied der Regierung nicht 
mehr spricht, aber ich muss trotzdem etwas sagen, Regierungsrat Tinner, zu Ihrer 
Antwort auf die Frage, was ein Perimeter kostet. Das hat mich etwas gestört, das 
wurde so lapidar verkleinert, bei den Millionen, die diese Liegenschaften kosten, sei 
dieser Betrag ja nicht so hoch. Diese Art und Weise akzeptiere ich nicht. Es gibt Pe-
rimeter, wie das Wort schon sagt, die werden ganz verschieden bewertet. Wie Regie-
rungsrat Tinner gesagt hat, nach Grösse des Projekts, Gemeindebeitrag usw. Aber 
es wurde suggeriert – zumindest ist es bei mir so angekommen, vielleicht war das 
nicht so gemeint –, das koste nichts, was will man denn, die hätten Vorteile usw. So 
geht das nicht, Regierungsrat Tinner, speziell als Vorsteher des Volkswirtschaftsde-
partementes, solche Aussagen zu machen, auch für Unternehmen, die davon betrof-
fen sind sowie Private. Ich persönlich habe auch schon einen Perimeter für einen 
Bach bezahlt. Das hat einiges gekostet, so lapidar war das nicht. Ich weiss, dass auch 
dort Unternehmen sowie Private einen wesentlich höheren Betrag bezahlt haben, und 
für diejenigen, die das bezahlen müssen, ist das nicht einfach so nichts. Ich verwahre 
mich gegen diese Aussage und möchte auch nicht, dass das Parlament so beeinflusst 
wird, dass der eine oder andere sagt: Ach gut, wenn das fast nichts kostet, soll man 
das bezahlen. Nein, wir haben über eine Stunde diskutiert, weil es sich um einen 
hohen Betrag handelt. 
 
Toldo-Sevelen, Kommissionspräsident: Die vorberatende Kommission hat dem An-
trag zu Art. 40 mit 13:0 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt. 
 
Der Kantonsrat zieht die Anträge der Regierung den Anträgen der vorberatenden 
Kommission mit 59:55 Stimmen vor. 
 
Thalmann-Kirchberg zieht seinen Antrag zu Art. 40 Abs. 2 Bst. b zurück. 

Mein Antrag ist somit hinfällig geworden. Er wäre als Eventualantrag gedacht 
gewesen für den Fall, dass der Kantonsrat dem Antrag der vorberatenden Kommis-
sion zugestimmt hätte. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Eventualantrag der vorberatenden Kommission zu Art. 40 
Abs. 3 Satz 1 mit 104:6 Stimmen zu. 
 
Güntzel-St.Gallen beantragt, zu Art. 40 Abs. 1 eine abschliessende Abstimmung durch-
zuführen. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Das ist zwar im Prinzip nicht Usanz, aber wir können 
das so machen, wenn das gewünscht ist. Wir haben bereits über alle drei Absätze 
miteinander abgestimmt. Wir stimmen über den Ordnungsantrag ab. 
 
Der Kantonsrat lehnt den Ordnungsantrag Güntzel mit 66:44 Stimmen bei 1 Enthal-
tung ab. 
 
Art. 42 (Beiträge Dritter) / Art. 43 (Durchführung). Schöbi-Altstätten beantragt im Na-
men von Schöbi-Altstätten und Toldo-Sevelen, im Gliederungstitel «2. Durchführung 
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des Kostenverlegungsverfahrens» sowie in Art. 42 und 43 am Entwurf der Regierung 
festzuhalten. 
 
Regierungsrat Tinner, in Vertretung von Regierungsrätin Hartmann: Dem Antrag 
Schöbi-Altstätten / Toldo-Sevelen ist zuzustimmen. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag Schöbi-Altstätten / Toldo-Sevelen dem Antrag der 
vorberatenden Kommission mit 113:0 Stimmen vor. 
 
Widmer-Mosnang: In Art. 51 geht es um einen Kernpunkt, das haben wir heute bereits 
gehört. Es geht um die Schaffung der gesetzlichen Grundlage für Rückhalteräume. 
Das war ein Anliegen der damaligen Motionäre. Die vorberatende Kommission hat 
einen Weg gefunden, wie sie das regeln möchten. Für mich, für den Rat und zuhan-
den des Protokolls möchte ich doch gerne von der Regierungsbank wissen, wie die 
Regierung mit der Frage der Grundentschädigung bei der Ausscheidung von Rück-
halteräumen umgeht. Konkret: Wir schaffen Rückhalteräume, scheiden diese plane-
risch aus, es wird im Grundbuch eingetragen und mit dieser Ausscheidung entsteht 
für das betroffene Grundstück, und das sind sehr grosse Grundstücke, ein Minder-
wert. Wie wird die Regierung mit dieser Frage umgehen? Wie wird sie diesen Min-
derwert regeln? 
 
Regierungsrat Tinner, in Vertretung von Regierungsrätin Hartmann: Ich habe in mei-
nem Eintretensvotum bzw. im Referat im Anschluss an die Eintretensdebatte darauf 
hingewiesen, dass eine Entschädigung erfolgt, wenn ein Schaden entstanden ist. 
Aber allein aufgrund des Umstands, dass ein Rückhalteraum ausgeschieden wird, 
gibt es keine Entschädigung. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Zur Diskussion stehen der Antrag der vorberatenden 
Kommission zu einem Auftrag und der Streichungsantrag der Regierung dazu. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Regierung dem Antrag der vorberatenden Kom-
mission mit 64:43 Stimmen bei 1 Enthaltung vor. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die Vorlage ist in erster Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der zweiten Lesung zurück an die vorberatende Kommission. 
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40.20.03 Elektromobilität im Kanton St.Gallen 

Unterlagen: – Bericht der Regierung vom 28. April 2020 
– Antrag aus der Mitte des Rates vom 30. November 2020 

 
 
Blumer-Gossau, Präsident der vorberatenden Kommission: beantragt im Namen der 
vorberatenden Kommission Eintreten auf die Vorlage. 

Die vorberatende Kommission hat sich am 10. August 2020 zu einer ganztägigen 
Sitzung getroffen. Es waren anwesend: 
vonseiten des zuständigen Departementes: 
– Regierungsrätin Susanne Hartmann, Vorsteherin Baudepartement; 
– Marcel John, Leiter Tiefbauamt, Baudepartement; 
– Sascha Bundi, Leiter Mobilität und Planung, Tiefbauamt, Baudepartement. 
vonseiten des Volkswirtschaftsdepartementes: 
– Regierungsrat Beat Tinner, Vorsteher; 
– Patrick Ruggli, Leiter Amt für öffentlichen Verkehr. 
weitere Teilnehmende: 
– Peter de Haan, Firma Ernst Basler Partner (EBP) Zürich. 
Geschäftsführung / Protokoll: 
– Aline Tobler, Geschäftsführerin, Parlamentsdienste; 
– Simone Durrer, Stv. Geschäftsführerin, Parlamentsdienste. 

Peter de Haan ist verantwortlicher Verfasser des vom Tiefbauamt in Auftrag ge-
gebenen Berichts «E-Mobilität im Kanton St.Gallen», der auch allen Ratsmitgliedern 
zugestellt wurde. 

Gegen meinen Willen hat die Kommission mit 8:6 Stimmen entschieden, dass 
Herr de Haan nach der Vorstellung des Berichts und der Beantwortung der Fragen 
die Sitzung verlassen musste. Der 57 Seiten starke Bericht von EBP, datiert vom 
20. Februar 2020, ist wesentlich aussagekräftiger als der 15-seitige Bericht der Re-
gierung vom 28. Februar 2020. Ich muss festhalten, dass im Bericht 40.20.03 «Elekt-
romobilität im Kanton St.Gallen», den wir jetzt beraten, im Wesentlichen ein paar 
Punkte aus dem Bericht von EBP übernommen bzw. einfach kopiert wurden. So ha-
ben wir in der vorberatenden Kommission den Bericht der Regierung und denjenigen 
von EBP teilweise bewusst parallel beraten. Festgestellt wurde in der Kommission 
auch, dass EBP vor zwei Jahren für den Kanton Thurgau einen ähnlichen Bericht 
erstellt hat. Allerdings ist der mehr als doppelt so umfangreich, über 100 Seiten, und 
hat eine stärkere Berücksichtigung der Notwendigkeit von wesentlich mehr Produk-
tion von erneuerbarem Strom, wenn die E-Mobilität tatsächlich umweltfreundlich sein 
soll. Peter de Haan meint dazu: St.Gallen habe einen eher kürzeren und daher auch 
günstigeren Bericht in Auftrag gegeben. Die Bereitstellung von genügend erneuerba-
rem Strom, die zunehmende Leistungsfähigkeit der Batterien und das Potenzial von 
Wasserstoff als Alternative zum rein elektrischen Antrieb bildeten Schwerpunkte in 
der Diskussion. Aber auch die Tatsache, dass heute ein grosser Teil der E-Fahrzeuge 
keine vollelektrischen Fahrzeuge sind, sondern sogenannte Plug-in-Hybridfahrzeuge, 
die nebst dem Elektroantrieb auch noch einen Verbrennungsmotor haben und ent-
sprechend CO2 ausstossen. Diskutiert wurde auch der Rebound-Effekt bei E-Autos. 
Erfahrungen aus Norwegen, das den Erwerb von E-Autos mit Kaufprämien förderte, 
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zeigen, dass mit E-Fahrzeugen zulasten von öV und Velonutzung mehr gefahren wird 
als mit Verbrennerautos. 

Der Bericht umfasst 16 Massnahmen zur Förderung der Elektromobilität. Im Be-
richt von EBP sind diese 16 Massnahmen im Detail auf mehr als 20 Seiten ausgeführt, 
beginnend auf S. 26, im Bericht der Regierung weit kürzer, gut drei Seiten, beginnend 
ab S. 9. Von diesen 16 Massnahmen sind drei bereits in Umsetzung. Eine davon be-
trifft die E-Bus-Strategie zur Einführung von Elektrobussen, eine die Integration von 
E-Bikes und E-Cargo-Bikes in die Veloförderung. Die anderen 14 Massnahmen be-
treffen die Elektroautos, obwohl der Elektroboom bei den E-Bikes um ein Vielfaches 
grösser ist als bei den E-Autos. V.a. aber die Ladeinfrastruktur sowohl im öffentlichen 
Raum als auch zu Hause und am Arbeitsplatz soll Schritt halten mit der steigenden 
Zahl an Elektrofahrzeugen. Dies wurde in der Kommission mehrfach festgehalten und 
dazu sind auch einige Massnahmen vorgesehen. 

Die Massnahmen richten sich mehrheitlich an die Politik und die Verwaltung. Sie 
bauen auf den bestehenden Aktivitäten des Kantons, der Gemeinden und der Ener-
gieversorger auf. Ziel ist, dass dieses Massnahmenpaket relativ rasch, nämlich bis 
ins Jahr 2025, umgesetzt wird. Der Bericht definiert Handlungsfelder in zwei Katego-
rien: Die eine trägt den Übertitel Fahrzeuge, die andere den Übertitel Energie bzw. 
Integration ins Stromsystem. Bei den Fahrzeugen werden folgende vier Handlungs-
felder unterschieden: motorisierter Individualverkehr (MIV), Geschäftsverkehr, öffent-
licher bzw. Elektrobusse-Verkehr sowie multimodaler Verkehr und Fahrräder. Bei der 
Energieversorgung werden folgende vier Handlungsfelder aufgeführt: Ladeninfra-
struktur, Stromqualität (es soll erneuerbarer Strom sein), Deckung des erhöhten 
Strombedarfs und Smart Charging. Auf Subventionen bzw. Kaufprämien für Elektro-
fahrzeuge will die Regierung wegen drohender Rebound-Effekte verzichten, was 
auch die Kommission für richtig hält. Die Kommission unterstützt die 16 Massnahmen 
der Regierung im Grundsatz und nimmt den Bericht ohne Änderungsanträge zur 
Kenntnis. Dies im Bewusstsein, dass bezüglich Finanzierung und Realisierungszeit 
der Massnahmen noch einiges offen ist. 

Im Weiteren mache ich Sie darauf aufmerksam, dass im Bericht der Regierung 
die Schlussfolgerungen fehlen – das ist nicht in Ordnung. Der Bericht braucht ein 
Fazit, um damit umgehen zu können, wie auch in der Kommission festgehalten 
wurde. Darum bitte ich Sie, die Schlussfolgerungen des Berichts von EBP auf S. 53 
bis 55 zu beachten. Ich zitiere daraus von S. 54: «Zu den folgenden kantonalen Zielen 
kann die Elektromobilität dann einen sinnvollen Beitrag leisten, wenn die vorgeschla-
genen Massnahmen umgesetzt werden. Andernfalls kann sie die Zielerreichung so-
gar erschweren. Diese Ziele sind: sparsamer Umgang mit dem Boden, Reduktion der 
Flächenbeanspruchung, Stärkung Fuss- und Veloverkehr bei Attraktivität, Priorisie-
rung und Infrastruktur, Verschiebung des Modalsplits zugunsten energieeffizienter 
Verkehrsformen, kombinierte Mobilität fördern (da geht es um die Erreichbarkeit der 
öV-Haltestellen), Park-and-Ride-Anlagen, Velo-Mitnahme in den Zügen und Berück-
sichtigung der Sicherheit und Bedürfnisse aller Verkehrsteilnehmenden. Damit die 
genannten Ziele durch die Förderung der Elektromobilität nicht behindert werden, ist 
es zentral, dass starke Schwerpunkte auf öV, Velo- und Fussverkehr gesetzt werden 
sowie auf Fahrzeuge und Anwendungen, die der kombinierten Mobilität zugute kom-
men. Eine Zunahme der Anzahl PKW je Haushalt sowie der Fahrleistung von Perso-
nenwagen soll dagegen vermieden werden. Weiter wird auf eine Verbilligung der 
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Energiekosten verzichtet. Es wird im Gegenteil vergleichsweise teurer Ökostrom pro-
pagiert.» 

Ich danke Ihnen für die Kenntnisnahme der Schlussfolgerungen auf diesem Weg, 
denn wir haben es gestern auch gehört, z.B. von Güntzel-St.Gallen, wir können einen 
Bericht nicht abändern. Diese 40er-Nummern können wir nur zur Kenntnis nehmen. 
Deshalb habe ich diesen Weg gewählt, um Ihnen diese Schlussfolgerung so noch 
mitzugeben. 

Die Kommission stimmt dem Bericht mit 10:0 Stimmen bei 5 Enthaltungen zu und 
empfiehlt dem Rat, auf den Bericht einzutreten. 
 
Schwager-St.Gallen (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Aus unserer Sicht sollte es 
weniger darum gehen, wie wir von A nach B kommen. Vielmehr sollten wir uns dar-
über unterhalten, ob wir überhaupt nach B müssen. Vor dem Hintergrund der aktuel-
len Pandemie ist das mehr als nur eine theoretische Diskussion. Das Homeoffice war 
früher für viele unvorstellbar. Seit spätestens Mitte dieses Jahres haben wir alle viel 
dazu gelernt, auch wenn etwa Güntzel-St.Gallen noch keinen Laptop besitzt. Mee-
tings, Konferenzen, Hauptversammlungen, Parteitage, jeder und jede von uns dürfte 
in den letzten sechs Monaten direkt oder indirekt gelernt haben, Menschen an ver-
schiedenen Orten zu treffen, ohne selbst die gute Stube je zu verlassen. Nach B zu 
reisen, war gar nicht mehr nötig. Diese neue Form der Elektro- bzw. digitalen Mobilität 
wird auch nach dem hoffentlich baldigen Ende der Pandemie unser Mobilitätsverhal-
ten nachhaltig verändern, und das ist gut so. Mobilität beginnt im Kopf. 

Die Elektromobilität, von der wir heute sprechen, nahm ihren Anfang in der Elekt-
rifizierung der Eisenbahn. Die letzte SBB-Dampflok wurde übrigens erst 1967 ausser 
Dienst gestellt. An den Bahnhöfen Buchs und Degersheim lassen sich diese Fossilien 
des Kohlezeitalters heute noch besichtigen. Auch die Automobilität begann unter 
Dampf. Um 1900 konkurrierten dampfbetriebene Autos, solche mit Elektromotoren 
und mit Verbrennungsmotoren. Den Durchbruch schaffte Henry Ford mit seinem Mo-
dell T. Das Auto, das es in allen Farben gab, solange es schwarz war. Im Jahr 1912 
gab es in den USA 30'000 Elektrofahrzeuge, aber schon fast 1 Mio. Ford T. Elektro-
autos wurden erst ab 1998 in Kalifornien wieder populär mit dem Elektroauto EV 1 
von General Motors. Es entstand aufgrund der strikten Lufthalteverordnungen des 
Staats Kalifornien. General Motors produzierte rund 1'000 Exemplare dieses Fahr-
zeugs. Die Autos schafften Spitzengeschwindigkeiten von 130 km/h, eine Reichweite 
von bis zu 150 Kilometern und konnten in nur 90 Minuten auf 80 Prozent der maxi-
malen Stromladung gebracht werden. Die Erdölindustrie hatte keine Freude an den 
sparsamen, nur 1'400 kg leichten Fahrzeugen. General Motors produzierte darauf 
lieber mehrere Tonnen schwere Hummer. Bald schon soll ein elektrischer Hummer 
auf den Markt kommen: 1'000 PS, fast vier Tonnen schwer. 

Unsere Fraktion teilt die Einschätzung des Berichts bezüglich der konkreten 
Chancen und Risiken der Elektromobilität für den motorisierten Individualverkehr. Die 
Abkehr von fossilen Treibstoffen und damit eine erhebliche CO2-Reduktion, gehört zu 
den grossen Vorteilen einer Elektrifizierung. Der notwendige zusätzliche Strombedarf 
läge bei zwischen 15 bis 20 Prozent des heutigen Gesamtstromverbrauchs. Eine 
Menge, die sich durch Effizienzsteigerung und den parallelen Ausbau von Fotovoltaik-
anlagen durchaus abdecken liesse. 
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Bezüglich Effizienz aber kann es kein Elektrofahrzeug mit der Bahn aufnehmen 
oder etwa mit den St.Galler Verkehrsbetrieben. Auch ein Elektromobil ist an 23 von 
24 Stunden kein Fahrzeug, sondern ein «Stehzeug». Die Elektromobilität löst darum 
viele der aktuellen Verkehrsprobleme nicht. Die individuelle Elektromobilität ist darum 
nicht der heilige Gral des Verkehrswesens. Weit bedeutsamer ist unser Umgang mit 
den knappen Ressourcen, die der Verkehr verschlingt. Eine gute Idee als Gegenmit-
tel wäre etwa das Carsharing. Wir sollten darum mehr Energie in den Ausbau sicherer 
Velowege investieren. Auch das gehört zur Förderung der Elektromobilität. Wir brau-
chen kleinere Fahrzeuge für kürzere Strecken. Ein Elektrovelo mit vielleicht 20 kg Ei-
gengewicht ist um den Faktor 80 bis 100 effizienter als selbst ein vernünftig dimensi-
oniertes E-Auto. Für die langen Strecken steht mit den Bahnen die Elektromobilität 
längst bereit. Damit wir die Kosten im Griff behalten, müssen auch Tabus fallen. Ne-
ben dem Bonus für Umsteigewillige auf Elektromobilität, braucht es auch einen Malus 
für jene Fahrzeuge, die besonders schwer oder besonders laut sind. Unser Fazit da-
rum: Ein vernünftiges Verkehrsverhalten beginnt nicht mit dem Kauf eines Elektroau-
tos, sondern mit weniger Verkehr. Um dies zu erreichen, müssen wir bei der Raum-
planung ansetzen und Arbeiten, Wohnen und Freizeit wieder näher zusammen-
bringen. Wenn Covid-19 etwas Positives hat, dann, dass die Pandemie uns gezeigt 
hat, was alles möglich ist. Darum nochmals, Mobilität beginnt im Kopf. In diesem 
Sinne nehmen wir vom Bericht Kenntnis. 
 
Lüthi-St.Gallen (im Namen der Postulanten): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Unser Postulat 43.17.05 «Elektromobilität im Kanton St.Gallen» hatten wir Ende 
2017 eingereicht. Es ist gut, dass sich die Regierung über zwei Jahre mit dem Thema 
befasst hat – aber erfasst sie die aktuelle Dynamik? Zahlen vom Jahr 2019 fehlen – 
das Strassenverkehrsamt sollte diese doch liefern können? Das «Tagblatt» schreibt 
Ende Januar 2020, dass der Verkauf von Elektroautos um 144 Prozent angestiegen 
ist. Die «Roadmap Elektromobilität 2022» vom Bund zielt auf 15 Prozent Marktanteil 
bei den Neuwagen. Die jüngste Entwicklung betrachtend, ist das realistisch. Wer im 
Bericht nur von den 0,3 Prozent Elektrofahrzeugen im Bestand liest – eine bessere 
Ist-Analyse fehlt – ist ganz klar unzureichend informiert. 

Ich erlaube mir deshalb, dies nachzuholen: Bei den im Jahr 2020 gekauften Autos 
ist jedes achte Auto ein Auto mit Steckdose (Plug-in Hybrid oder reines Elektroauto) 
und 7 Prozent sind reine Elektroautos. Die Zunahme der Elektroautos ist rasant, es 
gibt immer mehr verschiedene Modelle im Angebot, die Mehrkosten nehmen stark 
ab, teils sicher auch aufgrund kommunalen oder kantonalen Förderprogramme. 
Corona mag temporär zu einem Einbruch der Zunahmegeschwindigkeit führen, doch 
der Trend ist klar. 

Mir ist bewusst, die Erstellung eines Berichts braucht seine Zeit. Aber ich finde 
es doch sehr schade, dass bei einem Thema, bei dem es aktuell eine solch zentrale 
Veränderung gibt, im Bericht der Regierung überhaupt nicht auf die aktuellen Zahlen 
eingegangen wird. Der angehängte Fachbericht operiert mit Zahlen aus dem Jahr 
2018, welche die aktuelle Situation nicht mehr wiedergeben. 

Nicht einverstanden sind wir mit der Aussage, dass der Fachbericht das E-Bike 
und E-Carsharing beleuchtet. Der Fachbericht hält einzig fest, dass es mit Mobility, 
E-Carpooling.ch, Carvelo2go sowie einem E-Bike-Verleihsystem bereits ein Angebot 
an Elektrofahrzeug-Verleihmöglichkeiten im Kanton St.Gallen gibt. Haben Sie einmal 
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versucht, ein Elektroauto auf E-Carpooling.ch zu reservieren? Ich nehme an nicht, 
denn es ist gar nicht möglich. Dies ist nämlich eine Seite für Mitfahrgelegenheiten, 
stammend aus der Westschweiz oder Frankreich, und nicht für die Miete von Fahr-
zeugen. Unter «einen Bereich beleuchten» verstehen wir klar etwas anderes. Diesem 
Bereich hätte klar mehr Bedeutung geschenkt werden sollen, darauf komme ich spä-
ter nochmals zurück. 

Der Bericht zeigt klar auf, dass wir auf kantonaler Ebene einiges zur Förderung 
der Elektromobilität machen könnten – ja, wir sind klar der Meinung, sogar müssen. 
Es ist unsere Aufgabe, die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass sie der Zukunft 
entsprechen. Aus Sicht der Postulanten gilt es insbesondere ein Augenmerk auf die 
Ladeinfrastruktur zu werfen. Heute Parkplätze zu bauen ohne zumindest gewisse 
Vorarbeiten für eine Ladeinfrastrukur vorzunehmen macht schlicht keinen Sinn mehr. 
Die im Bericht angesprochene Anpassung im Planungs- und Baugesetz (sGS 731.1; 
abgekürzt PBG) soll möglichst bald in Angriff genommen werden. 

Im Grundsatz unterstützen wir die erarbeiteten Massnahmen und die gemachte 
Priorisierung und plädieren stark dafür, dass diese umgesetzt werden. Dass der Kan-
ton nur noch Elektrofahrzeuge beschafft, sollte eine Selbstverständlichkeit sein, 
ebenso ein langfristig gesicherter Anreiz über die Motorfahrzeugsteuer. Im Zentrum 
steht aus unserer Sicht, dass es möglichst bald ausreichend und zuverlässige Lade-
möglichkeiten gibt und dies auch für Personen in Mietobjekten, Stockwerkeigentümer 
und am Arbeitsplatz. 

Bei der Massnahme 11 «Durchsetzung einer ansteuerbaren Ladeinfrastruktur» 
möchten wir zu bedenken geben: Anstatt dass die Energieversorger starr einen Ein-/ 
Aus-Schaltbefehl bei ihren Kunden durchzusetzen versuchen, sollten zeitvariable 
Stromtarife geprüft werden. So können Verbraucher individuell ggf. über ihren Solar-
Energie-Manager programmieren, unter welcher Strompreisgrenze sie ihr Auto laden, 
und wann sie bei hoher Stromnachfrage Elektrizität abgeben. Die Lade- und die damit 
verbundene Netzinfrastruktur ist für uns eine der grössten Herausforderungen. Hier 
vermissen wir, dass der Kanton das Heft nicht mehr in die Hand nimmt und sagt, was 
wichtig ist. Diese Aufgabe könnte er auch mit den Energieversorgungsunternehmen 
(EVU) gemeinsam erfüllen oder den EVU übergeben (z.B. via Eignerstrategie SAK). 
Diesbezüglich geht unser Nachbarskanton Thurgau einen Schritt weiter: Mit der Pla-
nung der Ladeinfrastruktur (gemeinsam insbesondere mit EVU und Gemeinden), 
dem Pilotprojekt der Modellregion und der Behandlung des Themas Batteriespeicher, 
die den Netzausbaubedarf reduzieren können. Die Elektromobilität kann einen wert-
vollen Beitrag zum zeitversetzten Laden und damit zur Maximierung der Integration 
neuer erneuerbarer Energien leisten. Es gilt, gemeinsam mit den Energieversorgern 
aktiv zu sein – werfen Sie doch mal einen Blick in unseren Nachbarkanton. 

Der Bericht spricht zu Recht die etwas unübersichtliche Vielfalt bei der Abrech-
nung von E-Mobility-Ladestationen an. Wenn eine einfache Bezahlung mit Bezahl-
Apps wie TWINT das Wirrwarr verschiedener Kundenkarten lösen kann und Unkos-
ten für das «Roaming» zwischen den Anbietern oder EC-/Kredit-Karten umgangen 
werden können, sollte eine solch einfache mehrheitliche Abrechnungsart Vorausset-
zung sein, wenn Ladestationen entsprechend Massnahmen 5 und 6 gefördert werden. 

Nun zur E-Bus-Strategie: Obwohl der Bericht gemäss Zielsetzung den Zusam-
menhang zwischen Elektromobilität und den Themen Automatisierung und Digitali-
sierung beleuchten soll, scheint die E-Bus-Strategie auf grosse Elektrobusse analog 
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heutiger Dieselbusse ausgerichtet. Verkennt der Kanton die Perspektive, dass elekt-
rische Kleinbusse per App für Transporte von Tür zu Tür bestellt werden könnten, wie 
dies auch schon in anderen Städten, insbesondere europäischen, aber auch interna-
tional der Fall ist? 

Gemäss Grafik sind die Energiekosten beim Elektrobetrieb gegenüber Diesel 
rund 30 Prozent günstiger. Ich staune, nur 30 Prozent? Welcher Strompreis wurde 
angenommen? Seitens Diesel wird wohl ein steuerbefreiter bzw. subventionierter 
Preis von Fr. 1.35 je Liter verwendet – das erachte ich als fragwürdig. Solarstrom zu 
10 Rp./kWh sollte weniger als die Hälfte vom Diesel kosten. 

Die Busunternehmen müssen vor der Beschaffung von Elektrobussen zwingend 
ein Konzept ausarbeiten und mit dem Kanton abstimmen. Dies erscheint uns eine 
Hürde zum Fernziel, dass möglichst 100 Prozent Elektrobusse unterwegs sein sollen. 
Wer mit Elektrobussen vorwärts machen will, muss sich rechtfertigen – da bestellen 
wir doch lieber wieder einen Dieselbus. Selbstverständlich sind schlechte Erfahrun-
gen zu vermeiden; die Vorgabe hängt wohl damit zusammen, dass der Kanton letzt-
lich die Kosten übernehmen muss. Aber wenn es wirklich vorwärts gehen soll, muss 
man den Spiess umdrehen: Unternehmen, die E-Busse anschaffen möchten, sollten 
unterstützt werden. Möglichst bald – spätestens zum Zeitpunkt der Aufhebung der 
Rückerstattung der Mineralölsteuer – sollten E-Busse der Standard und die Beschaf-
fung anderer Busse nur noch auf Begründung möglich sein. Aus unserer Sicht sind 
gewisse Mehrkosten in einer Übergangszeit vertretbar, klar ist aber auch, dass Un-
ternehmen, deren Busse lange Distanzen oder viele Höhenmeter zurücklegen müs-
sen, nicht schon heute auf E-Busse umsteigen können. 

Obwohl der Bericht ausdrücklich auch die 2-Rad-Mobilität berücksichtigen will, 
gibt es im Bericht keine Zahlen zur stark wachsenden Anzahl an E-Bikes. Elektro-
Scooter und -Motorräder werden ebenso ignoriert. Für diese sinnvollen 2-Räder kön-
nen Batterie-Wechselstationen machbar und hilfreich sein (im Bericht steht richtig, 
dass Batterie-Wechselstationen für Elektroautos nicht ausreichend sind, aber das 
ganze E-Mobility-Spektrum wird damit nicht erfasst). Ein verstärktes 2-Rad-Aufkom-
men ist in der Verkehrsplanung zu berücksichtigen, Velofahrer ist nicht gleich Ve-
lofahrer. So gibt es jene, die mit dem Velo einen gemütlichen Ausflug unternehmen, 
andere wiederum benutzen ihr schnelles E-Bike, um täglich zur Arbeit zu pendeln. 
Dies muss zwingend bei der Infrastrukturplanung beachtet werden. Der Ausbaube-
darf besteht insbesondere bei den Veloschnellstrassen für Pendler. Bei der Veloför-
derung erwarten wir vom Kanton St.Gallen bzw. vom für die Agglomerationspro-
gramme zuständigen Tiefbauamt eine klare Priorisierung der voranzutreibenden 
Agglomerationsprogrammprojekte. Es gilt, den Velofahrern ein besseres Wegnetz zur 
Verfügung zu stellen und die vom Bund in Aussicht gestellten Gelder müssen abge-
holt werden. 

Was uns klar fehlt im Bereich des multimodalen Verkehrs ist eine Massnahme 
zur Förderung von E-Car-Sharing. Aus unserer Sicht besteht definitiv Handlungsbe-
darf. Wir müssen unsere Mobilität neu denken, ein reiner Ersatz der Benzin-/Diesel-
autos durch Elektroautos wird unsere zentralen Probleme nicht lösen. 

Kaum Eingang in die Handlungsempfehlungen hat die Prognose gefunden, dass 
für die Elektromobilität im Kanton St.Gallen bis 2025 über 50 Mio. kWh neue erneu-
erbare Elektrizität erforderlich wird (das spart immerhin 20 Mio. Liter Erdöl je Jahr – 
täglich mehr als zwei Tanklastwagen alleine für den Kanton St.Gallen). Mittelfristig 
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beansprucht die Elektromobilität unter 2 Prozent unseres aktuellen Stromverbrauchs, 
aber immerhin 25 MW Windkraft oder 60 MW Fotovoltaik sollten dazu in den nächsten 
fünf Jahren zugebaut werden. Im Vergleich: Auf unseren kantonalen Hochbauten 
werden in den nächsten Jahren auf 17 Hochbauten 2 MW Fotovoltaikanlagen zuge-
baut. 
 
Müller-St.Gallen (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Sehr viele Aussagen sind plausibel und die angedachten Massnahmen nachvoll-
ziehbar. Leider wurden die Schattenseiten dieser Technologie generell sehr stiefmüt-
terlich abgehandelt. Im Bericht fehlen weitgehend quantitative Aussagen zur Ökobi-
lanz und den Kosten der E-Mobilität. Elektroautos sind entgegen der weit verbreiteten 
Meinung nicht klimaneutral. Sie schneiden unter der Berücksichtigung des heutigen 
und mittelfristig verfügbaren Stroms auf unserem Kontinent kaum oder nur ein biss-
chen besser ab als moderne Benzin- und Dieselautos, ausser sie werden zu 100 Pro-
zent von Naturstrom betrieben. Ebenfalls darf der Fokus nicht nur auf die CO2-Prob-
lematik gesetzt werden. Auch andere Umweltbelastungen, die v.a. bei der Herstellung 
und Entsorgung anfallen, müssen im Auge behalten werden. 

Erzeugung, Verbraucher und Zwischenspeicherung in Einklang zu bringen, ist 
eine grosse Herausforderung. Wenn das notwendige Energieangebot und die Spei-
cherkapazität vorhanden sind, müssen intelligente Netze eine Hilfe sein, das Ganze 
zu managen. Wenn ein Auto herumsteht, also ein «Stehzeug» ist, wie es Schwager-
St.Gallen nennt, kann und muss es in Zukunft helfen, das Stromnetz zu stabilisieren. 

Fazit: Elektromobilität bedeutet aber immer auch eine erhebliche Belastung für 
die Umwelt und darf nicht dazu verleiten, nicht sparsam damit umzugehen. Die Be-
reitstellung von genügend sauberer Elektroenergie muss vor der flächendeckenden 
Einführung der Elektromobilität Priorität haben und muss dringend in Angriff genom-
men werden. Weniger Gewicht, weniger weit, weniger schnell transportieren: Viel 
wichtiger als die Antriebsart sind das Gewicht, die Beschleunigung, die Geschwindig-
keit und die zurückgelegten Distanzen. Ebenfalls ist es angebracht, Vorkehrungen 
gegen Verkehrsverlagerung von öV und Langsamverkehr auf E-PKW zu treffen. Das 
Elektroauto soll nicht als Zweit- oder Drittauto beschafft werden. 
 
Schorer-St.Gallen (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Der Bericht ist gut gegliedert und soweit nachvollziehbar bearbeitet. Der Bericht 
zeigt 13 Massnahmen. Diese werden anhand von Kriterien bewertet, wobei die Krite-
rien leider schwammig und wenig fassbar sind. 

Die Massnahmen lassen sich grundsätzlich in zwei Kategorien einteilen: Mass-
nahmen, um die Vorbildfunktion des Kantons zu stärken, und Massnahmen zur An-
passung der Infrastruktur. Beide Massnahmenfelder lösen jedoch unbekannte Kosten 
aus und führen zu einer weiteren Verlagerung der marktwirtschaftlichen Kräfte hin zu 
staatlicher Bevormundung. Aus unserer Sicht werden verschiedene Aspekte in die-
sem komplexen Thema zwar erläutert, aber insbesondere die Marktsicht wurde aus-
geblendet. Damit fehlt ein wichtiger Bestandteil in der Betrachtung der E-Mobilität und 
deren Zukunft. Warum sind wir dieser Meinung? Die Wirksamkeit der Massnahmen 
wird grösstenteils ausgeblendet. Es wird zwar erläutert, welche Massnahmen wel-
chen Einfluss auf die Umwelt haben, aber es wird der Einfluss auf die Vorkette der 
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Produktion und deren Einfluss auf die Umwelt ausgeblendet. Ebenfalls wird ausge-
blendet, was der Grenznutzen von zusätzlichen Massnahmen ist, z.B. ist der Umwelt-
nutzen vom öV bereits heute aufgrund des hohen Elektroanteils sehr gross. Ob dann 
die weitere Elektrifizierung der Busse aufgrund des bedeutenden Anteils an erneuer-
baren Energien immer noch sinnvoll ist, muss mit dem Blick auf die Kosten-Nutzen-
Frage kritisch beurteilt werden. 

Die Wirtschaftlichkeit und die Kundenbedürfnisse bzw. die Kundenhürden, die 
entstehen, werden nicht hinterfragt. D.h., die Wirtschaft wird nicht betrachtet. Es wird 
zwar davon gesprochen, dass die Massnahmen jeweils akzeptiert sind mit dem Kri-
terium der Akzeptanz. Aber wer war die Grundgesamtheit dahinter? Wurde die Wirt-
schaft ebenfalls befragt? Wurde überhaupt jemand befragt? Dann sind da noch die 
Kosten. Die Kosten wurden nur aus Sicht des Kantons betrachtet. Aber was ist mit 
den Kosten für die Wirtschaft, für den Endnutzer oder für den Hauseigentümer? Diese 
werden ausgeblendet. Auch Einnahmeausfälle für den Kanton werden ausgeblendet. 

Die technologische Entwicklung, die per se passiert, wird ebenfalls nicht in die 
Überlegungen miteinbezogen. Wir sprechen von einem Zeithorizont von zehn bis 
zwanzig Jahren und die Technologie entwickelt sich rasant. Wir befinden uns in einer 
Transmissionsphase, und wie wir alle wissen, entwickeln sich Technologien dyna-
misch. Warum also in den Markt eingreifen, wenn er sich sowieso der technologi-
schen Entwicklung anpassen wird? Es ist ähnlich wie bei der Technologie für die 
Speicherung von Daten. Stellen wir uns vor, wir hätten als Kanton eingegriffen, als die 
Disketten die Trendentwicklung waren, und heute nutzen alle Clouds und der Markt 
sowie das Angebot haben sich angepasst, ganz ohne Einschreiten des Kantons. 

Warum kann uns der Bericht nicht vollumfänglich überzeugen? Die Marktentwick-
lungen in unterschiedlichen Branchen werden ausser Acht gelassen. Viele Märkte, 
die einen Einfluss auf die Entwicklung hin zu einem umweltbewussteren Umgang ha-
ben, sind in einem strukturellen Wandel und werden sich aufgrund der Nachfrage 
anpassen, sei dies in der Automobilbranche, im Immobilienbereich oder im Infrastruk-
turangebot der Stromversorger – wir glauben an die Marktkräfte. Aus unserer Sicht ist 
es richtig, über Anreize und Pilotprojekte die Innovationskraft und die Entwicklungen 
zu unterstützen, aber nicht weitere Vorschriften und Eingrenzungen zu machen, die 
auf aktuellen Technologien basieren, die wohl in kürzester Zeit überholt oder veraltet 
sind. Wir glauben, dass ein marktgetriebener Blick darauf auch den Verbraucher zah-
len lässt und nicht die Allgemeinheit. Die Fokussierung auf die Entwicklung der Tech-
nologie ist wichtiger als im Bericht antizipiert und führt zu tragbaren Lösungen. Wir 
als FDP-Fraktion sind überzeugt, dass die Elektromobilität Einzug halten wird oder 
eine ähnliche Technologie, die weniger umweltbelastend ist. Wir begrüssen diese 
Entwicklung, jedoch glauben wir kaum, dass alle vorgeschlagenen Massnahmen 
sinnvoll sind, sondern glauben daran, dass in den meisten Fällen marktorientierte 
Lösungen zu nachhaltigeren und weniger bevormundenden Lösungen führen. 
 
Monstein-St.Gallen (im Namen der GLP): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Im St.Galler Energiekonzept wird festgehalten, das haben wir gestern gehört, 
dass im Bereich Verkehr der CO2-Ausstoss weiter ansteigt, der Verkehr wesentlich 
zur gesamten CO2-Belastung beiträgt und eine Trendwende trotzdem nicht erkennbar 
ist. Vor diesem Hintergrund muss ein schneller Umstieg auf die Elektromobilität in 
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verschiedenen Bereichen äusserst dringend und nötig gewichtet angegangen wer-
den. Nein, Schwager-St.Gallen, die Elektromobilität ist nicht der heilige Gral, da stim-
men wir selbstverständlich mit Ihnen überein, Lüthi-St.Gallen hat das ebenfalls be-
reits ausgeführt. Aber wir sind uns doch einig, dass auch im Bereich Verkehr der CO2-
Ausstoss dringend sinken muss und die Elektromobilität kann und wird dazu beitragen. 

Zu Müller-St.Gallen: Ihre Aussage betreffend der Ökobilanz von Elektrofahrzeu-
gen ist leider nicht korrekt. Entscheidend sind für die Öko- aber auch die CO2-Bilanz 
zwei Faktoren: Erstens der Strom, mit dem man diese Fahrzeuge betreibt – aber be-
reits mit dem durchschnittlichen Schweizer Strommix, der bekanntlich zu rund 60 Pro-
zent aus Wasserkraft stammt, sind wir hier wesentlich besser dran als mit herkömm-
lichen Verbrennungsmotoren. Der zweite entscheidende Faktor wäre im Übrigen die 
Dauer der Benutzung dieses Fahrzeugs, bzw. je länger Sie ein Elektrofahrzeug fah-
ren, desto besser auch seine Ökobilanz. 

Die Entwicklung des Trends bei den Neuzulassungen geht in die richtige Rich-
tung. Die Zahlen des Berichts für den Kanton St.Gallen sind leider nicht aktuell, das 
wurde bereits von Lüthi-St.Gallen ausgeführt. Schweizweit wird der relative Anteil von 
Elektrofahrzeugen auf rund 7 Prozent für die Neuzulassungen im Jahr 2020 zu liegen 
kommen. Damit liegt die Schweiz aber noch weit hinter anderen europäischen Län-
dern zurück. Schweden, Island, aber v.a. auch Norwegen machen uns bereits seit 
Jahren vor, dass ein Umstieg auf die Elektromobilität auch mit grösseren Fahrzeug-
flotten problemlos möglich wäre. Rebound-Effekte sind und können selbstverständ-
lich verhindert und vermieden werden. 

Im Bericht der Regierung finden sich nach unserer Meinung aber durchaus auch 
positive Ansätze, das möchte ich an dieser Stelle ebenfalls betont wissen. Insbeson-
dere die Massnahmen zur technologieneutralen Ökologisierung der Motorfahrzeug-
steuer und die Massnahmen zur Förderung der Ladeinfrastruktur erachten wir als 
vielversprechend. Ob damit jedoch die nötige Wirkung erzielt werden kann, hängt 
schliesslich von deren finalen Ausgestaltung und Umsetzung ab. 

Zur Massnahme M1 – da sprechen wir von dieser technologieneutralen Ökologi-
sierung der Motorfahrzeugsteuer – möchten wir betonen, dass sie das zu bevorzu-
gende Instrument bei der Implementierung von lenkungswirkenden Ansätzen dar-
stellt. Es gilt bei der Umsetzung dieser Massnahme ein starkes Bonus-Malus-System 
zu implementieren, dass die verursachten externen Kosten stärker internalisiert und 
so dem Verursacherprinzip gerecht wird. Dies ist bekanntlich der bevorzugte Weg in 
die Zukunft für uns Grünliberale. Wir werden daher die weitere Entwicklung dieser 
Massnahmen genau mitverfolgen. 

Zu den Massnahmen M4a bis M6: Da sind wir äusserst erfreut darüber, dass die 
Bedeutung der Ladeinfrastruktur als zentrale Voraussetzung für die Marktdurchdrin-
gung der Elektromobilität erkannt wurde. Aber analog zum vorherigen Punkt hängt 
auch hier der Erfolg bzw. die schnelle Bereitstellung dieser Ladeinfrastruktur von der 
konkreten Massnahmenumsetzung ab. Auch hier gilt es, die Weiterentwicklung ge-
nau zu beobachten. Den Verbesserungsantrag der CVP-EVP-Fraktion lehnen wir da-
her auch entschieden ab. 

Überdies möchten wir klar betonen, dass wir die Chancen der Elektromobilität für 
den Kanton St.Gallen weitaus stärker gewichten als die ebenfalls im Bericht aufge-
führten Risiken. Unsere konkreten Fragen werden wir in der anschliessenden Spezi-
aldiskussion stellen.  



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
2. Dezember 2020 Nr. 092 / 10 
    
    
  
 
Rossi-Sevelen (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist nicht einzutreten. 

Ich stelle gerade fest, dass ich der erste Vertreter von einer ländlichen Region 
bin, der hie und da einmal das Auto benötigt. Die Botschaft der Regierung ist kurz 
und knapp auf 15 Seiten, verschiedenste Massnahmen und Förderungen werden prä-
sentiert. Grundsätzlich sehr begrüssenswert, nur, in der Politik ist es so: Die grund-
sätzliche Zustimmung könnte man auch als die höflichste Form der Ablehnung beti-
teln. Blickt man zurück, hat der Kanton schon den Verzicht auf die Erhebung der 
Strassenverkehrssteuer damit begründet, den Anteil alternativ betriebener Autos er-
höhen zu wollen. Nimmt man dazu den EBP-Bericht auf S. 19 zur Hand, sieht man, 
dass dies im Jahr 2018 gerade einmal 1,4 Prozent der Fahrzeuge mit St.Galler Num-
mernschild betrifft. Wir sind überzeugt, die heutigen Zahlen werden etwas höher sein, 
da im Jahr 2019 die Firma Tesla mit dem Modell 3 ein Auto für fast jede Person auf 
den Markt brachte. Die im Bericht erwartete Zunahme in den nächsten zehn bis zwan-
zig Jahren um 65 Prozent kann man vielleicht als mutig oder gar als übermütig beti-
teln. Was dann eintreffen wird, wird uns die Geschichte zeigen. 

Wie Schorer-St.Gallen bereits angetönt hat, wird sehr auf die E-Mobilität kon-
zentriert. Aber was wissen wir, was in zehn bis zwanzig Jahre für Antriebssysteme 
aktuell sein werden? Zurzeit besitzt die Kapo St.Gallen ein Wasserstoffauto und man 
kann sich die Frage stellen: Ist das die Zukunft der Antriebstechnologien? Oder, wie 
es in der Historie auch schon war, müssen wir wieder wechseln, da man schliesslich 
vor 20 Jahren das Benzinauto kaufen musste, weil es umweltfreundlicher war. Dann 
war das Diesel-Auto wieder aktuell. Dann kam die Diesel-Partikelfilter-Diskussion, 
man sollte wieder Benziner kaufen. Danach kam Bioethanol auf den Markt, man sollte 
Bioethanolfahrzeuge kaufen oder zumindest solche Motoren, die das verwerten kön-
nen. Dann wurde Erdgas betitelt und man sollte Erdgasautos kaufen. Sie sehen, die 
Technologie ist im Wandel, und ob Elektrofahrzeuge wirklich der Technologie der Zu-
kunft entsprechen, das wissen wird heute nicht. Fakt ist: Die Politik ist mit ihren Mas-
snahmen stets am Nachhinken. 

Ein weiterer Handlungspunkt der Regierung ist die Erstellung von Lademöglich-
keiten am Arbeitsplatz oder zu Hause. Diese Ausführungen erstaunen uns, da die 
Regierung oder mindestens zum Teil das Parlament davon ausgeht, dass man nicht 
den motorisierten Individualverkehr fördern soll, sondern den öffentlichen Verkehr. 
Mit der Erstellung von Lademöglichkeiten für E-Fahrzeuge am Arbeitsplatz wird man 
genau das Gegenteil erreichen. Bei der Erstellung von Lademöglichkeiten zu Hause 
sehen wir von einer zwingenden Vorschrift bei Neubauten oder Renovationen ab. 
Vielmehr sollen die einzelnen Interessengruppen wie Kanton, Gemeinde, Arbeitgeber 
oder auch Vermieter und Grundeigentümer selbst entscheiden können, wie sie in die-
ser Sache vorgehen wollen. 

Wie schon gestern Güntzel-St.Gallen im Energiekonzept anmerkte, fehlt auch in 
diesem Geschäft der Hinweis, womit denn die 0,6 bis 1,2 Petajoule oder besser ge-
sagt rund 350'000 MWh zusätzlicher Strom dem Kanton St.Gallen auch noch zur Ver-
fügung gestellt werden sollen. Wir haben es gehört, am liebsten sollte er auch noch 
aus Sonne und Wind sein. Das Stichwort «Dunkelflaute» dürfte man auch einmal in 
den Raum stellen. Für uns ist klar, die von der Regierung präsentierten Massnahmen 
können nur umgesetzt werden, wenn das Eigentumsrecht der Haus- und Immobilien-
eigentümer weiter eingeschränkt wird, wenn noch mehr in die Freiheit der St.Galler 
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Unternehmer eingegriffen wird und den St.Galler Gemeinden quasi von oben herab 
diktiert wird, wie sie was durchzuführen oder zu beschaffen haben. 

Abschliessend und zusammenfassend gehen die im Bericht aufgezeigten Mass-
nahmen und Handlungsfelder für die SVP-Fraktion über das hinaus, was eigentlich 
der Grund und Auftrag des Postulates war. 
 
Locher-St.Gallen: Ich spreche zu Ihnen als jemand, der Elektromobilität tagtäglich in 
der Praxis betreibt und nicht nur darüber spricht. Ich möchte Ihnen im Rahmen meiner 
Interessenbindung einige Gedanken zur Anreicherung dieses Berichts mitgeben. Ich 
war selbst nicht Mitglied der vorberatenden Kommission. Ich bin seit 17 Jahren Ver-
waltungsratspräsident der DGS Druckgusssysteme AG in Winkeln. Die DGS hat mo-
mentan insgesamt weltweit rund 1'300 Mitarbeiter – wir sind im Ausbau –, davon 400 
am Standort St.Gallen. Wir sind heute ein führendes Unternehmen im Druckgussbe-
reich und damit im Automobilbereich und somit in der Reduktion des Fahrzeugge-
wichts. Das Fahrzeuggewicht ist bei der CO2-Reduktion ein entscheidender Faktor. 
Wir haben vor drei, vier Jahren mit Audi eine Legierung entwickelt, die mittlerweile in 
allen Fahrzeugen vorhanden ist. Diese hat dazu geführt, dass ein Audi heute insge-
samt 10 Prozent leichter ist. Was das in Bezug auf den Energieverbrauch, und ich 
spreche von den herkömmlichen Antriebsarten, bedeutet, ist einiges an Kraftstoffver-
brauch, der weniger verbraucht wird. Wir produzieren in St.Gallen-Winkeln auch Kom-
ponenten für die E-Mobilität, u.a. sämtliche Komponenten für die neuen E-Modelle 
von BMW (Batteriegehäuse usw.). Das sind komplexe Teile, weil die ganz andere 
Anforderungen an die Motoren stellen als ein normaler, herkömmlicher Antrieb. Wir 
produzieren auch für Daimler, Porsche und viele andere. 

Ich muss Ihnen sagen, was das Falscheste an der E-Mobilität ist: Es ist das ide-
ologische Auseinanderspielen von verschiedenen Antriebsarten, auch von verschie-
denen Mobilitätsformen. Wir sprechen in diesem Rat immer vom schlechten MIV und 
vom guten öV – das ist falsch. Der öV ist ein sehr starker CO2-Treiber. Denken Sie 
an den Beton, der verbraucht wird. Denken Sie an den Stahl, der hergestellt wird. Ich 
will damit nicht den öV schlechtreden, aber es ist eine Tatsache. Und es ist auch eine 
Tatsache, dass die E-Mobilität, so gut sie zu sein scheint, und so zukunftsfähig sie 
sein könnte, auch ihre Nachteile hat. Es ist ein Fehler, die eine Antriebsart gegen die 
andere auszuspielen. Auch die Diesel- und Benzinmotoren haben eine gewaltige Ent-
wicklung durchgemacht und sie werden auch künftig eine gewaltige Entwicklung 
durchmachen. Die Kraftstoffverbrauche sinken und der Schadstoffausstoss ebenfalls. 
Niemand kann Ihnen sagen, wo diese Entwicklung endet. Ich kann Ihnen aber sagen, 
dass wir auf Industrieseite alles tun, damit wir möglichst umweltfreundliche und öko-
logische Autos produzieren. 

Wir haben einige Probleme bei der Elektromobilität, die politisch nicht gerne an-
gesprochen werden, und ich finde, wir müssten sie nicht in diesem Bericht, aber ir-
gendwann schon ansprechen. Nochmals, so gut die Antriebsart ist und so sehr wir 
sie fördern, ein Problem, das die Elektrofahrzeuge haben, ist das Gewicht. Ein Batte-
riegehäuse eines Elektrofahrzeuges – wenn Sie das interessiert, kann ich Ihnen das 
auch näher zeigen –, hat mehrere 100 kg Gewicht. Das bringt Gewicht auf die 
Strasse, das man in der Struktur des Fahrzeuges, bei den Rädern usw. sowie bei der 
Ausstattung irgendwie wieder reduzieren muss. Es schleckt es keine Geiss weg, dass 
ein Elektrofahrzeug in der Regel nicht leichter, sondern im Moment eher schwerer ist 
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als ein herkömmliches Fahrzeug. Mit dieser Gewichtsfrage müssen wir uns auch aus-
einandersetzen. Ich ärgere mich jedes Mal etwas, wenn man darüber spricht, dass 
man die E-Fahrzeuge von den Motorfahrzeugsteuern bzw. Abgaben befreien will. Wir 
werden darüber sprechen müssen. Ich kündige Ihnen das an, weil diese Fahrzeuge, 
so gut sie sind in Bezug vielleicht auf einen gewissen Schadstoffausstoss, die Strasse 
brauchen. Sie brauchen die Strasse genauso wie ein Dieselfahrzeug. Auch ein was-
serstoffbetriebener Lastwagen braucht Strassen, und diese Strasse muss irgend-
wann erneuert werden. Also Gewicht und Abgaben sind ein Thema. 

Dann das Thema des Energiebedarfs: Es wurde richtig gesagt, heute sind die 
Autos während 23 Stunden oft «Stehzeuge». Wir müssen das Problem lösen. Wir 
können u.U. durch intelligente Netze dieses Problem zu lösen versuchen, aber das 
braucht erhebliche Investitionen in die Infrastruktur. Auch darüber werden wir spre-
chen müssen und selbstverständlich auch über die Ladeinfrastrukturen. 

Ich möchte Sie bitten, dass Sie nicht planwirtschaftlich unterwegs sind. Lassen 
Sie den Markt spielen. Der Markt wird entscheiden. Der Markt wird die guten Antriebs-
arten wählen, davon bin ich überzeugt. Aber Sie erreichen das nicht mit Zwang. Wir 
brauchen auch hier weniger Staat, mehr Innovation, weniger Ideologie und mehr Un-
ternehmertum. Dazu möchte ich Sie ermuntern und deshalb habe ich in der Eintre-
tensdebatte das Wort ergriffen. 
 
Jans-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Mit dem Postulat aus dem Jahr 2017 sollte sich die Regierung erstmals vertieft 
mit den Chancen und Risiken der Elektromobilität auseinandersetzen. Unterdessen 
hat sich sehr viel in diesem Bereich getan. Der Bericht liegt nun vor. Es fällt auf, dass 
er zu grossen Teilen einen Auszug dessen wiedergibt, was im Fachbericht von EBP 
enthalten ist. Umso mehr wurde in der SP-Fraktion kritisiert, dass namentlich ein Ka-
pitel im Bericht nicht erwähnt wird, nämlich die von EBP gezogenen, sehr interessan-
ten Schlussfolgerungen. Aber schön der Reihe nach: Der E-Mobilität wird bereits in 
den nächsten fünf bis zwanzig Jahren eine sehr grosse Bedeutung zukommen. Die 
im Fachbericht enthaltenen und von der Regierung übernommenen Szenarien richten 
sich nach den gleichen Szenarien, die auch der Bund verwendet. Das erleichtert auch 
die Vergleichbarkeit. Die Regierung zitiert schliesslich die Empfehlung, einen Fach-
bericht, wonach die Chancen auszuschöpfen und gleichzeitig die Risiken zu minimie-
ren sind. Wenn ich nun aus den Voten diejenigen der FDP- und SVP-Fraktion höre, 
muss ich feststellen, dass man da hauptsächlich risikofokussiert ist und die Chancen 
nicht sehen will. Wenn man so an die Sache herangeht, habe ich nicht das Gefühl, 
dass wir in der Vergangenheit in anderen Bereichen einen grossen Fortschritt gehabt 
hätten. Die Chancen der Elektromobilität sind in der Tat gross. Insbesondere kann 
Klimaschutz, d.h. die Dekarbonisierung des Verkehrsbereichs, kaum anders erreicht 
werden. Es hat noch niemand aufgezeigt, wie das gehen soll. Von daher gesehen ist 
es auch kein Fehler, Locher-St.Gallen, wenn man bei den Antriebssystemen ver-
gleicht und auf die zukunftsfähigen und zukunftsträchtigen Antriebssysteme setzt. 
Das fossile Antriebssystem hat sich überlebt. Es war gut, aber es ist nicht die Zukunft. 
Mit der E-Mobilität können auch Gesamtenergieverbrauch, Luftreinhaltung und Lärm-
schutz positiv beeinflusst werden. 

Leider muss festgestellt werden, dass die Regierung nur Massnahmen der mitt-
leren der drei Szenarien empfiehlt. Jeglicher Ehrgeiz, wirklich etwas Spürbares zu 
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bewirken, fehlt. Für uns hingegen ist es klar, anzustreben ist sicher nicht das Abwar-
ten gemäss Business «as usual», aber auch nicht das mittlere Szenario, sondern das 
Dritte mit dem Namen «Connected Mobility». Es zielt auf ein verändertes Mobilitäts-
verhalten hin. Zitat: «Hin zu weniger MIV und zu mehr Multimodalität. Damit es aber 
so weit kommt, braucht es Förderung und Lenkungsabgaben. Es ist schade, dass der 
Bericht zu mager ist und diesbezüglich nichts vorschlägt. 

Der Bericht vermittelt dennoch einige bedeutende Erkenntnisse: 
1. Elektromobilität braucht erneuerbaren Strom, sonst bringt die Umstellung weg 

vom Verbrennen tatsächlich nicht viel. D.h., die Produktion von erneuerbarem 
Strom muss stark ausgebaut werden. Damit dies geschieht, muss dieser Produk-
tionszuwachs auch entsprechend gefördert werden. Aber nicht, wie einmal im 
Saal gesagt wurde, eins nach dem andern. Nicht zuerst Fotovoltaik fördern und 
in zehn Jahren mit der E-Mobilität kommen. Nein, das muss parallel geschehen. 
Das sind zwei Entwicklungen, die lange Zeit brauchen. Zwei Entwicklungen, die 
vorangehen, aber parallel. 

2. Entscheidend ist die umfassende Ökobilanz. Da haben mehrere Sprecher darauf 
hingewiesen. Es geht um das Fahrzeug, um die Batterie, um die Energie und die 
Energiegewinnung sowie die Entsorgung. Da sind wir klar noch nicht am Ziel, 
insbesondere bei der Produktion der Rohstoffe für die Batterien, aber auch bei 
deren Recycling. Es wäre aber sicher falsch, die Elektromobilität am heutigen 
Stand der Technik zu messen. Es ist derzeit eine Entwicklung im Gang, die viele 
Faktoren deutlich verbessern wird. Wir stehen heute nicht da, wo wir vor vier 
Jahren standen, und wir werden in vier Jahren nicht da stehen, wo wir heute sind. 
Also bitte, man muss die Entwicklung sehen und ihr auch Raum geben. 

3. Die Verbreitung der Elektromobilität darf nicht dazu führen, dass insgesamt eine 
Verkehrszunahme entsteht. Dazu heisst es zentral: «Es sollen Vorkehrungen ge-
gen Mehrverkehr getroffen werden, damit eine mögliche Substitution vom öV und 
Langsamverkehr durch den MIV verhindert werden kann.» Das ist ein wirklich 
zentraler Punkt auch in den Schlussfolgerungen des EPB-Fachberichts. Und auf 
diesen Punkt sollte die Regierung grosses Gewicht legen. 
Ein Wort zur Beurteilung der Massnahmen: Der Bericht empfiehlt 16 Massnah-

men wovon sich drei bereits in Umsetzung befinden. Eine dieser drei nennt die Integra-
tion der E-Bikes in die Veloförderung. Sonst aber werden im ganzen Bericht unter  
E-Mobilität stets das E-Auto bzw. der E-Bus, aber nicht das E-Bike und das E-Cargo-
Bike verstanden. Das ist schade, denn die E-Bike-Mobilität kann auf kürzeren und 
mittleren Strecken einen erheblichen Beitrag für eine zukunftsgerichtete Mobilität leis-
ten. 

Es fällt weiter auf, dass die Regierung v.a. Massnahmen vorschlägt, die nichts 
oder nicht viel kosten. Es soll sehr viel geprüft, identifiziert, geklärt, bereitgestellt und 
unterstützt werden. Damit ist aber noch nichts gewonnen. Wir bitten die Regierung 
und wir erwarten es von ihr auch, dass nun nicht wertvolle Zeit für zahllose weitere 
Abklärungen und Berichte verschwendet wird. Zentral ist, dass das rasch umgesetzt 
wird. Es bringt nichts, weitere Jahre damit zu verbringen, Massnahmen zu vertiefen, 
Berechnungen anzustellen, die schon morgen nicht mehr stimmen und Berichte zu 
schreiben. Gefragt ist Aussenwirkung. Die Voraussetzungen für die rasche Verbrei-
tung der Elektromobilität sind zu verbessern. Die Bevölkerung braucht Signale und 
Anreize. Die Hemmnisse, die viele dazu heute noch veranlassen, beim Autoersatz 
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wieder einen Verbrenner zu kaufen, müssen abgebaut werden. D.h., die potenziellen 
Nutzerinnen und Nutzer von E-Mobilität müssen sehen, dass etwas geht und dass 
auch die Regierung davon ausgeht, dass diese Technologie Zukunft hat. Nur so kön-
nen wir auch in unserem Kanton beitragen, das Ziel des Bundesrates zu erreichen, 
nämlich bereits in zwei Jahren einen Anteil der Elektrofahrzeuge von 15 Prozent der 
Neuzulassungen zu erreichen. 

Schliesslich noch ein Wort zur E-Bus-Strategie: Auch der öV ist raschestmöglich 
auf alternative, d.h. fossilfreie Antriebe umzustellen. Die E-Bus-Strategie zeigt den 
Weg dazu auf. Dabei ist den unterschiedlichen Gegebenheiten, wie Stadt- und Regi-
onalverkehr, Haupt- und Nebenlinien usw. selbstverständlich Rechnung zu tragen. 
Wir haben aber klar die Erwartung, dass in Zukunft keine Diesel-Busse mehr ange-
schafft werden. Bei den höheren Kosten der alternativen Antriebssysteme ist zu be-
rücksichtigen, wie von Lüthi-St.Gallen erwähnt, dass der Bund eine Abschaffung der 
Rückerstattung des Treibstoffzolls plant. Damit würde endlich eine Benachteiligung 
der neuen Technologien entfallen. Allein für die Verkehrsbetriebe der Stadt St.Gallen 
werden wir ab dem nächsten Jahr, wenn die neuen Batterie-Trolleybusse in Betrieb 
sind und der Dieselverbrauch sinkt, jährlich Fr. 750'000.– an Treibstoffzoll-Rücker-
stattung erhalten. Aber nicht mehr lange, in ein paar Jahren wird dieser entfallen und 
dann sollten wir bereit sein. Dann ist es doch besser, die E-Mobilität kostet ein biss-
chen mehr, als dass wir mit den Diesel-Bussen herumfahren, die dann nicht mehr 
subventioniert werden. Auch beim öffentlichen Verkehr soll und muss der Kanton 
seine Vorbildrolle ausüben – und Vorbild sein, kostet manchmal auch etwas. 
 
Schwager-St.Gallen zu Locher-St.Gallen: Es kommt nicht oft vor, dass ich quasi alles 
unterschreiben könnte, was er sagt. Er hat selbstverständlich recht, wenn er begrün-
det, dass es wirklich wichtig ist, wie schwer oder leicht ein Fahrzeug ist, egal wie der 
Antrieb aussieht. Ich bin auch einverstanden, wenn er sagt, man soll es dem Markt 
überlassen. Das bringt mich zu den Ausführungen von Rossi-Sevelen: Er hat gesagt, 
die SVP-Fraktion nimmt keine Kenntnis vom Bericht. Das überrascht mich nicht wirk-
lich. Viele der SVP-Fraktion nehmen keine Kenntnis davon, was auf dem Markt läuft. 
Es geht in Richtung Elektromobilität. Es gibt auch andere Treibstoffe, ganz klar, aber 
es geht aktuell in Richtung Elektromobilität. Ich bin Präsident der Mobility Sektion 
St.Gallen-Appenzell-Liechtenstein. Mobility wird bis zum Jahr 2030 die ganze Flotte 
von nahezu 3'000 Fahrzeugen auf Elektromobilität umstellen. Der Markt läuft, das ist 
eine grosse Welle, die auf uns zukommt. 

Es freut mich auch, dass im Bereich der Hauseigentümerinnen und -eigentümer 
viele Leute gemerkt haben, dass sie jetzt mit dem Bau von Ladestationen bei den 
eigenen Liegenschaften beginnen müssen. Wer das jetzt nicht macht, dürfte in ein 
paar Jahren Probleme haben, wenn sie oder er Mieterinnen und Mieter sucht, die für 
ihre Elektrofahrzeuge Parkplätze suchen mit Elektroanschluss. Jetzt ist der richtige 
Zeitpunkt zu investieren. Es freut mich, dass auch die Hauseigentümerinnen und  
-eigentümer die Zeichen der Zeit erkannt haben und auf das richtige Pferd setzen. 
 
Güntzel-St.Gallen: Erlauben Sie mir zwei Bemerkungen zu diesem Bericht bzw. ich 
möchte nochmals festhalten, was ich gestern schon gesagt habe und heute der Kom-
missionspräsident aufgenommen hat. Bedeutung und Wirkung von Berichten: Mass-
nahmen werden mit Eintreten und Kenntnisnahme und auch Nichteintreten bzw. auch 
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wenn ein Teil nicht eintritt, nicht verbindlich. Weder für die Gemeinden noch für die 
Unternehmen noch für die Hauseigentümerinnen und -eigentümer. Der Bericht zeigt 
jedoch Möglichkeiten auf – und das ist gut so –, die selbstverständlich freiwillig um-
gesetzt werden können. 

Es war für mich doch sehr wichtig, weil ich nicht ganz unbeteiligt war, dass der 
Fachmann und Referent von EBP nicht während der gesamten Sitzung der vorbera-
tenden Kommission anwesend war. Er hat aber ehrlich und klar ein Statement eines 
Kommissionsmitglieds bestätigt, dass nämlich die CO2-Neutralität der Elektromobili-
tät ein politischer Entscheid oder eine politische Vorgabe sei. Ich würde es eine poli-
tische Wunschvorstellung nennen. Allein damit hat sich die Anwesenheit von Peter 
de Haan schon gelohnt. 
 
Wick-Wil: Ich bedaure, meinem Fraktionskollegen Schwager-St.Gallen widersprechen 
zu müssen, aber ich kann es nicht lassen. Ich bin selbstverständlich mit ihm einver-
standen, wenn er sagt, er sei gleicher Meinung mit Locher-St.Gallen bezüglich des 
Gewichts, welches das Problem sei. Da bin ich noch gleicher Meinung, aber dann 
hört es auf. Locher-St.Gallen hat einen regelrechten Werbespot für das Unternehmen 
gemacht, das kann man ihm lassen. Er sagt, man solle nicht ideologisch sein. Ich 
möchte ihn erinnern, er ist äusserst ideologisch. Er glaubt primär an den freien Markt. 
Das kann man vermutlich als ideologisch bezeichnen, und er glaubt an die Eigenver-
antwortung. Bei beidem muss ich ihm leider sagen, die weltweiten Probleme, mit de-
nen wir kämpfen, beweisen, dass diese Ideologie ins Leere führt. 

Nun zum Gewicht: Er prahlt, dass das Unternehmen in St.Gallen-Winkeln 10 Pro-
zent weniger Gewicht auf die Strasse bringt. Was er aber unterschlägt, ist, wie schwer 
sie immer noch sind. Wenn wir wirklich leichte Fahrzeuge auf der Strasse möchten, 
welche die Strasse und die Umwelt möglichst wenig belasten, muss er aufs Velo set-
zen, die sind leicht. Ich möchte in Erinnerung rufen, es ist ein Unsinn – und dieser 
Unsinn wird leider auch im Kanton St.Gallen täglich x-tausend Mal gemacht: eine 
Distanz von weniger als einem Kilometer, um ein paar Gipfeli zu kaufen, mit einem 
1,5 t schweren Audi, der früher einmal 1'700 kg oder mehr wog. Das ist das Problem. 
Das Problem ist, dass wir die Fahrzeuge völlig falsch einsetzen. Ich kann Ihnen zum 
Gewicht Folgendes sagen: Die immer noch viel zu schweren Fahrzeuge benötigen 
eine dementsprechende Bereifung. Mit dieser Bereifung, die wirklich sehr breit ist, 
wird Lärm verursacht. Dieser Lärm ist ab rund 30/40 km/h höher als der Lärm des 
Motors. Das merken Sie vielleicht, wenn Sie einen Tesla vorbeihuschen hören. Sie 
merken keinen Unterschied zwischen der S-Klasse eines Mercedes oder eines Teslas, 
weil die Bereifung so breit ist. 

Zur Umweltbelastung: Ich habe nicht gewusst, dass der Anwalt auch noch Um-
weltspezialist ist. Aber wenn er völlig unbestrittene Zahlen der Ökobilanzierung von 
Fahrzeugen im Gebrauch anzweifelt, empfehle ich Ihnen noch ein ETH-Studium. 
 
Regierungsrat Tinner, in Vertretung von Regierungsrätin Hartmann: Ich stelle fest, 
dass sehr wohl eine mittlere Unzufriedenheit mit diesem vorliegenden Bericht besteht. 
Man kann aber vielleicht auch sagen, dass wir wahrscheinlich stark in Forderungen 
sind, vielleicht aber auch verbesserungswürdig in der Umsetzung. Wie gesagt, dieser 
Bericht basierte auf einem Postulatsauftrag, den Sie der Regierung im Jahr 2017 er-
teilt haben und in dem Sie uns eingeladen haben, Chancen und das Potenzial der 
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Elektromobilität im Kanton St.Gallen sowie die bestehenden Rahmenbedingungen zu 
überprüfen. Darüber hinaus sollte der Bericht – der vom April 2020 datiert, womit sich 
vielleicht auch erklären lässt, weshalb da noch nicht die neuesten Zahlen drin verar-
beitet wurden – aufzeigen, in welchen Handlungsfeldern der Kanton aktiv werden 
kann und welche Massnahmen dafür umzusetzen sind. Für den Kanton stehen bei 
der Elektromobilität zwei Ziele im Vordergrund: 
1. Wir wollen die Verbreitung der Elektromobilität beschleunigen. Wir wissen zwar 

heute schon, dass sich die Elektromobilität sowieso durchsetzen wird, aber wenn 
wir keine Massnahmen ergreifen, wird der Wandel hin zur Elektromobilität deut-
lich mehr Zeit beanspruchen. Diese Form der Mobilität soll jedoch schneller 
wachsen, damit wir möglichst rasch eine positive Auswirkung auf die CO2-Bilanz 
spüren.  

2. Wir wollen dabei eine möglichst gute Qualität erreichen, also eine Elektromobili-
tät, die auf erneuerbare Energien setzt und damit einen Beitrag zu den Zielen im 
Energie- und Umweltbereich leistet. Die Regierung empfiehlt 16 Massnahmen, 
drei davon sind bereits in Umsetzung. Die Regierung priorisiert Massnahmen, bei 
denen der Kanton den grössten Hebel ansetzen kann und die aus Sicht der Re-
gierung am wirksamsten sind. Viele der vorgeschlagenen Massnahmen unter-
stützen eine schnelle Marktdurchdringung. Im Bericht wurden weitere 23 Mass-
nahmen geprüft. Diese Massnahmen sollen nicht weiterverfolgt werden. Nicht, 
weil sie per se schlecht sind, jedoch hat der Kanton im Vergleich zu anderen 
Massnahmen einen geringeren Handlungsspielraum. 
Die Regierung hat auch die Subventionierung von emissionsarmen Autos oder 

LKW diskutiert. Die Regierung lehnt die direkte Subventionierung aber ab, denn wer 
ein effizientes elektrisches Fahrzeug fährt, tendiert dazu, mehr zu fahren – der soge-
nannte Rebound-Effekt droht, das haben wir heute auch schon mehrmals gehört. Ziel 
der Regierung ist es jedoch, dass durch die Elektromobilität nicht mehr Kilometer mit 
dem Auto zurückgelegten werden oder mehr Autos am Verkehr teilnehmen. Das Ver-
kehrswachstum soll primär mit dem Fuss- und Veloverkehr sowie mit dem öffentlichen 
Verkehr aufgefangen werden. Die 16 Massnahmen richten sich in erster Linie an die 
Politik und die Verwaltung. 

Nun werde ich noch Ausführungen zur E-Bus-Strategie machen, die letztlich 
auch durch das Volkswirtschaftsdepartement erarbeitet wurde. Ich möchte darauf hin-
weisen, wenn wir konsequent auf E-Busse setzen und die Umsetzung noch zusätzlich 
beschleunigen, müssen wir uns bewusst sein, dass der Kanton St.Gallen erheblich 
mehr Kosten zu bewältigen haben wird im Bereich der Abgeltung des öffentlichen 
Verkehrs. Wir haben es am Beispiel der Stadt St.Gallen ausgerechnet. Wenn Jans-
St.Gallen seine Flotte wie geplant im nächsten Jahr umstellt, werden wir rund 1 Mio. 
Franken mehr Kosten haben. Gleichzeitig werden wir vermutlich im Jahr 2022 ein 
Sparpaket umsetzen müssen. Es ist uns auch klar, dass der Ersatz der Mineralöl-
steuer wegfallen wird. Aber es könnte tatsächlich auch sein, und da wehre ich mich 
nicht – ich bin auch für die Umsetzung – deshalb hat unser Amt für öffentlichen Ver-
kehr auch klar gesagt, die Busbetreiber müssen, bevor sie die Busse beschaffen, ein 
Konzept für die E-Busse einreichen. Wir sind auch klar dafür, dass z.B. Pilote gefah-
ren werden können, dagegen wehren wir uns nicht. Aber wir wissen auch, dass z.B. 
in Altstätten bereits ein elektrobetriebener Bus fährt. Dazu musste für rund 0,25 Mio. 
Franken eine Zuleitung mit Ladestation gebaut werden. Ich habe im Rahmen eines 
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Austausches in den Regionen und mit den Busbetreibern deutlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass wir Hand in Hand zusammen mit den Infrastrukturen bzw. den Elektro-
verteilunternehmen zusammenarbeiten, damit da nicht Kosten generiert werden. 

Zu den Velo-Schnellwegen: Auch da laufen entsprechende Abklärungen. Da hat 
man Zielsetzungen. Aber ich muss auch darauf hinweisen, da ist nicht alleine die 
Regierung bzw. das Baudepartement in der Verantwortung, sondern auch die Agglo-
merationsprogramme, die das letztlich zusammen mit den Gemeinden und der Be-
völkerung umsetzen müssen. Das Thema der Mitwirkung haben wir heute schon sehr 
intensiv diskutiert. In diesem Punkt hapert es mitunter, da könnten wir vermutlich noch 
besser werden. 

Die Stadt könnte zumindest für den Verkehr, der in die Stadt hineinfährt, auch 
noch weniger attraktiv werden, wenn sie z.B. die Monatskarten für die Parkplatzmie-
ten, die doch relativ bescheiden sind, erhöht. Hier könnte auch noch Optimierungs-
potenzial bestehen. 

Es ist einfach, wenn wir in einer Diskussion einseitig lediglich Forderungen an 
den Kanton adressieren. Ich bin überzeugt, wir sollten uns gemeinsam auf den Weg 
machen, die Gemeinden, die Städte gemeinsam mit dem Baudepartement sowie dem 
Volkswirtschaftsdepartement, u.a. ist vielleicht auch Regierungsrat Fässler mit dabei. 
Diese Frage wird sicher auch noch kommen, die Motorfahrzeugsteuer wurde mehr-
mals erwähnt. Hier läuft ein grosses Projekt beim Sicherheits- und Justizdepartement, 
und dazu werden wir vermutlich 2023/2024 im Kantonsrat entsprechende gesetzliche 
Anpassungen diskutieren. Ohne das Ergebnis vorwegzunehmen, aber da kann ich 
auch sagen, dass ich eine klare Haltung dazu vertrete. Es kann doch nicht sein, dass 
bei grossen Fahrzeugen, egal welchen Antriebs, die einen steuerbefreit sind und die 
anderen nicht, die können einfach fahren. Wir müssen auch Anreize schaffen, dass 
wir zu kleineren, im Verbrauch effizienteren Fahrzeugen kommen. 

Ich danke Ihnen, dass Sie den Bericht mehr oder minder zufrieden, ich sage be-
wusst nicht positiv, aufgenommen haben. Ich freue mich aber auch auf die Spezial-
diskussion, dass wir gemeinsam Lösungen skizzieren können, damit wir im Bereich 
der E-Mobilität weiterkommen. 
 
Blumer-Gossau, Kommissionspräsident: Ich wollte nur noch in Erinnerung rufen, ob-
wohl ich es bei der Berichterstattung bereits gesagt habe: Die vorberatende Kommis-
sion hat der Vorlage mit 10:0 Stimmen bei 5 Enthaltungen zugstimmt. 
 
Der Kantonsrat tritt mit 81:25 Stimmen bei 6 Enthaltungen auf den Bericht ein. 
 
 
Spezialdiskussion 
 
Monstein-St.Gallen: Ich habe eine Frage zur Massnahme M1«Technologieneutrale 
Ökologisierung der Motorfahrzeugsteuer für PKW und leichte Nutzfahrzeuge (LNF) 
bei langfristiger Sicherung des Ertrags»: Wir sind bei der technologieneutralen Öko-
logisierung der Motorfahrzeugsteuer. Was sind die gezielten Anreize für die ersten 
drei bis vier Jahre nach dem Kauf eines Neuwagens, welche die heutigen dauerhaften 
Steuerrabatte für reine Elektroautos ersetzen sollen?   
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Regierungsrat Tinner: Ich habe in meinen Ausführungen zum Eintreten versucht, auf-
zuzeigen, dass das ein Projekt ist, das derzeit bei Regierungsrat Fässler liegt. Ich 
kann ihm da nicht vorgreifen. Wenn Sie da allenfalls mehr wissen möchten, kann er 
Ihnen sicher über den Stand des Projekts Auskunft erteilen. 
 
Regierungsrat Fässler: Ich kann gerne etwas zu diesem ausserordentlich anspruchs-
vollen Projekt sagen. Es wurde in Aussicht genommen, dass wir im Januar diesen 
Projektauftrag in der Regierung verabschieden. Die intensiven Vorarbeiten sind am 
Laufen, der Lead liegt übrigens beim Baudepartement, aber selbstverständlich ist das 
Sicherheits- und Justizdepartement bzw. das Strassenverkehrsamt da miteinbezo-
gen. Hochkomplex darum, weil finanziert werden unsere Strassen nicht nur über die 
Motorfahrzeugsteuer, sondern auch noch über die Anteile an der Leistungsabhängi-
gen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) und über die Anteile an der Mineralölsteuer. Wir 
müssen prognostizieren, was wir für den Unterhalt und die Erneuerung unserer Stras-
sen benötigen, das ist zentral, und auch abhängig davon, welche Mobilitätsformen 
wir in Aussicht nehmen. Wie wird sich die Mobilität entwickeln? Das ist alles nicht 
ganz so einfach und je nach Mobilitätsform hat das auch Auswirkungen auf die Ein-
kommensgefässe, die ich skizziert habe. In einem weiteren Schritt wird es darum ge-
hen zu bestimmen, wie wir die Steuern einsetzen wollen. Wollen wir übergehen zu 
einem Mobilitätspricing, dass wir jeden gefahrenen Kilometer steuerlich erfassen? 
Das wäre hochkomplex. 

Setzen wir bei den Personen an, was machen wir auf der anderen Seite bei den 
Gütern? Oder wollen wir die Infrastrukturen belasten mit Road-Pricing oder bleiben 
wir bei einem System, wie wir es jetzt haben, wo wir in erster Linie die Fahrzeuge 
besteuern? Dort stellt sich die Frage, besteuern wir Hubraum, Gewicht, CO2-Ausstoss 
oder irgendeinen Mix daraus? In diesem Zusammenhang wird sich auch die Frage 
stellen, wie sehen ökologische Vergünstigungen aus? Wollen wir diese? Wollen wir 
diese bei schweren E-Fahrzeugen oder nur noch bei sehr leichten? Wollen wir sogar 
darauf verzichten? Mit welchen Instrumenten wollen wir steuern? Das ist sofort sehr 
politisch und nicht nur technisch komplex. Aus diesem Grund werden wir zunächst 
einmal ein Thesenpapier erarbeiten. Das soll im Jahr 2022 einer breiten Vernehmlas-
sung unterzogen werden und anschliessend wird die Botschaft an den Kantonsrat 
vorbereitet. Verabschiedet wird diese Botschaft in diesem Rat mutmasslich erst im 
Jahr 2024. Regierungsrätin Hartmann und ich haben in dieser Projektgruppe intensiv 
darauf hingewiesen und auch gefordert, dass man alles daran setzen solle, dass 
diese Finanzierung bereits auf das nächste Strassenbauprogramm hin zur Verfügung 
steht, also das Wissen darum bzw. die entsprechende Botschaft. Aber unsere Exper-
ten haben glaubwürdig dargelegt, dass das zu komplex sei. Es wird noch einige Zeit 
dauern, bis Sie sich mit diesen Fragen beschäftigen können. 
 
Noger-Engeler-Häggenschwil: Ich habe eine klärende Sachfrage zu M11 «Durchset-
zung ansteuerbarer Ladeinfrastruktur»: Im Bericht zur Elektromobilität wird davon ge-
sprochen, dass es relevant sei, zeitversetztes und gesteuertes Laden zu ermögli-
chen, damit das Risiko der Verteuerung des Stroms reduziert werde. Was genau kann 
man sich unter dieser Ansteuerung von aussen vorstellen, und wie kann diese auf 
Unter- und Überlastung reagieren und sind dazu auch zusätzliche grosse Energie-
speicher geplant?   
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Regierungsrat Tinner: Die Ansteuerung von aussen muss man sich so erklären, dass 
die Stromversorgungsunternehmen mittels intelligenter Steuerungen genau eine 
Über- oder Unterlast verhindern können. Ich bin auch überzeugt, dass die Fahrzeuge 
selbstverständlich dann geladen werden, wenn genügend Strom vorhanden ist, z.B. 
in der Nacht und nicht z.B. zur Mittagszeit, wo eine Volllast entsteht. Dazu gibt es 
verschiedenste intelligente Technologien. 
 
Monstein-St.Gallen: Ich habe eine Frage zur Massnahem M4b «Anpassung der kan-
tonalen Bauvorschriften für Neu- und Umbauten»: Ich habe es vorhin bereits ausge-
führt, wir erachten diese Massnahmen als vielversprechend. Ich frage mich jedoch, 
was unter dem Zeithorizont «kurzfristig» gemäss Anhang A verstanden wird bzw. 
wann die entsprechende Teilrevision des Planungs- und Baugesetzes geplant ist.  
 
Regierungsrat Tinner: Da kann ich Ihnen in Aussicht stellen, dass die zweite Teilrevi-
sion im Jahr 2021 geplant ist. Dazu gibt es auch verschiedenste Teilbereiche, die 
einer Teilrevision unterworfen werden sollen. Das Departement hat zumindest, was 
die Ladestruktur betrifft, einen entsprechenden Vorschlag bereits in petto, den könnte 
man, sofern von Ihnen überhaupt gewünscht, auch in das zweite Revisionspaket auf-
nehmen. 
 
Noger-Engeler-Häggenschwil: Bereits in den Eintretensvoten verschiedener Parteien 
haben wir gehört, dass die E-Bikes etwas aus dieser Strategie gefallen sind. Unter-
stützung des E-Bikes, nicht nur bezüglich der sicheren Nutzung von Velos, ist aber 
auch nur ein kleiner Teil davon. Grundsätzlich ist dieses Ansinnen sicher zu unter-
stützen und auch sehr dringlich. Ich selbst bin nicht nur E-Autofahrerin, sondern auch 
E-Bike-Fahrerin. Wer sich auf das E-Bike schwingt, um den Arbeitsweg zurückzule-
gen, möchte schnell von A nach B kommen. Gerade bei geteilten Fahrrad- und Fuss-
gängerwegen ist die Situation für Langsamverkehrsteilnehmende oft nicht tragbar 
und sehr gefährlich. Auch bei schmalen Velostreifen am Fahrbahnrand müssen ins-
besondere schnelle E-Bikes herkömmliche Velofahrer ausreichend überholen und 
gefährden schnell die Sicherheit des Verkehrs und auch sich selbst. Sind diesbezüg-
lich schon konkrete Massnahmen in Vorbereitung? 
 
Regierungsrat Tinner: Ich habe darauf hingewiesen, dass es in einzelnen Agglome-
rationsprogrammen solche Möglichkeiten gibt, die geprüft werden sollen. Zur Be-
schaffung der E-Bikes: Das müssen wir uns auch einmal vor Augen halten, gerade 
die Corona-Zeit hat in diesem Frühjahr und Frühsommer gezeigt, dass viele Leute E-
Bikes gekauft haben. Es zeigt sich, dass sich auch hier der Markt und die Bedürfnisse 
bei den Leuten direkt abspielen. Wir werden diese Thematik auch in künftigen Stras-
senbauprogrammen sicher mitberücksichtigen müssen. Aber ich glaube, es braucht 
auch hier eine Koexistenz zwischen den normalen Velofahren und denen, die ein 
bisschen schneller unterwegs sein wollen. Letztlich müssen wir aber auch dafür sor-
gen, dass die Verkehrssicherheit insgesamt gewährleistet ist, d.h. auch im Zusam-
menspiel mit dem motorisierten Verkehr. 
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Blumer-Gossau, Kommissionspräsident: Ich kann zur Frage von Noger-Engeler-Häg-
genschwil noch einen Satz aus den schon erwähnten Schlussfolgerungen des Be-
richts EBP zitieren: «In Bezug auf das Thema Gewährleistung der Sicherheit für alle 
Verkehrsteilnehmenden sollten bei E-Bikes jeweils Wege, die auf die erhöhten Ge-
schwindigkeiten ausgelegt sind, berücksichtigt werden.» Es wird ganz deutlich aus-
geführt, dass man dieses Problem aufnehmen und daran arbeiten muss. 
 
Lüthi-St.Gallen: Frage zur E-Bus-Strategie: Mich interessiert, ob das Thema «Elekt-
rische Kleinbusse» für den Kanton ein Thema ist und falls nicht, wieso nicht? 
 
Noger-Engeler-Häggenschwil: Sie sehen, das Thema liegt mir sehr am Herzen, des-
halb eine weitere Wortmeldung. Im Bericht wird erwähnt, dass die vielen unterschied-
lichen Lademöglichkeiten bei den unterschiedlichsten Anbietern verwirrend sind. Ich 
kann da selbst mitreden, wir erleben es mit unserem E-Auto. Ein einheitliches System 
wäre zu bevorzugen. Die Frage ist, ob diesbezüglich schon Bestrebungen da sind, 
wie und wann das politisch in Angriff genommen wird. Da wäre wahrscheinlich eine 
Bestrebung auf Bundesebene sinnvoll. 
 
Regierungsrat Tinner zu Noger-Engeler-Häggenschwil: Ja, das wäre sicher schön, 
wenn wir da alle den gleichen Stecker benutzen könnten. Aber bei den Handys gibt 
es auch unterschiedlichste Systeme. Wenn wir das verändern wollen, muss das si-
cher schweizweit umgesetzt werden können. Die Bestrebungen müssten auf schwei-
zerischer Ebene erfolgen. Wenn wir auch noch beginnen, irgendwelche Schnittstellen 
bzw. Normierungen vorzunehmen, beschäftigen wir die Personen in der Verwaltung 
sehr stark. Ich glaube, da müssen wir an anderer Stelle entsprechend einwirken. 
 
Regierungsrat Tinner zu Lüthi-St.Gallen: Zur Frage nach der E-Bus-Strategie: Ich 
habe in meinen einleitenden Ausführungen erwähnt, es kommt sicher auf das Kon-
zept des Betreibers an; hierzu müssen die Stadtwerke entsprechende Überlegungen 
anstellen. Ob Kleinbusse auch wirklich so funktionieren? Die Batterien sind tatsäch-
lich sehr schwer. Der Bus muss auch noch das Gleichgewicht halten können. Aber 
wie gesagt, wenn da gute Lösungen von Ihnen als Leistungserbringer vorgebracht 
werden und das im Konzept abgesegnet werden kann, wehre ich mich auch nicht 
gegen Kleinbusse. Auch hier geht es ja darum, zu überlegen: Wo setzen wir effizient 
die zusätzlichen Abgeltungskosten ein. Deshalb würde ich versuchen, mich auf die 
grossen Linien zu beschränken. Immerhin kann ich Ihnen versichern, dass die Regie-
rung einen Regierungsbus, der strombetrieben ist, beschafft. Das war übrigens auch 
eine Zielsetzung, die gefordert wurde, dass die Regierung und der Kanton in der Be-
schaffung vorbildlicher vorgehen.  
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Kenntnisnahme vom Bericht «Elektromobilität im 
Kanton St.Gallen» fest. 
 
Gemperli-Goldach beantragt im Namen der CVP-EVP-Fraktion, die Regierung einzu-
laden, die Umsetzung der im Bericht dargestellten Massnahmen M4a und M4b so 
auszugestalten, dass die Anpassung der kommunalen Bauordnung nicht zwingend 
vorgeschrieben ist. 
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Ich bitte um Unterstützung für den Antrag, der einen Auftrag an die Regierung im 
Zusammenhang mit der Umsetzung der beschriebenen Massnahmen M4a und M4b 
zum Gegenstand hat. Grundsätzlich ist die Stossrichtung der Massnahmen M4a und 
M4b sicher richtig. Der Kanton will die Gemeinden bei Vorkehrungen unterstützen, 
die das Laden zu Hause und am Arbeitsplatz künftig ermöglichen. Was allerdings 
irritiert, ist der Hinweis, dass die Gemeinden eine gesetzliche Bestimmung schaffen 
sollen, welche die in der Massnahme implizierte Freiwilligkeit gesetzlich festlegen will. 
Das ist nicht notwendig und befördert letztlich jene Bürokratie, die wir vermeiden wol-
len. Die Gemeinden sind sich ihrer ökologischen Verantwortung bewusst, und es 
braucht keinen Artikel in den kommunalen Reglementen, der das Einsetzen von, ich 
sage es ein bisschen plakativ, Leerrohren oder anderen Ladevorkehrungen gesetz-
lich statuiert. Einen Leerrohrartikel gibt es wahrscheinlich nur in der Schweiz und zeigt 
ziemlich eindrücklich, dass wir uns immer noch dem Glauben verpflichtet fühlen, alles 
werde besser und einfacher, wenn es nur schriftlich festgehalten wird. Ich denke, das 
ist eine irrige Annahme. 

Stellen wir uns den Herausforderungen, welche die Energiewende für uns alle 
bedeutet. Vertrauen wir aber auch den Kommunen, den Eigentümern und Investoren, 
den Mieterinnen und Mietern. Falls im Bericht diese Terminologie weiterhin bestehen 
soll, oder falls das Wort «sollen» tatsächlich im fakultativen Sinn verstanden wird, ist 
der Auftrag möglicherweise überflüssig. Aber wir wissen es nicht und befürchten wirk-
lich die Absicht, dass eine Verbindlichkeit geschaffen wird, die letztlich keinen Nutzen 
stiftet, sondern nur Verwaltungsaufwand generiert. Und letztlich ist es auch so, dass 
wir uns bei der Energiewende auch den immer wieder neuen Technologien verpflich-
tet fühlen. Wollen wir tatsächlich bei jedem technologischen Fortschritt, bei jeder tech-
nologischen Entwicklung ständig sämtliche kommunalen Baureglemente immer wie-
der anpassen? Ich denke, hier ist Vernunft angezeigt. Vernunft im Handeln ist auch 
das, was die Gemeinden, Kommunen und die Investoren auszeichnet. Ganz treffend 
hat es vielleicht einmal Herr Claudius umschrieben: «Die grösste Ehre, die man einem 
Menschen antun kann, ist die, dass man ihm Vertrauen schenkt.» Ich bitte Sie darum, 
dass Sie uns auch dieses Vertrauen zukommen lassen, und dass wir nicht wieder 
alles gesetzlich regeln müssen, was eigentlich ein Prozess ist, der sowieso umgesetzt 
wird, wenn die Notwendigkeit besteht. Ich bin mir sicher, die technischen Betriebe 
bzw. die technischen Anbieter sehen auch diese Notwendigkeit und werden entspre-
chend handeln. 
 
Rossi-Sevelen (im Namen der SVP-Fraktion): Dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion ist 
zuzustimmen. 
 
Monstein-St.Gallen (im Namen der GLP): Der Antrag der CVP-EVP-Fraktion ist ab-
zulehnen. 

Wir haben es bereits mehrfach gehört und ich habe es auch persönlich ausge-
führt: Der Handlungsbedarf im Bereich Verkehr ist gross und die Bereitstellung der 
Infrastruktur ist definitiv eine zentrale Voraussetzung, um diese Technologie auch ge-
nügend pushen zu können, speziell gegenüber den herkömmlichen Verbrennungs-
motoren. Der Antrag der CVP-GLP-Fraktion stellt eine Abschwächung des Auftrages 
dar, weil er genau diese Anpassung der Bauregelungen auf kommunaler Ebene nicht 
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vorschreiben will. Wir sind überzeugt, dass der Kanton seine Verantwortung wahr-
nehmen soll und muss, wenn wir hier tatsächlich einen wichtigen Schritt weiterkom-
men sollen. 

Wir vermuten, dass die neu gegründete Gewerkschaft rund um Tschirky-Gaiser-
wald einen entscheidenden Einfluss bei der Erarbeitung hatte. Offensichtlich ist dem 
so, das wurde soeben bestätigt. 
 
Schorer-St.Gallen (im Namen der FDP-Fraktion): Dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion 
ist zuzustimmen. 

Es soll den Gemeinden überlassen werden, in welcher Form und in welchem 
Umfang die Baureglemente angepasst werden sollen. Es ist die Aufgabe der Gemein-
den, abgestimmt auf die lokalen Bedürfnisse des Marktes diese Thematik anzugehen. 
 
Wick-Wil (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Für unsere Fraktion ist die entscheidende 
Frage, wie die Regierung diese Bestimmung ausgestalten möchte. Wenn die Mei-
nung vorherrscht, diese Infrastruktur müsse bei jedem Haus gebaut werden, wäre 
unsere Fraktion dagegen. Dann würden wir den Antrag der CVP-EVP-Fraktion unter-
stützen. Wenn aber die Meinung vorherrscht, dass das zwingend mit der entspre-
chenden Infrastruktur geschehen soll, wenn ein Parkplatz bewilligt wird, würden wir 
ihn ablehnen. Ich möchte die Regierung anfragen, wie sie das ausgestalten möchte. 
 
Güntzel-St.Gallen: Wenn unklar sein sollte, was der Bericht direkt verpflichten kann, 
meine ich, es wäre eigentlich klar, dass er direkt gar nichts kann, er kann lediglich 
motivieren aber nicht verpflichten. Nachdem aber die verschiedenen Wortmeldungen 
diesbezüglich offensichtlich unterschiedliche Auffassungen beinhalten, bin ich dank-
bar, dass Rossi-Sevelen bereits gesagt hat, dass wir das unterstützen, damit die letz-
ten Zweifel nachher behoben sind. D.h. nicht, dass man nicht motivieren kann, etwas 
zu machen, aber für mich fehlen die Rechtsgrundlagen, das verpflichtend zu machen 
– oder anders gesagt, wenn die Regierung das will, genügt dieser Bericht nicht, son-
dern sie müsste eine Gesetzesvorlage, z.B. zum Planungs- und Baugesetz, unter-
breiten. Deshalb bin ich froh, wenn diese Frage verbindlich für alle Ebenen geklärt 
wird. 
 
Regierungsrat Tinner: Güntzel-St.Gallen hat tatsächlich die sehr entscheidende Frage 
gestellt bzw. auch Wick-Wil hat darauf hingewiesen. Dieser Bericht ist nicht für die 
Regierung für Umsetzungsmassnahmen verpflichtend, sondern, wenn wir entspre-
chende Massnahmen im Bereich dieser Ladestationen umsetzen wollen bzw. Vorga-
ben machen wollen, braucht es eine gesetzliche Anpassung, wie ich es auf die Frage 
von Monstein-St.Gallen ausgeführt habe. D.h., Sie könnten im Jahr 2021 im Rahmen 
der zweiten Teilrevision des Planungs- und Baugesetzes auf der Grundlage, die dann 
auf dem Tisch liegt – das ist auch noch in Bearbeitung, dazu kann ich Ihnen noch 
keine fixfertige Lösung präsentieren –, darüber befinden, ob Sie Massnahmen be-
schliessen und wie diese konkret ausgestaltet sein sollen. Sie entscheiden, ob Sie 
eine gesetzliche Regelung wollen oder nicht. 

Wenn Sie diesen Auftrag so gutheissen, habe ich auch eine Interpretation, es ist 
einfach bedeutend diplomatischer ausgedrückt: Dann wollen Sie die Massnahmen 4a 
und 4b nicht und somit ist das Geschäft für uns auch erledigt. Dann müssen wir Ihnen 
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im nächsten Jahr keine entsprechende Vorlage ausarbeiten – im Wissen darum, dass 
vermutlich eine Mehrheit des Kantonsrates eine solche ablehnt. Deshalb ist das Er-
gebnis der Abstimmung über diesen Auftrag für uns doch auch wegweisend, wie wir 
uns in der weiteren Bearbeitung bezüglich Ladestationen verhalten sollen.  
 
Gemperli-Goldach: Wir möchten an unserem Antrag festhalten. Wir möchten, dass 
die Regierung diese Freiheit nach wie vor besitzt. Hier widerspreche ich Regierungs-
rat Tinner ein Stück weit, ich glaube diese Freiheit besteht nach wie vor, dass die 
Regierung dieses Thema im Rahmen eines Nachtrags aufnimmt und politisch disku-
tiert. Aber wir möchten heute nicht eine Verpflichtung statuiert wissen. Diese Interpre-
tation ist nach mir durchaus auch möglich, dass man das so interpretieren könnte. 
Diese Verpflichtung möchten wir nicht. Ich glaube, die Kontroverse in der Diskussion, 
die wir heute geführt haben, hat schon gezeigt, dass diese abschliessende Klarheit 
und diese Liquidität in der Möglichkeit, wie man das auffassen kann, nicht gegeben 
sind. Darum möchten wir gerne an diesem Auftrag festhalten. Das Vertrauen schen-
ken wir Ihnen ein Stück weit schon, aber manchmal ist Kontrolle besser, so wie sie 
diese teilweise auch gegenüber den Gemeinden ausüben.  
 
Blumer-Gossau, Kommissionspräsident: In der Kommission wurde dieser oder ein 
ähnlicher Antrag nicht gestellt, darum kann ich Ihnen aus Sicht der Kommission keine 
Empfehlung abgeben. Persönlich bin ich der Meinung, dass es noch nicht der richtige 
Moment ist, einen solchen Auftrag zu erteilen. Aufgrund der Voten, die Sie gehört 
haben, würde ich eine Ablehnung empfehlen. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der CVP-EVP-Fraktion mit 73:40 Stimmen zu. 
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83.20.01 Berichterstattung 2020 der Vertretung des Kantonsrates in der In-

ternationalen Parlamentarischen Bodensee-Konferenz (Herbstta-
gung) 

Unterlagen: Bericht der Vertretung des Kantonsrates in der Internationalen Parla-
mentarischen Bodenseekonferenz vom 16. Oktober 2020 

 
 
Hess-Rebstein: Mitte Oktober 2020 hat die Internationale Parlamentarische Boden-
seekonferenz in Schruns im Montafon (Vorarlberg) unter Corona-Bedingungen ge-
tagt. Trotz aller Vorkehrungen haben das Bundesland Baden-Württemberg sowie das 
Fürstentum Liechtenstein von einer Teilnahme abgesehen. Die restlichen Länder und 
Kantone waren aber zahlreich und motiviert vertreten. Corona war in der Tat ein prä-
gendes Thema dieser Herbsttagung. So wurde u.a. eine Resolution verabschiedet, die 
an sämtliche betreffende Landesregierungen appelliert, dass gerade auch bei pande-
miebedingten Massnahmen die besondere Situation der Grenzregionen bedacht und 
sowohl eine grenzüberschreitende Pandemieplanung als auch ein koordiniertes Vor-
gehen sicherzustellen sei. Konkret sollen pauschale Grenzschliessungen im Fall wei-
terer Infektionswellen vermieden, die öffentlichen Verkehrsverbindungen möglichst 
aufrechterhalten und die Zusammenarbeit und Kommunikation generell verstärkt wer-
den. 

Verschiedene Fachreferate mit Expertenrunden zu den Themen Wasserkraft, öf-
fentlicher Nahverkehr und Tourismus ergänzten die spannende Traktandenliste. Ein 
besonderes Augenmerk galt der grenzüberschreitenden Kommunikation zwischen 
den verschiedenen Polizeikorps bei Unfällen, Notfällen, anderen Vorfällen sowie bei 
den damit zusammenhängenden Alarmierungen und Einsätzen im grenzüberschrei-
tenden Bereich, z.B. auf Grenzgewässern. Zu diesem Thema wurde in dieser Session 
übrigens auch von den St.Galler Vertretern in der Internationalen Parlamentarischen 
Bodensee-Konferenz ein Vorstoss eingereicht, welcher der Regierung verschiedene 
Fragen in diesem Zusammenhang und zu den technisch möglichen Lösungsansätzen 
für die Zukunft stellt. 

Des Weiteren wurde am Treffen aus dem Steuerungsausschuss über die gesetz-
lichen Grundlagen betreffend Pflanzenschutz, rechtliche Bestimmungen für Neophy-
ten im Bodenseeraum sowie auch über die Charta «Metropolitanraum Bodensee» 
berichtet. Zudem wurde uns für das Frühjahr 2021 ein Entwurf für ein Zielbild von 
Raum und Verkehr aus der Internationalen Bodenseekonferenz in Aussicht gestellt, 
zu dem eine Vernehmlassung erstellen können. Über dasselbe Thema hat auch Frau 
Martina Rüscher, Landesrätin in Vorarlberg für Gesundheit, orientiert. Als Vertreterin 
des Gastlandes hat sie uns persönlich und aus erster Hand zu diesem Punkt, aber 
auch zu den bereits erwähnten Themen wie grenzüberschreitende Pandemieplanung 
usw. informiert. Gastland und damit Gastgeber im Jahr 2021 wird übrigens unser 
Kanton St.Gallen sein. Die entsprechenden Planungen laufen bereits und wir freuen 
uns sehr auf den Austausch im nächsten Jahr, so Corona will.  
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Berichterstattung fest. 
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Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident, stellt Kenntnisnahme von der Berichterstattung 2020 
der Vertretung des Kantonsrates in der Internationalen Parlamentarischen Bodensee-
Konferenz fest. 
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Parlamentarische Vorstösse 

42.20.20 Keine strategischen Standortentscheide für Berufsfachschulen 
ohne die notwendigen Grundlagen 

Unterlagen: – Wortlaut der Motion vom 30. November 2020 
– Antrag der Regierung vom 2. Dezember 2020 

 
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung beantragt, die Motion unter An-
passung des Wortlauts in ein Postulat umzuwandeln. 
 
Hess-Rebstein (im Namen der Motionäre und der CVP-EVP-Fraktion): Der Antrag der 
Regierung ist abzulehnen. Ich lege meine Interessen offen: Ich bin Mitglied der Be-
rufsfachschulkommission des Berufs- und Weiterbildungszentrums Rorschach Rhein-
tal (BZR). 

Wir wollen keine Umwandlung in ein Postulat. Es ist allen bekannt, die Regierung 
liess kürzlich im Oktober durch eine Medienmitteilung verlauten, dass die Gesund-
heitsberufe des Berufs- und Weiterbildungszentrum für Gesundheits- und Sozialbe-
rufe St.Gallen (BZGS) von St.Gallen ins BZR Rorschach verlegt würden. Die derzei-
tigen Berufsausbildungen des BZR werde man entsprechend irgendwo anders hin 
verlagern. Auf eine Einfache Anfrage (61.20.75 «Optimierung der Berufsbildungs-
standorte oder schleichender Abbau?») hin teilte die Regierung mit, dass dieser Ent-
scheid völlig ohne Einbezug der lokalen Verantwortlichen hätte gefällt werden müs-
sen, weil diese voraussichtlich ohne jegliche Kompromissbereitschaft in einen solchen 
Prozess gestiegen wären. Zum Glück wird in anderen Projekten der Regierung auf 
der Basis eines weniger misstrauischen Menschenbildes mit den regionalen Akteuren 
zusammengearbeitet. Für die meisten Nicht-Regierungsmitglieder des Kantons 
St.Gallen kam der Entscheid wirklich sehr plötzlich, quasi aus dem Nichts, und glich 
somit einem Schnellschuss. Vor dem Hintergrund, dass ohnehin ein entsprechender 
Bericht aussteht, war dies schlicht nicht nachvollziehbar. 

Die Zerschlagung einer erfolgreichen Berufsfachschule und gleichsam eines be-
stehenden Kompetenzzentrums, namentlich dem BZR, ohne Not, legt die Vermutung 
nahe, es handle sich bei der St.Galler Berufsbildung generell um einen dringlichen 
Sanierungsfall. Dies ist mitnichten der Fall, und wir müssen unserer guten Ausbil-
dungsqualität und der entsprechenden jahrelangen Aufbauarbeit von speziell einge-
richteten Infrastrukturen in Zusammenarbeit mit den betreffenden Berufsverbänden 
unbedingt Sorge tragen. Auch die Verbände haben in der Vergangenheit einen enor-
men Beitrag zum Aufbau und Erhalt derselben geleistet. Will die Regierung dies nun 
tatsächlich alles mir nichts dir nichts aufs Spiel setzen, ohne dass man im Voraus 
eine merklich bessere Lösung wirklich erkennen kann? Es geht uns, aber auch unse-
rer ganzen Fraktion, nicht darum, gegen ein Departement, gegen ein konkretes Amt 
oder gegen einzelne Personen zu schiessen. Alles, was wir verlangen, ist eine nach-
vollziehbare und v.a. transparente Zukunftslösung unter Berücksichtigung sämtlicher 
relevanter Aspekte – nicht mehr und nicht weniger. Gegen eine letztlich bessere Or-
ganisationsstruktur in der Berufsschullandschaft des Kantons St.Gallen hat gar nie-
mand etwas, aber sie muss auch wirklich besser sein. Das ist im Moment leider noch 
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nicht mehr als eine vage Skizze, noch dazu, so scheint es, basierend auf teilweise 
ziemlich wackligen Zahlen und Fakten. So hat man aufgrund des bisherigen Vorge-
hens und der Kommunikation jedenfalls den Eindruck. 

Die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch die betroffenen Ler-
nenden aus den verschiedenen Branchen – ich bin sicher, viele von ihnen verfolgen 
diese Debatte live von zu Hause – sind nicht einfach Schachfiguren, die man beliebig 
wie kleine «Töggeli-Figuren» auf dem Spielfeld herum manövrieren kann. Wir vermu-
ten vielmehr, dass die Planungen in Tat und Wahrheit allenfalls doch bereits viel wei-
ter fortgeschritten sein müssen, als bis zum heutigen Tag offiziell publik geworden ist. 
Genau das führte v.a. in den aktuell betroffenen Regionen, Schulen, Verbänden, in 
den Lehrbetrieben und in grossen Teilen der St.Galler Wirtschaft zu grosser Unsi-
cherheit und Verwirrung. Und dies war darum auch die Ursache für unsere vorlie-
gende gemeinsame dringliche Motion. 

Zu den heutigen Antworten der Regierung: Was viele der Betroffenen wünschen, 
ist nicht ein Zwischenbericht, dessen Inhalt wieder wie bei einem Überraschungsan-
griff am Schluss bekannt wird, sondern sie wünschen sich einen nachvollziehbaren, 
in sich stimmigen Gesamtüberblick. Der vorliegende Vorschlag der Regierung enthält 
heute z.B. folgende Frage: «Besteht ein übergeordnetes Konzept hinter dem Ent-
scheid, das BZGS nach Rorschach zu verschieben? Ja, das hoffen wir schon sehr. 
Muss man diese Frage wirklich noch stellen? Offensichtlich ist gerade das, wie be-
fürchtet, allenfalls fraglich. Genauso fraglich scheint gemäss der zweiten formulierten 
Frage auch, dass in einem allfälligen künftigen sogenannten «Kompetenzzentrum 
Gesundheit» in Rorschach gleichzeitig am gleichen Ort Grund- und Weiterbildung 
Platz haben, was für ein Kompetenzzentrum relativ wesentlich ist. Überhaupt, müss-
ten nicht diese und auch die weiteren Fragen in der Antwort der Regierung sowieso 
im Rahmen des bereits zu erstellenden Berichts beantwortet werden? Enorm viele 
Fragen bleiben im Moment weiterhin offen, z.B.: Wohin sollen die aktuell in Rorschach 
eingerichteten Berufe denn später umgesiedelt werden? Was für ein schulisches An-
gebot soll künftig in Altstätten bestehen usw.? 

Die Gestaltung der Berufsfachschulen und Zentren ist zweifellos eine äusserst 
komplexe Angelegenheit, das wollen wir gar nicht in Abrede stellen. Aus unserer Sicht 
dürfen daher aber weitere solche Einzelentscheide lokal erst dann vollzogen werden, 
wenn eine gesamte Auslegeordnung vorliegt, und daher muss auch der bereits ge-
fällte Beschluss einem Fakten-Check unterzogen werden und diesem Stand halten. 
Ansonsten ist auch darauf ein Rückkommen unumgänglich. Die Erarbeitung des Be-
richts, wie in der Motion erwähnt, ist so zu beschleunigen, dass er dem Kantonsrat 
spätestens im Sommer 2021 vorliegt. Einen zusätzlichen parallelen Bericht erachten 
wir somit als unnötig. Und auch wenn wir den Einbezug lokaler Verantwortungsträger 
jederzeit, wie auch die Regierung betont, bevorzugen, mögen Top-down-Entscheide 
in Ausnahmesituationen vielleicht manchmal akzeptabel sein, aber sicher nicht und 
sicher niemals ohne Klarheit, korrekte Faktengrundlage oder transparente Kommuni-
kation. Seien wir daher pragmatisch und umsichtig, nehmen wir uns diese Zeit, wenn 
nötig auch ein bisschen mehr, haben aber am Schluss eine Lösung, die kantonal für 
alle Player funktioniert. Das ist allemal besser, als Beschlüsse zu fällen, deren Aus-
wirkungen erst im Nachhinein im Detail überprüft werden. Nein, wir wollen kein wei-
teres Postulat. Die CVP-EVP-Fraktion und die Mitmotionäre danken Ihnen allen daher 
für die Überweisung der Motion und dass wir bei dieser Variante bleiben. 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2020/2024 
    
2. Dezember 2020 Nr. 094 / 3 
    
    
  
 

Zu guter Letzt erlaube ich mir noch eine persönliche Eventualfrage, falls eine 
Mehrheit des Kantonsrates unsere Motion doch noch in ein weiteres Postulat umwan-
deln will. Was konkret passiert bis April 2021 in Bezug auf das Projekt BZGS und 
BZR? Wird dieses im gesetzten Fall bis zur Vorlage des Berichts auf Eis gelegt? Oder 
wird an der entsprechenden Umsetzung weitergearbeitet? Wir wissen es im Moment 
nicht. 

Ich bin gespannt auf die weitere Debatte und danke nochmals für Ihre Unterstüt-
zung. 
 
Benz-St.Gallen (im Namen der GRÜNE): Der Antrag der Regierung ist abzulehnen. 

Ein neuer Tag, ein neuer Versuch, nachdem ich gestern an den Tücken des Rats-
betriebs gescheitert bin. Vorab möchte ich Rat und Regierung danken, dass sie ges-
tern die Dringlichkeit der Motion unterstützt haben. Die Tücken des Ratsbetriebs ge-
hen weiter. Wir müssen uns entscheiden, wollen wir der Umwandlung in ein Postulat 
zustimmen oder an der Motion festhalten. Ich unterstütze die Ausführungen meines 
Vorredners. Wir lehnen die Umwandlung in ein Postulat ab, weil das Postulat mit sei-
nen Fragen nicht auf den Entscheid zurückkommen will, sondern die Schliessung des 
BZR Rorschach Voraussetzung ist oder wäre, für alle weiteren Planungen. 

Nein, wir sind mit dem Vorgehen der Regierung nicht einverstanden. Wir wollen 
nicht noch mehr Erklärungen und Begründungen für den Entscheid, den die Regie-
rung im stillen Kämmerlein getroffen und damit viele Betroffene vor den Kopf gestos-
sen hat. Wir haben heute in der Debatte zum Wasserbaugesetz gehört, dass Ent-
scheide im stillen Kämmerlein endgültig vorbei seien. Die Motion ermöglicht ein Rück-
kommen auf den Entscheid. D.h. nicht, dass wir das unbedingt fordern, aber es wäre 
möglich. Das ist deshalb wichtig, weil so wieder alle Optionen für die Investitionspla-
nung offen stehen. 
 
Wasserfallen-Goldach (im Namen der SVP-Fraktion): Dem Antrag der Regierung ist 
zuzustimmen. 

Ich trage in dieser Sache auch den Hut des Regionenvertreters. Die nachhaltige 
Sicherung von Arbeitsplätzen und der Erhalt und die Weiterentwicklung eines inno-
vativen und zukunftsträchtigen Bildungsstandorts in der Seeregion Rorschach sind 
mir deshalb ein Herzensanliegen. 

Im Oktober hat die Regierung bekanntgegeben, dass das BZR in der bisherigen 
Form aufgehoben wird und die Gesundheitsberufe nach Rorschach verschoben wer-
den. Dieser Grundsatzentscheid der Regierung hat im ganzen Kanton und insbeson-
dere in unserer Region verständlicherweise für einigen Wirbel gesorgt. Der Beschluss 
liegt zwar in der alleinigen Zuständigkeit der Regierung, liess aber bezüglich politi-
schem Fingerspitzengefühl durchaus zu wünschen übrig. Der frühzeitige Einbezug 
der verschiedenen Anspruchsgruppen war ausgeblieben und damit der Entscheid in 
der Wirkung sehr überraschend und auch irritierend. Ich meine, es ist nachvollzieh-
bar, dass dieser weitreichende Entscheid dadurch Kritik und ein grosses stückweit 
auch Unverständnis und Unsicherheit ausgelöst hat. Grundsätzlich ist es aus unserer 
Sicht sehr zu begrüssen, wenn die Regierung im Rahmen ihres Auftrags- und Zu-
ständigkeitsbereichs unternehmerisch handelt und nicht nur verwaltend unterwegs ist 
und Berichte schreibt. Dies erleben wir in anderen Bereichen des Öfteren. Auch in-
haltlich erachten wir die Stossrichtung als sinnvoll. Es erscheint uns einleuchtend, 
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Kräfte zu bündeln und gewisse Sparten an einem Ort zu konzentrieren, um mittel- 
und langfristig mittels Kompetenzzentren dem Fachkräftemangel möglichst effektiv 
entgegenwirken und von Synergieeffekten profitieren zu können. Dies passiert auch 
im Sinne des Postulatsauftrags, der im vergangenen Jahr durch das Parlament gross-
mehrheitlich überwiesen wurde. 

Mit den zwischenzeitlich nachgelieferten Grundlagen konnte zumindest teilweise 
klar gemacht werden, dass der Beschluss in der Sache durchaus begründet und 
nachvollziehbar ist. Auch als Vertreter der Region Rorschach bin deshalb überzeugt, 
dass die vorgesehene Neuplatzierung der Gesundheitsberufe eine riesige Chance für 
unsere Region sein kann, gerade auch im Zusammenhang mit dem geplanten Ge-
sundheits- und Notfallzentrum am Standort Rorschach. Es handelt sich bei den Ge-
sundheitsberufen schliesslich um eine äusserst zukunftsträchtige und vielverspre-
chende Sparte. 

Als grösste Fraktion des Parlaments haben wir angesichts der politischen Dimen-
sion dieses Grundsatzentscheids ein grosses Interesse an politischem Einbezug in 
die weiteren Schritte, zumindest dort, wo dies sinnhaft und möglich ist. Vonseiten 
Regierung gilt es nun mittels Zwischenbericht möglichst bald zahlreiche Fragen zu 
klären und Informationen transparent zu machen, und dies zu tun, noch bevor der 
Bericht zur Erfüllung des Postulats 43.19.03 «Strategische Investitionsplanung für 
Sekundarstufe II» vorliegen kann. In diesem Zwischenbericht sollen die Eckwerte des 
Grundsatzbeschlusses und der Projektarbeit aufgezeigt und in der kommenden Ap-
rilsession vorgelegt und diskutiert werden können. Dies wiederum bietet die Chance, 
möglichst noch alle betroffenen Anspruchsgruppen und Bildungspartner mit ins Boot 
zu holen. 

Die von der Regierung nun vorgeschlagene Umwandlung der Motion scheint uns 
zu diesem Zweck das effektivste Mittel und zeugt auch von einer gewissen Einsicht 
und Lernfähigkeit. Die Motion scheint in dieser Sache weniger zweckdienlich, würde 
doch eine daraus resultierende Gesetzesvorlage erst sehr spät behandlungsreif sein.  
 
Noger-Engeler-Häggenschwil (im Namen der GLP): Der Antrag der Regierung ist ab-
zulehnen. 

Wir schliessen uns der Argumentation der Motionssteller an, dass uns der zeitli-
che Ablauf in der Strategie rund um die Umgestaltung der Sekundarstufe II im Kanton 
nicht zielführend scheint. Top-down-Entscheide sind für uns nicht immer per se schlecht. 
Grundsätzlich unterstützen die Grünliberalen die Bestrebungen der Regierung, durch 
die Schaffung von Kompetenzzentren Synergien gezielter zu nutzen. Auch das Ziel, 
die Räumlichkeiten optimaler zu nutzen und möglichst keine Räume mehr teuer dazu 
zu mieten, ist zu unterstützen. Aber Schulen bestehen nicht in erster Linie aus Räu-
men. Die engagierten und vernetzten Lehrenden sowie das Angebote in Grund- und 
Weiterbildung sind über lange Zeit gewachsen und etabliert – es kann nicht sein, dass 
ein hauptsächlich raumstrategischer Entscheid all dieses Engagement und Know-
how missachtet. 

Da der Bericht 43.19.03 «Strategische Investitionsplanung für Sekundarstufe II» 
wie bereits erwähnt, erst im Jahr 2022 vorliegen wird, kann es auch nicht sein, dass 
die Auflösung des BZR und des Weiterbildungszentrum Rorschach-Rheintal (WZR) 
in der sehr bewährten Form bereits jetzt entschieden wird. Wenn der Handlungsdruck 
in Bezug auf die Mietkosten so hoch ist, sollte der Bericht beschleunigt werden. 
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Die Grünliberalen möchten dazu anregen, gut zu überlegen, ob es strategisch 
nicht sinnvoller wäre, in St.Gallen passende Räumlichkeiten für das BZGS zu finden. 
Mit der Neuschaffung des Medical Masters an der Universität St.Gallen würde sich 
der Standort Stadt St.Gallen – kompatibel zur Strategie der Regierung – zu einem 
Kompetenzzentrum Gesundheit entwickeln können. 
 
Gähwiler-Buchs (im Namen der SP-Fraktion): Der Antrag der Regierung ist abzu-
lehnen. 

Nach dem kommunizierten Entscheid vom 21. Oktober ist man versucht zu sa-
gen, endlich wird die Verteilung der Schulstandorte überprüft und damit die Stärkung 
der einzelnen Berufsschulen vorangetrieben. Endlich wird versucht, die unbefriedi-
genden teuren Mietverhältnisse zu beenden. Das Wort «endlich» zeigt nun aber das 
Problem: Diese Neuorganisation, so lokal begrenzt sie nun auch ausfällt, sie kommt 
spät oder früh – je nach Standpunkt. Im Sommer 2019 hat nämlich der Kantonsrat 
der Regierung einen Auftrag gegeben, die Reorganisation der Schulstandorte zu klä-
ren. Vor diesem Hintergrund ist es nicht nachvollziehbar, warum jetzt die Schulen mit 
allen Mitarbeitenden und Lernenden sowie die Berufsverbände vor vollendete Tatsa-
chen gestellt werden. Was wir brauchen, ist nicht ein Zwischenbericht, sondern die 
rasche Ausarbeitung dieser Gesamtschau, die noch aussteht. Durch diesen vorgrei-
fenden Entscheid wird nicht wie beabsichtigt die Qualität gefördert, es wird dem Gros-
sen und Ganzen vorgegriffen und so die Gefahr für eine spätere erneute Umstruktu-
rierung erhöht. Mit dem Bericht zur Erfüllung des Postulats 43.19.03 «Strategische 
Investitionsplanung für Sekundarstufe II» soll die Gesamtsituation im Kanton St.Gal-
len und in der Ostschweiz betrachtet werden, um genau solche isolierten Entscheide 
und Verlegungen, wie sie vorliegen, zu verhindern und zukunftsorientierte Entscheide 
zu fällen. Dass Umstrukturierungen nötig sein werden und dies einige Verlegungen 
mit sich bringen wird, liegt auf der Hand. Bei der Neugestaltung der Berufsbildungs-
landschaft sollten alle relevanten Bildungspartner in den Prozess miteinbezogen wer-
den. Mit dem vorliegenden Entscheid, der am 21. Oktober kommuniziert wurde, wer-
den diese Beteiligten übergangen und vor vollende Tatsachen gestellt – dies ist nur 
schwer nachvollziehbar. 

Ich habe es bereits angedeutet, die Prozesse, die anstehen, sind notwendig, um 
nicht zu sagen überfällig, darum wird der Kanton nicht herumkommen. Es befremdet 
aber, wenn das Bildungsdepartement nun diesem Bericht vorgreift. 

Gerne betone ich zum Schluss noch einmal: Mit solchen Verlegungen werden 
sich die Beteiligten anfreunden müssen. Der Prozess muss in die Wege geleitet wer-
den und v.a. möglichst bald, dann ist die Berufsbildung im Kanton St.Gallen auch in 
Zukunft gesichert und steht auf guten Beinen. Wir brauchen dafür aber das grosse 
Ganze, die Gesamtschau, und dieser vorzugreifen, ist nicht zielführend, sondern 
kontraproduktiv. Darum bitten wir Sie, an dieser Motion festzuhalten. Wir brauchen 
keinen Zwischenbericht, sondern den Blick auf das grosse Ganze. 
 
Boppart-Andwil: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. Ich lege meine Interes-
sen offen: Ich bin Berufsschullehrer. 

Persönlich begrüsse ich auch als Berufsschullehrer die Umwandlung in ein Pos-
tulat und zwar aus folgenden Gründen: Eine Motion, wie sie vorliegt, nützt sehr wenig, 
weil sich die Regierung für die Beantwortung einer Motion entsprechend Zeit nehmen 
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kann, zwei, drei Jahre, trotz gesetzter Termine für einen gewünschten Bericht. An 
den Berufsschulen laufen verschiedene Projekte, wie z.B. im KV die KV-Reform, an 
den gewerblichen Berufsschulen die Arbeiten rund um den Allgemeinbildenden Un-
terricht (ABU) und in verschiedenen Berufsgruppen die Einführung neuer Bildungs-
pläne. Deshalb bin ich froh, dass mittlerweile nicht mehr von einem Moratorium gere-
det wird – dieses ist vom Tisch –, denn solche Aufgaben, wie die vorhin 
beschriebenen, würden erschwert bzw. sogar verunmöglicht. Fakt ist auch, dass die-
ser Rat den Entscheid zu Rorschach nicht mehr drehen kann. Dazu hat das Volk dem 
Bildungsdepartement die Kompetenz erteilt. 

Für mich sind die aufgeworfenen Fragen im Antrag der Regierung stimmig, weil 
in diesem Bericht wesentliche Fragen beantwortet werden: z.B. die Klärung der Fak-
tenlage, die zu den Entscheiden führt, wie z.B. die Verschiebung vom BZGS nach 
Rorschach und in diesem Zusammenhang auch die Klärung, wie künftig die verschie-
denen Bildungspartner, Verbände, Berufsfachschulkommissionen, Schulleitungen 
und andere in solche Prozesse mit eingebunden werden. Hierzu ist selbstverständlich 
die Kommunikation sehr wichtig. Ich glaube, da gibt es vielleicht keine zwei Meinun-
gen. Es war schon ein bisschen überfallartig, wie das gemacht wurde. Ein Zwischen-
bericht soll aber auch mindestens die vorgesehene Stossrichtung, ein Grobkonzept, 
beinhalten. Der Verunsicherung in den Berufsfachschulen soll entgegengetreten wer-
den, Änderungen und Verschiebungen einzelner Berufsgruppen sollen frühzeitig 
kommuniziert werden, aber auch möglich sein, wo sie der Effizienz und Stärkung der 
Berufsfelder dienen, selbstverständlich nach sorgfältiger Auslegeordnung. Noch et-
was, das vielleicht auch einmal gesagt werden muss: Im Zentrum sollen die Lernen-
den stehen und nicht die Befindlichkeit anderer. 
 
Krempl-Gnädinger-Goldach: Ich spreche als Kantonsrätin aus der Region Rorschach. 

Die Mitteilung aus dem Bildungsdepartement über die neue Ausrichtung der kan-
tonalen Berufsbildung traf aus heiterem Himmel ein. Sie schockierte nicht nur Be-
troffene, sondern verunsicherte unzählige Menschen des Berufsbildungswesens im 
ganzen Kanton. Aus den Medien musste entnommen werden, dass einerseits Kom-
petenzzentren gebildet werden sollen, andererseits sollen 2 Mio. Franken Mietkosten 
eingespart und die Berufsbildungszentren besser ausgelastet werden. Aus Sicht des 
Kantons tönt dies logisch. Allerdings wird die Berufsbildung nicht nur vom Kanton 
finanziert. Auch Berufsverbände investieren viel Geld, Zeit und Energie in die Ausbil-
dung ihres Nachwuchses. So gibt es rund um das Berufsschulzentrum in Rorschach 
einen über Jahre bepflanzten und gepflegten Garten. Diese Blumen, Sträucher und 
Bäume lassen sich nicht so schnell an einen anderen Standort verpflanzen. Der Bran-
chenverband der Logistiker hat in Goldach ein Zentrum für überbetriebliche Kurse 
eingerichtet, wofür er viel Geld investiert hat und noch immer investieren. Beispiele 
dieser Art gäbe es weitere aufzuzählen. Ohne Mitsprachemöglichkeit der Verbände, 
der Rektorate und Schulkommissionen wurde über mehrere Berufsschulstandorte 
verfügt. Wann wird es wohl die anderen Branchen und Standorte treffen? 

Einen zweiten Punkt möchte ich ansprechen: Als Pflegefachfrau begrüsse ich ein 
Kompetenzzentrum für Gesundheit, insbesondere, da wir dringend Nachwuchs im 
Pflegebereich brauchen. Gerne wüsste ich, ob in diesem Zentrum auch medizinische 
Praxisassistentinnen und -assistenten sowie Fachangestellte Gesundheit ausgebil-
det und ob die Platzverhältnisse in Rorschach ausreichen würden. 
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In der Pflege soll künftig die Zweitausbildung für Erwachsene gefördert werden, 
nach Möglichkeit auch in einem Teilzeitpensum, um dem Mangel an Pflegefachper-
sonal entgegenzuwirken. Damit erhofft man sich, auch Müttern und Vätern mit klei-
neren Kindern eine Pflegeausbildung zu ermöglichen. In der Praxis sieht es so aus, 
dass diese Personen z.B. 60 Prozent mit unregelmässigen Arbeitszeiten, sprich mit 
Spätdienst, Nachtwache und Wochenenddienst in einem Betrieb arbeiten und einmal 
wöchentlich nach Rorschach in die Schule fährt. Bei einem Wohnsitz ennet dem Ri-
cken oder im Toggenburg wird das zu einer extremen Herausforderung. Ich befürchte, 
dass die Beschränkung auf einen einzigen Ausbildungsort in unserem Ringkanton für 
die Ausbildung von Erwachsenen nicht förderlich ist. Ich möchte keinen Bericht zu 
diesem Thema. Ich möchte an dieser Motion festhalten. 
 
Götte-Tübach: Dem Antrag Regierung ist zuzustimmen. 

Im November 2018 hat die Industrie- und Handelskammer, bei der ich arbeite, in 
diesem Saal die kompetenzorientierte Berufsbildung gefordert mit zum Teil visionären 
Ansätzen. Ein Jahr später hat die vorberatende Kommission mit meiner Teilnahme 
über den Ausbau und die Sanierung des Gewerblichen Berufs- und Weiterbildungs-
zentrums St.Gallen (GBS St.Gallen) gesprochen. Dort habe ich in der Kommission 
gesagt, dass man nicht das selbe wie bei den Spitälern machen dürfe – zuerst alle 
Berufsschulzentren sanieren, umbauen und neu bauen und in ein paar Jahren die 
Frage stellen, ob wir das richtig gemacht haben. Die Kommission war, in weiser Vo-
raussicht, im Stand, ein Postulat der Kommission zu überweisen und trotzdem den 
nicht bestrittenen Standort GBS St.Gallen zu bekräftigen, dem unterdessen auch das 
Volk entsprechend zugestimmt hat. 

Jetzt hat die Regierung dieses Postulat, an dem sie arbeitet, und hat zum Glück 
einmal politisch schneller reagiert, als es gefordert wurde und hat in einem konkreten 
Fall bereits einen Entscheid vorweggenommen. Mich hat das sehr gefreut, und zwar 
nicht nur aufgrund der Geschwindigkeit, sondern auch als Regionalpolitiker des Wahl-
kreises Rorschach, weil ich mich gefreut habe, dass der Standort Rorschach im Be-
reich der Berufsbildung gestärkt wird mit einem zukunftsträchtigen Berufsbild, näm-
lich der Gesundheit. Ich habe damals schon gedacht, es wird wahrscheinlich noch 
eine Reaktion seitens der St.Gallerinnen und St.Galler geben, das ist tatsächlich mit 
der Interpellation 51.20.85 «Geplante Verlegung des Berufs- und Weiterbildungszent-
rums für Gesundheits- und Sozialberufe (BZGS) nach Rorschach: Wurden die erfor-
derlichen strategischen Überlegungen gemacht?» auch geschehen – darauf kommen 
wir noch zurück. Für Rorschach habe ich diese Chance erkannt und habe mich über 
das schnelle Handeln der Regierung gefreut. 

Es wurde viel auf unseren Regierungsrat Stefan Kölliker und sein Departement 
abgezielt, aber ich habe mich gefreut, dass es ein Regierungsbeschluss war und 
sämtliche Regierungsmitglieder, oder mindestens die Mehrheit, hinter diesem Ent-
scheid standen und auch so gemeinsam kommentiert haben. Es stellen sich jetzt die 
Fragen: Ist alles durchdacht, wurde alles überlegt, hat man richtig gehandelt? Darum 
bin ich sehr erfreut, dass die Regierung von sich aus gesagte hat, ja, wir wandeln das 
um in ein Postulat, kommen auf diesen Weg und können dort noch gewisse Fragen 
klären. Wichtig ist, die Motion heute abzulehnen und den Weg der Regierung mit dem 
Postulat weiterzuverfolgen. Ich habe das Vertrauen in die Regierung, dass sie weiss, 
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was sie tut, dass sie weitsichtige Entscheide fällt, ohne irgendwelche regionalpoliti-
schen Aspekte und interne Querelen, die es selbstverständlich auch in diesem Bil-
dungsbereich gibt, zu stark zu gewichten. Aus diesem Grund mache ich Ihnen beliebt, 
auch klar durch die Brille der Wirtschaft, die diese kompetenzorientierte Berufsbildung 
gefordert hat, den Weg über das Postulat zu wählen und die Motion heute abzu-
lehnen. 
 
Raths-Rorschach: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. Ich lege meine Inte-
ressen offen: Ich bin Stadtpräsident von Rorschach. 

Ich möchte Ihnen eine nüchterne Einschätzung meinerseits geben: Rorschach 
ist seit Jahrzehnten auch kantonaler Schul- und Bildungsstandort. Mit der Rochade 
kann der Bildungsstandort Rorschach langfristig gesichert und gestärkt werden. Die 
Alternative ist, den Entscheid zu bekämpfen und zu riskieren, dass das BZR im wei-
teren Prozess geschlossen wird. Gerade auch durch den Abzug der Lernenden im 
Thurgau, sodann aber keine Verschiebung des BZGS von der Stadt geschieht. Ror-
schach hätte in der Folge keine Schule der Berufsbildung mehr – Spital weg, Berufs-
schule weg. Dazu kommt eine weitere Überlegung meinerseits, dass man seitens 
Kanton sicherlich in Betracht ziehen wird, diejenige Schule zukünftig zu schliessen, 
wo bauliche und noch nicht bewilligte Sanierungen anstehen. Auch dies würde gegen 
Rorschach sprechen. Mit der Sicherung und den baulichen Erneuerungen für die Aus-
bildung der Gesundheitsberufe kann der Standort Rorschach langfristig gesichert 
werden. Dies ist sicherlich auch im Interesse unserer Kantonsratsvertretungen der 
Region Rorschach. Rorschach verfügt über eine sehr gute öffentliche Infrastruktur in 
unmittelbarer Nähe zur Stadt St.Gallen. 

Noch ein Wort zu Regierungsrat Kölliker: Mit dieser Strategie zeigen Sie Weit-
sicht für eine langfristige, zukunftsträchtige Lösung – Kompliment! Ich appelliere an 
die Ratsmitglieder, fassen Sie objektive Beschlüsse, denn die Sache steht im Vorder-
grund. 
 
Ammann-Waldkirch: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. 

Ich hoffe, die Unterzuckerung hat Sie noch nicht eingeholt und wir können diese 
Frage noch lösen. Es ist ganz einfach, Motion oder Interpellation, das ist nun die 
Frage. Die Motion hat eine theoretische Bearbeitungszeit von drei Jahren und wäre 
praktisch ein Moratorium für diese Zeit, wenn die Regierung die Zeit ausnützt. Die 
Interpellation mit Termin Aprilsession wäre die raschere, aber weniger griffigere Va-
riante. Die FDP-Fraktion erwartet deshalb von Regierungsrat Kölliker eine sehr klare 
Erklärung zum Postulat, sei es inhaltlich, zum Zeitplan und auch zum weiteren Vor-
gehen. Wir machen unseren Entscheid sehr abhängig von diesen Ausführungen. 
Grundsätzlich ist aus Sicht der FDP-Fraktion die Stossrichtung zu Kompetenzzentren 
richtig. 
 
Thurnherr-Wattwil: Der Antrag der Regierung ist abzulehnen. Ich lege meine Interes-
sen offen: Ich bin Berufsschullehrer. 

Ich lege nicht die Wirtschaftsbrille an, sondern ich nehme die Lupe der Berufs-
schule, des Systems. Ich bin seit 30 Jahren in diesem Geschäft tätig, habe aber keine 
leitende Funktion, sondern bin sozusagen Basisarbeiter. 
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Sie haben gehört, der 21. Oktober hat Diverses ausgelöst bei diversen Playern, 
von Glückwünschen bis zu Unverständnis. Wieso wählt das Amt und das Departe-
ment diesen Zeitpunkt? Eilt die Sache wirklich? Ist der verlangte Bericht bereits 
spruchreif? Lassen Sie mich noch auf eine andere Ebene kommen: Es sind gerade 
einmal zwei Monate verstrichen, da hat Regierungsrat Kölliker mit seiner neuen Füh-
rungscrew, gemeint sind Rektoren des Kantons St.Gallen, drei Tage Klausur in Vals 
verbracht. In dieser Runde wäre doch sicher Zeit und Musse gewesen, solche ent-
scheidenden Umstrukturierungen genauer, und mit den direkt betroffenen Rektoren 
vertieft zu analysieren. Das Gremium der St.Galler Rektoren hat in den letzten Jahren 
immer wieder bewiesen, dass es auch strategisch kantonales Denken beherrscht. 
Die Ausrede, Regierungsrat Kölliker, dass jeder nur für sein Gärtchen schaut, lasse 
ich nicht gelten. Ich kenne die Fähigkeiten der Rektoren und sie haben das bewiesen. 
Schweizweit breitet sich eine neue Tendenz an Berufsschulen aus: Kompetenzzent-
rum heisst dieses Wort. Bei Kompetenzzentren werden gleiche Berufsgruppen am 
gleichen Ort beschult. Durch den vermehrten Austausch der Lehrkräfte erhofft man 
sich eine qualitative Verbesserung des Unterrichts. Und jetzt eine weitere Sache: Ror-
schach ist mit seinen zwei grossen Berufsgruppen bereits eines der besten Beispiele 
von Kompetenzzentren. Die Berufsschule Wattwil, ein Gemischtwarenladen, Uzwil 
und Wil sind ebenfalls Gemischtwarenläden mit 25 verschiedenen Berufen. Ror-
schach erfüllt mit seinen Berufsgruppen – Logistikern und Gärtnern – dieses Kompe-
tenzzentrum bereits heute. 

Es wurde erwähnt, Schulhäuser sind Container und Schulzimmer sind irgendwie 
wie Ballettplätze in einem Container, und diese muss man füllen. Man kann diese 
Container schieben, wie man will. Ich denke, auch hier sind gewisse Fehler bei der 
Berechnung entstanden. Wie soll ich ein altes Chemiezimmer in einem Oberstufen-
schulhaus werten? Oder wie soll ich ein Zimmer für Elektriker, indem sie den Tab-
leaubau lernen, bewerten? Das steht nicht immer zu 100 Prozent ausgelastet da. Und 
von möglichen neuen Lehr- und Lernformen lese ich in diesem Bericht nichts. Wir 
wissen, in Zukunft fordern diverse Berufsverbände mehr Platz und Gruppenräume in 
Schulen. Die Berufsschule im Kanton St.Gallen ist kein Sanierungsfall, Regierungsrat 
Kölliker. Darüber sind wir uns doch einig? Oder liege ich falsch mit meiner Annahme? 
Die diversen Erfolge in Berufswettkämpfen sprechen dazu eine klare Sprache. 

Zu den Verbänden: Die Berufsverbände sind bei diesen Diskussionen ein wichti-
ger Player. Bei genauer Analyse der verschiedenen Schulstandorte erkennt man fol-
genden Mechanismus: Die Grundbildung, also die EFZ-Berufe an einem Standort, 
lösen eine modulare Weiterbildung an diesen Standorten aus. Rorschach hat 1'500 
Leute in der Weiterbildung und bietet sogar eine höhere Fachschule für Floristinnen 
und Floristen an. Raths-Rorschach, ich kann Ihnen glaubhaft machen, dass ich an 
die Berufe Logistiker und Gärtner glaube. Die haben Zukunft genau so wie das Per-
sonal der Gesundheitsberufe. 

Regierungsrat Kölliker, wir hoffen, dass Sie den gefällten Entscheid nochmals 
überdenken. Das BZR ist bestens unterwegs und modern aufgestellt. Als Kompetenz-
zentrum für zwei grosse Berufsgruppen erfüllt das BZR zukünftige Richtlinien. Über 
mögliche Kollateralschäden habe ich nichts gelesen. Sie sprechen nur von der Ein-
sparung von Mietzinsen. Arbeiten Sie mit der neuen Führungscrew enger zusammen. 
Direktoren besitzen langjähriges Know-how und kennen mögliche Lösungswege. 
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Noch eine letzte Zahl: Sie wollen in diesem Bericht die 720 Logistiker nach Wil / 
Uzwil transferieren. Nach Rücksprache mit Marco Frauchiger habe er gar keinen 
Platz, sie seien zu 90 Prozent ausgelastet, wie er mir am Telefon sagte. Regierungs-
rat Kölliker, vielleicht weiss ich auch nur die Hälfte, aber das sind die Tatsachen, die 
ich bis jetzt kenne. Wir brauchen das Ganze, wir brauchen die Motion.  
 
Dürr-Widnau: Die Berufsbildung ist wichtig für den Kanton St.Gallen und v.a. für un-
sere Wirtschaft. Es ist der Sauerstoff für die Unternehmen und darum müssen wir bei 
der Berufsbildung vorsichtig sein und aufpassen, dass wir da keine Fehler machen. 
Wir haben Fachkräftemangel und es ist wichtig, dass wir die angehenden Berufsleute 
gut ausbilden. Es ist nicht so, dass die Berufsausbildung schlecht ist, sie ist gut. Man 
kann sich immer verbessern, wir hatten dazu verschiedene Vorschläge auf dem 
Tisch. Aber wir hatten schon einmal einen solchen Fall. Die Fachhochschule OST, 
wo wir kurz davor standen, dass sie scheitert. Auch dort wurde ein Top-down-Ent-
scheid gefällt. Da habe ich ein Déjà-vu, das muss ich Ihnen sagen. Die Mitglieder der 
damaligen Kommission wissen, wovon ich spreche. Der Kantonsrat hat damals Ver-
antwortung übernommen, das Heft in die Hand genommen und zusammen mit der 
Regierung das Geschäft gut durchgebracht. Wir befinden uns wieder in der gleichen 
Situation. Es wurden sehr viele Sachen nicht richtig gemacht. 

Wir haben jetzt endlich nach einem Jahr den Projektauftrag von Regierungsrat 
Kölliker erhalten, wir hatten ihn im November 2019 bestellt. Es ist mir aufgefallen, 
dass dieser uns nicht zugestellt wurde. In diesem Projektauftrag gibt es Grundsätze. 
Diese Grundsätze wurden mit dem Verfahren, das Regierungsrat Kölliker gewählt hat, 
verletzt. Ein Grundsatz war, dass man verschiedene Varianten nach sachlichen und 
politischen Überlegungen prüft. Ein wesentlicher Punkt ist, dass die Anspruchsgrup-
pen mit erhöhtem Informationsbedarf regelmässig informiert und zu Stellungnahmen 
eingeladen werden. Das wurde nicht gemacht. Und jetzt erwarten gewisse Vorredner, 
dass man Vertrauen in die Regierung hat, wenn wesentliche Sachen aus diesem Pro-
jektauftrag nicht vollzogen wurden. Im Rheintal sagt man: «Der Baum brennt.» 

Wir haben zwei Optionen, es ist die gleiche Situation wie bei der Fachhochschule 
OST: Entweder löschen wir den Brand und suchen eine Lösung oder wir machen 
nichts und es gibt einen Flächenbrand. Wenn Sie die Fragestellung auf dem Postulat 
lesen, da geht es um Grundsätze, die beantwortet werden wollen. Nein, jetzt müssen 
die Fakten auf den Tisch, es braucht Transparenz und wir brauchen die Fakten sowie 
die Gesamtübersicht. Das sage ich v.a. auch für die Vertreterinnen und Vertreter aus 
anderen Regionen. Jetzt sind drei Regionen betroffen. Es wäre doch schön zu wis-
sen, wie es in den anderen Regionen aussieht, wie dort die Situation ist. Wir haben 
bereits beim V. Nachtrag zur Berufsbildung darauf hingewiesen, dass die Zentralisie-
rung zugunsten des Amtes für Berufsbildung Gefahren aufwirft. Die Berufsfachkom-
missionen sind nur noch Gehilfen, Briefträger, die haben gar nichts mehr zu sagen, 
und das kann und darf nicht sein. Hier müssen wir dagegenhalten. Wir brauchen 
diese Motion, um hier diese Sache auf den Tisch zu bringen.  
 
Warzinek-Mels: Der Antrag der Regierung ist abzulehnen. Ich lege meine Interessen 
offen: Ich bin Stabsmitglied des Vorstands der Ärztegesellschaft. 
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Die Ärztegesellschaft des Kantons St.Gallen ist Träger der Ausbildung für medi-
zinische Praxisassistentinnen und -assistenten (MPA). Wir führen die überbetriebli-
chen Kurse für die MPA-Ausbildung durch und finanzieren sie mit mehreren 100'000 
Franken je Jahr, was für unsere Gesellschaft den grössten Budgetposten darstellt. 
Diese Ausbildung beschäftigt uns auch jedes Jahr im weiteren Sinn, bspw. mit einem 
aufwändigen Auftritt an der Ostschweizer Bildungsausstellung. Ich spreche somit als 
Vertreter eines von vielen Verbänden, die sich in gleichem Masse teils mit erhebli-
chem finanziellen und personellen Aufwand für die Berufsbildung engagieren. 

Die kantonale Ärztegesellschaft ist stark verunsichert durch den im Wesentlichen 
finanzgetriebenen Schritt, den Schulstandort Rorschach massiv umzugestalten und 
die Gesundheitsberufe des Berufs- und Weiterbildungszentrums für Gesundheits- 
und Sozialberufe von St.Gallen nach Rorschach zu verlegen. Für uns als Ausbil-
dungspartner ergeben sich zahlreiche offene Fragen und Bedenken. So hat die kan-
tonale Ärztegesellschaft immer mit aller Kraft für eine Joint-Medical-Masterausbildung 
am Standort St.Gallen gestimmt. Für uns wäre es ein interessanter Aspekt gewesen, 
Synergien mit der MPA-Ausbildung am Standort St.Gallen zu suchen. Die Anreise zu 
den Schulstandorten ist für uns auch immer ein wichtiges Thema. Mit den beiden 
Schulstandorten St.Gallen und Altstätten ist zumindest der Zugang zum Schulstand-
ort in unserem grossen Ringkanton ausreichend gut gegeben. Mit einer Verlegung 
von St.Gallen nach Rorschach verschlechtert sich die Situation in manchen Gebieten 
unseres Kantons für unsere Schülerinnen und Schüler. Wir haben Bedenken, dass 
die MPA-Ausbildung am Standort Altstätten in einem zweiten Schritt aufgehoben wer-
den soll, was die Situation nochmals markant und inakzeptabel verschlechtern würde. 
Kurzum, wir sind über den brachialen Vorgang ohne Einbezug der wichtigen Partner 
in der Berufsausbildung bestürzt und verunsichert. Wir erwarten, dass wir über alle 
Schritte in der Berufsausbildung unserer MPA vorab informiert und insbesondere in 
die Entscheidungsfindung angemessen einbezogen werden. Ich darf versichern, 
dass wir uns nicht gegenüber jeder Entwicklung und Veränderung verschliessen – 
ganz im Gegenteil. Wir bieten gerne Hand, tatsächliche Verbesserungen in der Be-
rufsbildung mitzuentwickeln und mitzutragen. 
 
Etterlin-Rorschach: Ich habe in dieser Angelegenheit eine dringende Frage an das 
Bildungsdepartement oder das Baudepartement. Ich meinte, in dieser Debatte wie-
derholt gehört zu haben, und es war auch im Vorfeld bereits die Rede von einer un-
verhohlenen Drohung wegen einer möglichen oder anstehenden Sanierung des Be-
rufsschulzentrums in Rorschach. Ich möchte wissen, seit wann das Bildungsdepar-
tement und/oder Baudepartement Kenntnis haben, dass das bereits vor 35 Jahren 
erstellte Berufsschulzentrum sanierungsbedürftig ist. Das dürfte nämlich schon seit 
längerem der Fall sein. Und v.a.: Stimmt es, dass vonseiten des Kantons eine Dro-
hung ausgesprochen wurde, dass, wenn nicht gekuscht würde, man wegen allfälliger 
Sanierungskosten das Berufsschulzentrum schliessen würde? Ich würde es sehr 
schätzen, wenn ich mich da verhört hätte und tatsächlich vonseiten Kanton keine sol-
che Drohung ausgesprochen wurde. 
 
Regierungsrat Kölliker: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. 

Sie können sich vorstellen, dass dieses Votum relativ anspruchsvoll für mich wird, 
wenn ich auf all Ihre Voten reagieren soll. Vielleicht vorweg die Bemerkung: Ich muss 
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Sie der Illusion berauben, dass es Ihre Aufgabe ist und dass Sie den Gordischen 
Knoten lösen können, den Auftrag, den Sie dem Bildungsdepartement erteilt haben, 
einen Bericht bzw. eine Auslegeordnung über den ganzen Kanton zu erfassen, mit 
allen Fragen, die bestehen in der heutigen Zeit mit den Herausforderungen der Digi-
talisierung – das zu lösen ist nicht Ihre Aufgabe. Das ist die Aufgabe des zuständigen 
Departementes. Wenn ich von einzelnen Chemiezimmern und allen möglichen De-
tails höre, das ist nicht Ihre Aufgabe. Ich bitte Sie, das zu akzeptieren. Es ist unsere 
Aufgabe, das vorzubereiten. Es ist auch unsere Aufgabe als zuständiges Departe-
ment, Verantwortung zu übernehmen und das haben wir in diesem Fall gemacht. 
Vielleicht ist es mein persönlicher Fehler, dass ich Ihre Aufträge zu ernst nehme, denn 
ich habe genau in Erinnerung, was Sie mir mitgegeben haben im Zusammenhang mit 
diesen Beratungen der vorberatenden Kommissionen, GBS und in Wattwil, und auch 
mit der Überweisung des Postulats. Sie haben nämlich gesagt, wir wollen keine 
zweite Situation wie bei den Spitälern. Und genau das ist ein Element des Entscheids 
der Regierung, dass wir das vorwegnehmen. Jawohl, vorweg nehmen wir den Ent-
scheid, dass eine Schule in der Stadt St.Gallen geschlossen wird. Die Schule wird 
nach Rorschach verlagert, und es wird keine weiteren Diskussionen mehr über ir-
gendwelche Schliessungen geben. 

Nicht die Frage am Schluss, sondern zu Beginn, und genau das haben wird be-
wusst so beraten und das war mit ein Element in der Regierung. Sie haben mir ge-
sagt, die Auslastung der Schulen sei zu tief, und zwar aufgrund des Schulraumpla-
nungsberichts vom Jahr 2011, den ich Ihnen dannzumal vorgelegt habe. Ja, das ist 
so. Die Schulen haben eine ungenügende Auslastung. Unsere Abklärungen, die sehr 
durchdacht und völlig überzeugend sind, bringen an den Tag, dass ein Schulhaus in 
unserem Kanton überflüssig ist. Wir haben eines zu viel. D.h., wir können abbauen 
und die Berufe verteilen und somit die Auslastung in den anderen Schulen erheblich 
stärken. Wir haben den zweiten Auftrag, den Sie mir gegeben haben, quasi schon 
erfüllt. 

Sie haben auch erwähnt, man soll die Kostenoptimierung im Auge behalten. Ja, 
das haben wir halt jetzt auch erfüllt, weil wir mit dieser Verlagerung gesichert rund 
2 Mio. Franken einsparen können – das ist Fakt. Diese Elemente sind so überzeu-
gend, dass die Regierung in der Auslegeordnung, die wir in einem Workshop gemacht 
haben und im Anschluss in den Regierungssitzungen diskutierten, zum Schluss kam, 
dass sie diesen mutigen Schritt gehen will. 

Es ist ein bisschen schwierig. Wenn Sie dem Bericht zustimmen, kann ich Ihnen 
die Details im nächsten ersten Halbjahr vorlegen und wir können das alles noch ein-
mal miteinander anschauen. Sonst bin ich jetzt gedrängt, dass ich weiss Gott wie 
stark in die Details einsteige, aber das tue ich Ihnen nicht an. Aber ich gehe ganz kurz 
nochmals verschiedene Punkte durch. Wir verlagern das BZGS in eigene Räumlich-
keiten des Kantons, und zwar nach Rorschach. Das ist ein Grundsatz, den wir eigent-
lich immer alle so wünschen: Mietobjekte abzubauen. Das ist auch ein Grundsatz und 
auch den erfüllen wir. 

Weiter geht es um die baulichen Aktivitäten in Rorschach, das steht im Hochbau-
ten-Programm. Wir müssen dort mutmasslich 15 Mio. Franken oder mehr investieren. 
Wir haben uns gesagt, es kann nicht sein, dass wir diese Entscheide lange hinaus-
zögern, sondern wir müssen den Entscheid haben, dass wir diese Schule auf die 
Bedürfnisse dieser Gesundheitsschule sanieren. Das macht Sinn und man hat keine 
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Fehlinvestition, wie es im Spitalbereich leider geschehen ist. Der Standort Rorschach, 
das wurde gesagt, ist gesichert. Wenn Sie es anders machen wollen, werden wir ver-
mutlich in diesem Raum darüber sprechen, über welche Schulschliessung Sie künftig 
diskutieren wollen. Das müssen Sie nicht, wenn Sie das unterstützen. Wie gesagt, 
Rorschach ist gestärkt, denn Rorschach wird jetzt geschwächt, denn die Thurgauer 
haben diesen Prozess schon gemacht und ziehen 200 Logistiker aus Rorschach ab. 
Dann wird die Auslastung von 82 Prozent auf 75 Prozent zurückgehen. Dann muss 
man Rorschach ins Auge nehmen, weil dort wird saniert und dort ist die Auslastung 
ungenügend. Wollen Sie das? Wir von der Regierung wollen das nicht. Wir wollen 
Lösungen. Deshalb auch der Entscheid in dieser Sache. 

Durch diesen Entscheid ist die Frage der Auslastung aller Berufsfachschulen und 
die Sicherung aller anderen Schulen im Kanton vom Tisch. Weil wir, wie gesagt, diese 
Berufe verlagern werden. Wir werden nicht noch über die anderen Standorte disku-
tieren müssen, ob wir dort irgendwo etwas auflösen müssen. Wir haben diese Stand-
orte für die Zukunft gesichert und gestärkt. Das sollte eigentlich auch in Ihrem Inte-
resse sein aus Optik der Regionalpolitik. 

Diese vorgenommenen Entscheide haben wir nicht per se gesucht, sondern es 
hat sich mit der Startphase ergeben, dass es Sinn macht, dass wir diese vorgenom-
menen Entscheide fällen. Wenn Sie sagen, die Kommunikation sei gelinde gesagt 
suboptimal, werde ich das nicht abstreiten können, aber wir waren der Meinung und 
überzeugt, dass wir das entschieden und entsprechend kommuniziert haben. 

Ich habe Voten gehört: Das Gesamtpostulat schneller. Das geht nicht. Ich habe 
Ihnen das bei der Überweisung des Postulates schon gesagt. Das Ganze ist so kom-
plex und anspruchsvoll, dass wir jetzt die Grundsatzentscheide brauchen, und dass 
wir weiter arbeiten müssen. In diesem Zusammenhang vielleicht auch noch ein Hin-
weis, der gemacht wurde. Ich habe letzte Woche alle Berufsverbände von Rorschach 
empfangen. Selbstverständlich waren die zu Beginn etwas verärgert, weil sie auch 
nicht informiert waren. Wir haben ihnen diese Auslegeordnung, die wir haben, prä-
sentiert und zum Schluss haben sie gesagt: Alles in Ordnung. Jetzt gehen wir in die 
nächste Phase des Prozesses, und – jetzt kommt etwas ganz Wichtiges – dieser wird 
partizipativ sein. Wir werden nicht so weiterarbeiten, im stillen Kämmerlein. Jetzt wer-
den wir alle Stakeholder, alle Beteiligten, die Schulen, die Berufsverbände, die Orga-
nisation der Arbeitswelt für Gesundheits- und Sozialberufe (OdA GS) einbeziehen 
und zu Beteiligten machen. 

Wieso bin ich heute Nachmittag nicht hier? Ich reise nachher nach Altstätten und 
werde in einer Hybrid-Veranstaltung Rede und Antwort bei den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des BZR stehen. Das ist eine wichtige Aufgabe und ich werde sie heute 
Nachmittag erfüllen. Ich werde auch klarmachen, in welchen Prozessen wir uns be-
finden, und dass uns die Mitarbeitenden sehr wichtig sind. 

Sie sehen, die Regierung hat Ihren Auftrag ernst genommen. Die Regierung hat 
entschieden und mit diesen Entscheiden wird der hohe Druck in diesem ganzen Pro-
jekt abgelassen und wir werden nachher miteinander die weiteren Herausforderun-
gen dieses Projekts, die gezielte Förderung von Kompetenzzentren, an die Hand neh-
men können. Bitte unterstützen Sie das Postulat, denn dann kann ich Ihnen das im 
nächsten Jahr alles ausbreiten. Wir haben die Möglichkeit, nochmals darüber zu spre-
chen. 
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Ich habe mit dem Ratspräsidenten abgesprochen, dass ich die Gelegenheit 
nutze, wenn ich jetzt schon spreche, dass ich noch eine persönliche Erklärung ab-
gebe zu etwas anderem, und zwar zur Medienmitteilung seitens der Regierung, die 
Sie heute Morgen gehört haben: Absage der Skilager, Absage von Tagesausflügen, 
Weiterführung der Maskenpflicht bis Ende Januar. Mir wurde zugetragen, dass das 
für einige Unruhe bei Ihnen gesorgt hat. Ich möchte Ihnen Folgendes sagen: Dieser 
Entscheid wurde vorbereitet mit dem Kantonsarztamt, mit dem Schulgemeindever-
band, dem Schulleiterverband und dem kantonalen Lehrerverband während den letz-
ten zwei Wochen. Über das Wochenende wurde nochmals eine Vernehmlassung 
durchgeführt, das ist breit abgestützt und wir haben die Zustimmung, das so umzu-
setzen. Der Punkt, der anscheinend extrem aufstösst, sind die Tagesausflüge. Hier 
besteht das Problem des Transports, und das ist ausdrücklich ein Anliegen des Kan-
tonsarztamtes, dass diese Massentransporte in ein Skigebiet nicht zugelassen wer-
den. Wir haben das auch diskutiert, den Gemeinden mit einem Skigebiet trägt die 
Weisung Rechnung. Es heisst, dass es nur ausserhalb der Gemeinde verboten ist. 
Innerhalb der Gemeinde ist es zulässig. Unter Gemeinde ist die Einheits- oder Schul-
gemeinde zu verstehen. Dort kann man eintägige Ausflüge machen, weil das Problem 
des Transports behoben ist. Das meinerseits die Erklärung dazu und ich hoffe auf Ihr 
Verständnis. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Ich informiere Sie, dass die Fraktionen die Möglichkeit 
haben, vor der Schlussabstimmung eine kurze Fraktionserklärung zum Entscheid der 
Regierung zu den Skilagern und Skitagen abzugeben. 
 
Der Kantonsrat lehnt den Antrag der Regierung auf Umwandlung in ein Postulat mit 
63:47 Stimmen bei 1 Enthaltungen ab. 
 
Benz-St.Gallen (im Namen der GRÜNE): Auf die Motion ist einzutreten. 

Ich halte nun den zweiten Teil meines Votums. «Allein das Zögern ist human». 
Dieses Zitat stammt vom Schweizer Schriftsteller Markus Werner. Die Regierung zö-
gerte nicht, als sie im Oktober 2020 entschied, die Berufsfachschule Rorschach Knall 
auf Fall in der heutigen Form zu schliessen und die Gesundheits- und Sozialberufe 
von St.Gallen nach Rorschach zu verlegen. Wir haben es von vielen Votanten gehört, 
es war ein Affront gegenüber einer ausgezeichneten Berufsfachschule, ein Affront 
gegenüber allen, die sich für diese Schule engagiert haben. Die Regierung zögerte 
nicht, weil sie die Kompetenz besitzt, die Standorte der Berufsfachschulen zu bestim-
men. Bei den Kantonsschulen hat sie diese Kompetenz nicht, bei den Berufsfach-
schulen aber schon. Dieser Unterschied ist doch bemerkenswert. Die Regierung zö-
gerte nicht, weil sie Angst hatte, die Region könnte sich für ihre Berufsfachschule 
wehren, das wäre mühsam geworden, dem wollte man mit einem Top-down-Ent-
scheid vorbeugen. Die GRÜNE-Fraktion ist sehr befremdet über das autoritäre Vor-
hergehen der Regierung. Eine gute Staatsführung sieht anders aus. Solche weitrei-
chenden, eigenmächtigen Entscheide ohne Not und ohne Vorwarnung zerstören 
Vertrauen. Die Grünen stellen die strategische Planung und die Hinwendung zu Kom-
petenzzentren in den Berufsfachschulen nicht grundsätzlich infrage. Der Weg zu ei-
ner Neuausrichtung der Berufsfachschulen muss aber mit allen Anspruchsgruppen 
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gemeinsam begangen und darf nicht durch einen Alleingang der Regierung unterlau-
fen werden. 

Im Juni 2020 hat die Regierung einen Projektauftrag zur strategischen Investiti-
onsplanung für die Sekundarstufe II erteilt. Ziel des Projekts ist es u.a., Varianten 
auszuarbeiten, welche Berufe an welchen Standorten gelehrt werden sollen. Mit die-
ser Motion möchten wir erreichen, dass diese Varianten erarbeitet werden, ohne dass 
der Standort der Gesundheits- und Sozialberufe in Rorschach und die Schliessung 
des BZR bereits in Stein gemeisselt sind – alle Optionen sollten offen bleiben. 
 
Etterlin-Rorschach beantragt, über Gutheissung der Motion abzustimmen. 

Ich möchte einen Ordnungsantrag stellen. Wir hatten eine sehr ausführliche De-
batte über Eintreten, und ich meinte, jetzt würden wir abstimmen über die Gutheis-
sung der Motion. 
 
Martin-Gossau, Ratsvizepräsidentin: Wir haben nur über die Umwandlung gespro-
chen. Das war keine ausführliche Eintretensdebatte, deshalb stimme ich über Eintre-
ten ab. Halten Sie am Ordnungsantrag fest? 
 
Etterlin-Rorschach zieht den Ordnungsantrag zurück. 
 
Der Kantonsrat tritt mit 62:38 Stimmen bei 2 Enthaltungen auf die Motion ein. 
 
Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Der Kantonsrat heisst die Motion mit 64:40 Stimmen bei 2 Enthaltungen gut. 
 
 
51.20.85 Geplante Verlegung des Berufs- und Weiterbildungszentrums für 

Gesundheits- und Sozialberufe (BZGS) nach Rorschach: Wurden 
die erforderlichen strategischen Überlegungen gemacht? 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 30. November 2020 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 2. Dezember 2020 

 
 
Schorer-St.Gallen (im Namen von Noger-St.Gallen / Scheitlin-St.Gallen / Schorer-
St.Gallen): Die Interpellantin und die Interpellanten sind mit der Antwort der Regie-
rung nicht zufrieden. 

Die Beantwortung der Regierung vermag uns nur teilweise zu befriedigen, auch 
nach den Ausführungen von Regierungsrat Kölliker zur Motion 42.20.20 «Keine stra-
tegischen Standortentscheide für Berufsfachschulen ohne die notwendigen Grundla-
gen». Alle Argumente, welche die Regierung für ihren plötzlichen Entscheid vorbringt, 
hätten mit den betroffenen Personen und Institutionen problemlos vorbesprochen 
werden können, wie dies in unserer Demokratie unter Partnern, seien sie auf kanto-
naler oder kommunaler Ebene für das öffentliche Wohl tätig, üblich ist. Für den Ent-
scheid der Regierung bestand weder ein Grund zu besonderer Eile noch lagen ein 
Notfall oder eine ausserordentliche Lage vor. Deshalb hinterlässt die Art und Weise, 
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wie die Regierung ihren Entscheid unbehelligt an unterschiedlichen Auffassungen 
vorbei manövrieren wollte, ein schlechtes Gefühl – solches zahlt sich in der politi-
schen Zusammenarbeit auch selten aus. Und mit den Unterlagen, die äusserst kurz 
vor der Session vom Bildungschef an verschiedene Ratsmitglieder gesendet wurden, 
lassen sich diese Mängel auch nicht beheben. Vielmehr geht nach erster Sichtung 
aus ihnen hervor, dass die dort zitierten Angaben mit den Betroffenen sehr wohl hät-
ten diskutiert werden sollen. Aber nicht nur die Art und Weise des Vorgehens ist un-
befriedigend, auch inhaltlich vermögen die in der Interpellationsantwort vorgebrach-
ten Argumente kaum zu befriedigen. Insbesondere nehmen wir zur Kenntnis, dass es 
vornehmlich um einen finanziellen Entscheid geht gemäss der Antwort, und nicht um 
einen Entscheid auf strategischen Grundlagen und Qualitätsabklärungen. 

Nachdem seit einiger Zeit und unter Einbindung verschiedener Partner aus dem 
Bildungssektor und der Gesundheitsbranche ein Gesundheitscluster aufgebaut wurde, 
soll dieses in einem Schnellschuss wieder abgebrochen werden. Das schwächt einen 
sorgsam aufgebauten Standortvorteil erheblich und zeugt von wenig strategischem 
Verständnis. Falls dies als der richtige Weg angesehen wird, was wir im Moment nicht 
so sehen, ist aber wenigstens partnerschaftliches Handeln und Weitblick gefragt. 
Kurz, es ist uns nicht möglich, uns mit dem Vorgehen und der Antwort der Regierung 
abzufinden, deshalb unterstützen wir Interpellanten auch die dringliche Motion dazu. 
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Schluss- und Gesamtabstimmungen 

22.20.02 IV. Nachtrag zum Gesetz über die Spitalverbunde 

Unterlagen: – Ergebnis der zweiten Lesung vom 30. November 2020 
– Anträge der Redaktionskommission vom 30. November 2020 

 
 
Widmer-Mosnang (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Den Vorlagen ist zuzustimmen. 

Ich spreche zu allen neun Vorlagen und mache im Namen der CVP-EVP-Fraktion 
eine kurze Würdigung. Wir stehen heute vor einer sehr bedeutenden Schlussabstim-
mung: Neun verschiedene Vorlagen, alle im Zusammenhang mit der Weiterentwick-
lung unserer Spitalstrategie. Wir können in dieser Session diese Geschäfte verab-
schieden und Ja oder Nein sagen. Regierung, Spitalverbund, Verwaltung und 
vorberatende Kommission haben über eine lange Zeit hinweg die Geschäfte intensiv 
diskutiert, abgewogen und nun entschieden. Wir haben ein Ergebnis, das die Mehr-
heit des Kantonsrates, aber auch eine Mehrheit im Volk, gutheisst. Dies in der Über-
zeugung, dass die teilweise doch einschneidenden Beschlüsse der richtige Schritt für 
eine zukunftsfähige Gesundheitsversorgung im ambulanten sowie stationären Be-
reich sind. Mit der Umnutzung von vier Standorten mit stationärem Angebot und ei-
nem weiteren Standort, der in einen neuen Verbund eingebracht werden soll, treffen 
wir einen mutigen, aber auch notwendigen Schritt. 

Die St.Galler Politik hat sich mehr als 15 Jahre mit Entscheiden zu den Spitälern 
schwergetan. Eine lange Zeit der Ungewissheit, mit Blockaden und fehlender Weit-
sicht liegt hinter uns. Die Zukunft wird uns zeigen, ob die 15 Jahre Vorlaufzeit not-
wendig waren oder es einfach den finanziellen und gesundheitspolitischen Druck ge-
braucht hat. Es ist wahrscheinlich beides, den jetzigen Entscheid im Kantonsrat 
haben aber wohl andere Entwicklungen weit mehr beeinflusst. Die dynamische Ent-
wicklung im Gesundheitswesen mit der Verlagerung von ambulant zu stationär, die 
zunehmenden Ansprüche der Bevölkerung an eine hohe Qualität und Spezialisierung 
im Gesundheitsangebot sind das eine. Vielmehr ist es aber auch die Einsicht der 
grossen Mehrheit in der Politik, dass die Spitalpolitik über die Regionen hinaus ge-
plant werden muss. Der Kantonsrat geht nun noch weiter. Von links bis rechts wird 
eine Zusammenarbeit über die Kantonsgrenzen hinaus gefordert. Die CVP-EVP-
Fraktion ist überzeugt, dass die getroffenen Entscheide richtig sind. Mit einem Ja zu 
den insgesamt neun Vorlagen ist ein wichtiger und grosser Schritt getan. Die Arbeit 
beginnt jedoch erst recht. 

Die Erwartungen an die Regierung, den Lenkungsausschuss und insbesondere 
an den Verwaltungsrat sind gross. Das St.Galler Volk erwartet, dass die Erstversor-
gung, die Notfallversorgung und die stationäre Grundversorgung mit der neuen Stra-
tegie in der erwarteten hohen Qualität auch künftig angeboten werden. Für eine gute 
Versorgung gehören jedoch alle Angebote im Gesundheitsbereich dazu: Hausärzte, 
medizinische Ambulatorien, Entlastungsangebote, Spitex-Pflegeorganisationen usw. 
Die Qualität unserer Gesundheitsversorgung richtet sich künftig nicht allein nach der 
Anzahl Spitalbetten aus. In der Umsetzung der Spitalstrategie ist es von Bedeutung, 
dass insbesondere das Personal der Spitalverbunde eng in den Weiterentwicklungs-
prozess eingebunden wird. Es muss Vertrauen geschaffen werden, das Vertrauen in 
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die Strategie, in die Neuorganisation und in die verantwortlichen Gremien muss auch 
beim Volk und in der Politik wachsen. 

Die CVP-EVP-Fraktion wird in der heutigen Schlussabstimmung zu allen neun 
Vorlagen Ja sagen, sie wird kein Ratsreferendum ergreifen und auch kein allfällig 
beantragtes Referendum unterstützen. Die Abstimmungsverhältnisse im Kantonsrat 
waren sehr klar. Unsere Fraktion hat die Vorlagen mit einer grossen Mehrheit gutge-
heissen und es ist zu spüren, dass die Mehrheit des Volkes die Vorlagen ebenso 
unterstützt. 
 
Güntzel-St.Gallen (im Namen der SVP-Fraktion): Der Vorlage ist zuzustimmen. 

In der Erkenntnis, dass die Anzahl der Akutspitäler im Kanton St.Gallen und die 
Bettenzahl reduziert werden müssen, um ein qualitativ hochstehendes medizinisches 
Angebot sicherzustellen und damit auch die Wirtschaftlichkeit zu verbessern, unter-
stützt die SVP-Fraktion grossmehrheitlich dieses Vorlagenpaket mit dem Konzept 
5plus4. Als wichtigen und richtigen Schritt zur Gesundung der st.gallischen Spitalstra-
tegie, dem aber in absehbarer Zeit weitere Schritte folgen werden und müssen, auch 
mit Kooperation über die Kantonsgrenzen hinaus. Die Patientenströme beweisen, 
dass der Bevölkerung bei Wahleingriffen bereits heute die medizinische Qualität 
wichtiger ist als die Entfernung zum Spital. Der grosse Aufwand, seit im Sommer 2018 
die Spitalkommission eingesetzt wurde, hat sich gelohnt und es ist allen, die zu die-
sem Ergebnis beigetragen haben, zu danken. 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-Fraktion) anstelle von Sulzer-Wil: Die Vorlage ist 
abzulehnen. Ich verlese das Votum meines Fraktionskollegen Sulzer-Wil, er musste 
an eine Stadtratssitzung. 

Sie kennen die Haltung der SP-Fraktion in dieser strategischen Frage. Diese Ab-
bauvorlage wollen wir nicht und wollten wir nie. Der Kantonsrat hat anders entschie-
den, die von ihm beschlossene Vorlage sagt: 
– nein zur regionalen, wohnortnahen Gesundheitsversorgung; 
– nein zu Investitionen in den Regionen; 
– nein zu Mehrspartenspitälern in den Regionen; 
– nein zu kurzen Wegen für die Bewohnerinnen unseres Kantons.  

Zu was wir vor sechs Jahren noch deutlich Ja gesagt haben, gilt heute alles nicht 
mehr. Der SP-Fraktion ist klar, was der Verwaltungsrat der Spitalverbunde, die Re-
gierung und dieser Rat an Tatsachen geschaffen haben, das lässt sich fast nicht mehr 
umkehren. Aus diesem Scherbenhaufen lässt sich nur noch schwer etwas wieder zu-
sammenkleben. Da ist bereits zu viel kaputt gegangen an der Gesundheitsinfrastruk-
tur in den Regionen, am Vertrauen von Personal und Patientinnen und Patienten. Das 
ist nicht unsere Vorstellung einer zukunftsgerichteten Gesundheitsversorgungsstra-
tegie. Die wohnortnahe und solidarische Gesundheitsversorgung im Kanton hätte uns 
etwas wert sein sollen. Hätte uns mehr wert sein sollen, hätte uns mehr wert sein 
dürfen. Für die Menschen in den Regionen, für die Gemeinden, für die lokale Wirt-
schaft, für die Lieferanten, für niedergelassene Ärztinnen und Ärzte, für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer und besonders die Patientinnen und Patienten. 
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Die SP-Fraktion wird diesen Gesetzesnachtrag, der Grundlage ist für diese neue 
Strategie, der wenig Gewinner und sehr viele Verlierer mit sich bringt, in der Schluss-
abstimmung ablehnen. Ebenfalls werden wir die Nachträge zu den Kantonsratsbe-
schlüssen über die Standorte Wattwil und Altstätten ablehnen. 

Ein Ratsreferendum zum IV. Nachtrag, der ja Grundlage für diese neue Strategie 
ist, für die Umkehr, für die Umwandlung der bisherigen Strategie, dieses Ratsreferen-
dum werden wir unterstützen. Ebenfalls werden wir in der Folge Ratsreferenden bei 
den Kantonsratsbeschlüssen zu den Standorten Wattwil und Altstätten ergreifen. 

Ein Ja der Bevölkerung zu den Nachträgen, zu den Kantonsratsbeschlüssen 
Wattwil und Altstätten bzw. ein Nein zu diesen Nachträgen müsste als Ja zu den 
Standorten gewertet werden.  
 
Böhi-Wil beantragt, den Erlass nach Art. 132 Abs. 2 Bst. b GeschKR der Volksab-
stimmung (Ratsreferendum) zu unterstellen. 

Ich tue das nicht etwa, weil ich gegen das Konzept 5plus4 bin, das wir ausgear-
beitet haben, sondern ganz im Gegenteil. Denn ich erachte die Kombination von Spi-
tälern und Gesundheits- und Notfallzentren (GNZ) als optimale Lösung und habe 
mich von Anfang an öffentlich und in diesem Rat dafür eingesetzt und werde dies 
auch weiterhin tun, v.a. falls es eine Abstimmung darüber geben sollte. Allerdings hat 
die Vorlage zur Weiterentwicklung der Strategie der St.Galler Spitalverbunde einen 
grossen Schönheitsfehler, denn von den neun Beschlüssen, die für die Umsetzung 
des neuen Konzepts notwendig sind, kommen nur zwei obligatorisch vors Volk. Drei 
Beschlüsse sind gar nicht dem Referendum unterstellt und für vier Beschlüsse be-
steht lediglich die Möglichkeit eines fakultativen Referendums. Diese Ausgangslage 
ist umso störender, als die St.Galler Stimmbevölkerung vor ziemlich genau sechs 
Jahren rund 800 Mio. Franken genehmigt hatte, um fünf Spitäler zu sanieren und zu 
erweitern, wovon zwei geschlossen bzw. in ein GNZ umgewandelt werden sollen. 

Dass zahlreiche Bürgerinnen und Bürger den Eindruck hatten, im Jahr 2014 ge-
täuscht worden zu sein, kam klar zum Ausdruck anlässlich der sogenannten Bevöl-
kerungsgespräche, die eine Delegation der Regierung und des Verwaltungsrates der 
Spitalverbunde im ganzen Kanton durchführte, nachdem die geplante Schliessung 
von Spitälern bekannt geworden war. Es ist deshalb notwendig, zumindest das Herz-
stück des neuen Konzepts der Stimmbevölkerung zu unterbreiten. Es ist genau dieser 
IV. Nachtrag des Gesetzes über die Spitalverbunde, der den Kernpunkt der Neustruk-
turierung der St.Galler Spitallandschaft enthält, nämlich die Aufteilung der bestehen-
den Standorte in Spitäler und GNZ. Eine dermassen einschneidende Reform wie die 
Umgestaltung der St.Galler Spitallandschaft muss die Legitimation der Stimmbevöl-
kerung bekommen. Ich bin der festen Überzeugung, dass eine grosse Mehrheit der 
St.Galler Stimmberechtigten dem IV. Nachtrag zustimmen würde, denn er ist die 
Grundlage des Konzepts 5plus4, das ausgewogen und zukunftsorientiert ist. 
 
Louis-Nesslau: Dem Ratsreferendum ist zuzustimmen. 

Sie mögen jetzt vielleicht erwarten, dass wieder ein Plädoyer folgt für den Spital-
standort Wattwil. Ich verzichte darauf, denn ich habe gesehen, dafür werde ich keine 
Mehrheiten gewinnen können. Es geht hierbei um etwas anderes. Es geht um den 
Einbezug der Bevölkerung. Mit dieser Vorlage beschliessen wir, die Aufteilung der 
Spitallandschaft in Spitäler und GNZ. Das ist das Herzstück der Strategie, wie es 
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Böhi-Wil gerade ausdrückte. In einem Interview mit dem «St.Galler Tagblatt» drückte 
der CEO des Kantonsspitals am vergangenen Samstag aus, dass die Konzentration 
in der St.Galler Spitallandschaft über diese Strategie hinaus weitergehen müsse. Ich 
glaube, das trifft zu. Ich glaube, das wird Realität. Aber diese Strategie ist erst der 
erste Schritt. Die Beschlüsse, die wir heute fällen, sind nur die ersten Schritte auf 
einem Weg. Sie sind aber richtungsweisend. Es ist eine totale Abkehr von Volksent-
scheiden, die wir im Jahr 2014 gefällt haben. Solche richtungsweisenden Entschei-
dungen müssen dem Volk vorgelegt werden. Wir sollten die Bevölkerung auf diesem 
Weg mitnehmen. Wir müssen im Kanton, v.a. in den ländlichen Regionen, erklären, 
weshalb diese Strategie notwendig ist. Wir müssen erklären, weshalb wir Spitäler 
schliessen werden. Wir müssen erklären, was der Unterschied zwischen GNZ und 
Spitälern ist. Das ist in dieser Vorlage definiert. Das können wir mit einem Abstim-
mungskampf machen. 
 
Noger-St.Gallen (im Namen der FDP-Fraktion): Das Ratsreferendum ist abzulehnen. 

Ich hatte gedacht, wir hätten diese Diskussionen schon geführt. Aber nachdem 
verschiedene Fraktionen und Einzelpersonen nochmals gesprochen haben, möchte 
ich doch erneut festhalten, was die Position der FDP-Fraktion ist. Wir sagen, was Sie 
nicht erstaunen wird, ja zum Gesamtpaket. Nochmals die zwei wichtigsten Gründe: 
1. Wir sehen darin den Weg zur Sicherstellung von Qualität in den Angeboten in 

diesen Spitalstandorten und bei den GNZ; 
2. Wir sehen darin den Weg zur Sicherstellung der Tragfähigkeit auf der operativen 

Ebene, sei das im Bereitstellen und Weitertragen der Fachkräfte, die wir dringend 
benötigen, sei es auch in der Finanzierung. 
Wenn ich schon spreche, sage ich gerne noch etwas zum Ratsreferendum. Wir 

sind uns alle bewusst, dass das Volk miteinbezogen ist, doch es ist Tatsache, dass 
wir vom Volk gewählt und beauftragt sind, solche Dinge, wie wir sie jetzt regeln, tat-
sächlich zu regeln. Wir haben die entsprechende Kompetenz und auch den Auftrag. 
Das Gesetz über die Spitalverbunde ist ja bereits in Kraft. Insbesondere die alte For-
mulierung «Der Kantonsrat legt die Spitalstandorte fest.» ist in Kraft. Dieser Auftrag 
wird durch ein Ratsreferendum nicht umgebaut. Dies ist bereits geltendes Gesetz. 
Wenn also ein Ratsreferendum ergriffen wird, stellt sich die Frage: Worauf richtet es 
sich? Richtet es sich bei Art. 2bis auf die Standorte mit einem GNZ? Offensichtlich ja 
nicht, weil wir alle diese GNZ wollen und möglichst gut bestücken möchten. Richtet 
es sich gegen andere Details in diesem IV. Nachtrag? Es wäre schwierig, diese Volks-
abstimmung im Ergebnis zu interpretieren. Und es wäre sicher auch nicht im Sinn der 
Ratsreferendumsfordernden, wenn der ganze Prozess den Aufbau von GNZ verzö-
gern würde. 

Ich bitte Sie, zu erkennen, dass ein Ratsreferendum nicht nötig ist und auch nicht 
sinnvoll und deshalb einem Ratsreferendum nicht zuzustimmen. 
 
Gschwend-Altstätten (im Namen der GRÜNE-Fraktion): Das Ratsreferendum ist ab-
zulehnen. 

Wir Grünen akzeptieren, dass sich in den letzten Jahren, insbesondere im Ver-
lauf des letzten Jahres, in Bezug auf die Spitallandschaft und das Spitalangebot sehr 
vieles verändert hat. Egal, ob es einem leichtfällt oder nicht, wir müssen dem Fakt, 
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nämlich, dass die neun Spitäler mit ihrem Angebot nicht in die nächsten Jahre über-
führt werden können, in die Augen schauen. Wir haben nun seit Jahren – und das 
haben wir in diesem Rat zu verantworten – eine Situation der Unsicherheit. Diese 
Situation muss ein Ende haben. Wir sind dies dem St.Galler Volk und ganz besonders 
den Mitarbeitenden in den Spitälern schuldig. 

Wir haben uns im Rahmen der Septembersession eindeutig für die Strategie 
4plus5 bzw. 5plus4 entschieden. Wir Grünen stellen den Entscheid dieses Rates, 
aber auch unserer Fraktion, nicht in Frage. Wir sehen überhaupt keine Motivation, 
dass man diesen Entscheid nochmals überdenken sollte oder den Entscheid auf eine 
andere Ebene zu verlegen. 
 
Güntzel-St.Gallen (im Namen der SVP-Fraktion): Das Ratsreferendum ist abzulehnen. 

Zwei Mitglieder unserer Fraktion haben bereits zum Ratsreferendum gesprochen 
und ersucht, dieses zu unterstützen bzw. zu beschliessen. Dass das Ratsreferendum 
fraglich ist, gegen was oder für was es überhaupt ist, hat Noger-St.Gallen bereits aus-
geführt. Aber ich möchte Ihnen mitteilen, das die grosse Mehrheit unserer Fraktion 
das Ratsreferendum zu den Teilgeschäften ablehnt, insbesondere auch zum vorlie-
genden Geschäft. Es ist doch zu unterscheiden, wenn man beiden Rednern zum 
Ratsreferendum gut zugehört hat, dann hat einer gesagt, er sei für die Lösung, die 
wir beschliessen werden. Der andere hat durchaus zu verstehen gegeben, dass auch 
andere Lösungen vorstellbar sind und deshalb eigentlich nicht mehr an uns appelliert, 
weil das nichts bringe, sondern er hofft auf das Volk. Das ist legitim und das schätzen 
wir in unserer Fraktion und lassen es zu. Aber ich muss Ihnen schon sagen: Wenn 
jemand ernsthaft begründet, er ergreife das Ratsreferendum bzw. das Referendum, 
um das Volk zu bitten, den Entscheid, den wir gefällt haben, zu bestätigen, weiss ich 
nicht ganz genau, was er eigentlich will. Ist er naiv oder nicht ganz ehrlich? Beides 
wäre nicht gut. Es kann doch nicht sein, dass wir dadurch auf Rückendeckung hoffen. 

Wir entziehen dem Volk oder Teilen des Volks bzw. gewissen Gruppierungen das 
Referendum ja nicht. Das fakultative Referendum ist zu jeder Gesetzesänderung 
möglich, deshalb muss es nicht das Parlament selbst machen, sondern diejenigen, 
die nicht zufrieden sind. Dann sollen sie ehrlich dazu stehen, dass sie aus bestimmten 
Gründen nicht für diese Vorlage sind, aber nicht, um Rückendeckung anzufordern. 

Ich erlaube mir aber, und das mache ich, weil es wirklich um ein grosses und 
wichtiges Geschäft geht, noch einen Blick zurück auf die Entstehung dieser Kompe-
tenz des Kantonsrates zu werfen. Mit der Vorlage 22.05.03 «Nachtrag zum Gesetz 
über die Spitalverbunde» vom 19. April 2005 – Sie finden dieses Geschäft und auch 
die entsprechenden Kommissionsprotokolle unter der erwähnten Nummer im Ratsin-
formationssystem – wurde der Kantonsrat ermächtigt, die Spitalstandorte festzule-
gen. Damit wurde auch die Grundlage geschaffen, dass dieser Beschluss dem Refe-
rendum nicht untersteht. Diese abschliessende Kompetenzdelegation an unseren Rat 
hatte in der damaligen Parlamentsdebatte zu keiner Wortmeldung Anlass gegeben. 
Und wenn ich die Parlamentsdebatten erwähne, diese sind nicht im elektronischen 
Ratssystem enthalten, aber ich verfüge noch über die gebundenen Protokolle der 
Parlamentsdebatten bis und mit 2008. An jener Sitzung der vorberatenden Kommis-
sion vom 17. Mai 2005 hat übrigens Kantonsrat Ritter-Altstätten, als durchaus unver-
dächtiger Zeuge, den Antrag gestellt, dass der Kantonsrat die Spitalstandorte festlegt. 
Folgen wir doch dem weisen Antrag des ehemaligen Kantonsrats Ritter.  
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Boppart-Andwil (im Namen der CVP-EVP-Fraktion): Das Ratsreferendum ist abzu-
lehnen. 

Die Abstimmungen an der letzten Session über die verschiedenen Spitalvorlagen 
waren in allen Geschäften deutlich. Dies, nachdem wir ausführlich alle diese Ge-
schäfte sehr intensiv zuerst in der vorberatenden Kommission und dann im Rat dis-
kutiert haben. 

Als Kantonsrätinnen und Kantonsräte sind wir vom Volk gewählt, unser Kantons-
schiff nicht nur bei schönem Wetter, sondern auch bei schwerer See oder Sturm auf 
Kurs zu halten. Anders gesagt: Wir müssen die Verantwortung übernehmen und 
diese auch tragen, wie das so auch im Gesetz vorgesehen ist. Weitere Verzögerun-
gen im nun angelaufenen Prozess dienen niemandem, den Spitälern nicht, den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter nicht und den von den Schliessungen betroffenen Ge-
meinden auch nicht. 

Die CVP-EVP-Fraktion lehnt dieses sowie allfällige weitere Ratsreferenden ein-
stimmig ab. 
 
Cavelti Häller-Jonschwil (im Namen der Mehrheit der GLP): Das Ratsreferendum ist 
abzulehnen. 

Keiner von uns Kantonsrätinnen und Kantonsräte hat an der Spitalstrategie mit-
gearbeitet und mitgestaltet. Für die Septembersession 2020 haben wir uns sorgfältig 
eingelesen und mehrere Gespräche mit Gesundheitsexperten geführt. So haben wir 
uns eine Meinung gebildet und im September entsprechend votiert und abgestimmt. 
Wir hätten uns allerdings ein Geriatriekonzept als Basis für diese weitreichenden Ent-
scheidungen gewünscht. Wir nehmen aber zur Kenntnis, dass dies keine Mehrheit 
findet. Wir teilen jetzt die Meinung des Vorredners Widmer-Mosnang: Die Bevölke-
rung möchte eine funktionierende, flächendeckende, qualitativ hochstehende Ge-
sundheitsversorgung, die aber auch bezahlbar ist. Spitzenmedizin ist nicht in jedem 
Tal möglich, dass haben auch Patientinnen und Patienten gemerkt. Wir haben Ver-
trauen in die Regierung und in Regierungspräsident Damann, dass die Spitalstrategie 
sorgfältig, bedürfnisgerecht und – was uns sehr wichtig ist – unter Einbezug der Ge-
sundheitsanbieter vor Ort entwickelt und umgesetzt wird. 

Die Grünliberalen unterstützen das vorliegende Paket grossmehrheitlich und sind 
überzeugt, damit im Sinn der Mehrheit der Bevölkerung zu handeln. 
 
Mattle-Altstätten: Dem Ratsreferendum ist zuzustimmen. Ich lege meine Interessen 
offen: Ich bin Stadtpräsident von Altstätten. 

Ich bin die Minderheit, die meine Vorrednerin gerade angesprochen hat. Verset-
zen wir das Vorgehen des Kantonsrates eine Stufe tiefer auf die kommunale Ebene. 
Da wir dort heute keine Spitäler mehr bauen, nehmen wir einmal an, die Bürgerschaft 
hätte dem Bau einer neuen Sportanlage zugestimmt. Irgendwann – im dümmsten Fall 
ist die Umkleidekabine schon erstellt – stellt der Gemeinde- und Stadtrat fest, dass 
er beim «Business-Case» zu optimistisch gerechnet hat. Er entscheidet daraufhin, 
die Sportanlage nicht zu bauen. Ich weiss nicht, wie Ihre Gemeinde reagieren würde. 
Meine verschiedenen Altstätter Kollegen im Saal können Ihnen aber sicher bestäti-
gen, dass in Altstätten eine regelrechte Empörungswelle losbrechen würde. Deshalb 
würden wir selbstverständlich den Souverän nochmals fragen. Aus diesen Überle-
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gungen – das ist meine feste Überzeugung – ist es auch im Fall der Spitäler ange-
zeigt, eine Referendumsabstimmung durchzuführen, vielleicht nicht aus juristischen, 
aber sicher aus demokratischen Überlegungen heraus.  
 
Gartmann-Mels, Präsident der vorberatenden Kommission: Das Ratsreferendum ist 
abzulehnen. 

Ich schliesse mich allen bürgerlichen Vorrednern an, die sehr gut gesprochen 
haben, ausser zwei Kollegen aus meinen Reihen, die das Ratsreferendum unterstüt-
zen wollen. Ich glaube, Böhi-Wil gehört seit 2004, ziemlich genau wie ich, dem Kan-
tonsrat an. Seit damals führen wir die Spitaldebatten. Bei alt Regierungsrat Grüninger 
hiess es, es müsse geschlossen werde. Im Nachhinein glaube ich, hatte er recht. Man 
hat dann «weitergewurstelt», hat viele Diskussionen und Abstimmungen geführt und 
hat vor sechs Jahren einen Milliardenbeitrag in Aussicht gestellt. Und siehe da, das 
reicht nicht und es geht nicht. Und jetzt sind wir hier und haben ein Ergebnis erzielt, 
nach über zwei Jahren und über zehn Kommissionssitzungen, nach der Beratung im 
Rat, und ich denke mit einer gut fundierten Diskussion. Ich habe mehrmals gehört, 
auch die letzte Debatte, die wir im September geführt haben, sei sehr gut gewesen. 
Es wurde von allen Seiten fair und konstruktiv diskutiert. Wir haben ein Ergebnis, das 
sich sehen lassen kann. 

Es gibt überregionale Zusammenarbeiten, wir haben einen amtierenden Regie-
rungsrat, der leider krank ist. Regierungsrat Damann hat sich mit riesigem Engage-
ment, das kann ich bestätigen, in die Sache gelegt, er kämpfte, er war im Toggenburg, 
er war in Altstätten, er war im Oberland, er suchte das Gespräch mit den anderen 
Kantonen. Er möchte eine Lösung, er möchte nicht einfach einen Beschluss, der dann 
zur Seite gelegt wird. Und was machen wir? Wir diskutieren heute doch tatsächlich 
darüber – und das aus meinen Reihen –, das Ratsreferendum zu ergreifen, wahr-
scheinlich eine sozialistische Ideologie zu unterstützen, das ist nicht ehrlich. Meine 
Kollegen wollen alles nochmals vors Volks bringen, damit wir die Standorte mit dem 
Volk diskutieren können, das enttäuscht mich. 

Als Kommissionspräsident danke ich allen, die dieses Ratsreferendum ent-
schlossen ablehnen. Ich appelliere auch an meine Kolleginnen und Kollegen: Wir 
müssen einen Schritt weiterkommen. Unterstützen Sie unsere Vorlage, die fundiert 
ist. Das Paket, das wir geschnürt haben, ist gut, es ist noch nicht «das Ende der 
Fahnenstange», aber ein Weg in die richtige Richtung. Böhi-Wil, es wird wohl so sein, 
wenn Sie damit durchkommen, dass wir noch in 30 Jahren über diese Spitaldebatte 
befinden, mit Ihnen und Güntzel-St.Gallen, und das will ich nicht. Ich möchte einen 
Abschluss, ich möchte andere Diskussionen in diesem Rat führen, ich möchte auch 
der Regierung, die sich in der Kommission zusammen mit uns eingesetzt hat, mit 
einer guten Abstimmung ein Dankeschön überbringen. Unterstützen Sie das Paket. 
 
Krempl-Gnädinger-Goldach: Das Ratsreferendum ist abzulehnen. 

Ich spreche als direkt betroffene Mitarbeiterin des Spitals Rorschach. Die meisten 
Menschen verbringen nur einen kleinen Bruchteil ihres Lebens in einem Spital. Dies 
gilt auch für Betagte, chronisch Kranke und behinderte Personen. Es ist uns allen 
wichtig, dass die Versorgung in diesen Ausnahmezuständen zuverlässig und von gu-
ter Qualität ist. Weit mehr Zeit als im Spital verbringen alle zuhause, allenfalls in einer 
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Einrichtung für betreutes Wohnen, mit einer guten Betreuung durch die Spitexorgani-
sationen mit ambulanten Angeboten, Entlastungsdiensten für pflegende Angehörige 
und optimalen Wohnformen können Spitalaufenthalte auf ein Minimum reduziert wer-
den. Die betroffenen Menschen müssen ihre vertraute Umgebung gar nicht verlas-
sen. Dies kommt den Patienten, den Angehörigen und allen Krankenkassen und 
Steuerzahlern zugute. 

Das Ziel einer guten Gesundheitsversorgung ist nicht, möglichst viele Spitalbet-
ten anzubieten, sondern möglichst wenig Gründe für eine Spitaleinweisung zu haben. 
Mit der geplanten Strategie können wir eine gute Spitalversorgung für die kommen-
den Jahre sichern. Die Weiterverfolgung des eingeschlagenen Wegs ist nun wichtig 
für die Bevölkerung, das Spitalpersonal und die Betriebe, die eine Nachfolgelösung 
erarbeiten sollen. Das Ergreifen von Referenden ist nur eine Verzögerung, wird zu 
erheblichen Problemen führen und ganz viel Geld kosten. Ich mag mir nicht vorstel-
len, wie sich der Spitalbetrieb in den betroffenen Standorten nach einem Referendum 
entwickeln würde. 
 
Surber-St.Gallen: Ich bin nun auch bereits einige Jahre Mitglied dieses Rates und ich 
kann mich nicht erinnern, dass es je vorgekommen ist, dass ein Kommissionspräsi-
dent derart in die Debatte im Rat eingegriffen hat. 

Ich möchte zu Gartmann-Mels, den ich sehr schätze, sagen: Wir sind noch lange 
nicht am Ende mit dieser Spitaldebatte. Das Spital Walenstadt mag aktuell gerettet 
wirken, wir wissen aber nicht, was noch kommt. Wir haben eine Art Moratorium. Wir 
werden in diesem Rat erneut darüber diskutieren, wie es mit dem Spitalstandort Wa-
lenstadt weitergeht. Das wissen Sie so gut wie ich. Vielleicht wird es dann so sein, 
dass man sagt, nein, es funktioniert doch nicht. Vielleicht wird es so sein, dass man 
sagt, gut, das Spital Walenstadt wird zum Zuliefererspital für das Kantonsspital Chur, 
wir bezahlen nach Graubünden. Vielleicht wird es auch eine gute Lösung geben, ich 
weiss es heute nicht, aber Sie wissen so gut wie ich, dass wir darüber nochmals 
diskutieren werden. Ebenfalls werden wir über den Spitalstandort Wil diskutieren. Wir 
werden vermutlich irgendwann auch über den Spitalstandort Uznach diskutieren, 
denn der schreibt nur rote Zahlen, und zwar tiefrote. Wir sind heute mit Sicherheit 
nicht am Ende dieser Debatte. Das zu sagen finde ich nicht korrekt. Wir wissen alle, 
dass wir uns weiter mit den Spitälern und den Spitalstandorten beschäftigen werden 
müssen. Mir tut es heute immer noch leid, dass es in diesem Kanton keinerlei Regi-
onensolidarität gab, denn das wird man auch bei weiteren Entscheiden spüren.  
 
Der Kantonsrat erlässt den IV. Nachtrag zum Gesetz über die Spitalverbunde mit 
86:21 Stimmen bei 4 Enthaltungen in der Schlussabstimmung. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag Böhi-Wil / Mattle-Altstätten auf Unterstellung des 
Erlasses unter die Volksabstimmung (Ratsreferendum) mit weniger als 40 Stimmen 
(24:88 Stimmen bei 1 Enthaltung) nicht zu. Die erforderliche Mehrheit von einem Drit-
tel der Mitglieder des Kantonsrates nach Art. 132 Abs. 2 Bst. b GeschKR ist nicht 
erreicht.  
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23.20.01 Kantonsratsbeschluss über die Festlegung der Spitalstandorte 

Unterlagen: Ergebnis der Spezialdiskussion vom 16. September 2020 
 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über die Festlegung der Spital-
standorte mit 88:21 Stimmen bei 4 Enthaltungen in der Gesamtabstimmung. 
 
 
35.20.01 Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Erneuerung und 

Erweiterung des Spitals Altstätten 

Unterlagen: – Ergebnis der zweiten Lesung vom 30. November 2020 
– Antrag der Redaktionskommission vom 30. November 2020 

 
 
Maurer-Altstätten beantragt im Namen der SP-Fraktion, den Erlass nach Art. 132 
Abs. 2 Bst. b GeschKR der Volksabstimmung (Ratsreferendum) zu unterstellen. 

Ich fühle mich ein wenig auf einer «Mission Impossible», aber die Hoffnung stirbt 
zuletzt. Ich beantrage Ihnen, auch hierzu das Ratsreferendum, mithin diesen Be-
schluss der Volksabstimmung zu unterstellen. Wir haben schon einiges gehört, 

Böhi-Wil hat gesagt, dass es unschön ist, dass viele unserer Vorlagen nicht zwin-
gend vors Volk kommen. Louis-Nesslau meinte, man müsse das Volk miteinbezie-
hen. Ich stimme beidem zu. Ich finde aber auch, wir sind es uns selbst schuldig, diese 
Vorlage dem Volk zu unterbereiten. Das Stimmvolk hat dem Kredit von 85 Mio. Fran-
ken für das Spital Altstätten mit grossem Mehr zugestimmt. Wir haben diesen Ent-
scheid rückgängig gemacht. Noger-St.Gallen hat davon gesprochen, dass wir einen 
entsprechenden Auftrag und die entsprechende Kompetenz hätten. Das mag formal 
stimmen, aber inhaltlich ist es ein Affront gegen den Entscheid des Stimmvolks. Wir 
sind gewählte Volksvertreterinnen und -vertreter und entscheiden in der Regel so, 
wie wir es für den Auftrag unserer Wählerinnen und Wählern halten, ganz so wie es 
Noger-St.Gallen ausgeführt hat. 

Im Falle des Kredits für das Spital Altstätten, wie aber auch Wattwil, hat dieser 
Rat seinen Auftrag in der Mehrheit so interpretiert, dass der bewilligte Kredit wieder 
aufzuheben sei. Wir haben aber in diesem Fall nicht einen mutmasslichen Auftrag zu 
interpretieren. Wir haben im Gegenteil einen ausdrücklich geäusserten, klaren Ent-
scheid des Stimmvolks. Daher, meine ich, sollten es auch die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger sein, die diesen Kredit wieder aufheben oder ihn aber bestätigen. Hierzu 
richte ich einen Aufruf an die SVP-Fraktion. Sie betonen immer wieder, wie wichtig 
der Wille des Volks sei, wie wichtig unsere direkte Demokratie sei. Die Stimme des 
Volks halten Sie immer hoch und gerade Sie, geschätzte Mitglieder dieser Fraktion, 
müssten den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern heute Gelegenheit geben, sich 
selbst zu dieser Frage des Kredits für das Spital Altstätten zu äussern. Das soll selbst-
verständlich die übrigen Mitglieder dieses Rates nicht daran hindern, unseren Antrag 
gutzuheissen. Seien wir Demokraten im Sinn des Wortes – das Volk soll entscheiden. 
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Güntzel-St.Gallen: Ich weiss nicht, ob Maurer-Altstätten mir nicht zugehört hat, dafür 
habe ich Verständnis. Aber ich wiederhole deshalb, wir entziehen ja dem Volk nicht 
das Recht, darüber abzustimmen. Das Referendum kann von jedermann ergriffen 
werden. Es ist die Frage, ob wir das machen sollen oder nicht. Ich glaube, es hat 
guten Grund, dass wir zu unserem Beschluss stehen und den nicht von uns aus dem 
Volk vorlegen. 
 
Surber-St.Gallen: Ich möchte Maurer-Altstätten unterstützen. Wir haben einen Volks-
entscheid, der ist vorhanden, der ist klar und gibt einen klaren Auftrag und den wollen 
wir rückgängig machen. Da können wir doch vom Volk nicht verlangen, wieder dar-
über zu befinden, ob man den rückgängig machen soll und dafür 4'000 Unterschriften 
zu sammeln. Es ist unsere Pflicht. Wir sind im Übrigen auch nicht sicher, ob die Aus-
legung, dass es nur ein fakultatives Referendum ist, juristisch korrekt ist, um einen 
Volksentscheid rückgängig machen zu können. Diese Frage wäre noch zu klären. 
Aber wir empfinden es als unsere Pflicht, das Volk wieder zu befragen, ihm diesen 
Entscheid zu unterbreiten, damit es seinen eigenen Entscheid selbst rückgängig 
macht oder bestätigt. In unseren Augen dürfen wir das gar nicht für das Volk entschei-
den. 
 
Der Kantonsrat erlässt den Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Erneuerung 
und Erweiterung des Spitals Altstätten mit 85:22 Stimmen bei 4 Enthaltungen in der 
Schlussabstimmung. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der SP-Fraktion auf Unterstellung des Erlasses 
unter die Volksabstimmung (Ratsreferendum) mit weniger als 40 Stimmen (26:85 Stim-
men bei 1 Enthaltung) nicht zu. Die erforderliche Mehrheit von einem Drittel der Mit-
glieder des Kantonsrates nach Art. 132 Abs. 2 Bst. b GeschKR ist nicht erreicht. 
 
 
35.20.02 Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Erneuerung und 

Erweiterung des Spitals Wattwil 

Unterlagen: – Ergebnis der zweiten Lesung vom 30. November 2020 
– Antrag der Redaktionskommission vom 30. November 2020 

 
 
Thurnherr-Wattwil beantragt im Namen der SP-Fraktion, den Erlass nach Art. 132 Abs. 2 
Bst. b GeschKR der Volksabstimmung (Ratsreferendum) zu unterstellen. 

Was für den Beschluss von Altstätten gilt, gilt auch für Wattwil. Nur, Sie können 
es sich vorstellen, als Kantonsrat von Wattwil bin ich mittendrin in der Spitaldebatte 
und nicht nur dabei, und das seit sechs Jahren. Spatenstich im November 2016, 
Schliessung und Eröffnung im Juni 2018. Diese Eckpfeiler sind der Bevölkerung im-
mer noch in bester Erinnerung. Die Spitalregion 4 wuchs eigentlich nie zu einer rich-
tigen Spitalregion zusammen – schade. Die strategischen Entscheidungen pro Wil 
und kontra Wattwil wurden durch den Verwaltungsrat geschickt und gezielt durchge-
zogen. Ich verzichte bewusst auf eine Aufzählung. 
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Im Zentrum steht für die SP-Fraktion und v.a. auch für die Toggenburger Bürger 
der Volkswille. Die Fragen der Bevölkerung nach dem Wieso, Wie und Warum bleiben 
für sie weitgehend unbeantwortet. Und jetzt will man dem Volk keine Mitsprache ge-
währen. Mit diesem Referendum hätten wir einen klaren Entscheid der Spitalstrate-
gie. Gartmann-Mels, was passiert dann in Appenzell? Eine Kehrtwendung der Regie-
rung, ja, das wissen wir. Aber glauben Sie mir, dort ist die Regierung ganz sicher rein 
bürgerlich. Sie werden diese Frage des Spitalneubaus sicher nochmals der Landsge-
meinde vorstellen. 

Was für Appenzell gilt, wäre auch eine faire Sache für die Kantonsrätinnen und 
Kantonsräte aus der Region Fürstenland und Toggenburg. Unterstützen Sie das ge-
forderte Referendum, die Wähler haben diese Abstimmung verdient. 
 
Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann: Dem Ratsreferendum ist zuzustimmen. 

Die Argumente pro oder kontra Wattwil wurden zur Genüge diskutiert. Es geht 
nun um Demokratiepolitik oder demokratiepolitische Gründe. Was Noger-St.Gallen 
gesagt hat, das mag rein auf dem Papier sein, dass wir das Recht dazu haben, so zu 
entscheiden. Dürfen oder sollen wir 120 Räte ein glasklares Volksverdikt vom Jahr 
2014 aushebeln und einer ganzen Region ein nigelnagelneues Spital entziehen und 
es gleichzeitig für 10 Mio. Franken verscherbeln? Nein, finde ich, das dürfen wir 120 
Räte nicht und sonst nehmen wir uns zu wichtig. Klar, wir sind gewählt vom Volk, aber 
ich bin nicht vom Volk gewählt, um einen Volksentscheid der klar war, gleich wieder 
auszuhebeln, dafür würde ich mich sowas von schämen und deshalb kündigen wir 
auch das Ratsreferendum an. 

Zu Böhi-Wil und Louis-Nesslau: Vielen Dank. Ich besuchte zwei Spitalsitzungen 
mit Ihnen und Böhi-Wil hat sich immer klar geäussert, er unterstützt die Meinung der 
Regierung zur Strategie des Spitalverbunds, aber er möchte dem Volk Mitsprache 
geben – das nenne ich Demokratie. Und dann Gartmann-Mels, ich fasse es nicht, ich 
bin froh, sind Sie nicht mein Kantonalpräsident, wie Sie Ihre Mitglieder beschimpfen 
und Druck auf sie ausüben, das finde ich unmöglich. Ursprünglich durften wir mit rund 
zehn Mitgliedern der SVP-Fraktion rechnen, die sich für das Ratsreferendum aus-
sprechen – gut, es hätte schliesslich trotzdem nicht 40 Ja-Stimmen gegeben. Es 
wurde aber solcher Druck auf die Mitglieder ausgeübt, wie wir öffentlich Zeuge davon 
wurden; deshalb lobe ich mir diese vier oder fünf SVP-Mitglieder – mein persönliches 
Bravo. Ich werde mir noch genau ansehen, wer sie waren. 

Ich finde, das Volk ist der Souverän, das Volk soll entscheiden. Wenn Widmer-
Mosnang sagt, er spüre im Volk eine grosse Unterstützung der Spitalstrategie, da bin 
ich nicht so sicher, v.a. nicht bei uns im Tal. Befragen wir das Volk. Heute werden wir 
unterliegen und wir gehen vielleicht in die Richtung von Güntzel-St.Gallen; so haben 
andere Leute aus der Region die Möglichkeit für ein fakultatives Referendum. Ich bitte 
Sie, geben wir Wattwil nicht auf, Altstätten ist jetzt durch – ich kämpfe für Wattwil. 
 
Noger-St.Gallen (im Namen der FDP-Fraktion): Das Ratsreferendum ist abzulehnen. 

Ich wurde zweimal seitens der SP-Fraktion angesprochen. Es ist ja ein Versuch 
der Freundlichkeit, wenn man sagt, Noger-St.Gallen mag eventuell recht haben. Zu-
hause würde ich sagen, nein, es ist so. Die Begründung ist klar, aber ich bin auch so, 
dass ich sage, Sie mögen auch recht haben, weil Sie die Sache anders sehen. Ich 
kann verstehen, dass man sich in seinem Wahlkreis, in seinem Tal, in seiner Stadt 
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für die entsprechenden Gesundheitseinrichtungen in die Bresche wirft – das ist sicher 
richtig. Aber es geht nicht nur um die Demokratiepolitik, Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann, 
sondern es geht auch um die realistische Abwicklung einer Entwicklung, die wir an-
gestossen haben. Es geht darum, den notwendigen Umbau nicht aus theoretischen 
Gründen zu verzögern. Es geht darum, dass keine Unsicherheit für die Interessenten 
entsteht, die bereit sind, z.B. in Wattwil eine gute, zukunftsfähige Lösung anzubieten, 
die auch qualifizierte Arbeitsplätze sichert. Stellen Sie sich vor, wie ein Investor, ein 
Interessent umgehen muss, wenn er eine gewisse Zeit nicht weiss, wie die Verhand-
lungen weitergeführt werden können. 

Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann hat gesagt, er kenne die Stimmung im Toggen-
burg. Aber es wäre ja eine kantonale Volksabstimmung. Wie ist die kantonale Volks-
abstimmung zu gewinnen, wenn es um dieses eine Thema geht, Wattwil? 
 
Der Kantonsrat erlässt den Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Erneuerung 
und Erweiterung des Spitals Wattwil mit 83:24 Stimmen bei 4 Enthaltungen in der 
Schlussabstimmung. 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Die SP-Fraktion beantragt das Ratsreferendum. Nach 
Art. 132 des GeschKR sind für Referendumsbegehren aus der Mitte des Kantonsra-
tes eine Mehrheit von 40 Stimmen erforderlich. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der SP-Fraktion auf Unterstellung des Erlasses 
unter die Volksabstimmung (Ratsreferendum) mit weniger als 40 Stimmen (27:83 
Stimmen bei 1 Enthaltung) nicht zu. Die erforderliche Mehrheit von einem Drittel der 
Mitglieder des Kantonsrates nach Art. 132 Abs. 2 Bst. b GeschKR ist nicht erreicht. 
 
 
33.20.09A Kantonsratsbeschluss über die Erhöhung des Eigenkapitals der 

Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland in Form einer 
Umwandlung von Kontokorrent-Darlehen 

Unterlagen: Ergebnis der zweiten Lesung vom 30. November 2020 
 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Nach Art. 132 Abs. 2 Bst. a Ziff. 2 GeschKR ist für diese 
Abstimmung eine qualifizierte Mehrheit von 61 Mitgliedern des Kantonsrates erfor-
derlich. 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über die Erhöhung des Eigenkapi-
tals der Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland in Form einer Umwandlung 
von Kontokorrent-Darlehen mit 111:0 Stimmen in der Schlussabstimmung. 
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33.20.09B Kantonsratsbeschluss über die Umwandlung von Baudarlehen 

der Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland in Eigenka-
pital 

Unterlagen: Ergebnis der Spezialdiskussion vom 17. September 2020 
 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über die Umwandlung von Baudar-
lehen der Spitalregion Rheintal Werdenberg Sarganserland in Eigenkapital mit 111:0 
Stimmen in der Gesamtabstimmung. 
 
 
33.20.09C Kantonsratsbeschluss über die Erhöhung des Eigenkapitals der 

Spitalregion Fürstenland Toggenburg in Form einer Bareinlage 
und einer Umwandlung von Kontokorrent-Darlehen 

Unterlagen: Ergebnis der zweiten Lesung vom 30. November 2020 
 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Nach Art. 132 Abs. 2 Bst. a Ziff. 2 GeschKR ist für diese 
Abstimmung eine qualifizierte Mehrheit von 61 Mitgliedern des Kantonsrates erfor-
derlich. 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über die Erhöhung des Eigenkapi-
tals der Spitalregion Fürstenland Toggenburg in Form einer Bareinlage und einer Um-
wandlung von Kontokorrent-Darlehen mit 111:0 Stimmen in der Schlussabstimmung. 
 
 
33.20.09D Kantonsratsbeschluss über die Umwandlung von Baudarlehen 

der Spitalregion Fürstenland Toggenburg in Eigenkapital 

Unterlagen: Ergebnis der Spezialdiskussion vom 17. September 2020 
 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über die Umwandlung von Baudar-
lehen der Spitalregion Fürstenland Toggenburg in Eigenkapital mit 112:0 Stimmen in 
der Gesamtabstimmung. 
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34.20.09 Kantonsratsbeschluss über die Gewährung von Beiträgen für die 

Notfallversorgung 

Unterlagen: – Ergebnis der zweiten Lesung vom 30. November 2020 
– Antrag der Redaktionskommission vom 30. November 2020 

 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Nach Art. 132 Abs. 2 Bst. a Ziff. 2 GeschKR ist für diese 
Abstimmung eine qualifizierte Mehrheit von 61 Mitgliedern des Kantonsrates erfor-
derlich. 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über die Gewährung von Beiträgen 
für die Notfallversorgung mit 111:0 Stimmen in der Schlussabstimmung. 
 
 
22.20.04 IV. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz 

Unterlagen: – Ergebnis der zweiten Lesung vom 30. November 2020 
– Anträge der Redaktionskommission vom 30. November 2020 

 
 
Etterlin-Rorschach (im Namen der SP-Fraktion): Die Vorlage ist abzulehnen. 

Wir sind mit dem Finanzausgleich insgesamt, aber auch mit den neueren techni-
schen Anpassungen unzufrieden. Wir leisten uns ein 230 Mio. Franken teures Aus-
gleichssystem, das nachweislich wenig effektiv ist, was die geforderte Ausgleichswir-
kung bei den Gemeindesteuerfüssen betrifft. Die Disparität bei genau diesen 
Gemeindesteuerfüssen ist allgemein zu gross und hat in der Berichtsphase der ver-
gangenen vier Jahren sogar zugenommen. Tiefe Steuerfüsse bei den Gemeinden 
sind erodiert von 85 auf sage und schreibe 75 Prozent, während die höchsten Steu-
erfüsse nur leicht abgenommen haben, von 162 auf 160 Prozent. Sie müssen sich 
bewusst sein, dass im Vergleich zur steuergünstigsten Gemeinde mit der steuerteu-
ersten Gemeinde eine Person mehr als 100 Prozent mehr Gemeindesteuern bezah-
len muss. Wir müssen uns auch bewusst sein, dass 28 Prozent der gesamten Kan-
tonsbevölkerung in einer Gemeinde mit sehr hohen Steuerfüssen von über 145 Pro-
zent lebt. Leider besteht keine Bereitschaft des Kantonsrates, etwas für diese kon-
krete Entlastung zu tun. Uns stört, dass jährlich 33 Mio. Franken in Gemeinden mit 
tiefen oder sogar sehr tiefen Steuerfüssen fliessen. Wir erachten den Auftrag in der 
Kantonsverfassung als nicht erfüllt. Insgesamt hat der Finanzausgleich leider die Un-
gleichheit erhöht und behindert die Solidarität unter den Gemeinden. Wir sind der 
Meinung, dass der Steuerwettbewerb ruinöse Ausmasse angenommen hat. 

Mit dem verabschiedeten Prüfauftrag des Kantonsparlamentes mit der Auslege-
ordnung von verschiedenen Finanzausgleichsmodellen zu arbeiten, hegen wir eine 
kleine Hoffnung, dass vielleicht in vier Jahren eine Chance besteht, verschiedene 
Korrekturen anzubringen. Zur Zielsetzung der nachhaltigen Verbesserung der Stand-
ortattraktivität halten wir die Zusicherung fest, dass Standortattraktivität umfassend 
verstanden und nicht einseitig mit tiefen Steuern gleichgesetzt wird.  
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Der Kantonsrat erlässt den IV. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz mit 73:30 Stim-
men in der Schlussabstimmung. 
 
 
33.20.06 Kantonsratsbeschluss über die Festlegung des Ausgleichsfak-

tors des Ressourcenausgleichs für die Jahre 2021 bis 2026 

Unterlagen: Ergebnis der Spezialdiskussion vom 15. September 2020 
 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Der Kantonsrat hat in der Spezialdiskussion beschlos-
sen, den Ausgleichsfaktor nicht bis ins Jahr 2026, sondern bis ins Jahr 2024 festzu-
legen. Somit lautet der Erlasstitel neu wie folgt: «Kantonsratsbeschluss über die Fest-
legung des Ausgleichsfaktors des Ressourcenausgleichs für die Jahre 2021 bis 2024». 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über die Festlegung des Aus-
gleichsfaktors des Ressourcenausgleichs für die Jahre 2021 bis 2024 mit 107:0 Stim-
men in der Gesamtabstimmung. 
 
 
22.20.05 II. Nachtrag zum Gemeindegesetz 

Unterlagen: – Ergebnis der zweiten Lesung vom 30. November 2020 
– Anträge der Redaktionskommission vom 30. November 2020 

 
 
Der Kantonsrat erlässt den II. Nachtrag zum Gemeindegesetz mit 105:1 Stimme bei 
2 Enthaltungen in der Schlussabstimmung. 
 
 
22.20.08 V. Nachtrag zum Gesetz über die Pflegefinanzierung 

Unterlagen: – Ergebnis der zweiten Lesung vom 30. November 2020 
– Anträge der Redaktionskommission vom 30. November 2020 

 
 
Der Kantonsrat erlässt den V. Nachtrag zum Gesetz über die Pflegefinanzierung mit 
110:0 Stimmen in der Schlussabstimmung. 
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33.20.05A Kantonsratsbeschluss über einen Nachtragskredit zum Sonder-

kredit Förderungsprogramm Energie 2021–2025 

Unterlagen: Ergebnis der zweiten Lesung vom 2. Dezember 2020 
 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über einen Nachtragskredit zum 
Sonderkredit Förderungsprogramm Energie 2021–2025 mit 100:7 Stimmen bei 2 Ent-
haltungen in der Schlussabstimmung. 
 
 
33.20.05B Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Beteiligung an 

der Innovationspark AG und zur Gewährung von Betriebsbeiträgen 

Unterlagen: Ergebnis der zweiten Lesung vom 2. Dezember 2020 
 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Nach Art. 132 Abs. 2 Bst. a Ziff. 2 GeschKR ist für diese 
Abstimmung eine qualifizierte Mehrheit von 61 Mitgliedern des Kantonsrates erfor-
derlich. 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Beteili-
gung an der Innovationspark AG und zur Gewährung von Betriebsbeiträgen mit 92:3 
Stimmen bei 12 Enthaltungen in der Schlussabstimmung. 
 
 
33.20.05C Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Erstellung von 

Fotovoltaik-Anlagen auf kantonalen Hochbauten 

Unterlagen: – Ergebnis der zweiten Lesung vom 2. Dezember 2020 
– Anträge der Redaktionskommission vom 2. Dezember 2020 

 
 
Cozzio-Uzwil, Ratspräsident: Nach Art. 132 Abs. 2 Bst. a Ziff. 2 GeschKR ist für diese 
Abstimmung eine qualifizierte Mehrheit von 61 Mitgliedern des Kantonsrates erfor-
derlich. 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über den Sonderkredit zur Erstel-
lung von Fotovoltaik-Anlagen auf kantonalen Hochbauten mit 104:4 Stimmen bei 
2 Enthaltungen in der Schlussabstimmung. 
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